Fahrlässige Mittäterschaft und Schuldprinzip by Ko, Myoungsu
1 




zur Erlangung des akademischen Grades Dr. iuris (Dr. iur.) 
Juristische Fakultät 
Myoungsu Ko 
Präsidentin: Prof. Dr.-Ing. Dr. Sabine Kunst
Dekan: Prof. Dr. Dr. Stefan Grundmann, LL.M. 
Gutachter/in: 1. Prof. Dr. Luís Greco, LL.M. 
2. Prof. Dr. Tatjana Hörnle, M.A.
Datum der Einreichung:        27. August 2020
Datum der Promotion: 8. Dezember 2020
2 
Zusammenfassung 
Die verschiedenen Konzepte fahrlässiger Mittäterschaft werden dargestellt und als nicht über-
zeugend befunden. Der Hauptteil der Arbeit analysiert nach der kursorischen Feststellung, 
dass das Analogieverbot der Figur nicht entgegensteht, konkret die Unbegründbarkeit fahr-
lässiger Mittäterschaft auf der Grundlage des höchstpersönlichen Schuldprinzips, das als ver-
fassungsrechtlicher Grundsatz die Grundlage des gesamten Strafrechtssystems bildet. Die 
richtige Lösung bei fahrlässigem Zusammenwirken besteht in einer Vorverlagerung des Fahr-
lässigkeitsschuldvorwurfs unter Annahme eines psychischen Beitrags zum Erfolgseintritt. Dies 
entspricht sowohl dem Wesen der Fahrlässigkeitsdelikte als auch dem Schuldprinzip. 
Abstract 
This study critically analyzes the various ideas for negligent co-perpetration and concludes 
that this legal idea is not convincing. The main part of this study is to analyze that negligent 
co-perpetration lacks justification based on the guilt principle, which is the foundation of the 
entire criminal justice system, although negligent co-perpetration could be established, since 
this does not violate the prohibition of analogy.  And the desirable solution for cases of negli-
gent cooperation is concretely presented.: To advance the accusation of negligence in accord-
ance with the nature of the criminal negligence and the guilt principle. The criminal negligence 
is based on the single concept of perpetrator and the psychological contribution could estab-
lish the illegality of behaviour. In order to apply this solution, the illegality of negligent behav-
ior must always be proven. Then there is no need for negligent co-perpetration. 
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Fahrlässige Mittäterschaft, Schuldprinzip, Fahrlässigkeitsdelikt, 
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Teil 1: Einführung 
A. Problemstellung: Konstruierbarkeit und Legitimierbarkeit einer fahrlässigen 
Mittäterschaft 
 
Unsere heutige Gesellschaft ist durch Industrialisierung und Hochtechnologie geprägt; kein 
Wunder also, dass sich die Formen von Zusammenarbeit und Arbeitsteilung stark ausgeweitet 
haben und dass Rechtsgutverletzungen, an denen mehrere zur Sorgfalt Verpflichtete invol-
viert sind, ins Zentrum juristischer Aufmerksamkeit geraten. Verstöße gegen die Sorgfalts-
pflicht durch mehrere Personen, die zu einer Rechtsgutsverletzung führen, können in ver-
schiedenen Formen1 auftreten. Bei fahrlässigem Zusammenwirken2 – insb. bei Kollegialent-
scheidung – sind Debatten über Kausalitäts- und Zurechnungsprobleme entstanden, weil der 
BGH in dem bekannten sog. „Lederspray“-Fall (BGHSt 37, 106)3 die Probleme in der Tat so 
gelöst hat, als ob fahrlässige Mittäterschaft angewendet worden wäre, obwohl der BGH die 
Rechtsfigur offiziell ablehnt. Denn nach der herkömmlichen Auffassung, von der sich das Ge-
richt bis heute noch nie distanziert hat, gibt es Mittäterschaft nur bei vorsätzlichen Delikten. 
Dennoch hat der BGH im „Lederspray“-Fall alle Gremiumsmitglieder in Unternehmen auch 
in Bezug auf das bejahte Fahrlässigkeitsdelikt in der Sache als Mittäter betrachtet, somit ihre 
Stimmabgaben vor der Bestimmung der Kausalität zusammengefasst und dann die conditio–
Formel auf alle Stimmen zusammen angewendet.4 Da der BGH jedoch keine ausformulierte 
Begründung für die jeweilige Feststellung der Kausalität und für die Erfolgszurechnung an die 
einzelnen Mitglieder angegeben hat, hat die Entscheidung die Aufmerksamkeit der Befürwor-
ter fahrlässiger Mittäterschaft auf sich gezogen. Sie halten diese Konstellation für einen guten 
Beleg dafür, dass es für jene Rechtsfigur ein bestimmtes praktisches Bedürfnis gibt.5 Wohl 
dank dieser kriminalpolitischen Notwendigkeit scheint die Meinung, die die fahrlässige Mittä-
terschaft bejaht, jetzt sogar zu überwiegen.6 
                                                          
1 Vgl.  Teil  2 .  
2 In d ieser  Arbei t ,  d ie  fahr läss ige Mittäte rschaf t  ablehnt ,  wird  d ieser  Begriff  des fahr lässi -
gen Zusammenwirkens möglichs t  ans tel le  von fahr lässiger  Mit tä ter schaf t  verwendet .  In  Be-
zug auf d ie  Verwendung des Begri ffs ,  vgl .  Gropp ,  GA 2009,  265 (278) .  
3 Näheres vgl .  Tei l  2  B.  
4 Puppe,  GA 2004,  129 (132) .  
5 V.a.  weist  Puppe darauf  hin,  dass das  Ziel  der  meisten Befürworter  dar in  besteht ,  das Kau-
sa l i tä t sprob lem be i  überbedingter  Gremienentscheidung,  das  zu einer  Stra fbarke it slücke 
führen könnte,  „vornehmlich oder  gar  ausschl ieß l ich“ zu lösen.  (Puppe,  GA 2004,  129 (132)) ;  
auch vgl .  Böhringer,  Fahr läss ige Mittäte rschaf t ,  2017,  S.  33 f .  
6 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamtta t ,  1996,  S.  174 ff . ;  Ransiek,  Unternehmenss tra frecht ,  
1996,  S.  73 ff . ;  Weißer,  Kollegialentsche idungen,  1996,  S.  146 ff . ;  d ies. ,  JZ 1998,  230  
(230 ff . ) ;  Renzikowski ,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  S.  261,  282 ff . ;  ders. ,  FS-Otto ,  423 
(439);  Kamm, Die fahr lässige Mit täter schaf t ,  1999,  S.  175 ff . ;  Kim, Mittäterschaf t  beim 
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Ein Hintergrund des Streits um die Anerkennung fahrlässiger Mittäterschaft ist sicherlich die 
sog. gegenseitige Zurechnung über § 25 Abs. 2 StGB und die Nichtbestrafung des Versuchs 
fahrlässiger Straftaten. Ohne eine fahrlässige Mittäterschaft muss man bei jedem Involvierten 
für sich genommen die Voraussetzungen der Kausalität und der objektiven Zurechnung beja-
hen können, bevor man zu einer Bestrafung wegen einer fahrlässigen Rechtsgutsverletzung 
kommt. Gelingt das nicht, bedeutet dies im Prinzip Straffreiheit, denn ein fahrlässiger Versuch, 
wenn überhaupt konzipierbar, ist auf jeden Fall straflos. Sieht man die Involvierten als Mittä-
ter an, entfällt das Erfordernis einer für jeden getrennt zu bejahenden Kausalität und Erfolgs-
zurechnung. Hierin liegt der Charme der Lösung durch die fahrlässige Mittäterschaft. 
In § 25 Abs. 2 StGB ist lediglich »Begehen mehrere die Straftat gemeinschaftlich« als Vo-
raussetzung festgelegt. Dies lässt verschiedene Auslegungen zu.7 Die Befürworter gehen da-
her vom Auslegungsraum des § 25 Abs. 2 StGB aus. Im Großen und Ganzen nutzen sie als 
Ausgangspunkt für fahrlässige Mittäterschaft eine gesetzespositivistische Rechtfertigung und 
den Verzicht auf die Feststellung der individuellen Kausalität über § 25 Abs. 2 StGB. Der Begriff 
einer Straftat nach § 25 Abs. 2 StGB umfasse vorsätzliche und fahrlässige Begehung sowie 
mittäterschaftliche Unterlassung,8 und für die „gemeinschaftliche Begehung“ sei kein gemein-
samer Tatplan erforderlich.9 Die gesetzliche Grundlage für fahrlässige Mittäterschaft sei also 
§ 25 Abs. 2 StGB. 
Danach zeigen sie die Konstruierbarkeit fahrlässiger Mittäterschaft an einer anderen spezi-
fischen Voraussetzung, nämlich aufgrund des Unterschieds zwischen vorsätzlicher und fahr-
lässiger Straftat.10 Da die für vorsätzliche Mittäterschaft geltenden Voraussetzungen nicht auf 
                                                          
Fahr läss igke it sde l ikt ,  2001,  S.  286  ff . ;  Knauer,  Kollegia lentscheidung,  2001,  S.  181  ff . ;  Hä-
r ing,  Die Mittä ter schaft  beim Fahrlässigkei t sdel ikt ,  2005,  S.  202 ff . ;  Haas,  Theorie  der  Tat-
her rschaft ,  2008,  S.  141  ff . ;  ders. ,  Mat t /Renzikowski -StGB, §  25 ,  Rn.  100;  Roxin,  Täter-
schaf t  und Tatherrschaf t ,  S .  769 f. ;  Steckermeier,  Der  Tatentschluss von Mittätern,  2015,  
S.  216 ff . ;  Hi lgendor f,  NStZ 1994,  561 (563);  Lampe,  ZStW 106 (1994) ,  683 (692 f. ) ;  Lesch,  
GA 1994,  112 (119 ff . ) ;  ders. ,  JA 2000,  73  (78) ;  Schumann,  StV 1994,  106 (110);  Jakobs ,  
GA 1996,  253  (265);  Küpper,  GA 1998,  519 (526 f. ) ;  B loy,  GA 2000,  392 (395);  Utsumi ,  
Jura 2001,  538 (540);  d ies. ,  ZStW 119 (2007) ,  768 (787) ;  Riedo/Chvojka,  ZStrR 2002,  152 
(160 ff . ) ;  Pfei ffer,  Jura 2004,  519 (525) ;  Heine/Weißer,  Sch/Sch-StGB, Vor §§ 25  ff . ,  
Rn.  114 ff . ;  Fr i ster,  AT,  §  26,  Rn.  4  ff . ;  Kaspar,  AT,  §  9 ,  Rn.  69  ff .  
7 Ebenso Knauer,  Kol legialentsche idung,  2001,  S .  191 f. :  Er  weist  darauf  hin ,  dass d ie  Be-
deutung des Wor tlauts e ines gemeinschaft l ichen Begehens offen b leib t .  
8 V.a.  vgl .  Knauer,  Kol legialentscheidung,  2001 ,  S.  191 f. ;  Weißer,  JZ 1998,  230 (232 f. ) .  
9 Heine/Weißer,  Sch/Sch-StGB, Vor §§  25 ff . ,  Rn.  114.  
10 Im Gegensatz  dazu versuchen e inige,  durch die  Strukturgle ichheit  zwischen vorsätzl ichem 
und  fahr läss igem Zusammenwirken ein  a l lgemeingült iges Verb indungselement  für  vorsätz -
l iche sowie fahr läss ige  Mittä ter schaft  zu f inden. ;  Vgl.  bere i t s  Exner,  FG-v.Frank,  569 
(573 ff . ) :  Es gebe ke inen Unterschied zwischen Vorsa tz  und Fahrlässigkei t ,  da  d ie  Handlung 
mi t  der  Voraussehbarke i t  des Er fo lgs er folgt .  Wenn jeder  Mit täter  den Erfo lgseintr i t t  vo-
raussieht  und jeder  Beitrag i .S.v  Bedingungstheorie  ursächl ich i st ,  werde  jeder  gleichze it ige  
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fahrlässige Straftaten übertragen werden können, richtet sich ihr Interesse auf die Vorausset-
zungen, unter denen fahrlässige Mittäterschaft begründet werden könnte. Es gibt keine sub-
jektive Anknüpfung zwischen den am fahrlässigen Zusammenwirken Beteiligten. Allenfalls 
könnte ein Bewusstsein der Beteiligten für die Schaffung oder Erhöhung einer Gefahr durch 
die Zusammenarbeit mit anderen gefordert werden. Die Vertreter fordern daher in der Regel 
eine Kenntnis des gemeinsamen Zusammenwirkens bzw. des gemeinsamen Handlungspro-
jekts in subjektiver Hinsicht und eine gemeinschaftliche Sorgfaltspflichtverletzung in objekti-
ver Hinsicht im Gegensatz dazu, dass für vorsätzliche Mittäterschaft subjektiv ein gemeinsa-
mer Tatentschluss bzw. Tatplan und objektiv eine gemeinschaftliche Tatausführung erforder-
lich sind. 
Dieser Ansatz zur Konstruktion fahrlässiger Mittäterschaft könnte als überzeugend angese-
hen werden, wenn nur ihre Konstruierbarkeit behandelt wird. Hier soll jedoch darauf hinge-
wiesen werden, dass sich juristische Fragen nicht in Fragen der Konstruktion erschöpfen; noch 
vor der Konstruktion gilt es, die Frage der Legitimation zu stellen. Im vorliegenden Zusammen-
hang bedeutet dies, dass man einen Grund für die gravierende Rechtsfolge der gegenseitigen 
Zurechnung im Fahrlässigkeitsbereich bieten muss – was die Konstruktionen bereits als geklärt 
voraussetzen, ohne sich selber dazu zu verhalten. 
Im Strafrecht reicht es nicht aus, die Straftat eines anderen wie die eigene nur mit gesetzes-
positivistischer Rechtfertigung zuzurechnen. Jede Bestrafung muss nach dem Schuldprinzip 
erfolgen, das aus dem Menschenbild des GG hervorgeht und im Strafrecht seine eigene Be-
deutung hat. Andernfalls könnte diese Rechtsfigur rechtsethisch nicht gerechtfertigt werden11 
und sogar zum Zusammenbruch des gesamten Strafrechtssystems führen.12 
                                                          
Beitrag als  Mi t tä ter schaf t  festgelegt . ;  Bindokat ,  JZ 1979,  434 (434 ff . ) :  Er  nimmt „die Wil -
lensverbindung als  Ursache des Er fo lges“ als  a l lgemeines Merkmal für  d ie  vorsä tzl iche und 
fahr lässige Mit tä ter schaf t  an,  wenn jeder  Betei l igte  eine  gemeinsame Handlung mi t  anderen 
vereinbar t  hat .  Die  Best rafung jedes Bete i l igten als  fahr läss iger  Mit tä te r  er fordere das  Be-
wusstsein jedes Betei l igten für  die  Mögl ichkeit  des E intr i t ts  des ungewol l ten Er folgs. ;  
Schmidhäuser,  AT,  5/4  ff . ,  5 /13 ff . :  Er  meint ,  dass es ke inen Unterschied  im Handlungswi l -
len zwischen Vorsatz  und Fahr lässigke it  a l s  Rechtsbegri ff  nach der  intent iona len Handlungs-
lehre gibt . ;  auch Kim,  Mit tä ter schaft  beim Fahrläss igke it sde l ikt ,  2001,  S.  215 ff .  
11 Insb.vgl .  Greco,  ZIS 2011,  674 (687);  ders. ,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka ,  361 (366);  
auch Kraatz ,  Die  fahr lässige  Mit tä ter schaf t ,  2006,  S .  249 ff . ,  294;  Roxin,  Täterschaf t  und  
Tatherr schaf t ,  S.  277 :  Die Fes t legung mi t tä ter schaf t l icher  Zurechnung durch die  gese tz l iche  
Ausnahmevorschr i ft  „auf  den al lmächtigen Willen des Gese tzgebers“ sei  keine  Lösung. ;  
Kreuzberg,  Täterschaft  und Teilnahme a ls  Handlungsunrechts typen,  2019,  S.  716 f. ;  Puppe,  
GA 2004,  129 (129) ,  (135);  Murmann,  S/S/W-StGB, §  25,  Rn.  35 :  Legi t imierung der  wech-
se lsei t igen Zurechnung se i  entscheidend für  fahr läss ige Mittäte rschaf t .  
12 Ebenso Puppe ,  GA 2004,  129 (146) :  S ie  weis t  darauf hin,  dass d ie  Annahme fahr lässiger  
Mit tä ter schaft  unabsehbare Konsequenzen haben könnte . ;  auch Krey/Esser,  AT,  §  50,  
Rn.  1342.  
16 
Diese Rechtfertigung ist insb. für die Behandlung der gegenseitigen Zurechnung erforder-
lich, da das Schuldprinzip prima facie für den Standpunkt »Jeder versagt für sich allein«13 zu 
sprechen scheint. 
B. Aufbau der Untersuchung
Beginnend mit einer Sichtung des für die Debatte grundlegenden Fallmaterials (Teil 2), wer-
den die im Schrifttum wichtigsten Konzepte einer fahrlässigen Mittäterschaft dargestellt und 
einer kursorischen Kritik unterzogen (Teil 3). In Teil 4 wird zuerst die Frage aufgeworfen, ob 
die fahrlässige Mittäterschaft mit dem Analogieverbot und dem Schuldprinzip vereinbar ist; 
die erste Frage lässt sich bejahen, nicht hingegen die zweite. Im Anschluss wird eine eigene 
Meinung entwickelt, die das Schuldprinzip ernst nimmt und jeden fahrlässig Handelnden nur 
für das zur Verantwortung zieht, was er selbst verschuldet hat. Teil 5 fasst die wesentlichen 
Ergebnisse der Arbeit kurz zusammen. 
13 Puppe,  GA 2004,  129 (129);  ebenso Kraatz ,  Die fahr lässige Mit tä ter schaf t ,  2006,  S.  368.  
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Teil 2: Das Fallmaterial 
 
Es soll mit den wichtigsten von der Rspr. entschiedenen Fällen begonnen werden, die den 
Befürwortern der Figur als Anlässe gedient haben, ihren Standpunkt zu vertreten. Dabei lassen 
sich verschiedene Konstellationen voneinander unterscheiden. Bei der ersten Gruppe, die vor-
liegend behandelt wird, ist der Sachverhalt nicht vollends aufklärbar. Hier liegt das Problem in 
erster Linie darin, dass die Kausalität schwer beweisbar erscheint; in einer (distopischen) Welt, 
in der alles aufgezeichnet würde, was je der Fall gewesen ist, könnte es zu diesen Fällen gar 
nicht kommen. Zu unterscheiden sind diese Fälle von denjenigen, in denen der Sachverhalt 
vollumfänglich ermittelbar ist, es aber begrifflich problematisch ist, die Kausalität auf Grund-
lage der herkömmlichen Formeln zu bejahen. Um diese, die Fälle sog. überbedingter Erfolge 
sind, wird es u. B. gehen. Sozusagen zwischen beiden scheinen die Konstellationen der kumu-
lativen Kausalität zu liegen, u. C.  
 
A. Unbeweisbarkeit der individuellen Kausalität für den Erfolg 
I. Der „Rolling-Stones“-Fall 
1. Die Entscheidung des schweizerischen Bundesgerichts 
 
In diesem Fall, den das schweizerische Bundesgericht zu entscheiden hatte, ging es um fol-
genden Sachverhalt14: „Am 21. April 1983, gegen 18.55 Uhr, bemerkten A. und B. auf der Rück-
fahrt von ihrer Waldhütte in X. neben der Straße am rechten Tössufer zwei grosse Steinbro-
cken, welche sie auf Anregung von A. den dortigen Abhang bzw. über einen überhängenden 
Felsen hinunterzurollen beabsichtigten. Da ihnen einerseits die örtlichen Verhältnisse bestens 
bekannt waren, sie insb. wussten, dass sich in jenem Bereich am Tössufer öfters Leute – vor-
wiegend Fischer – aufhielten, und ihnen andererseits bewusst war, dass mit den großen Stei-
nen von ca. 52 kg bzw. über 100 kg Gewicht eine Person, die sich zufällig im Gefahrenbereich 
aufhält, getroffen werden könnte, ging B. auf Vorschlag von A. ein paar Schritte nach vorn 
gegen den Abgrund, um abzuklären, ob sich jemand unten am Abhang bzw. im Bereich des 
Tössufers aufhalte. Dabei rief er einmal laut hinunter, ob jemand unten sei, wobei er aber von 
seinem Standort aus das rechte Tössufer nicht einsehen konnte. Nachdem auf das Rufen nie-
mand geantwortet hatte, kehrte B. zu A. zurück, behändigte den grossen, über 100 kg schwe-
ren Stein und liess ihn den Abhang hinunterrollen. Unmittelbar nachher rollte A. den kleine-
ren, ca. 52 kg schweren Stein ebenfalls hinunter. Es steht fest, dass der unter dem Abhang 
                                                          
14 BGE 113 IV 58  (58) .  
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befindliche Fischer C. von einem der beiden Steine tödlich getroffen wurde; jedoch konnte 
nicht geklärt werden, von welchem der beiden.“ 
Das schweizerische Bundesgericht hat wie folgt entschieden: „Wenn sich mehrere Personen 
(entgegen der Sorgfaltspflicht) dazu entschlossen haben, die gleiche Handlung durchzuführen 
und diese in arbeitsteilige Weise durchzuführen, führt die Annahme eines Kausalzusammen-
hangs zwischen der gemeinsam beschlossenen und vorgenommenen Gesamthandlung und 
dem eingetretenen Erfolg zur Strafbarkeit aller Beteiligten.“15 
Diese Entscheidung befasst sich mit der Zurechnung jedes einzelnen sorgfaltswidrigen Bei-
trags zum Erfolg, obgleich nicht festgestellt werden konnte, wer den Stein hinuntergerollt hat, 
der zum Tod von Fischer C geführt hat. Das schweizerische Bundesgericht hat auf „die Kausa-
lität zwischen der gemeinsam vorgenommenen Gesamthandlung und dem eingetretenen Er-
folg“ abgestellt, nicht auf die Kausalität jedes Einzelbeitrags zum Erfolg. Denn die beiden woll-
ten die beiden Steine gemeinsam hinunterrollen lassen.16 Es wurde daher festgestellt, dass 
einer der beiden Steine, d.h. jede sorgfaltswidrige Handlung beider Angeklagten zum Tod ge-
führt hat.17 
In dieser Konstellation, in der die individuelle Kausalität jedes Beteiligten nicht festgestellt 
wurde, hat das schweizerische Bundesgericht eine Voraussetzung für die Kausalität der Ge-
samttat erwähnt: „[...]wenn die sorgfaltswidrige Handlung gemeinsam beschlossen und in der 
Folge in einem nahen örtlichen und zeitlichen Zusammenhang gemeinsam durchgeführt 
wird.“18 
 
2. Bemerkungen zur Entscheidung (I); insb. die Reaktionen hierauf 
 
In dieser Entscheidung wurde A wegen fahrlässiger Tötung gem. Art. 117 SchStGB bestraft. 
Obwohl das schweizerische Bundesgericht fahrlässige Mittäterschaft nicht ausdrücklich er-
wähnt hat, wird diese Entscheidung jedoch als Paradefall fahrlässiger Mittäterschaft angese-
hen, da das Kausalitätsproblem durch die Aufstellung einer Art Gesamttat gelöst wurde.19 Auf-
                                                          
15 BGE 113 IV 58 ,  Le it sa tz .  
16 BGE 113 IV 58  (60) .  
17 BGE 113 IV 58  (60) .  
18 BGE 113 IV 58  (60) .  
19 Vgl.  Puppe ,  GA 2004,  129 (129 f. ) ;  Greco,  JRE Bd.  27  (2019)=GS-Hruschka ,  361  (363):  
Dies  komme fahr läss iger  Mi ttäterschaf t  „ in der  Sache“ nahe. ;  Maurach/Gössel /Zipf-Ren-
zikowski ,  AT II ,  §  49,  Rn.  112 ;   
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grund der gleichen Problemstruktur, die in Deutschland eine Entscheidung für fahrlässige Tö-
tung nach § 222 StGB und dieses Urteil nach Art. 117 SchStGB20 verbindet, hat auch die deut-
sche Literatur auf dieses Problem reagiert. Einige Autoren haben der Lösung des schweizeri-
schen Bundesgerichts zugestimmt,21 aber die h.M. in Deutschland hat sie abgelehnt.22 In den 
folgenden Fällen – dem sog. „Streichholz“-Fall und dem „Kerzen“-Fall –, die vor und nach je-
nem schweizerischen Urteil entschieden wurden und in denen die individuelle Kausalität für 
den Erfolg jedes Beteiligten nicht bestimmt wurde, wurden unterschiedliche Ansätze verwen-
det. 
Der „Rolling-Stones“-Fall zeigt deutlich, dass das Kausalitätsproblem bei fahrlässigem Zu-
sammenwirken relativ einfach mit der Rechtsfigur fahrlässiger Mittäterschaft gelöst werden 
kann, da auf die Feststellung der individuellen Kausalität jedes Beteiligten verzichtet werden 
kann, wenn die kausalitätsersetzende Funktion des § 25 Abs. 2 StGB angenommen wird.23 Die 
vom schweizerischen Bundesgericht festgelegten Bedingungen sind denen, die Vertreter fahr-
lässiger Mittäterschaft annehmen, ziemlich ähnlich: a) eine gemeinsame vorgenommene Ge-
samthandlung, b)  eine Entscheidung, die gleiche Handlung in Arbeitsteilung auszuführen, c) 
eine gemeinsame Durchführung in einem nahen örtlichen und zeitlichen Zusammenhang. Die 
verschiedenen Ansätze zur fahrlässigen Mittäterschaft werden im Folgenden24 ausführlich un-
tersucht. 
Die meisten Autoren, die fahrlässige Mittäterschaft ablehnen, sind der Ansicht, dass die bei-
den Beteiligten aufgrund Unbeweisbarkeit der individuellen Kausalität nach dem »in dubio 
pro reo«-Prinzip freigesprochen werden sollten.25 Einige schlagen dagegen vor, die beiden Be-
teiligten jeweils als Alleintäter bzw. Nebentäter zu bestrafen.26 Hier wird die Bestrafung we-
                                                          
demgegenüber  Böhringer,  Fahr läss ige Mittä ter schaf t ,  2017,  S.  29 f . :  Durch d ie  Bestät igung 
einer  späteren Entscheidung (BGE 126 IV,  84 (88))  schl ieß t  er,  dass das  schweizer ische  
Bundesger icht  dieses Ergebnis „a ls  Lösung auf  Kausal i tä t sebene“ angesehen ha t .  
20 Ar t .  117 SchStGB (Fahrläss ige Tötung) :  „Wer fahr lässig den Tod eines Menschen verur-
sacht ,  wird  mi t  Freihei tsstra fe  b is  zu drei  Jahren oder  Geldstra fe  bes tra f t .“  
21 Ot to ,  FS-Spendel ,  271 (282 f . ) ;  Riedo /Chvolka,  ZStR 2002,  152  (162 ff . ) :  Die  Lösung se i  
„der  sachlich r icht ige Weg zur  Lösung“.  
22 Donatsch,  SJZ 1989,  109 (110 ff . ) ;  Walder,  FS-Spendel ,  1992 ,  363 (363) ;  Puppe,  GA 2004,  
129 (131 f. ) .  
23 Näheres hierzu Vgl.  Tei l  2  A I  3 ,  Teil  3  C.  
24 Vgl.  Teil  3  B,  C.  
25 Puppe,  GA 2004,  129 (129 f. ) .  
26 Kraa tz ,  Die  fahr lässige  Mittäterschaf t ,  2006,  S .  358;  Baumann,  JuS 1963,  85 (86) ;  Do-
na tsch,  SJZ 1989,  109 (111);  Gropp,  GA 2009,  265 (274 ff . ) ;  ders. ,  AT,  §  10,  Rn.  216 ;  Rotsch,  
FS-Puppe ,  887 (906) ;  Greco,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (362);  Joecks,  MüKo-
StGB, §  25,  Rn.  289;  Baumann/Weber /Mitsch/Eisele ,  AT,  §  25,  Rn.  88 ;  Jescheck/Weigend,  
AT,  §  63 I  3 ,  S.  676;  Murmann,  AT,  §  27,  Rn.  55;  Stratenwer th/Kuhlen,  AT I ,  §  15,  Rn.  77.  
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gen Verabredung des sorgfaltswidrigen Verhaltens durch die Vorverlagerung des Schuldvor-
wurfs bei Fahrlässigkeitsdelikten (etwa: bereits die Verabredung zum gemeinsamen Steinwurf 
soll sorgfaltspflichtwidrig sein)27 oder wegen des Unterlassens der Sicherungsmaßnahmen 
durch Unterlassungsdelikte dargestellt. Letzteres wird im nächsten Abschnitt behandelt und 
kritisiert.  
 
3. Bemerkungen zur Entscheidung (II): Kausalitätsersetzende Funktion des § 25 Abs. 2 
StGB? 
 
Die Terminologie von Puppe, die von „kausalitätsersetzender fahrlässiger Mittäterschaft“28 
spricht, beschreibt deutlich den Kern der anlässlich dieses Falls sich entfaltenden Diskussion. 
Puppe kritisiert vehement, dass Befürworter fahrlässiger Mittäterschaft versuchen, diese 
Rechtsfigur einzuführen, um die individuelle Kausalität jedes Beteiligten für den Erfolg nicht 
mehr festzustellen zu müssen.29 Die Kritik basiert auf dem Grundgedanken »Jeder versagt für 
sich allein«: Das Versagen anderer sollte nicht dem Täter zugerechnet werden, auch wenn es 
seinem eigenen Versagen entspricht oder beide miteinander zusammenhängen.30 Auch bei 
Mittäterschaft dürfe daher auf die Feststellung der individuellen Kausalität nicht verzichtet 
werden.31 Unter diesem Gesichtspunkt wäre die Annahme fahrlässiger Mittäterschaft nicht 
mehr erforderlich, weil sich die von den Befürwortern angegebenen Konstellationen, um die 
Notwendigkeit der Einführung fahrlässiger Mittäterschaft zu demonstrieren, auf die Kausali-
tätsprobleme bei fahrlässigem Zusammenwirken beziehen.32 
Hingegen meint Hoyer, dass bei Mittäterschaft die Feststellung der individuellen Kausalität 
für den Enderfolg, anders als bei mittelbarer Täterschaft oder Anstiftung, nicht erforderlich 
ist, da „die Mitwirkung am gemeinsamen Tatplan“ jedes Mittäters bereits kausal für den Erfolg 
                                                          
27 Günther,  JuS 88,  386  (386 f. ) ;  Gropp,  GA 2009,  265 (274 ff . ) ;  Ro tsch,  FS-Puppe,  887 
(906);  Greco ,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka ,  361(378):  „die  Verstärkung der  d r i t tgefähr-
denden Motiva t ion anderer“;  Murmann,  AT,  §  25,  Rn.  55 :  So wohl das  Herab werfen der  
Ste ine  als  auch d ie  psychische  Bestärkung des anderen se ien fahr läss ig . ;  Krey/Esser,  AT,  
§  50,  Rn.  1342;  Kühl ,  AT,  §  20,  Rn.  116b ;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  16 II I  2 ,  Rn.  836 .  
28 Puppe,  GA 2004 ,  129 (135 ff . ) ;  auch Kraa tz ,  Die  fahr läss ige Mittäter schaf t ,  2006 ,  S.  322.  
29 Puppe,  GA 2004,  129 (135 f . ) .  
30 Puppe,  GA 2004,  129 (129) .  
31 Insb.  weist  Greco darauf  hin,  dass Puppes Argument auf einer  Verwechslung zwischen den  
beiden unterschiedl ichen Anknüpfungspunkten der  Kausalzusammenhänge  –  das gemein-
same Handeln und der  Ender folg –  beruht .  Es se i  daher  tauto logisch,  dass jeder  e inze lne  
Beitrag für  den ersten Anknüpfungspunkt  kausa l  sein  muss .  (Greco ,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-
Hruschka,  361 (365) ,  (375):  ob wohl er  der  Aussage  »Jeder  versagt  für  s ich al le in« zu-
st immt.) ;  auch Hoyer,  FS-Puppe,  515 (524  ff . ) .  
32 Puppe,  GA 2004,  129 (132);  Wessels /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 II I  2 ,  Rn.  836.  
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ist.33 Er gibt die Voraussetzungen für den Verzicht auf die Feststellung der individuellen Kau-
salität an: Die Zusage und die Ausführung des verabredeten Tatbeitrags reichen aus, um die 
Kausalität bei Mittäterschaft festzustellen.34 Damit bestimmt er die Kausalität des Einzelver-
haltens für den Gesamttaterfolg im „Rolling-Stones“-Fall35 und daraufhin die objektive Zu-
rechnung nach dem Prinzip der Risikoerhöhung unter Annahme fahrlässiger Mittäterschaft. 
Puppe weist jedoch darauf hin, dass Mittäterschaft die strengste Zurechnung, nämlich die ge-
genseitige Zurechnung, im Gegensatz zu Anstiftung und Beihilfe betrifft. Im Gegensatz zu den 
Fällen mittelbarer Täterschaft gibt es keine Beherrschung des anderen Mittäters als Werkzeug 
bei Mittäterschaft.36 
Diese Auseinandersetzung zeigt deutlich, dass der Verzicht auf die Feststellung der indivi-
duellen Kausalität ein wesentliches Motiv für die Einführung fahrlässiger Mittäterschaft ist. 
Denn wenn die individuelle Kausalität festgestellt werden muss, gäbe es keinen wesentlichen 
Unterscheid zur Bestrafung als Nebentäter, und somit würde der Grund für die Einführung 
fahrlässiger Mittäterschaft hinfällig: Bei fahrlässigem Zusammenwirken aufgrund des Fehlens 
eines gemeinschaftlichen Tatentschlusses ist die Anknüpfung zwischen den Beteiligten schwä-
cher als bei (vorsätzlicher) Mittäterschaft. Für die Gemeinsamkeit zwischen den Beiträgen 
wird daher die Voraussetzung der zeitlichen und qualitativen Abhängigkeit der Tatbeiträge 
gefordert.37 Dann sollten nur die gleichartigen und gleichzeitigen Beiträge berücksichtigt wer-
den. Die Bestrafung für die Fahrlässigkeitstat ergibt sich darüber hinaus aus der nachträglichen 
Wertung.38 Auf Basis dieser Struktur des fahrlässigen Zusammenwirkens wäre es daher nicht 
einfach festzustellen, wessen Beitrag den Erfolg verursacht hat. Insb. wird der Versuch bei 
fahrlässigen Straftaten nicht bestraft. Aus diesen Gründen könnte der Schluss gezogen wer-
den, dass der Verzicht auf die Feststellung der individuellen Kausalität bei fahrlässigem Zu-
sammenwirken eine wichtige Rolle spielt. Für Befürworter ist es sowohl der wichtigste Aus-
                                                          
33 Hoyer,  FS-Puppe,  515 (516) ,  (524 f. ) .   
34 Näheres hierzu Vgl.  Tei l  3  C III .  
35 Die Zusage,  dass  s ich beide  am Abrol len eines  jeden Steins bete i l igen,  hat  s ich gegense i t ig 
beeinf luss t ,  und beide haben nach der  Zusage e inen Stein separat  h inuntergero ll t .  (Hoyer,  
FS-Puppe ,  515 (526) ;  ders. ,  SK-StGB,  §  25,  Rn.  154)  
36 Puppe,  GA 2004,  129 (131 f. ) .  
37 Vgl.  auch im „Rol l ing-Stones“-Fal l :  „ in einem nahen ör t l ichen und ze i t l ichen Zusammen-
hang“;  Knauer,  Kollegia lentscheidung,  2001,  S.  199;  Puppe,  ZIS 2007,  234 (241);  dagegen 
Otto ,  AT,  §  21,  Rn.  119  ff . :  Er  bejaht  fahr läss ige  Mit tä ter schaf t  auch im „Theaterbrand“-
Fal l :  Ein Thea terd irektor  vergisst ,  d ie  Löschanlage mi t  Wasser  fül len zu lassen.  Am Brand-
abend kann der  d iensthabende Feuerwehrmann d ie  Anlage  nicht  bedienen,  wei l  er  betrunken 
is t .  Ot to  s tel l t  auf  die  gemeinsame Verantwortung beider  wegen ihres p f l ichtwidrigen Un-
ter lassens  für  den Er folg ab.  
38 Näheres hierzu Teil  4  B  VI 1 .  
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gangspunkt als auch der Hauptzweck der Annahme fahrlässiger Mittäterschaft, die Unbeweis-
barkeit der individuellen Kausalität bei fahrlässigem Zusammenwirken über § 25 Abs. 2 StGB 
einfach zu rechtfertigen.39 
Der Verzicht auf die Feststellung der individuellen Kausalität allein könnte natürlich nicht 
zwangsläufig und endgültig bestimmen, ob fahrlässige Mittäterschaft eingeführt oder abge-
lehnt werden sollte.40 Er ist jedoch insofern von großer Bedeutung, als er einerseits eine Vor-
frage an die Befürworter fahrlässiger Mittäterschaft stellt41 und andererseits die Gründe und 
Anhaltspunkte der Gegner beeinflussen könnte. Puppe lehnt die Notwendigkeit dieser Rechts-
figur aufgrund des Erfordernisses der Kausalität des Einzeltatbeitrags ab, um dann zu einem 
Ansatz überzugehen, der die Kausalitätsprobleme – insb. das Kausalitätsproblem bei überbe-
dingter Gremienentscheidung – lösen soll.42 Wenn demgegenüber der Verzicht auf individu-
elle Kausalität angenommen wird, würde die Aufmerksamkeit entweder auf die Vorausset-
zungen für die Einführung fahrlässiger Mittäterschaft43 oder auf die Gründe für die Ablehnung 
fahrlässiger Mittäterschaft auf der Grundlage der mittäterschaftlichen Zurechnungsstruktur 
gelenkt. Die Ablehnung erfolgt durch Analyse des Wesens der Fahrlässigkeitsdelikte44 oder 
durch den Hinweis darauf, dass fahrlässige Mittäterschaft nicht gerechtfertigt45 oder kriminal-
politisch nicht erforderlich ist.46 Das Grund-Folge-Verhältnis zwischen der Annahme fahrlässi-
ger Mittäterschaft und jenem Verzicht ist so zu verstehen, dass die mittäterschaftliche Struk-
tur, die den Verzicht auf individuelle Kausalität rechtfertigt, entweder erklärt werden kann 
oder nicht. Hier muss eine zutreffende und überzeugende Begründung gegeben werden. Die 
                                                          
39 V.a.  vgl .  Puppe,  GA 2004,  129 (132) ,  (136):  Die Bedeutung fahr läss iger  Mittä ter schaft  
bes tehe dar in,  d ie  Fes tstel lung der  individuel len Kausa li tä t  über f lüss ig zu machen.  
40 Böhr inger,  Fahrläss ige Mit tä ter schaft ,  2017,  S.  225 ff . ;  Puppe,  GA 2004,  129 (135 ff . ) ;  
Rotsch,  FS-Puppe,  887 (900 ff . ) :  Sie  fordern die  Feststel lung individue ller  Kausa li tä t  und  
lehnen fahr läss ige Mit tä ter schaf t  ab.  Hier  wird darauf hingewiesen,  dass Rotsch d ie  Not-
wendigkei t  fahr lässiger  Mit tä ter schaft  verne int ,  obwohl er  deren „dogmatische konstruk-
t ive“ Begründung bejaht .  Er  nimmt die  Bestra fung jedes fahr lässigen Mittäters  als  Neben-
täter  durch den Einhei t stäter schaftsbegri ff  an;  dagegen Kraa tz ,  Die fahr läss ige Mittäte r-
schaf t ,  2006 ;  Gropp,  GA 2009,  265 (265 ff . ) ;  Greco,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 
(365 f . ) :  Beide Autoren betrachten die  Feststel lung der  individue llen Kausa li tä t  be i  Mi t tä -
ter schaf t  a l s  über flüssig ,  lehnen jedoch fahr läss ige Mittä ter schaft  ab. ;  Becker,  Die  soge-
nannte add it ive Mit täter schaf t ,  2009,  S .  181 ff . :  e iner  der  Befürworter  fahr lässiger  Mittä -
ter schaf t ,  forder t  jedoch die  individuel le  Kausa l i tä t .  
41 Rotsch,  FS-Puppe ,  887 (896 f . ) ,  (906,  Fn.  102) .  
42 Puppe,  GA 2004,  129 (137 ff . ) ;  Näheres hierzu vgl .  Teil  2  B II .  
43 Vgl.  Teil  3  B.  
44 Kraa tz ,  Die fahr lässige  Mit tä ter schaft ,  2006 ,  S.  270 ff . ,  365 ;  Böhringer,  Fahr läss ige Mit -
täterschaf t ,  2017,  S.  279  ff . ;  Gropp,  GA 2009,  265 (273 f. ) .  
45  V.a.  Kraatz ,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  2006,  S.  235 ff . ;  Greco,  JRE Bd.  27  
(2019)=GS-Hruschka,  361 (374 f. ) ;  Wesse ls/Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 II I  2 ,  Rn.  814.  
46 V.a.  Rotsch,  FS-Puppe,  887 (905) ;  Greco,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (377 ff . ) .  
23 
 
umgekehrte Argumentation – da die individuelle Kausalität festgestellt werden muss, ist fahr-
lässige Mittäterschaft unmöglich oder untauglich – wäre nicht schlüssig. 
 
II. Der „Streichholz“-Fall 
1. Die Entscheidung des OLG Schleswig 
 
Der Sachverhalt des sog. „Streichholz“-Falls ist der folgende: „Im Rahmen eines gemeinsa-
men Diebesvorhabens gelangten der Angekl. und der frühere Mitangekl. S in eine Fabrikati-
onshalle. Dort scheuten sie sich, die elektrische Beleuchtung einzuschalten. Um sich in dem 
dunklen Raum orientieren zu können, zündeten sie Streichhölzer an. Diese warfen sie nach 
Gebrauch, jedoch noch brennend weg. Durch ein von den Angekl. brennend weggeworfenes 
Streichholz wurde Dralonstoff in Brand gesetzt. Das Feuer griff auf andere Ballen über und 
erfasste Teile der Holzdecke. Wer das Streichholz geworfen hat, konnte nicht festgestellt wer-
den.“ 
Da in diesem Fall nicht festgestellt werden konnte, wer das den Brand verursachende 
Streichholz geworfen hat, ist die Konstellation hinsichtlich der Feststellung der individuellen 
Kausalität jedes Beteiligten identisch mit dem „Rolling-Stones“-Fall. Das OLG Schleswig hat 
beschlossen, beide wegen fahrlässiger Brandstiftung Angeklagten freizusprechen,47 indem es 
fahrlässige Mittäterschaft ausdrücklich abgelehnt hat.48 Es hat jeden Beitrag zum ungewollten 
Erfolg getrennt auf Kausalitätsebene geprüft, so dass nach dem »in dubio pro reo«-Prinzip die 
Handlungen beider Beteiligten nicht ursächlich für den Erfolg waren.49 
Die Staatsanwaltschaft hatte aber argumentiert, dass das fahrlässige Unterlassen den Brand 
verursacht habe, weil eine Garantenpflicht aus dem vorangegangenen gefährdenden Tun, 
nämlich aus Ingerenzgarantenstellung, 50  begründet werden könne. Dagegen hat das OLG 
                                                          
47 OLG Schleswig,  NStZ 1982,  116 (116) .  
48 OLG Schleswig,  NStZ 1982,  116 (116);  „Allein dadurch,  dass be ide Täter  o ffenbar  mi t  
gegensei t iger  Bi l l igung die  Fabr ikat ionsha lle  mi t  Zündhölzern ausleuchteten und  diese je -
wei ls  acht los  for twar fen,  ohne dass festges te l l t  wird,  wessen Zündholz  den Brand verursacht  
ha t  oder  dass e twa von beiden geworfene Stre ichhölzer  zusammen ursächl ich dafür  waren,  
kann der  Vorwurf  der  Brandst i f tung durch fahr lässiges  Handeln nicht  begründet  werden.  
Denn be i  fahr lässigen Delikten scheidet  e ine Mittä ter schaft  aus .“  
49 Vgl.  OLG Schleswig,  NStZ 1982,  116 (117) .  
50 Einer  Annahme der  Garantenpfl icht  aus vorangegangenem gefährdenden Tun zus t immend:  
Stree,  FS-Mayer,  145 (156 f. ) ;  ders. ,  Sch/Sch-StGB, §  13,  Rn.  32 ;  Baumann/Weber /Mit -
sch/Eise le ,  AT,  S.  248 ff . ;  Bockelmann/  Volk,  AT,  S.  141 f. ;  Jakobs ,  AT,  29/29;  Je -
scheck/Weigend,  AT,  §  58 IV 4,  S.  625 ;  Kühl,  AT,  §  18,  Rn.  91 ;  Maurach/Gösse l /Zipf-Gössel ,  
AT II ,  §  46,  Rn.  95  ff . ;  Schmidhäuser,  Lb  AT, S .  671;  ab lehnend:  Schünemann,  Grund und  
Grenzen der  unechten Unter lassungsdel ikte ,  1971,  S.  106  ff . ,  165 ff . ;  Lampe,  ZStW 72  
(1960) ,  93 (106) ;  Roxin,  ZStW 83 (1971) ,  369 (403) .  
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Schleswig das Anzünden und Wegwerfen der Zündhölzer nicht als gefährliches Vorverhalten 
angesehen.51 „Denn das pflichtwidrige Vorverhalten müsste dann die nahe Gefahr des Ein-
tritts gerade des tatbestandsmäßigen Erfolges, hier also der Verursachung eines Brandes, her-
beigeführt haben.“52 Es hat daher die Strafbarkeit beider nach dem Begehungsdelikt – nämlich 
wegen des sorgfaltswidrigen Wegwerfens der Zündhölzer – beurteilt. 
Wenn wie beim Amtsgericht davon ausgegangen wird, dass die beiden Beteiligten ein ge-
meinsames Diebesvorhaben haben und der Tatort im Rahmen des Plans zum Diebstahl be-
leuchtet wird, entspreche „das Tun des einen auch dem Willen und Ziel des anderen“.53 Die 
beide haben die Halle erleuchtet, um die geeignete Beute aufzufinden. Das Amtsgericht hat 
daher beschlossen, die Angeklagten wegen versuchten Diebstahls in Tateinheit mit fahrlässi-
ger Brandstiftung zu verurteilen. 
 
2. Bemerkungen zur Entscheidung 
 
Einige Autoren54 erinnern an die Mittäterschaft beim erfolgsqualifizierten Delikt, die vom 
Gesetzgeber anerkannt wird (§ 11 Abs. 2 StGB). Die Struktur der mittäterschaftlichen Verbin-
dung eines Fahrlässigkeitsvorwurfs wegen der schweren Folge beim erfolgsqualifizierten De-
likt könne als Ausgangspunkt für dieselbe Verbindung bei fahrlässigem Zusammenwirken an-
gesehen werden. Sie vergleichen zwischen einer Ausführung einer sorgfaltswidrigen Handlung 
und einem vorsätzlichen Zusammenwirken sowie zwischen einem gemeinsamen Handlungs-
projekt bei fahrlässigem Zusammenwirken und einem gemeinsamen Tatentschluss bei vor-
sätzlicher Mittäterschaft im Zusammenhang mit der Tatsache, dass sie sich nicht auf die 
schwere Folge beziehen.55 
In Bezug auf den gemeinsamen Tatentschluss hat das OLG Schleswig nur geantwortet, dass 
das Handeln nicht mit der Brandverursachung zusammenhänge, obgleich das Handeln „im 
Rahmen eines Diebesvorhabens nur im Zusammenhang mit der nahen Gefahr der Verwirkli-
chung eines Diebstahls“ liegt. Die Funktion und der Umfang des gemeinsamen Tatentschlusses 
                                                          
51 Vgl.  Brammsen,  Die  Ents tehungsvorausse tzungen der  Garantenpfl ichten,  1986,  S.  325.  
52 Vgl.  OLG Schleswig,  NStZ 1982,  116 (116);  Renzikowski ,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  
S.  2 ;  Kim, Mittä ter schaf t  beim Fahrläss igke it sde l ikt ,  2001,  S.  48.  
53 OLG Schleswig,  NStZ,  1982,  116 (117) .  
54 Dencker,  Kausa li tä t  und Gesamtta t ,  1996,  S.  177 f. ;  Schaa l ,  Gremienentscheidungen in  
Unternehmen,  2001,  S.  230 f. :  Er  meint ,  dass d iese St ruktur  auf d ie  fahr läss ige  Mittäter-
schaf t  über tragen werden kann,  weil  s ie  „nicht  grundsä tzl ich[ . . . ]  mi t  e lementaren Zurech-
nungsgrundsätzen des  StGB unvere inbar  sein“ kann. ;  Weißer,  JZ 1998,  230 (233) .  
55 Weißer,  JZ 1998 ,  230 (233) .  
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sowie die Struktur der erfolgsqualifizierten Delikte müssen daher u. Teil 4 A II, Teil 4 B V 2 c) 
untersucht werden. 
Die Ablehnung der Ingerenzgarantenstellung sowie die Unterscheidung von Tun und Unter-
lassen werden uns bei der Auseinandersetzung mit der Lösung des sog. „Kerzen“-Falls durch 
das BayObLG gleich näher beschäftigen (u. III 3). 
 
III. Der „Kerzen“-Fall 
1. Die Entscheidung des BayObLG 
 
Auch im „Kerzen“-Fall konnte die Kausalität der einzelnen Handlung nicht festgestellt wer-
den. Im Hinblick auf die Annahme der Garantenpflicht trifft das BayObLG eine Entscheidung, 
die sich von derjenigen des OLG Schleswig diametral unterscheidet. 
Der Sachverhalt: „Nach einer Tour durch verschiedene Lokale begaben sich die Angekl. zu 
einem ihnen bekannten unbewohnten Wochenendhaus, um dort weiter zu feiern. Sie drangen 
durch ein eingeschlagenes Fenster in das Haus ein. Im Wohnzimmer entzündeten sie eine oder 
mehrere Kerzen. Später verließen sie das Wohnzimmer, um sich im Obergeschoss umzu-
schauen. Als sie nach ca. 10-15 Minuten in das Wohnzimmer zurückkehrten, stellten sie fest, 
dass der dort am Boden liegende Teppich sehr stark brannte und die Flammen ca. 2m hoch 
schlugen. Beide Angekl. glaubten, ein Löschen sei sinnlos. Sie flüchteten daraufhin. Das Haus 
brannte vollständig nieder. Das Jugendschöffengericht hat die Angeklagten vom Vorwurf der 
fahrlässigen Brandstiftung freigesprochen.“56 
Ebensowie das OLG Schleswig im „Streichholz“-Fall hatte das Amtsgericht die Verantwort-
lichkeit beider Angeklagten nach dem »in dubio pro reo«-Prinzip verneint, weil auch hier die 
individuelle Kausalität für den Brand nicht festgestellt werden konnte.57 „Derjenige, der die 
Kerzen nicht aufgestellt hatte, [sei] nicht verpflichtet gewesen[], deren Standfestigkeit zu 
überprüfen.“58 
Im Gegensatz dazu hat das BayObLG eine Ingerenzgarantenstellung jedes Beteiligten ange-
nommen, weil „durch den Gebrauch von Kerzen als Beleuchtung ein Brand entstehen kann“ 
und der Gebrauch „grundsätzlich gefährlich“ ist. Jeder sei daher jeweilig verpflichtet, „das ihm 
                                                          
56 BayObLG, NJW 1990,  3032 (3032) .  
57 Konkre t :  es war  nicht  mehr  möglich fes tzustel len,  „ob  eine oder  mehrere  Kerzen angezün-
det  worden s ind,  wer  der  beiden Angekl .  d ies  getan ha t ,  ob  die  Kerzen auf  einem Aschenbe-
cher  oder  e inem Kerzenständer  standen oder  ohne Unter lage aufgestel l t  waren,  ob die  Ker-
zen auf dem Teppichboden oder  einem kleinen Tisch s tanden“.  (BayObLG, NJW 1990,  3032 
(3032))  
58 BayObLG, NJW 1990,  3032 (3032) .  
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Zumutbare zu tun“, nämlich die entsprechenden Sicherungsmaßnahmen vorzunehmen, um 
einen Erfolgseintritt zu verhindern. Nichtsdestotrotz habe jeder die Sorgfaltspflicht verletzt, 
die ihm aufgrund der gefährlichen vorangegangenen Handlung auferlegt worden ist, indem er 
die entsprechenden Sicherungsmaßnahmen unterlassen habe.59 
 
2. Bemerkungen zur Entscheidung (I): insb. die Reaktionen hierauf 
 
Es stellt sich also die Frage, ob eine Ingerenzgarantenstellung angenommen werden kann 
und ob dann das Kausalitätsproblem durch eine „Quasi-Kausalität“ des Unterlassens gelöst 
werden kann. 
Der Senat hat die Kausalität durch Unterlassen statt durch Tun angenommen, indem er den 
Schwerpunkt des Vorwurfs verlagert hat.60 Gegen den Senat behaupten die Befürworter fahr-
lässiger Mittäterschaft,61 dass die Erfassung als Mittäterschaft „anstelle der zweifelhaften Un-
terlassungskonstruktion“ einfacher ist,62 weil das Aufstellen der Kerzen in einem gemeinsa-
men Handlungsprojekt liegt. 
Walder findet den Grund für die Ausdehnung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit nicht 
in der Mittäterschaft, sondern in der Garantenstellung, die „ein anderer gesetzlicher oder we-
nigstens anerkannter Grund“63 für die Ausdehnung ist. Die Kausalität sowie die Garantenbe-
ziehung einer Person zu den bestimmten Geschehen und Folgen bei unechten Unterlassungs-
delikten könnten die strafrechtliche Zurechnung begründen.64 Bei unechten Unterlassungsde-
likten werde darüber hinaus der Kausalzusammenhang des Begehens des Täters durch die 
                                                          
59 BayObLG, NJW 1990,  3032 (3032) .  
60 Zust immend Donatsch,  SJZ 1989,  109 (113) ;  Walder,  FS-Spendel ,  363 (369 f. ) ;  Krey/Esser,  
AT,  §  50,  Rn.  1342 .  
61 Ot to  analys ier t ,  dass  in  diesem Fall  d ie  Ingerenzgarantenste l lung anerkannt  wird  und  so-
mi t  d ie  dem Mittäter  a l s  Garant  aufer legte  P fl icht  zur  Er folgsab wendung ver letzt  wird .  Bei  
der  Ingerenz könne Mittäter schaft  daher  angenommen werden.  Hier  weis t  er  darauf hin ,  dass  
diese  Annahme auf die  „nur  tä ter schaf t l ich verwirkl ichte“ Ingerenz beschränkt  werden muss,  
um zu verhindern,  dass „d ie  Stra fbarke it  über  d ie  Stra fbarke it  des posi t iven Tuns“ hinaus-
geht .  (Ot to ,  AT,  §  9 ,  Rn.  82)  
62 Abstel lend auf das Tun,  vgl .  Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegr iff ,  1997,  S.  289;  Kamm,  
Die  fahr lässige  Mit tä ter schaf t ,  1999,  S.  78 :  „die  be iden Angeklagten [haben]  während  des  
gesamten Geschehens e invers tändl ich zusammengewirkt[] . “ ;  Kim,  Mit tä terschaft  beim Fahr-
läss igke it sde l ikt ,  2001,  S.  54 :  „aufgrund des übereinst immenden Willens“ in Bezug auf das  
Entzünden der  Kerzen. ;  Küpper,  GA 1998,  519 (527) .  
63  Die  Er folgsabwendungspfl icht  muss  nur  eine  Rechtspf l icht  se in.  (Jescheck,  ZStW 77 
(1965) ,  109 (120) ;  Walder,  FS-Spendel ,  363 (366);  Tröndle/Fischer,  StGB, §  13,  Rn.  5 ;  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  19 II  4 ,  Rn.  1175  ff . )  
64 Vgl.  Walder,  FS-Spendel ,  363 (366 f . ) :  Er  nennt  die  Garantens te l lung eine „Garantenbe-
ziehung“.  S ie  se i  nicht  nur  e ine Stel lung,  sondern auch eine Beziehung zu den best immten 
Geschehen. ;  Jakobs,  AT,  7/56 ff .  
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Garantenbeziehung des unterlassenden Täters ersetzt.65 In solchen Konstellationen, in denen 
die individuelle Kausalität für den Erfolg nicht festgestellt wird, müssten daher die Unterlas-
senden als Garanten schuldig gesprochen werden. 
 
3. Bemerkungen zur Entscheidung (II): Unterlassungsdogmatik als Lösung? 
 
Auf den ersten Blick könnte dieser Ansatz durch unechte Unterlassungsdelikte als Alterna-
tive angesehen werden, die Kausalitäts- und Zurechnungsprobleme bei fahrlässigem Zusam-
menwirken ohne fahrlässige Mittäterschaft zu lösen. Der Ansatz weist jedoch erhebliche 
Schwierigkeiten auf.66 
Die Abgrenzungsprobleme zwischen Tun und Unterlassen ist zweifelsohne keine Tatsachen-
frage, sondern eine Wertungsfrage.67 Beim Fahrlässigkeitsdelikt ist zudem zu bedenken, dass 
„das Unterlassungsmoment, d.h. Außer-Acht-Lassen der gebotenen Sorgfalt“68 immer vor-
handen ist. Wenn ein Verhalten sowohl als aktives Tun als auch als Unterlassen interpretiert 
werden kann, sollte es nach Spendel69 stets als „aktives Tun“ angesehen werden, weil der 
Schwerpunkt des Strafrechts auf sozialschädlichem Handeln liegt und Menschen durch aktives 
Tun in das Naturgeschehen eingreifen, nicht durch Unterlassen.70 Roxin stimmt dem zu und 
meint, dass das Unterlassen in solchen Situationen als subsidiär anzusehen ist.71 Es gibt also 
einen Vorrang des positiven Tuns; die strafrechtliche Würdigung sollte an die vom Täter effek-
tiv gesetzte Erfolgsursache, nämlich an das Tun, anknüpfen. Die Tatsache, dass der Täter die 
Handlung unterlässt, die den Erfolg verhindern könnte, reiche als Grund für die Bestrafung 
nicht aus.72 Er kritisiert jedoch, dass dies keine zufriendenstellende Antwort darauf gibt, wa-
rum das Strafrecht einen generellen Vorrang für positives Tun annimmt oder warum „das 
                                                          
65 Vgl.  Walder,  FS-Spendel ,  363 (366 f . ) :  Hierbei  werde zunächst  d ie  Lösung durch Garan-
tenste l lung angewendet .  Aber  nur  wenn geprüft  werden muss,  ob e ine p f l ichtgemäße Hand-
lung des Täters den Er folg „wahrscheinl ich oder  höchstwahrscheinl ich“ verhinder t  hät te ,  
werde d ie  Lösung durch Kausal i tä t sbe trachtung angewendet .  
66 Ebenso Günther,  JuS 1988,  386 (387,  Fn.  11) ;  Greco,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  
361 (378,  Fn.  94) .  
67 Mezger,  AT, S.  76 :  Er  i st  der  Ansicht ,  dass die  Abgrenzung zwischen Tun und  Unter lassen 
nicht  auf  der  äußeren Gestal tung des Einzel fa l l s  beruhen so l l te ,  sondern auf  der  Richtung 
des recht l ichen Vorwurfs. ;  Wesse ls/Beulke /Satzger,  AT,  §  19 I  2 ,  Rn.  1160;  Rspr. :  BGHSt 6 ,  
46 (59):  „Es  kann jewei ls  nur  auf den Schwerpunkt  der  Vorwerfbarkei t  ankommen.“;  auch 
BGHSt 49,  147 (164) ;  51,  165 (173) .  
68 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  19 I  2 ,  Rn.  1159.  
69 Spendel ,  FS-Schmid t ,  183 (194) .  
70 Ebenso Arth.  Kaufmann,  FS-Schmid t ,  200 (212) .  
71 Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (417 f. ) .  
72 Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (415 f. ) .  
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Schwergewicht und der soziale Handlungssinn“ – von Schröder und Arth. Kaufmann – auf po-
sitivem Tun liegen. Anschließend schlägt Roxin als Kriterium für die Abgrenzung zwischen Tun 
und Unterlassen nicht den Schwerpunkt des rechtlichen Vorwurfs und den sozialen Hand-
lungssinn vor, sondern das Vorliegen einer Kausalität des positiven Tuns für den Erfolg.73 Denn 
vor der Prüfung eines Falls kann nicht festgestellt werden, „wogegen der rechtliche Vorwurf 
sich richtet“, und das Unterlassungselement liegt insb. bei Fahrlässigkeitsdelikten vor. Roxin 
weist darauf hin, dass der Sorgfaltsmangel immer als Unterlassung angesehen werde und dass 
es nicht angemessen sei, dass dann „die Haftung für fahrlässige Taten auf Garanten einge-
schränkt“ werde.74 Es sollte daher in erster Linie geprüft werden, ob die Kausalität des positi-
ven Tuns für den Erfolg vorliegt. Nur wenn das fahrlässige positive Tun „nicht kausal oder nicht 
fahrlässig“ ist, wird die Unterlassung geprüft.75 
Hierzu wird jedoch darauf hingewiesen, dass Unterlassen nicht berücksichtigt werden kann, 
wenn diese Lösung mit Vorrang für positives Tun angewendet wird, da „Unterlassen ohne 
gleichzeitiges positives Tun [ ] kaum denkbar [erscheint]“.76 Diese Ansicht spricht auch gegen 
Roxins Auffassung, dass das Kriterium des sozialen Handlungssinns weiterhin gültig sein sollte, 
um den Schwerpunkt des rechtlichen Vorwurfs zu berücksichtigen. Ohne dieses Kriterium 
könnten solche Probleme auch durch die Bestätigung des Energieeinsatzes77 oder durch die 
Feststellung der Kausalität des positiven Tuns nicht sachgerecht gelöst werden.78 
Ich stimme Roxins Ansicht zu, dass das Kriterium des sozialen Handlungssinnes bzw. des 
Schwerpunkts des Vorwurfs wenig mehr als ein Appell an das Rechtsgefühl darstellt,79 obwohl 
                                                          
73 Roxin,  AT II ,  §  31,  Rn.  78 ff . ;  auch Böhm,  Die Rechtspfl icht  zum Handeln bei  den unech-
ten Unter lassungsde likten,  1957,  S.  18 ff . ;  Grünwald ,  Das unechte Unter lassungsde likt ,  
1957,  S.  21  ff . ;  Samson,  FS-Welze l ,  579 (589  ff . ) ;  S toffers,  GA 1993,  262 (262 ff . ) ;  Streng,  
ZStW 122 (2010) ,  1  (1  ff . ) ;  Jakobs,  AT,  28/1 ff . ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  58 II  2 ,  S.  603 ;  
dagegen Struensee,  FS-Stree /Wesse ls ,  133 (140 ff . ) .  
74 Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (418) .  
75  Roxin,  ZStW 74  (1962) ,  411 (415 f. ) ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  58  II  2 ,  S.  603:  Je -
scheck/Weigend best immen auch die  Kausa li tä t  des posi t iven Tuns.  Die Unter lassung werde  
jedoch nur  berücksichtigt ,  wenn d ie  Rechtswidr igkei t  oder  die  Schuld  bei  der  Prüfung des  
Tuns fehl t .  
76 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  19 I  2 ,  Rn.  1160.  
77 Brammsen,  GA 2002,  193 (193 ff . ) ;  Freund,  MüKo-StGB,  §  13,  Rn.  8  ff .  
78 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  19 I  2 ,  Rn.  1160.  
79 Ebenso Jescheck/Weigend,  AT,  §  58 II  3 ,  S.  604 f. ;  Die  Analyse der  Rechtsprechungen 
zeigt  auch d ieses Prob lem der  Unsicherhei t ,  vgl .  v.a .  BGHSt 6 ,  46 (59);  OLG Stut tgar t ,  
FamRZ 1959,  74 (75) ;  OLG Karlsruhe,  GA 1980 ,  429 (431) .  
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die Entscheidung über positives Tun oder Unterlassung eine relevante Bedeutung für die Be-
strafung hat.80 Der soziale Handlungssinn und die Richtung des rechtlichen Vorwurfs können 
nicht vor der Prüfung des Falls festgestellt werden, wie Roxin zu Recht betont. 
Wenn das Gericht jedoch nach diesem Kriterium entscheidet, könnte es zwei Ermessens-
spielräume haben und dann einen sicheren Weg einschlagen, um das endgültige Bestrafungs-
ziel zu erreichen. Hierbei ist zu beachten, dass jede Fahrlässigkeit die Außerachtlassung der 
erforderlichen Sorgfalt voraussetzt. Daher sollte das klarste mögliche Kriterium verwendet 
werden. Andernfalls wäre es nicht anders, als auf die Lehre vom „versari in reillicita“ zurück-
zukommen, nämlich auf die Erfolgshaftung. Bei Fahrlässigkeitsdelikten, insb. bei unbewussten 
Fahrlässigkeitsdelikten, kommt es aber darauf an, dass die mit dem Erfolgseintritt verbunde-
nen zufälligen Faktoren ausgeschlossen werden sollten. Das Wesen der Fahrlässigkeitsdelikte 
wird daher noch eingehend erläutert.81 Hier genügt es zu betonen, dass sich die Bestrafung 
für die Fahrlässigkeitstat aus der nachträglichen Wertung ergibt. Aus diesen Gründen ist die 
Lösung durch das unechte Unterlassungsdelikt grundsätzlich abzulehnen. 
 
B. Überbedingte Erfolge: Die „Lederspray“-Entscheidung 
 
Der vorliegende Abschnitt behandelt nicht mehr Konstellationen, in denen sich Beweisprob-
leme stellen, sondern in denen bereits begrifflich unklar ist, ob es zur Kausalität kommen kann. 
Der Sachverhalt ist, was die Frage des Beitrags des Involvierten zum Erfolgseintritt angeht, im 
Prinzip ausermittelt; für den »in dubio pro reo«-Grundsatz gibt es insofern keinen Raum. Es 
gibt aber mindestens einen überflüssigen Involvierten, auf den es im Nachhinein betrachtet 
nicht anzukommen scheint. Kann man auch wegen dieses, an sich überflüssigen Beitrags be-
strafen? Wie ist es aber, wenn alle Involvierte jeweils für sich behaupten können, diesen über-
flüssigen Beitrag geliefert zu haben – bleiben dann alle straflos? Das ist die Konstellation, die 
hier im Anschluss an Jakobs als diejenige „überbedingter Erfolge“ bezeichnet werden soll.82 
Das Problem soll am paradigmatischen „Lederspray“-Urteil untersucht werden. 
 
 
                                                          
80 Darüber  hinaus hängt  dies damit  zusammen,  „ob  die  Stra fbarke it  e ine Garantenpfl icht  
vorausse tz t“ und „ob d ie  Stra fmi lderungsmöglichkeit  des §  13 II  e ingrei f t“.  (Jescheck/Wei-
gend ,  AT,  §  58 II  3 ,  S .  604 f. )  
81 Vgl.  Teil  4  B VI.  
82 Jakobs,  AT,  7/83a ;  Man spr icht  auch von „Mehrfach- bzw.  Doppelkausal i tä t“ . :  so  Röh,  Die  
kausa le  Erklärung überbedingter  Er fo lge  im Strafrecht ,  1993,  S.  145 ff . ;  Böhringer,  Fahr-
läss ige Mittäter schaft ,  2017,  S.  41  f . ;  Puppe ,  NK-StGB, Vor  §§ 13 ff . ,  Rn.  108 f.  
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I. Die Entscheidung des BGH83 
 
Dem Urteil liegt folgender Sachverhalt zugrunde: Die Firma W. u. M. GmbH befasste sich 
unter anderem mit der Herstellung von Schuh- und Lederpflegeartikeln. Vertrieben wurden 
diese Produkte unter anderem durch die Tochterfirmen E. R. GmbH (mit Marke E.) und S. 
GmbH (mit Marke S.). Ab dem Spätherbst 1980 gingen bei der Firmengruppe Schadensmel-
dungen ein, die gesundheitliche Beeinträchtigungen – wie Atembeschwerden, Husten, Übel-
keit, Schüttelfrost und Fieber – von Personen nach dem Gebrauch von Lederspray zum Gegen-
stand hatten. Die ersten Schadensmeldungen lösten firmeninterne Untersuchungen aus. 
Diese bezogen sich auf zurückgegebene Spraydosen. Fabrikationsfehler ergaben sich dabei 
nicht. Festgestellt wurde nur, dass bei einem Spray seit Mitte 1980 der Wirkstoffanteil des 
Silikonöls erhöht worden war. Dann wurde Anfang 1981 diese Rezepturänderung rückgängig 
gemacht. Fachgespräche mit Toxikologen zweier Chemieunternehmen und einem beratenden 
Arzt brachten keine Klärung. Trotz dieser Maßnahme setzten sich die Schadensmeldungen – 
nun nicht nur auf E, sondern auch auf S bezogen – bis zum Frühjahr 1981 fort. Vorläufig wurde 
der Produktions- und Vertriebsstopp für bestimme E.-Sprays vollzogen. Jedoch wurde diese 
Maßnahme wieder aufgehoben, nachdem Untersuchungen in der firmeneigenen Chemieab-
teilung ohne Ergebnis geblieben waren. 
Am 12. Mai 1981 fand eine Sondersitzung der Geschäftsführung statt. Teilnehmer waren 
sämtliche Geschäftsführer der Firma W. u. M. GmbH – S., Dr. Sch., Br. und Bo. – und Dr. B. als 
Chefchemiker im Zentrallabor der Firmengruppe. Nach dem Vorschlag von Dr. B. hat die Ge-
schäftsführung einstimmig beschlossen, dass die Anordnung eines Vertriebsstopps, einer 
Rückruf- oder auch Warnaktion nur dann in Betracht zu ziehen sei, falls die noch ausstehenden 
Untersuchungen einen »echten Produktfehler« oder ein »nachweisbares Verbraucherrisiko« 
ergeben sollten. Im Anschluss an diese Sitzung wurden die Angeklagten W – Geschäftsführer 
der Firma S. GmbH – und D. – Geschäftsführer der Firma E.R. GmbH – umfassend informiert. 
In der Folgezeit kam es dennoch zu weiteren Gesundheitsschäden. Bei weiteren Untersuchun-
gen ergab sich keine Klärung. Nur die auf den Spraydosen angebrachten Warnhinweise wur-
den ergänzt und verbessert. Am 20. September 1983 begann die Firma W. u. M. GmbH nach 
Interventionen des Bundesgesundheitsamts und des Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit mit der Durchführung eines Verkaufsstopps sowie einer Rückrufaktion, ohne 
allerdings völlig auf die Weiterverwendung der in den zurückgerufenen Produkten enthalte-
nen Rezepturen zu verzichten. 
                                                          
83 BGHSt 37 ,  106 (108 ff . ) .  
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In diesem Fall befasst sich der BGH mit weitreichenden und bedeutenden strafrechtlichen 
Fragen.84 Er geht die folgenden Schritte durch: 1) Kausalzusammenhang zwischen dem Inver-
kehrbringen des Produkts und den Körperverletzungen bei Konsumenten (sog. generelle Kau-
salität 85 , BGHSt 37, 106  (106)), 2) Begründung einer Garantenstellung bei Unterlassung 
(BGHSt 37, 106 (106 f.)86, 3) Konkretisierung des Handlungsgebots, nämlich strafrechtliche 
Rückrufpflicht (BGHSt 37, 106 (119 ff.)), 4) Individualisierung der einzelnen Handlungspflich-
ten (BGHSt 37, 106 (123ff.)), 5) Kausalitäts- und Täterschaftsfragen (BGHSt 37, 106 (126 ff.)). 
Zu den thematisierten Kausalitäts- und Täterschaftsfragen gehören insb. die „Quasi-Kausali-
tät“ oder „hypothetische Kausalität“ bei Unterlassungsdelikten87; Feststellung der Kausalität 
zwischen dem Abstimmungsverhalten des Einzelnen und dem Verletzungserfolg; Annahme 
                                                          
84 V.a.  vgl .  Weißer,  Kol legialentscheidungen,  1996,  S.  23  ff .  
85 Hierzu vgl .  Brammsen,  Jura 1991 ,  533 (536) :  Der  BGH ordnet  diese Kausa li tä t  zu Recht  
der  „fre ien r ichter l ichen Beweiswürd igung“ unter. ;  Beulke /Bachmann,  JuS 1992,  737  (744);  
Roxin/Greco,  AT I ,  §  11,  Rn.  17 .  
86 BGH bejaht  d ie  Garantenstel lung aus vorangegangenem Gefährdungsverha lten.  
87 Die h.M. best immt  die  Kausal i tä t  be i  Unter lassungsde likten mi t  e iner  Modif ikat ion der  
condit io -Formel dahingehend ,  dass  die  Unter lassung einer  Handlung für  den Er fo lg kausal  
is t ,  wenn die  rechtl ich geforder te  Handlung nicht  hinzugedacht  werden kann,  ohne  dass der  
Erfo lg ent fiele .  Im Gegensa tz  zu posi t ivem Tun beruht  das  Unter lassen nicht  auf einem 
realen Bewirken des  Er folgs,  so  dass keine  abso lute  Sicherhei t  der  Kausali tä ts feststel lung 
ver langt  werden kann.  Es reicht  aus,  d ie  Kausal i tä t  bei  Unter lassungsdel ikten mi t  „einer  an 
Sicherhe it  grenzenden Wahrsche inl ichkeit“  zu bes t immen.  (Vgl.  Maiwald,  FS-Küper,  329  
(329 ff . ) ;  S tree/Bosch,  Sch/Sch-StGB, §  13,  Rn.  61;  Krey/Esser,  AT,  §  36,  Rn.  1123 ;  BGHSt  
6 ,  1  (2) ;  7 ,  211 (214);  52,  159 (165);  BGH NStZ 1981,  218 (219 f. ) )  S ie  wird daher  danach 
bes t immt,  „ob d ie  dem Unter lassenden mögl iche Handlung den Er fo lg abgewendet  hät te“,  
d .h.  ob d ieser  f ikt ive,  aber  gesetzmäßige Zusammenhang zwischen Unter lassung und Er-
fo lgseintr i t t  bes teht .  (Puppe ,  NK-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  118 :  „wenn d ie  Pf l ichter fül lung 
hinreichende  Bedingung für  die  Ab wendung des Erfo lges gewesen wäre .“;  Jescheck/Weigend,  
AT,  §  59 II I  3  f . ,  S.  618 ff . )  
Einige Autoren kr i t i s ieren die  h .M.,  wei l  d iese anders a ls  im Fal l  des Begehungsdelikts  n icht  
auf  den Er fo lg in  seiner  konkre ten Gesta l t  abste l l t .  (Engisch,  Kausal iät ,  1931,  S.  11;  Spendel ,  
JZ 1973,  137  (140) ;  Jakobs,  AT,  7/15 ;  Kühl,  AT,  §  4 ,  Rn.  25 ;  Roxin/Greco ,  AT I ,  §  11,  Rn.  17;  
Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  19 II  3 ,  Rn.  1174)  Das Kri ter ium, die  Maßgeblichkei t  des 
Erfo lgs in se iner  konkreten Gesta l t ,  so l l te  wie  bei  Begehungsdelikten ver wendet  werden.  
Nach der  condi t io–Formel wird  best immt ,  ob ein  Verhal ten die  konkre te  Gesta l t  des Er folgs  
beeinf luss t  hat  oder  nur  einen Begle i tumstand der  Tatbes tandsverwirkl ichung verursacht  hat .  
Die  daraus  result ierende  „Ausuferung der  Haftung“ sol l te  auf  der  Ebene  der  objekt iven Zu-
rechnung begrenzt  werden.  
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der Mittäterschaft durch Unterlassen88; Fahrlässigkeit bei Unterlassungsdelikten89; Annahme 
fahrlässiger Mittäterschaft; und Feststellung der objektiven Zurechnung bei fahrlässigem Zu-
sammenwirken ohne fahrlässige Mittäterschaft. 
Von diesen Punkten werden hier jedoch nur die Kausalitäts- und Täterschaftsfragen in Be-
zug auf die fahrlässige Körperverletzung (§ 229 StGB) behandelt, die durch das Verhalten im 
Zeitraum vor der Sondersitzung verursacht wurde. Wie im Bereich der vorsätzlichen gefährli-
chen Körperverletzung (§§ 223, 224 StGB) sind die beiden Kausalverläufe getrennt zu unter-
suchen, wie sie auch der BGH geprüft hat: Der eine besteht in der sog. generellen Kausalität 
und der andere in einem Kausalzusammenhang zwischen dem Abstimmungsverhalten der ein-
zelnen Mitglieder und der „Nichtdurchführung eines Rückrufs“.90 Letzterer kann je nach Ver-
fahren in zwei Stufen unterteilt werden: Der Kausalzusammenhang zwischen Abstimmungs-
verhalten und Beschlussfassung und dann der Kausalzusammenhang zwischen Beschluss und 
Körperverletzungserfolg bei Konsumenten. Letzterer deckt dieselben Probleme ab, die sich 
auch aus Einzelentscheidungen ergeben könnten.91 Nur ersterer ist daher hier zu beachten. 
Der BGH erfasst diesen Fall durch die kumulative Kausalität bei Begehungsdelikten92 und 
bejaht die Kausalität des Verhaltens der einzelnen Mitglieder für die Körperverletzung und die 
objektive Zurechnung der Erfolge an den Angeklagten. Jedes Mitglied unterlässt jeweils die 
persönlich geschuldete Handlung, so dass der Rückruf nicht erfolgt. Hierbei liefert der BGH 
einen Standpunkt der „gemeinsamen und gleichstufigen Verantwortung der Geschäftsfüh-
rer“.93 Wenn die Angeklagten nicht für fahrlässiges Verhalten bestraft werden, indem jeder 
                                                          
88 Jeder  Unter lassungstäte r  kann aufgrund seiner  Garantenpfl icht  für  den gesamten Er folg  
verantwort l ich sein .  Seine  Bestra fung a ls  Mit tä ter  is t  e igentl ich nur  mögl ich,  wenn „d ie  
gemeinschaft l iche P f l icht  nur  gemeinsam er fül l t  werden kann“.  Hins ichtl ich des  gemeinsa-
men Tatplans könne Mit täterschaf t  in Betracht  gezogen werden,  wenn sich d ie  Betei l ig ten,  
d ie  „in der  gleichen ta tbestandsmäßigen Situa t ion Handlungspfl icht ige  gemeinschaft l ich 
entschl ießen,  n icht  tä t ig  zu werden“.  (Roxin,  LK-StGB,  §  25,  Rn.  215 ;  Jescheck/Weigend,  
AT,  §  63 IV 2,  S.  681 f. ;  Maurach/Gössel /Zipf-Renziko wski,  AT II ,  §  49,  Rn.  87)   
Zusammenfassend :  Die Vorausse tzungen für  Mittä ter schaft  bei  unechten Unter lassungsde-
l ikten sind :  1)  mehrere Garanten haben „e ine ihnen gemeinsam obl iegende Pfl icht“ ,  2)  s ie  
können die  P f l icht  nur  gemeinsam er fül len,  und 3)  s ie  können auch gemeinsam e ine  Ent -
sche idung treffen,  4)  sie  unter lassen jedoch die  Pf l icht .  (Vgl.  Jescheck,  LK–StGB, §  13,  
Rn.  58 ;  BGHSt 37,  106 (129))  
89 Vgl.  Jescheck/Weigend,  AT,  §  59 VII ,  S .  633 f. :  Unter lassungsdel ikte  durch fahr läss ige  
„Begehung“ s ind möglich.  Auch „die  gesetzl ich nicht  geregel ten unechten Unter lassungsde-
l ikte“ wie §§ 222,  230,  309,  345 Abs.  2  StGB, können durch Fahr lässigke it  begangen werden.  
90 BGHSt 37 ,  106 (111 ff . ) .  
91 Vgl.  Hi lgendor f,  NStZ 1994,  561 (565) .  
92 BGHSt  37,  106  (130  f. ) :  „Denn sein Tei lbe i trag war  dafür  –  im Zusammenwirken mi t  den 
Teilbe i trägen der  anderen Geschäfts führer  –  ursächlich.“  
93 BGHSt 37 ,  106 (132) ;  s .a .  Weißer  Kol legialentscheidungen,  1996,  S.  137.  
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einzelne auf „die gleichartige und ebenso pflichtwidrige Untätigkeit der anderen“ hinweist,94 
liege es auf der Hand, dass „dies nicht rechtens sein kann“.95 D.h. ein rein kriminalpolitisches 
Erfordernis96 wird ohne weitere Begründung zur Rechtfertigung der Kausalität herangezogen. 
In Bezug auf die objektive Zurechnung führt der Ausdruck des BGH, „die gemeinsame und 
gleichstufige Verantwortung der Geschäftsführer“, zur Vermengung mit der Mittäterschaft.97 
Hierdurch haben die Befürworter fahrlässiger Mittäterschaft seit diesem Urteil zugenom-
men,98 und sie führen die Rechtfertigung für fahrlässige Mittäterschaft auf die praktische kri-
minalpolitische Notwendigkeit zurück. Sie behaupten, dass die Annahme fahrlässiger Mittä-
terschaft „zwingend“ sei, um die Angeklagten für fahrlässige Körperverletzung zu bestrafen, 
da die Bestrafung auch im Vorsatzbereich nur mit Mittäterschaft begründet wird und es kei-
nen Grund gibt, warum „die objektiv gleichen Tatbeiträge“ in beiden Bereichen unterschied-




Entscheidend ist hier, wie Kausalität und objektive Zurechnung bei der Kollegialentschei-
dung im Fahrlässigkeitsbereich richtig erklärt werden können. Es erscheint sogar problema-
tisch, dass der BGH an das Rechtsgefühl appelliert.99 Die Befürworter fahrlässiger Mittäter-
schaft versuchen, die Begründung nachzuholen und eine spezielle Struktur für fahrlässige Mit-
täterschaft aufzubauen, um fahrlässige Mittäterschaft zu rechtfertigen. Im Schrifttum ent-
fachte sich eine breite Diskussion, in der zahlreiche Vorschläge unterbreitet wurden, den Fall 
auch ohne eine fahrlässige Mittäterschaft zu lösen. 
                                                          
94 Se in p f l ichtgemäßes Al ternat ivverha lten hä t te  den Er fo lgseintr i t t  n icht  sicher  verhindert .  
Ein Beschluss könnte mi t  S t immenmehrhei t  gefasst  werden,  so  dass derselbe Beschluss ge-
fasst  werden könnte,  selbst  wenn das  e inze lne  Mitgl ied rechtmäßig gehandel t  hät te .  (Vgl.  
Hilgendor f,  NStZ 1994 ,  561 (562))  
95 BGHSt 37,  106 (131 f. ) :  „Kann d ie  zur  Schadensab wendung gebotene Maßnahme[. . . ]  nur  
durch das Zusammenwirken mehrerer  Betei l ig te r  zus tande kommen,  so  se tzt  jeder,  der  es 
t rotz  seiner  Mitwirkungskompetenz  unter läß t ,  seinen Bei trag dazu zu le is ten,  e ine Ursache  
dafür,  daß  die  gebo tene  Maßnahme unterbleib t ;  innerhalb  dieses  Rahmens hafte t  er  für  die  
sich daraus  ergebenden tatbes tandsmäßigen Fo lgen.“;  auch OLG Stuttgar t ,  NStZ 1981,  27  
(27 f . ) .  
96 Vgl.  Weißer,  Kollegialentscheidungen,  1996 ,  S.  137;  Hi lgendor f,  NStZ 1994,  561 (562 f . ) .  
97 Weißer  meint ,  dass die  gemeinsame und  gleichs tuf ige Verantwor tung mi t  den Merkmalen 
der  Mittä ter schaft ,  näml ich dem gemeinsamen Tatplan und der  gemeinsamen Ausführung,  
angeknüpft  werden kann.  (Weißer,  Kollegialentscheidungen,  1996,  S.  138)  
98 V.a.  Dencker,  Kausa li tä t  und  Gesamttat ,  1996,  S.  188 ff . ;  Ransiek,  Unternehmenss tra frecht ,  
1996,  S.  67 ff . ;  Brammsen,  Jura 1991,  533 (537 f. ) ;  Otto ,  FS-Spendel ,  271 (284 f . ) ;  Lesch,  
GA 1994,  112 (122) ;  Hoyer,  GA 1996,  160  (173) .  




1. Lösung anhand der conditio-Formel 
 
Eine Ansicht100, dass jede Handlung der Beteiligten an dieser Konstellation dem Beitrag bei 
kumulativer Kausalität entspricht, nimmt die Kausalität problemlos unter Verwendung der 
conditio-Formel an. Die Voraussetzungen für die kumulative Kausalität sind: 1) Vornahme von-
einander unabhängiger Handlungen von mehreren, 2) Zusammentreffen der Handlungen, 3) 
Erfolg, der erst durch die Summe all dieser Handlungen verursacht wird. Es wurde jedoch rich-
tigerweise darauf hingewiesen, dass diese Voraussetzungen im „Lederspray“-Fall nicht erfüllt 
sind, da jede Stimme nicht „unabhängig voneinander“ ist und „die Kumulation von nur drei 
der vorliegenden vier Stimmen“ bei der Mehrheitsentscheidung zum Erfolg führen kann.101 
M.a.W., der Erfolg wird nicht erst durch die Summe aller Handlungen herbeigeführt. 
Eine andere Auffassung102 erklärt, dass dieses Kausalitätsproblem unter der Rubrik der al-
ternativen Kausalität (sog. „Doppelkausalität“) fällt,103 so dass es mit der modifizierten condi-
tio-Formel zu lösen ist. Die alternative Kausalität liege vor, wenn mehrere Täter unabhängig 
voneinander handeln, aber nicht erst die Summe, sondern bereits jede Handlung hinreichend 
ist, den Erfolg zu bewirken.104 Man schlägt vor, in diesen Konstellationen die conditio-Formel 
mit einer Modifikation anzuwenden: „Wenn mehrere Bedingungen zwar alternativ, aber nicht 
kumulativ hinweggedacht werden können, ohne dass der Erfolg entfiele“, ist jede Bedingung 
für den Erfolg kausal.105 Kuhlen analysiert, dass dies zweifellos auf dem Unterlassen jedes Be-
teiligten beruht, wenn „trotz bestehender Handlungsmöglichkeit“ keiner von ihnen den Be-
schluss für den Rückruf befürwortet und der Rückruf dann unterlassen wird. Dies beruhe auf 
                                                          
100 Baumann/Weber /Mitsch/Eise le ,  AT,  §  14,  Rn.  37 .  
101 Ebenso Weißer,  Kollegialentsche idungen,  1996,  S.  110 f. :  Es bes tehe e in „enger  Zusam-
menhang zwischen den Einze lbe i trägen“ mi t  dem einhe it l ichen Zie l  e iner  Mehrhei tsent -
sche idung.  
102 Kuhlen,  NStZ 1990,  566 (570);  ders. ,  JZ 1994,  1142 (1142 ff . ) ;  Kindhäuser,  AT,  §  10,  
Rn.  41 ;  Kühl,  AT,  §  4 ,  Rn.  19 .  
103 Dencker,  Kausa li tä t  und Gesamttat ,  1996,  S.  50;  Kuhlen,  NStZ 1990 ,  566 (570);  Je -
scheck/Weigend,  AT,  §  28 II  4 ,  S.  281 ff . ;  Kühl ,  AT,  §  4 ,  Rn.  19 ff . ;  Wessels/Beulke /Satzger,  
AT,  §  6  I I  1 ,  Rn.  232.  
104 Joerden,  JBl 110 (1988) ,  432 (432 f. ) ;  Jakobs,  AT,  7/21.  
105 Ebert /Kühl,  Jura 1979,  561 (568);  Puppe,  ZStW 92 (1980) ,  863 (877);  Kuhlen,  NStZ 1990,  
566 (570):  Dieses Kausa l i tä t sprob lem kann zwar  bei  Begehungsdelikten ohne wei teres durch 
die  condit io -Formel ge löst  werden,  da  die  kumulat ive Kausa li tä t  vor l iegt ;  bei  Unter las-
sungsdel ikten besteht  jedoch d ie  Doppelkausal i tä t ,  so  dass die  modif izie r te  condit io -Formel 
angewendet  werden müsse. ;  Meier,  NJW 1992,  3192 (3198):  Er  weist  darauf hin,  dass d ie  
Beur te i lung der  Kausali tä t  des BGH re in kr imina lpoli t i sch er fo lgt .  Mi t  d ieser  modif iz ier ten 
condit io -Formel s tel l t  e r  d ie  Kausa li tä t  zwischen der  „Untät igkei t“  jedes  Betei l ig ten und  
dem Unter lassen des Rückrufs  fest . ;  Lenckner,  Sch/Sch–StGB, Vor  §§ 13 ff . ,  Rn.  82;  Kühl,  
AT,  §  4 ,  Rn.  19 ;  Maurach/Zipf,  AT I ,  §  18 IV,  Rn.  56 .  
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einem „unbefangenen Kausalitätsverständnis“.106 Es scheint, dass diese modifizierte conditio-
Formel für die alternative Kausalität auf den „Lederspray“-Fall übertragen werden könnte, 
weil die Unterlassung aufgrund der Mehrheitsentscheidung alternativ, aber nicht kumulativ 
hinweggedacht werden kann, ohne dass der Beschluss gegen den Rückruf und damit der Ver-
letzungserfolg entfiele.107 Der „Lederspray“-Fall kann jedoch die Voraussetzungen für die al-
ternative Kausalität nicht erfüllen, weil nicht jede Stimme für sich einen Beschluss gegen den 
Rückruf hinreichend bewirken kann.108 
Darüber hinaus versucht ein Ansatz109, eine Kombination von alternativer und kumulativer 
Kausalität auf die Kollegialentscheidung anzuwenden. Je nach dem Stimmenergebnis sei zu 
differenzieren, ob es „eine Stimme Mehrheit“ oder „einer Mehrheit von mehr als einer 
Stimme“ gibt. Der erste Fall könne über die kumulative Kausalität gelöst werden, da jede 
Stimme nur in Kumulation mit den Stimmen der anderen zum Beschluss gegen den Rückruf 
führen kann. Der letztere Fall werde über die alternative Kausalität anders gelöst, da jede 
Stimme, aber keine weitere Stimme, hinweggedacht werden kann, ohne dass der Erfolg ent-
fiele. Die oben angeführte Kritik gilt jedoch auch für diese Ansicht. 
 
2. Lösungen anhand der Lehre von der gesetzmäßigen Bedingung 
 
Es wird zudem darauf hingewiesen, dass die conditio-Formel keine Kausalität definiert, da 
sie einen Kausalzusammenhang nur feststellt, wenn der naturwissenschaftliche Wirkungszu-
sammenhang bereits vorausgesetzt ist.110 Sie dient nur als „ein Hilfsmittel“111 zur Feststellung 
                                                          
106 Kuhlen,  NStZ 1990,  566 (570) .  
107 Weißer,  Kol legialentscheidungen,  1996,  S.  112.  
108  Weißer,  Kollegialentsche idungen,  1996,  S.  112;  Beulke /Bachmann,  JuS 1992,  737  
(737 ff . ) .  
109 Kudl ich,  Fä lle  zum AT,  S.  46 ;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  6  I I  1 ,  Rn.  235 f.  
110 Engisch,  Kausal iät ,  1931,  S.  16 f . ;  Erb,  Rechtmäßiges Al terna t ivverha lten,  1991,  S.  46;  
ders. ,  JuS 1994,  449 (450);  Ar th.  Kaufmann,  FS-Schmid t ,  200 (210) ;  Wehrenberg,  MDR 
1971,  900 (900 ff . ) ;  Walder,  SchwZStR 93 (1977) ,  113 (137 f. ) ;  Otto ,  NJW 1980,  417 
(417 f . ) ,  (421) ;  Dreher /Tröndle,  StGB, Vor §  13,  Rn.  16;  Lenckner,  Sch/Sch-StGB, Vor  
§§ 13 ff . ,  Rn.  74;  Rudolphi ,  SK-StGB, Vor §  1 ,  Rn.  40 ;  Jakobs,  AT,  7/9  f . ;  Jescheck/Weigend,  
AT,  §  28 II  4 ,  S .  281;  Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  6  I I  3 ,  Rn.  239.  
111 Lenckner,  Sch/Sch-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  74;  Rudolphi ,  SK-StGB, Vor §  1 ,  Rn.  40.  
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eines Kausalzusammenhangs.112 Sie zeigt auch ihre Schwäche, wenn es sich um „eine Ersatzur-
sache“ handelt. Denn Erfolg entsteht auch, wenn die Handlung weggedacht wird.113 
Die auf Engisch zurückgehende Lehre von der gesetzmäßigen Bedingung114 geht ebenso wie 
die conditio-Formel davon aus, dass alle Erfolgsursachen gleichwertig sind („Äquivalenztheo-
rie“). Sie stellt jedoch gegen die „Wegdenk-Methode“ der conditio-Formel115 auf einen real 
erfolgten Geschehensablauf ab.116 Hierbei hängen die Naturgesetze117 grundsätzlich von der 
Kompetenz der empirischen Wissenschaften ab, so dass in ganz besonderen Ausnahmefällen 
mithilfe der „Vertreter der zuständigen Fachwissenschaften“ der gesetzmäßige Zusammen-
hang festgestellt wird.118 Wenn hier das notwendige Erfahrungswissen fehlt, um das Verhält-
nis zwischen Handlung und Erfolg nicht herzustellen, ist die Anwendung der Lehre von der 
gesetzmäßigen Bedingung nicht möglich.119 Dies zeigt der „Contergan“-Fall, bei dem Neuge-
borene während der Schwangerschaft Thalidomid über die Mutter aufnehmen und deswegen 
Missbildungen auftreten.120 In solchen Fällen ist auch unter den Vertretern der Lehre von der 
                                                          
112 Freund erklär t  den Unterschied der  be iden Theorien durch einen Vergleich mi t  der  Tun-
ne lpassage  des Zuges.  Nach der  condi t io -Formel  könne e in schadensträcht iger  Zug im Tun-
ne l  nicht  mehr  beobachtet  werden,  so  dass  „an dessen Ausgang nur  noch der  Ender fo lg fes t -
ges tel l t  werden kann“.  Hingegen könne  nach der  Lehre von der  gese tzmäßigen Bedingung 
auch überprüft  werden,  was  tat sächl ich im Tunnel  pass ier t  is t ,  da  die  Lehre  auf  „d ie  gesamte  
Fahr t“ abs tel l t .  (Freund,  MüKo-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  340)  
113 Hi lgendor f,  NStZ 1994,  561 (564) .  
114 Engisch,  Kausa liät ,  1931,  S.  21 ff . ;  Samson,  Hypothet i sche Kausa lver läufe  im St ra frecht ,  
1972,  S.  31 f . ;  Ar th.  Kaufmann,  FS-Schmidt ,  200 (210);  Puppe,  ZStW 92  (1980) ,  863 (874);  
Schulz,  FS-Lackner,  39  (39 ff . ) ;  Hi lgendor f,  Jura 1995,  514 (514) ;  Freund,  MüKo-StGB, Vor  
§§ 13 ff . ,  Rn.  334,  340 ;  Jescheck,  LK-StGB, Vor §  13,  Rn.  56 ;  Lenckner,  Sch/Sch-StGB, Vor  
§§ 13 ff . ,  Rn.  75;  Jakobs,  AT,  7 /12;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  28 II  4 ,  S.  283;  Roxin/Greco,  
AT I ,  §  11,  Rn.  15.  
115 Wehrenberg,  MDR 1971 ,  900 (900 ff . ) :  Er  weist  darauf hin,  dass diese Wegdenk-Methode  
widersprüchl ich i st ,  wei l  es  keine Bedingung i st ,  wenn d ie  Bedingung weggedacht  werden 
kann. ;  Wessels /Beulke/Satzger,  AT,  §  6  I I  3 ,  Rn.  241:  Die Lehre von der  gese tzmäßigen Be-
dingung se i  e ine  „bessere und präz isere“ Methode a ls  d ie  condit io -Formel,  da  sie  „weitge-
hend  ohne unsichere  hypothet i sche Über legungen“ funkt ionier t .  
116 Engisch,  Kausal iä t ,  1931,  S .  21,  26 ;  Weißer,  Kol legialentsche idungen,  1996,  S .  115;  Wal-
der,  SchwZStR 93  (1977) ,  113 (139) ;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  28 II  4 ,  S.  283:  Die  Lehre  
bes t immt eine Kausa li tä t  danach,  „ob sich an eine Handlung ze i t l ich nachfo lgende Verände-
rungen in der  Außenwel t  angeschlossen haben,  die  mit  der  Handlung nach den uns bekannten 
Naturgese tzen notwendig verbunden waren und sich a ls  ta tbestandsmäßiger  Er fo lg darstel -
len“.  
117 Dies wird auch als  a l lgemeines Kausa lgese tz  bzw.  al lgemeine  Sätze bzw. Er fahrungssä tze  
bezeichnet .  (Vgl.  Puppe ,  GA 2004,  129 (138) )  
118 Hi lgendor f,  S tra frecht l iche Produzentenhaftung,  1993,  S.  115 ff . ;  ders. ,  NStZ 1994,  561  
(564) .  
119 Dagegen Hilgendor f,  NStZ 1994,  561 (564) :  Er  meint ,  dass in dieser  Konstel la t ion e ine  
empir ische Untersuchung nach der  Lehre  von der  gesetzmäßigen Bedingung eher  er forder-
l ich i st ,  wei l  das Wegdenken der  Thal idomideinnahme über  die  condit io -Formel  keinen 
Schr i t t  wei ter führ t .  
120 LG Aachen,  JZ 1971,  507 (507 ff . ) ;  vgl .  auch Wessels /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  6  I I  3 ,  
Rn.  241 :  Sie  weisen hier  v ielmehr  auf d ie  Schwäche der  condit io -Formel  hin,  d ie  den nach 
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gesetzmäßigen Bedingung umstritten, ob der Ausschluss der alternativen Ursachen (bzw. der 
„Ersatzursachen“)121 zulässig ist. 
Zur Lösung des „Lederspray“-Falls sind auf dieser Grundlage von folgenden Autoren Vor-




Hilgendorf, der diesem Ausschluss zustimmt, schlägt vor, die Probleme bei der Kollegialent-
scheidung wie bei unechten Unterlassungsdelikten unter Verwendung der Lehre von der ge-
setzmäßigen Bedingung zu lösen.122 Er weist darauf hin, dass die meisten Vertreter der Lehre 
von der gesetzmäßigen Bedingung ihre Bedeutung in einem bestimmten Fall nicht vollständig 
verstehen.123 Nach allgemeiner Auffassung wird die Kausalität für die Unterlassung danach 
bestimmt, ob der Erfolg durch eine Handlung hätte abgewendet werden können, weil es keine 
wirkliche Energiequelle bei der Unterlassung gibt.124 Er meint, dass dies auf „Residuen eines 
längst überholten Kausalitätsverständnisses“ zurückzuführen ist.125 Hierbei ist nicht davon 
auszugehen, dass eine Handlung den Erfolg „tatsächlich wirksam“ verursachen muss. Andern-
falls sollte die modifizierte conditio-Formel wieder verwendet werden. „Wenn eine bestimmte 
Handlung unter den jeweils gegebenen Umständen geeignet ist, den tatbestandsmäßigen Er-
folg abzuwenden“, bestehe ein gesetzmäßiger Zusammenhang zwischen dem Unterlassen der 
Handlung und dem Erfolgseintritt.126 Bei der Lehre von der gesetzmäßigen Bedingung komme 
es auf das Vorliegen des gesetzmäßigen Zusammenhangs und das Vermeiden der Spekulation 
über irgendwelche Kräfte an, die dem Naturgeschehen zugrunde liegen.127 
Er stellt einen Fall vor, in dem ein Gremium aus 3 Mitgliedern A, B, und C besteht, deren 
Beschlussfassung mit einfacher Mehrheit getroffen wird. Er analysiert die Art der Ereignisse, 
                                                          
dem na turwissenschaft l ichen Wirkungszusammenhang ermi t te l ten Kausa lzusammenhang vo-
rausse tz t .  
121 Dem Ausschluss zus t immend: Kuhlen,  Fragen e iner  s tra frecht l ichen Produkthaftung,  1989,  
S.  63 ff . ;  Hilgendor f,  S trafrechtl iche  Produzentenhaftung,  1993,  S.  121,  124;  Erb,  JuS 1994,  
449 (452 f. ) ;  dagegen Hassemer,  Produktverantwortung,  1996,  S.  33 ff . ;  Puppe ,  JR 1992,  27  
(30 f . ) ;  d ies. ,  NK-StGB,  Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  114  f .  
122 Hi lgendor f,  NStZ 1994,  561 (566) .  
123 Vgl.  Hilgendor f ,  NStZ 1994,  561 (565 f. ) :  V.a.  weis t  er  darauf hin ,  dass beim Unter las-
sungsdel ikt  d ie  h .M. „das Wirken irgendwelcher  Kräf te  oder  Energien vermiss t“.  
124 Jescheck/Weigend,  AT,  §  59 II I  3 ,  S.  618 f .  
125 Hi lgendor f,  NStZ 94,  561 (564) .  
126 Hi lgendor f,  NStZ 94,  561 (564) .  
127 Hi lgendor f,  NStZ 94,  561 (564) .  
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indem er sie in (vorsätzliche und fahrlässige) Begehungsdelikte und (vorsätzliche und fahrläs-
sige) Unterlassungsdelikte unterteilt.128 In allen Fällen – auch bei unechten Unterlassungsde-
likten129 – sind vier gesetzmäßige Bedingungen möglich, nämlich „mit den Stimmen von 1) A 
und B oder 2) A und C oder 3) B und C oder 4) A und B und C gemeinsam“.130 In den Fällen 1), 
2) und 3) sowie im Fall 4) ist die einzelne Abstimmung für den Beschluss aufgrund der gesetz-
mäßigen Beziehung für die Beschlussfassung jeweils kausal. Hierbei sei die Gesetzmäßigkeit 
„redundant formuliert“.131 Bei der Anwendung der conditio-Formel könnte sich jedes Mitglied 
damit verteidigen, dass seine Ja-Stimme nicht die einzige ist, die für den gefassten Beschluss 
unbedingt notwendig ist. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Lehre von der gesetzmäßigen Bedin-





Weißer meint die Garantenstellung einer Unternehmensleitung für Produktrisiken aus der 
„Herrschaft über die Gefahrenquelle“133: In der Notsituation, wie im „Lederspray“-Fall, ist je-
des Mitglied aufgrund seiner Garantenpflicht gehalten, den Erfolgseintritt zu verhindern. Die 
„Gesamtverpflichtung“ 134  aus der Verbundenheit der Geschäftsführer „als Kollegialorgan“ 
verpflichtet jedes Mitglied, seinen möglichen Beitrag in seinem eigenen „Kompetenzbereich“ 
zu leisten.135 Dies entspricht der Auffassung des BGH136, dass jedes Mitglied nur verpflichtet 
                                                          
128 Er  beschre ibt  jeden der  vier  Fäl le  separa t  im Deta i l .  (Vgl .  Hilgendor f,  NStZ 1994,  561  
(565))  
129 „[ . . . ] i rgendwelche vermuteten oder  abgelehnten Kräf te  zwischen dem Unter lassen der  Be-
tei l ig ten und dem Nichtzustandekommen des Beschlusses“ seien nicht  von Bedeutung.  (Hil -
gendor f ,  NStZ 1994,  561 (566))  
130 Hi lgendor f,  NStZ 1994,  561 (565) .  
131 Hi lgendor f,  NStZ 1994,  561 (565) .  
132 Hier  sol l ten d ie  beiden Kausalver läufe,  der  Kausa lzusammenhang zwischen der  Abst im-
mung der  Mitgl ieder  und  der  Beschlussfassung und der  Kausalzusammenhang zwischen dem 
Beschluss und den Er fo lgen be i  Dr i t ten (die  generel le  Kausal i tä t  zwischen dem Benutzen 
von Ledersprays  und dem Eintr i t t  von Körperschäden) ,  ge trennt  untersucht  werden. ;  Vgl.  
BGHSt 37,  106 (111 ff . ) ;  Hilgendor f,  NStZ 1994 ,  561 (565) .  
133 Weißer,  Kol legialentscheidungen,  1996,  S.  160.  
134 Weißer,  Kol legialentscheidungen,  1996,  S.  75.  
135 Vgl.  Weißer,  Kollegialentsche idungen,  1996,  S.  74  f . :  Wer  gegen den Rückruf st immt,  
kann kein Täter  sein,  weil  er  mi t  seiner  Kompetenz d ie  Ausführung nach dem Beschluss  
nicht  verhindern kann.  Dies so l l te  nur  al s  „Unterwer fung unter  den Wil len der  Mehrhe it“ an-
genommen werden. ;  Kuhlen,  NStZ 1990,  566  (569);  Beulke/Bachmann,  JuS 1992,  737 (742) ;  
Meier,  NJW 1992,  3192 (3195) .  
136 BGHSt 37 ,  106 (125 f . ) .  
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ist, „das Mögliche und Zumutbare“137 zu tun, weil jeder Angeklagte nur solche Handlungen im 
Bereich der Zuständigkeit und Verantwortung schuldet. Weißer analysiert, dass der BGH die 
Kausalität jedes Beitrags anerkennt, weil das Unterlassen der geforderten Handlung jedes Mit-
glieds jeweils zur Unterlassung des Rückrufs führt,138 und dass er die objektive Zurechnung 
aufgrund der „gemeinsame[n] und gleichstufige[n] Verantwortung“139 der Geschäftsführer 
aus wirtschaftlicher Sicht bestimmt.140 
Auch Weißer bestimmt den Kausalzusammenhang zwischen jeder Ja-Stimme jedes Mit-
glieds gegen den Rückruf und dem Verletzungserfolg nach der Lehre von der gesetzmäßigen 
Bedingung. Die Ja-Stimme führt im Zusammenwirken mit den übrigen Stimmen als Teil der 
erforderlichen Mehrheit zum Erfolg.141 Wie Hilgendorf meint Weißer, dass das Vorhandensein 
mehrerer hinreichender Bedingungen zur Feststellung des Kausalzusammenhangs zwischen 
der einzelnen Ursache und dem Erfolg keine Rolle spielt.142 Dann versucht sie, das Zurech-
nungsproblem wie im Vorsatzbereich durch Annahme fahrlässiger Mittäterschaft zu lösen.143 
Sie beurteilt die objektive Zurechnung bei Fahrlässigkeitsdelikten mit dem Kriterium des 
Pflichtwidrigkeitszusammenhangs zwischen jeder Unterlassung und dem Erfolg. D.h., die ob-
jektive Zurechnung sollte danach bestimmt werden, ob der Erfolg mit an Sicherheit grenzen-
der Wahrscheinlichkeit vermieden werden könnte, 144  wenn sich jeder Beteiligte bemüht 
                                                          
137 Weißer,  Kol legialentscheidungen,  1996 ,  S.  74 f . :  Bei  der  Best immung der  Verpfl ichtung 
sol l te  die  Stra fbarkei t  nach dem Schuldprinzip  und der  subjektiven Zumutbarke it  begrenz t  
werden.  
138 BGHSt 37 ,  106 (131) .  
139 BGHSt 37 ,  106 (132) .  
140 Weißer,  Kol legialentscheidungen,  1996,  S.  137.  
141 Weißer,  Kollegia lentscheidungen,  1996,  S.  116,  118 f. ,  162 ff . :  Sie  versucht ,  je  nach der  
Art  und Weise der  Beschlussfassung und dem Abst immungsverhal ten die  Kausal i tä t  jedes an 
der  Kollegia lentscheidung Bete i l igten zu bes t immen.  
142 Weißer,  Kol legialentscheidungen,  1996,  S.  115 f. :  S ie  geht  auch davon aus,  dass d ie  Lehre  
von der  gesetzmäßigen Bedingung den Kausalzusammenhang nicht  nach der  Wegdenk-Me-
thode best immt,  sondern nach dem tatsächl ich wirksamen Geschehensablauf .  Daher  ha t  d ie  
durch Einze lursachen bedingte Gesamtursache  ke inen Einf luss  auf den Kausa lzusammen-
hang zwischen Gesamtursache und Er folg.  
143 Weißer,  Kol legialentsche idungen,  1996,  S.  151 ff . ;  auch Hilgendor f,  NStZ 1994,  561  
(563):  Die  Annahme fahr läss iger  Mi ttäterschaf t  se i  konstruktiv möglich.  
144 In  diesem Zusammenhang weist  Puppe darauf hin ,  dass d ie  Anwendung der  Vermeidbar-
ke i t s theorie  wie der  condi t io -Formel hierbe i  dense lben logischen Mangel  aufweis t .  (Vgl.  
Puppe,  ZStW 99 (1987) ,  595 (599);  d ies . ,  FS-Roxin 70,  289 (290 ff . ) ;  d ies. ,  GA 2004,  129  
(139 f . ) )  
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hätte, das pflichtgemäße Alternativverhalten auszuführen. 145  Wenn fahrlässige Mittäter-
schaft angenommen wird, 146 könne sich die Feststellung des Pflichtwidrigkeitszusammen-
hangs einfach ergeben, weil die wechselseitige Zurechnung der einzelnen Unterlassungen 
über Mittäterschaft möglich wird.147 Dies wird dann danach bestimmt, ob bei einem gemein-




Puppe lehnt die conditio-Formel ab. Wenn die conditio-Formel verwendet wird, sollte das 
Fehlen des Bedingungsverhältnisses zwischen Einzelursache und Erfolg bei Mehrfachkausali-
tät, bei der „ein bestimmter Kausalfaktor“ mehrfach existiert, in Kauf genommen werden, da 
einer von ihnen hinweggedacht werden kann, ohne dass der Erfolg entfällt.148 Sie bestimmt 
daher einen gesetzmäßigen Kausalzusammenhang auf der Grundlage der Lehre von der ge-
setzmäßigen Bedingung, indem sie auf „das logische Bedingungsverhältnis“ zwischen Einzel-
ursache und Erfolg abstellt.149 Sie geht wie Hilgendorf davon aus, dass nach dem allgemeinen 
Kausalgesetz eine hinreichende Erfolgsbedingung begründet werden sollte. Im Gegensatz zu 
Hilgendorf lässt sie jedoch nicht zu, dass die überflüssigen Faktoren in der hinreichenden Er-
folgsbedingung150 enthalten sind,151 da nicht nur ein überflüssiges Element „als notwendig“, 
sondern auch ein notwendiges Element „als überflüssig“ aus der hinreichenden Bedingung 
herausgezogen werden könnte.152 Die hinreichende Erfolgsbedingung nach dem allgemeinen 
Kausalgesetz müsse eine Mindesterfolgsbedingung sein. Wenn die Überflüssigkeit nicht durch 
die „Wegdenk-Methode“ der conditio-Formel behoben wird, tritt dasselbe Problem auf wie 
                                                          
145 Weißer,  Kol legia lentsche idungen,  1996 ,  S.  143;  Kuhlen,  NStZ 1990,  566 (570);  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  6  I I I  8 ,  Rn.  305.  
146 Die Vorausse tzungen für  vorsä tz l iche Mit tä ter schaf t ,  der  gemeinsame  Tatplan und d ie  
daraus result ierende gemeinsame Ausführung,  könnten durch d ie  vom BGH angegebene  „ge-
meinsame und  gleichs tuf ige Verantwortung“ der  Geschäfts führer  er setzt  werden.  (Weißer,  
Kol legialentsche idungen,  1996,  S .  138;  Hi lgendorf,  NStZ 1994,  561 (563))  
147 Weißer,  Kol legialentscheidungen,  1996,  S.  158 f .  
148 Puppe,  ZStW 92  (1980) ,  863 (876  ff . ) ;  d ies. ,  GA 2004,  129 (137) ;  auch Hoyer,  AT I ,  
S.  34 f .  
149 Puppe,  NK-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  102.  
150 Puppe,  ZStW 92 (1980) ,  863 (876);  d ies. ,  GA 2004,  129 (137):  nämlich „mehrfach ver-
tretene Ursache“ bzw.  „al terna t ive  Kausa li tä t“.  
151 Puppe,  ZStW 92 (1980) ,  863 (875) ,  (878) ;  d ies . ,  NK-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  104.  
152 Puppe,  NK-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  104.  
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bei Verwendung der conditio-Formel, da die eine überflüssige Ursache „durch die andere er-
setzt wird“ und daher Nicht-Ursache ist.153 Aus diesen Gründen gelangt Puppe zu ihrer eige-
nen Lehre, dergemäß eine Einzelursache für den Erfolg dann ursächlich ist, wenn sie „nur ein 
notwendiger Bestandteil154 einer nach allgemeinen empirischen Gesetzen hinreichenden und 
wahren [...] Mindestbedingung“ ist.155 
Um die unbedeutenden überflüssigen Faktoren rein negativ auszuscheiden, verwendet 
Puppe die „Wegdenk-Methode“ der conditio-Formel.156 Die Überflüssigkeit einer Handlung in 
der hinreichenden Erfolgsbedingung wird dahingehend überprüft, ob die Handlung für den 
Erfolg noch ausreicht, auch wenn jene erstere aus der Bedingung hinweggedacht wird. Puppe 
erklärt, dass der Unterschied zwischen der conditio-Formel und ihrer Lehre von der hinrei-
chenden Mindestbedingung jedoch darin besteht, dass bei deren Verwendung ein Faktor nicht 
aus der Welt hinweggedacht wird,157 sondern aus „einer fertig projektierten kausalen Erfolgs-
erklärung“.158 Ihre Lehre unterscheidet sich auch von der conditio-Formel darin, dass ihr Kri-
terium nicht in der Feststellung des entfallenden Erfolgs liegt, sondern in der Schlüssigkeit der 
kausalen Erfolgserklärung ohne die nach allgemeinen Gesetzen beurteilte Ursache, die sich 
aus vielen „einen bestimmten Erfolg zusammen bedingende[n] Faktoren“ 159  zusammen-
setzt.160 
Mit ihrer Lehre versucht sie, das Problem der Mehrfachkausalität161 im „Lederspray“-Fall zu 
lösen: Alle vier Mitglieder des Gremiums, deren Beschluss mit einfacher Mehrheit getroffen 
                                                          
153 Puppe,  ZStW 92 (1980) ,  863 (876 ff . ) ;  d ies. ,  GA 2004,  129  (138 f. ) .  
154 Im „Lederspray“-Fall  sei  d ie  Unter lassung des Rückrufs e in no twendiger  Bestandtei l  der  
hinreichenden Bedingung für  den Ver letzungser folg ,  da die  E inze lhändler  im Fal le  des Rück-
rufs gese tz l ich verpfl ichtet  sind ,  das Produkt  nicht  mehr  zu verkaufen,  und da diese P fl icht -
erfül lung anerkannt  werden muss ,  so lange  die  Pfl ichtver letzung der  anderen Bete i l igten 
nicht  ta t sächlich eintr i t t .  (Puppe ,  Er fo lgszurechnung,  2000 ,  S .  52 f . )  
155 Puppe,  ZStW 92  (1980) ,  863 (875) ,  (878) ;  d ies. ,  ZStR 107  (1990) ,  141 (151);  d ies. ,  GA 
2010,  551 (555 ff . ) ;  d ies . ,  NK-StGB, Vor §§ 13  ff . ,  Rn.  102;  Neumann,  GA 2008,  463  (464);  
Jäger,  FS-Maiwald,  345 (353 ff . ) .  
156 Puppe,  NK-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  110a :  Die  condit io -Formel  und „die  Best immung der  
Einze lursache als  no twendiger  Bestandte i l  e iner  hinreichenden Minimalbedingung“ se ien 
insofern gle ich,  a l s  al le kausalen Erfolgsbedingungen als  E inze lursachen anerkannt  wer-
den und nicht  zwischen Ursachen und bloßen kausa len Bedingungen unterscheiden.  
157 Vgl.  Kraa tz ,  Die fahr lässige  Mit täterschaf t ,  2006,  S.  335:  Wird e in Faktor  be i  der  An-
wendung der  condi t io -Formel  aus a l len Faktoren der  Wel t  h inweggedacht ,  gib t  es  logischer-
weise vie le  re levante Ersa tzursachen,  zwischen denen es keine Unterscheidung geben kann.  
158 Puppe,  NK-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  106.  
159 Vgl.  Kraa tz ,  Die fahr lässige  Mittäterschaf t ,  2006,  S.  335 .  
160 Puppe,  NK-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  106.  
161 Eine  Mehrfachkausal i tä t  (bzw.  Doppelkausal i tä t)  bes teht  bspw. in dem Bedingungsver-
hä l tnis zwischen mehreren gleichze it igen Schützen e ines Erschießungskommandos und dem 
Tod des Opfers oder  zwischen der  Able i tung jeweils  e iner  hinreichenden Menge gi ft iger  
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wird, stimmen einstimmig gegen Rückruf. Die Mindestbedingung spiele hier keine Rolle, da sie 
von den für die Beschlussfassung erforderlichen Mindeststimmen abhängt.162 Es gibt jedoch 
noch mehr Stimmen als drei Stimmen für die Beschlussfassung mit der Mindestmehrheit, so 
dass jede Stimme innerhalb dieser Mindestbedingung notwendig ist. Dies ist auf mehrere hin-
reichende Bedingungen163 zurückzuführen, unter denen sowohl gemeinsame164 als auch ver-
schiedene Elemente 165  existieren könnten. Die mehrfach vertretenen Ursachen könnten 
„selbst sich teilweise decken“. Daher könne im „Lederspray“-Fall die Mindestbedingung teil-
weise die gleichen Stimmabgaben enthalten, weil eine Mehrheit nach dem Erfahrungssatz 
nicht anderweitig gefasst werden kann.166 Die Rolle der Wegdenk-Methode sei, hier zu bestä-
tigen, dass die Kausalerklärung nach den allgemeinen Gesetzen ohne die Ursache immer noch 
möglich ist. Eine Stimme jedes Beteiligten wird daher mit zwei „beliebigen“ anderen zusam-
mengefasst, und dann kann die Stimme jedes der vier Angeklagten nicht hinweggedacht wer-
den, „ohne dass die Mehrheit entfiele“.167 
 
III. Vorläufiges Ergebnis 
 
Einige Autoren vertreten die wechselseitige Zurechnung aller Ja-Stimmen unter die An-
nahme fahrlässiger Mittäterschaft, da das Kausalitätsproblem bei der Kollegialentscheidung 
nach den oben beschriebenen Ansätzen nicht zufriedenstellend gelöst werden kann. In dieser 
Konstellation erblicken Beulke/Bachmann die praktische Bedeutung der Annahme fahrlässiger 
Mittäterschaft. Sie analysieren, dass der BGH hier fahrlässige Mittäterschaft einsetzt, um alle 
Beteiligten zu bestrafen.168 Brammsen weist darauf hin, dass der BGH bei der sog. kumulativen 
Kausalität den Grundsatz „strafrechtlicher Handlungsverantwortlichkeit“ auf die Unterlas-
sungshaftung überträgt. Selbst wenn der Erfolg „nur durch das Zusammenwirken mehrerer 
                                                          
Abwässer  durch mehrere  Fabr iken und dem Fischsterben.  Hierbe i  haben d ie  „mehreren hin-
reichenden und wahren Erfo lgsbedingungen“ te i lweise verschiedene no twendige Bestand-
tei le .  (Puppe,  NK-StGB,  Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  108)  
162 Puppe,  GA 2004,  129 (138 f. ) ;  d ies. ,  NK-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  108.  
163 Puppe,  GA 2004,  129 (138);  d ies . ,  NK-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  104.  
164 Puppe,  GA 2004,  129 (138) :  z .B.  der  Aufentha lt sor t  des Opfers  zum Zeitpunkt  des  Er-
fo lgseintr i t t s .  
165 Diese verschiedenen Elemente sind  nicht  notwendig,  weil  s ie  sich in  der  hinreichenden 
Bedingung gegensei t ig e rse tzen können.  (Vgl.  Puppe,  NK-StGB, Vor §§  13 ff . ,  Rn.  104,  108)  
166 Puppe,  GA 2004,  129 (139) .  
167 Puppe,  GA 2004,  129 (139)  (Hervorhebung durch Ver fasser) .  
168 Beulke /Bachmann,  JuS 1992,  737 (744):  Wird diese Rechtsf igur  nicht  anerkannt ,  über-
nehmen Beulke /Bachmann auch mi t  der  modif iz ier ten condi t io -Formel  die  Lösung des  Prob-
lems der  Quasi -Kausal i tä t .  
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Beteiligter“ eintreten kann, bestimme der BGH die Kausalität jeder unterlassenen Beitragsset-
zung wie bei der Anwendung fahrlässiger Mittäterschaft. 169  Viele Autoren bejahen diese 
Rechtsfigur aufgrund der theoretischen Komplexität der Bestrafung aller Beteiligten. 
 
C. Kumulative Kausalität 
 
Diese, hier an dritter Stelle zu untersuchende Konstellation liegt in gewisser Weise zwischen 
den zwei vorherigen. Wie schon gesehen (B. II. 1.), liegt kumulative Kausalität dann vor, wenn 
mehrere unabhängig voneinander pflichtwidrige Handlungen zusammentreffen und erst de-
ren Summe zum Erfolg führt.170 An sich stellt sich bei der kumulativen Kausalität nicht die be-
griffliche Frage, ob die einzelnen Handlungen als kausal eingestuft werden können; dies ist 
bereits nach der conditio-Formel eindeutig zu bejahen. Die Schwierigkeiten liegen aber auf 
der empirischen Ebene; je mehr Involvierte, desto undurchschaubarer wird die Sachlage, 
desto weniger lässt sich klären, was jeder getan hat und vor allem, ob das, was er getan hat, 
überflüssig war oder nicht, so dass es praktisch zu einer Sachlage kommt, in der sich die o. A. 
angesprochenen Beweisprobleme und die o. B. angesprochenen begrifflichen Probleme zu-
gleich stellen. 
 
I. „Love Parade“-Fall 
 
Der Unfall bei der „Love Parade“171 im Jahr 2010 in Duisburg ist für die jetzige Konstellation 
repräsentativ. Ein Engpass im Eingangsbereich der Loveparade hat zum Tod von 21 Menschen 
und zur Verletzung von 652 Menschen geführt. Als Ursache dieser Katastrophe wurde fahrläs-
siges Zusammenwirken zwischen dem privaten Personal des Eventveranstalters, den Mitar-
beitern der Stadtverwaltung und den Polizeibeamten angesprochen. Aufgrund von Schwierig-
keiten, die insb. für die Kausalitäts- und Zurechnungsfragen relevanten Tatsachen aufzuklären, 
wurde das Verfahren durch Einstellung erledigt.172 
                                                          
169 Brammsen,  Jura  1991,  533 (537) .  
170 Lenckner,  Sch/Sch-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  83;  Maurach/Zipf,  AT I ,  §  18,  Rn.  56.  
171 Vgl.  Dut tge,  FS-Yamanaka,  29 (31 ff . ) ;  Große-Wilde,  ZIS 2017 ,  638 (638 ff . ) .  
172 Die Polizeibeamten konnten sich damit  ver te idigen,  dass s ie  wegen ihrer  subsid iären Ver-
pf l ichtung gegenüber  pr ivaten Veransta l ter  n icht  für  genere l le  Fehlp lanungen und fehler-
haf te  organisator ische Leitungen verantwor t l ich sind.  Die Mitarbei ter  der  Stad tverwaltung 
konnten s ich durch „Exper t i se  des  pr iva ten Veransta l ters“,  „Fehlverhalten der  Pol ize i -
kräf te“ und  „unvernünft iges Verha lten der  Besucher“ ent lasten.  (Vgl .  Dut tge,  FS-Yamanaka,  
29 (32))  
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Möglicherweise hätte hier die Figur der fahrlässigen Mittäterschaft über die Beweisschwie-
rigkeiten hinweghelfen können; so verhielt es sich nämlich bei den folgenden Fällen in Korea, 
wo die Probleme durch Anwendung dieser Rechtsfigur gelöst wurden. 
 
II. „Zusammenbruch des Sampoong-Kaufhauses“-Fall173 in KOR 
 
Am 29. Juni 1995 gegen 18 Uhr ist das Sampoong-Kaufhaus in Seoul, Südkorea, komplett 
zusammengebrochen. Dabei waren viele Kunden in der Lebensmittelabteilung im Keller. Mehr 
als 500 Menschen sind gestorben; 930 Menschen wurden verletzt. Bereits einige Tage davor 
erkannte man einen Riss in der Decke des fünften Stockwerkes. Trotzdem haben sich die Ver-
antwortlichen entschlossen, das Kaufhaus normal zu betreiben. 
Es wurde festgestellt, dass die Pflichtwidrigkeiten mehrerer Beteiligter – des Vorsitzenden 
und mehrerer Geschäftsführer des Bauunternehmens, Arbeiter und ihrer Vorgesetzten, Be-
amter der Bauaufsichtsbehörde und der Architekten – den Unfall verursacht haben, da alle 
Beteiligten auf unterschiedlichen Stufen für Bau und Erhaltung des Gebäudes174 verantwort-
lich waren. Die Beteiligten wurden als fahrlässige Mittäter für fahrlässige Körperverletzung 
und fahrlässige Tötung im Beruf gem. §§ 30, 268 korStGB175 bestraft. 
 
III. „Einsturz der Songsu-Brücke“-Fall176 in KOR 
 
Am 21. Okt. 1994 gegen 7 Uhr ist die Songsu-Brücke über den Han-Fluss in Seoul, Südkorea, 
eingestürzt, so dass ein Bus und fünfzehn Personenwagen aus zwanzig Metern Höhe in den 
Fluss stürzten. Bei diesem Unfall sind 32 Menschen gestorben und wurden 17 Menschen ver-
letzt. 
                                                          
173 Vgl.  korOGH Ur te i l  vom 23.8 .1996,  96do1231,  in:  Ger ichtsb lat t  1996 zwei ter  Halbband,  
S.  2937 f. ;  Tr ivialname nach Kim, Mittäte rschaf t  beim Fahr läss igke it sde l ikt ,  2001,  S.  328 f.  
174 Insb.  wurden „unangemessene Planung des Gebäudebaus,  mangelhafter  Entwurf ,  ord-
nungswidrige Kontrol le  des Bauvorgangs,  d ie  so rgfal t swidr ige Erha ltung des Gebäudes“ e r-
wähnt .  (korOGH Ur tei l  vom 23 .8.1996,  96do1231)  
175 §  30:  Begehen mehrere  als  e ine Person e in Delikt  gemeinschaf t l ich,  so  wird jeder  als  
Täter  des Del ikts  bes tra f t .  
§  268:  Wer durch Fahr lässigke it  im Beruf oder  grobe Fahr lässigkeit  den Tod oder  die  Kör-
perver letzung e ines  Menschen verursacht ,  wird  mi t  Fre ihe i t sstra fe  bis  zu fünf  Jahren oder  
mi t  Gelds tra fe  bis  zu 20Mil l ionen Won best ra ft .  
176 Vgl.  korOGH Urtei l  vom 28.11.1997,  97do1740 ,  in:  Gerichtsblat t  1998,  er ster  Halbband ,  
S.  184 ff . ;  Tr ivia lname nach Kim,  Mit tä ter schaft  beim Fahr lässigkei t sdel ikt ,  2001,  S.  329 f.  
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Als Unfallursachen wurden nachlässige Bauarbeiten, Korruption und mangelnde Sicher-
heitsüberprüfungen ermittelt. Die Verkehrsbelastung für die Brücke war zu hoch, und wegen 
dieser extremen Belastung ist ein Verbindungsstück geborsten. 
Die Beteiligten, der Vorsitzende des Bauunternehmens, die Aufseher auf dem Bauplatz und 
die Beamten der Baubehörde, die die Bauarbeiten genehmigt hatten und für die Erhaltung der 
Brücke zuständig waren, wurden als fahrlässige Mittäter für fahrlässige Körperverletzung und 
fahrlässige Tötung im Beruf gem. §§ 30, 268 korStGB bestraft. 
 
IV. Bemerkungen zu den Entscheidungen 
 
Der korOGH hat diese Konstellationen zu Recht als kumulative Kausalität verstanden. Die 
Beteiligten haben das Objekt gemeinsam gebaut und erhalten. D.h. ihnen war „eine allseitige 
Sorgfaltspflicht für die Sicherheit“177 auferlegt. Der Einsturz des Sampoong-Kaufhauses bzw. 
der Songsu-Brücke sei daher nicht auf die fahrlässige Handlung eines Einzigen unter ihnen zu-
rückzuführen, sondern auf die kumulative Pflichtwidrigkeit aller Beteiligten,178 einschließlich 
der fahrlässigen Handlungen und Unterlassungen. Hierbei hat der korOGH die Kausalitäts- und 
Zurechnungsprobleme unter der Annahme fahrlässiger Mittäterschaft leicht gelöst. 
Der korOGH nimmt fahrlässige Mittäterschaft an. 179  Der Begriff von „Straftat“ in § 30 
korStGB umfasse auch fahrlässige Straftaten, so dass die Mittäterschaft in der Kombination 
von vorsätzlicher und fahrlässiger Straftat sowie in Form von Tun und Unterlassen zustande 
kommen könne. Entscheidend sei, ob zwischen den Beteiligten eine ausdrückliche oder still-
schweigende Willensvereinbarung oder eine gegenseitige Verständigung besteht und ob sie 
danach gemeinsam handeln. Hier komme es auf die Ausführung gemeinsamer Handlungen 
an, nicht auf die Begehung gemeinsamer Straftaten. 
Die beiden Fälle betreffen die Verstöße mehrerer Beteiligter gegen die Sorgfaltspflichten. 
Ein Verstoß durch eine fahrlässige Handlung eines von ihnen führt zum Erfolg „nur im Zusam-
menwirken“ mit anderen Verstößen.180 Hierbei liegt der kumulative Kausalzusammenhang 
vor. Die kumulative Kausalität kann aber ohne weiteres durch die conditio-Formel bestimmt 
                                                          
177 Kim,  Mit täter schaf t  be im Fahr lässigkei tsdel ikt ,  2001,  S.  329.  
178  korOGH Urte i l  vom 28.11.1997,  97do1740,  in:  Gerichtsblat t  1998,  ers ter  Halbband,  
S.  184 ff . :  Der  Eintr i t t  des Unfa l l s  aufgrund d ieser  kumula t iven P fl ichtwidrigke it  sei  le icht  
vorhersehbar.  
179 Vgl.  auch korOGH Ur te i l  vom 21 .08.1979,  79do1249; 08.06.1982,  82do  781.  
180 Vgl.  Walter,  LK-StGB, Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  75.  
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werden, indem die Formel so angewendet wird, dass „keiner der Beiträge hinweggedacht wer-
den kann, ohne dass der Erfolg entfiele“,181 weil nicht jede Handlung für sich allein zum Erfolg 
führen kann. D.h., aus Gründen der Kausalität müsste keine fahrlässige Mittäterschaft einge-
führt werden. 
Es bleibt deshalb unklar, ob es der Konstruktion bedurft hatte; dennoch macht fahrlässige 
Mittäterschaft es dem Beschuldigten unmöglich, sich darauf zu berufen, dass sein Beitrag 





Durch die Analyse der problematischen Konstellationen bei fahrlässigem Zusammenwirken 
konnte das zu lösende Problem näher beschrieben werden. Zugleich ließ sich die Erkenntnis 
gewinnen, dass die Unterlassungsdogmatik aus verschiedenen Gründen keine tragfähige Lö-
sung für die hiesigen Problemfelder bietet. 
  
                                                          
181 Vgl.  Weißer,  Kollegia lentscheidungen,  1996 ,  S.  109 f. ;  Walter,  LK-StGB, Vor §§ 13  ff . ,  




Teil 3: Die Konzepte fahrlässiger Mittäterschaft 
A. Allgemeines 
 
Im Hinblick auf die Rechtfertigung fahrlässiger Mittäterschaft werden hier die verschiede-
nen Ansätze der Befürworter fahrlässiger Mittäterschaft kritisch analysiert. Diese zeigen auch 
ihre Versuche, auf Kritik von Gegnern fahrlässiger Mittäterschaft zu reagieren. Gegen das Ar-
gument, dass bei fahrlässigem Zusammenwirken ein gemeinsamer Tatentschluss fehlt,182 le-
gen die Befürworter eine andere „Gemeinsamkeit“ für fahrlässige Mittäterschaft gemäß den 
Tatbestandsmerkmalen der Fahrlässigkeitsdelikte anstelle des gemeinsamen Tatentschlusses 
fest. So sollen im Folgenden die Vorschläge von Otto, der auf eine gemeinschaftliche Risikoer-
höhung abstellt, von Weißer, die an eine gemeinschaftliche Sorgfaltspflicht anknüpft, und von 
Kamm, für die es auf ein notwendiges Zusammenwirken ankommt, diskutiert werden.  
 
B. Begründungen der Gemeinschaftlichkeit ohne gemeinsamen Tatplan 
I. Die gemeinschaftliche Gefahrbegründung oder -erhöhung (Otto) 
1. Darstellung 
 
Otto findet eine andere Gemeinsamkeit für fahrlässige Mittäterschaft in der gemeinschaft-
lichen Gefahrbegründung oder -erhöhung.183 Das Bewusstsein, dass die Beteiligten durch das 
arbeitsteilige Zusammenwirken mit anderen eine Gefahr begründen oder erhöhen,184 könne 
den gemeinsamen Tatplan für (vorsätzliche) Mittäterschaft ersetzen. Otto fordert hierbei, 
dass die Beteiligten die Realisierung der Gefahr vorhersehen können. Die Gefahr, d.h. der tat-
bestandliche Erfolg müsse ihnen jedoch nicht bekannt sein.185 Ist diese Voraussetzung erfüllt, 
müsse die individuelle Kausalität für den Erfolg nicht wie bei vorsätzlicher Mittäterschaft fest-
gestellt werden.186 
                                                          
182 Bottke ,  GA 2001,  463 (474);  Puppe,  GA 2004,  129 (131) ;  d ies. ,  ZIS 2007,  234 (236) ,  
(241);  Gropp ,  GA 2009 ,  265 (272 f. ) ;  J äger,  AT,  Rn.  366.  
183 Ot to ,  Jura 1990 ,  47 (49);  ders. ,  FS-Spendel ,  271 (282 f. ) .  
184 Auch Dencker,  Kausal i tät  und Gesamttat ,  1996, S.  176 f . ;  Weißer,  Kol legialentsche i -
dungen,  1996,  S.  146 ff . ;  d ies . ,  JZ 1998,  230 (233);  Renzikowski ,  Restriktiver  Täterbe-
griff ,  1997, S. 284; Kamm,  Die  fahr lässige Mit täterschaf t ,  1999 ,  S.  200,  209;  Bindokat,  
JZ 1979, 434 (434);  Kr i t . :  Ransiek, Unternehmensstrafrecht,  1996,  S. 70; Hilgendorf,  
NStZ 1994, 561 (563):  Unentbehrlichkeit  eines gemeinsamen Tatentschlusses.  
185 Ot to ,  FS-Spendel ,  1992, 271 (282);  vgl .  auch Böhringer,  Fahrlässige Mittä ter schaft ,  
2017,  S.  99 .  
186 Ot to ,  Jura 1990,  47 (49);  ders. ,  FS-Spendel ,  271 (282):  Hier  erwähnt e r  den Grund nicht  
ausführ l ich.  
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Anhand des „Balkenwurf“-Falls187 versucht er zu zeigen, wie praktisch die Annahme fahrläs-
siger Mittäterschaft ist. Es gebe keinen Unterschied zwischen einem Fall (Fall 1), in dem zwei 
Personen von einem Dachstuhl sorgfaltswidrig einen Balken „gemeinsam“ auf die Straße hin-
abwerfen und ein Passant von den Balken getötet wird, und einem anderen Fall (Fall 2), in 
dem in der gleichen Situation jeder einen Balken nicht „gemeinsam“, sondern „jeweils nach-
einander“ hinabwirft und somit ein gleicher Erfolg verursacht wird, aber wie im „Rolling-Sto-
nes“-Fall nicht festgestellt werden kann, wessen Balken ihn verursacht hat. Daher könnten 
beide auch im Fall 2 wegen § 222 StGB als Mittäter bestraft werden. 
Hingegen urteilen die Gegner fahrlässiger Mittäterschaft, dass im Fall 1 jeder der beiden als 
Nebentäter bestraft werden könnte.188 Im Fall 2 könnte jeder nach dem »in dubio pro reo«-
Prinzip freigesprochen werden. Hierbei versuchen einige der Gegner durch die Vorverlagerung 
des Schuldvorwurfs bei Fahrlässigkeitsdelikten oder durch das Unterlassen der Sicherungs-




Die Befürworter begründen fahrlässige Mittäterschaft damit, dass mehrere Beteiligte, die 
zu dem durch das Handlungsprojekt konstituierten Kollektiv gehören, wechselseitig gemein-
schaftlich einen Erfolg verursachen. Der Zweck des § 25 Abs. 2 StGB bestehe darin, dass das 
Verhalten des konstituierten Kollektivs jedem Mittäter zuzurechnen ist.189 Bei fahrlässigem 
Zusammenwirken kann zwischen den Beteiligten kein Einverständnis über das fahrlässige tat-
bestandliche Handeln vorliegen. Die Befürworter gehen daher davon aus, dass dieses Einver-
ständnis für fahrlässige Mittäterschaft nicht erforderlich ist, da die Kenntnis des fahrlässigen 
tatbestandlichen Handelns bei Fahrlässigkeitsdelikten nicht erforderlich ist. 
Das Strafrecht unterscheidet nicht zwischen bewusster und unbewusster Fahrlässigkeit, 
und die Strafbarkeit beider wird gleichmäßig behandelt.190 Fahrlässige Mittäterschaft sollte 
                                                          
187 v.Frank,  Das  Stra fgese tzbuch,  §  47,  Anm.  II I . ;  auch Exner,  FG-v.Frank,  569 (572) ;  Otto ,  
Jura  1990,  47 (49) ;  ders . ,  FS-Spendel ,  271 (282 f . ) ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  61 VI,  S .  654 f.  
188 Böhr inger,  Fahrlässige Mit tä ter schaft ,  2017,  S.  304:  wegen der  rechtl ich missb il l ig ten 
Gefahrschaffung durch die  gemeinsame vorgenommene Handlung jedes  Einzelnen;  Je -
scheck/Weigend,  AT,  §  61 VI,  S.  654 f.  
189 Böhr inger,  Fahrlässige Mit tä ter schaft ,  2017,  S .  305:  Er  beschreibt  d ies  als  Umweg über  
das Handlungsprojekt .  
190 Näheres hierzu vgl .  Teil  4  B VI 1  b)  bb) ,  Teil  4  B VI 2 ;  auch Kraatz ,  Die  fahr lässige  
Mit tä ter schaft ,  2006,  S.  251 f. ,  285 ff . ,  368 ;  Kretschmer,  Jura  2000,  267 (269);  Je -
scheck/Weigend,  AT,  §  54 II  1 ,  S.  568:  „kein Stufenverhä ltnis“ nach dem Schuldgehal t  zwi-
schen ihnen. ;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  24 ,  Rn.  68:  Auf  der  St ra fzumessungsebene se i  d ie  Un-
tersche idung von Bedeutung. ;  Wessels /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  18 II  2 ,  Rn.  1107.  
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auch die Handlung unbewusster Fahrlässigkeit abdecken. Otto ist daher gezwungen, einen 
Ausgangspunkt für fahrlässige Mittäterschaft in der Gemeinsamkeit des Merkmals des Schuld-
vorwurfs wegen unbewusster Fahrlässigkeit zu finden. Das Bewusstsein, dass das arbeitstei-
lige Zusammenwirken eine Gefahr begründet oder erhöht, sei ausreichend. Es sollte jedoch 
darauf hingewiesen werden, dass dieses Bewusstsein die gravierende Rechtsfolge der gegen-
seitigen Zurechnung aus normativer Sicht kaum rechtfertigen kann.191 Denn das Ziel der Ge-
meinschaftlichkeit und Arbeitsteilung liegt nicht in gefährlichem Verhalten192 und das jewei-
lige innere Bewusstsein jedes Täters existiert nur nebeneinander. Dieses innere Bewusstsein 
ist nicht nach außen gerichtet. Es könnte dann nicht gerechtfertigt werden, dass die Mitwir-
kenden den gravierenden Schuldvorwurf erdulden müssen. Auch die Risikoerhöhung kann die 
gegenseitige Zurechnung nicht rechtfertigen, sondern nur die Notwendigkeit der Strafbarkeit 
aller Beteiligten erklären.193 
Die Zusammenarbeit bringt die Gefahrbegründung und -erhöhung mit sich. Das von Otto 
geforderte Bewusstsein wird immer dann erfüllt, wenn die Beteiligten nur wissen, dass sie mit 
anderen zusammenarbeiten. Unter der Annahme der kausalitätsersetzenden Funktion des § 
25 Abs. 2 StGB könnte dies dazu führen, dass die Bestrafung des fahrlässigen Mittäters leichter 
zu begründen ist als die des fahrlässigen Alleintäters. 
 
II. Die Verletzung einer gemeinschaftlichen Sorgfaltspflicht (Weißer) 
1. Darstellung 
 
Weißer geht von einer grundlegenden Strukturverschiedenheit zwischen Vorsatz- und Fahr-
lässigkeitsdelikten aus. Hiermit widerspricht sie dem Vorwurf einer „unzulässigen Durchbre-
chung“ von Vorsatz- und Fahrlässigkeitssystem. Die Täterschaftskriterien bei Vorsatzdelikten 
sollte nicht unberechtigterweise auf fahrlässige Straftaten übertragen werden.194 
Sie erblickt die andere, d.h. von einem gemeinsamen Tatentschluss unabhängige, Gemein-
samkeit in der Verletzung einer gemeinschaftlichen Sorgfaltspflicht anstelle des gemeinsamen 
Tatplans. Es sei darüber hinaus nicht erforderlich, dass die Sorgfaltswidrigkeit den Beteiligten 
bewusst sei, womit die unbewusste Fahrlässigkeit in die Gemeinsamkeit aller Beteiligten ein-
bezogen werden kann. Für den subjektiven Aspekt fahrlässiger Mittäterschaft reiche es aus, 
                                                          
191 Ebenso Murmann,  S/S/W-StGB, §  25,  Rn.  35.  
192 Murmann,  S/S/W-StGB,  §  25,  Rn.  35 :  Die  Betei l ig ten würden auf den guten Ausgangver-
trauen.  
193 Näheres hierzu Teil  4  B  VI 1  f)  bb) .  
194 Weißer,  JZ 1998 ,  230 (232) .  
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sich bewusst zu sein, dass die Beteiligten im Moment des Sorgfaltspflichtverstoßes gemein-
sam handeln oder unterlassen.195 
Auf dieser Grundlage schlägt sie neue Voraussetzungen für fahrlässige Mittäterschaft vor, 
die aus drei Kriterien bestehen, einem objektiven, einem subjektiven und einem negativen.196 
1) Das objektive Kriterium: Das rechtlich missbilligte Risiko muss durch arbeitsteiliges Zu-
sammenwirken der Täter geschaffen werden, wobei die Verletzung der ihnen auferlegten ob-
jektiv gleichen Sorgfaltspflichten für dasselbe Rechtsgut mit der jeweiligen Vorhersehbarkeit 
auftritt.197 Nur wenn die gemeinschaftliche Verletzung der „in gleicher Weise und in gleichem 
Umfang zu erfüllenden“ Sorgfaltspflicht der Beteiligten vorliegt, gehe es für alle um dasselbe 
Delikt.198 
2) Das subjektive Kriterium: Den Beteiligten muss bekannt gewesen sein, dass sie im Mo-
ment des Sorgfaltspflichtverstoßes gemeinsam handeln bzw. unterlassen.199 Dies unterschei-
det sich nicht wesentlich von Ottos Anforderung. Der Gegenstand, der ihnen bekannt gewesen 
sein muss, sei nicht die Sorgfaltswidrigkeit, sondern das „äußere gemeinsame Handeln“.200 
3) Das negative Kriterium betrifft die Pflichtenstellung der Beteiligten. Wenn die Pflichten-





Es ist zu beachten, dass Weißers Ansatz zu Unklarheiten bei der Anwendung führt. Zunächst 
bleibt ungeklärt, was die „in gleicher Weise und in gleichem Umfang zu erfüllende“ Sorgfalts-
pflicht bedeutet. Weißer weist lediglich darauf hin, dass sie sich um die „gleichartige[] Pflich-
tenstellung im Hinblick auf die bestehende Sorgfaltsanforderung“ handelt.202 Infolgedessen 
wandelt ihr Ansatz fahrlässige Begehungsdelikte in fahrlässige Unterlassungsdelikte um.203 
                                                          
195 Weißer,  JZ 1998 ,  230 (233) .  
196 Weißer,  Kollegia lentscheidungen,  1996,  S.  156;  dies. ,  JZ 1998,  230  (232  f. ) ;  Heine /Wei-
ßer,  Sch/Sch-StGB, Vor §§ 25 ff . ,  Rn.  114.  
197 Weißer,  JZ 1998 ,  230 (236 f. ) ;  Heine/Weißer,  Sch/Sch-StGB, Vor §§  25 ff . ,  Rn.  115 .  
198 Weißer,  JZ 1998 ,  230 (236) .  
199 Weißer,  JZ 1998 ,  230 (233) .  
200  Weißer,  Kollegia lentsche idungen,  1996,  S.  156;  Heine/Weißer,  Sch/Sch-StGB, Vor 
§§ 25 ff . ,  Rn.  116.  
201 Heine/Weißer,  Sch/Sch-StGB, Vor  §§ 25  ff . ,  Rn.  117:  bei  e inem Garanten und einem 
Nichtgaranten bzw. bei  e inem Amtsträger  und einem Extraneus.  
202 Weißer,  JZ 1998 ,  230 (236) .  
203 Kri t .  an  dieser  Ansicht  berei ts  Tei l  2  A III  3 .  
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Dann sollte die Anerkennung fahrlässiger Mittäterschaft auf sehr wenige Fälle beschränkt wer-
den.204 Abgesehen von der Unklarheit der gemeinsamen Sorgfaltspflicht sollte v.a. berücksich-
tigt werden, dass jede rechtliche Pflicht sich auf ihren, jeweils einzelnen Adressaten bezieht. 
Es ist schwer ersichtlich, was die gemeinsame Sorgfaltspflicht also bedeuten soll, außer dass 
Mehreren das gleiche Verhalten zur Pflicht gemacht wird. Insofern gilt »Jeder versagt für sich 
allein«.205 
Wenn dieser Ansatz auf den „Balkenwurf“-Fall206 2 angewendet wird, ist es zweifelhaft, dass 
die Beteiligten als fahrlässige Mittäter bestraft werden könnten. Wird es auf spezifische Fälle 
angewendet, z.B. wenn der eine Balken vor und der andere zwar zum darauf folgenden Zeit-
punkt, aber nach Sonnenuntergang hinabgeworfen wird, oder wenn die Art bzw. das Gewicht 
der Balken sich erheblich unterscheidet, ist unklar, ob die von Weißer geforderte Vorausset-
zung, nämlich die Verletzung der objektiv gleichen Sorgfaltspflicht für dasselbe Rechtsgut, er-
füllt wäre. Wird Weißers Modell auf den „Balkenwurf“-Fall 1 angewendet, könnte die Voraus-
setzung sicherlich erfüllt werden. Wie bereits erwähnt, ist fahrlässige Mittäterschaft im Fall 1 
jedoch nicht erforderlich. 
Es sollte auch auf die Ausweitung der Bestrafung hingewiesen werden, da ihr Ansatz fahr-
lässige Mittäterschaft nur durch das individuelle innere Bewusstsein rechtfertigt. 
Schließlich sollte auch das negative Kriterium kritisiert werden, weil sich § 25 Abs. 2 StGB 
nicht auf täterbezogene Merkmale bezieht. 
 
III. Notwendiges Zusammenwirken (Kamm) 
1. Darstellung 
 
Kamm stützt die Gemeinschaftlichkeit auf drei Kriterien: 
1) Der Eintritt oder die Verhinderung des tatbestandlichen Erfolgs hängt von dem Zusam-
menwirken der Beteiligten ab. Dieses Kriterium sei auch erfüllt, wenn mehr Personen an dem 
Geschehen beteiligt sind als objektiv erforderlich. Genauer gesagt sollte der Eintritt des tatbe-
standlichen Erfolgs nur durch die Beteiligung von „mehr als einer Person“ möglich sein.207 
                                                          
204 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  S.  284:  Für  fahr läss ige Mit tä ter schaft  rei -
che nur  eine  gemeinschaf t l iche Gefahrbegründung aus ,  wie Ot to . ;  Becker,  Die sogenannte  
addit ive Mittäter schaft ,  2009,  S.  178 .  
205 Puppe,  GA 2004,  129 (135) .  
206 Vgl.  o .  Tei l  3  B I  1 .  
207 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  203 f. ,  209,  220 f .  
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Nach dieser Voraussetzung kann man im „Rolling-Stones“-Fall nur dann eine fahrlässige Mit-
täterschaft bejahen, wenn die Beteiligten nicht jeden Stein einzeln hinabrollen, sondern „ei-
nen nur von mehreren Personen zu bewegenden Stein“ gemeinsam hinabrollen. Kamm be-
schreibt diesen abgewandelten Fall als Beispiel für Begehungsdelikte und den von Otto ange-
gebenen „Theaterbrand“-Fall208 als Beispiel für Unterlassungsdelikte. Im letzteren Fall sei die 
Voraussetzung erfüllt, weil der Brand nur vermieden werden könnte, wenn ein Theaterdirek-
tor, der verpflichtet ist, die Löschanlage mit Wasser zu füllen, und ein diensthabender Feuer-
wehrmann, der seinen Dienst wegen Trunkenheit beim Brand nicht leisten kann, ihre Pflichten 
erfüllen würden.209 Es sollte jedoch darauf hingewiesen werden, dass in diesem Fall eine zeit-
liche und qualitative Unabhängigkeit der beiden Tatbeiträge besteht.210 
2) Die Beteiligten müssen sich der Gemeinsamkeit ihrer Handlungen bzw. Unterlassungen 
und der Umstände bewusst sein,211 unter denen „der ungewollte Erfolg allein durch das Zu-
sammentreffen der jeweiligen Verhaltensweisen verwirklicht werden kann“.212 Diese subjek-
tive Voraussetzung unterscheidet sich nicht von der von Weißer. 
3) Die Beteiligten müssen jeweils ihre objektiv geforderten Sorgfaltspflichten verletzen.213 
Wenn festgestellt wird, dass der einzelne Tatbeitrag nach der „Wegdenk-Methode“ sämtli-
cher überschüssiger Tatbeiträge aus der conditio-Formel unverzichtbar ist, habe er eine „mit-
täterschaftsbegründende Wirkung“.214 Kamms Ansatz zielt eindeutig darauf ab, dass die Kau-
salität des einzelnen Tatbeitrags aufgrund der Funktion des § 25 Abs. 2 StGB nicht festgestellt 
werden muss.215 Wie Kamm selbst erwähnt, schlägt sie diese Voraussetzung vor, um typische 
Kollegialentscheidungsprobleme im Zusammenhang mit der strafrechtlichen Produkthaftung 




Wenn diese Kriterien auf den „Balkenwurf“-Fall 2 angewendet werden, kann die fahrlässige 
Mittäterschaft aufgrund des Fehlens der Notwendigkeit des Zusammenwirkens (Kriterium 1) 
                                                          
208 Ot to ,  AT,  §  21,  Rn.  119;  berei t s  o .  Teil  2  A I  3 .  
209 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  189 f.  
210 Ebenso Knauer,  Kollegialentsche idung,  2001,  S.  199.  
211 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  200 f. ,  209,  220 f .  
212 Kamm,  Die fahr lässige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S.  200,  220:  Die Umstände recht fer t igen das  
wechse lsei t ige Abhängigkeit sverhäl tnis  der  e inze lnen Tatbe iträge.  
213 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  204 ff . ,  209 ,  220 f.  
214 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  209,  220 f.  
215 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  60 ff . ,  212 ,  220 f.  
216 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  212.  
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nicht begründet werden. Auch im „Balkenwurf“-Fall 1 könnte fahrlässige Mittäterschaft nur 
dann berücksichtigt werden, wenn der Balken nicht von einer Person geworfen werden 
kann.217 Hierbei bejaht Kamm die Annahme fahrlässiger Mittäterschaft mithilfe der Risikoer-
höhungstheorie218 und mit der „Wegdenk-Methode“, die wie die Lehre von der hinreichenden 
Mindestbedingung von Puppe erscheint,219 selbst wenn vier Personen einen Balken zusam-
menwerfen, den zwei Personen werfen könnten. Dieser Ansatz sollte jedoch dafür kritisiert 
werden, dass er nicht ihrem ersten Kriterium, der „Notwendigkeit des fahrlässigen Zusam-
menwirkens zur Herbeiführung bzw. Vermeidung des Taterfolgs als unabdingbare Vorausset-
zung fahrlässiger Mittäterschaft“, entspricht.220 
Die Verwendung der „Wegdenk-Methode“ scheint auch auf ihre Verworrenheit zurückzu-
führen zu sein. Zunächst ist auf die willkürliche Anwendung der conditio-Formel hinzuweisen. 
Kamm erwähnt selbst, dass die Fälle auch nach der „Wegdenk-Methode“ unter fahrlässige 
Mittäterschaft subsumiert werden könnten, obwohl der Tatbeitrag des einzelnen i.S.d condi-
tio–Formel nicht kausal ist.221 Sie bestimmt die allgemeine Kausalität jedes Beteiligten mit der 
conditio–Formel, verwendet jedoch auch die Lehre von der hinreichenden Mindestbedingung, 
um ihr eigenes „Kriterium der Notwendigkeit weniger eng auszulegen“.222 Sie gelangt zu dem 
Schluss, dass dieses Merkmal von Bedeutung ist, da es verlangt, dass der Eintritt bzw. die Ver-
hinderung des tatbestandlichen Erfolgs vom Zusammenwirken der Beteiligten abhängen 
muss; m.a.W., dass „eine Person ohne die Mitwirkung anderer die Tat so nicht hätte begehen 
können“.223 Dann könne jeder Mitwirkende, der die geschützten Rechtsgüter beschädigt, ein 
fahrlässiger Mittäter sein, weil der Schaden wesentlich durch das Zusammenwirken mehrerer 
Beteiligter verursacht wird. Hier sollte auch darauf hingewiesen werden, dass diese von Kamm 
festgelegte Voraussetzung fahrlässige Mittäterschaft im Hinblick auf die Funktion des Ver-
zichts auf die Feststellung der individuellen Kausalität überflüssig macht. Denn wie Kamm 
selbst annimmt, ist jeder Beitrag jedes am notwendigen Zusammenwirken Beteiligten „ohne-
hin selbst erfolgskausal“,224 und daher ist jeder Beteiligte bereits als Täter eingestuft. 
                                                          
217 Vgl.  Kamm,  Die fahr lässige Mit täter schaf t ,  1999,  S.  189 .  
218 Kamm,  Die fahr lässige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  202 f. :  Denn e ine Ris ikoerhöhung ergibt  
sich aus der  Notwendigkeit  des Zusammenwirkens.  
219 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999,  S.  206,  Fn.  93 :  „[Wenn]  man bei  der  Prüfung 
der  Stra fbarkei t  des einzelnen d ie  Tatbei träge j eweils  zweier  Personen [wegdenkt] ,  wäre  
dessen Tatbe itrag zusammen mi t  dem verb le ibenden Tatbe itrag der  anderen Person für  den  
Eintr i t t  des Er folges unabdingbar  gewesen.“  
220 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  188 ff .  
221 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  191,  Fn.  44 .  
222 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  191,  Fn.  44 .  
223 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  203.  
224 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  191,  Fn.  44 .  
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Kamm geht von einem Wesensunterschied zwischen vorsätzlichen und fahrlässigen Strafta-
ten aus. Ein Tatentschluss bei vorsätzlicher Mittäterschaft sollte daher durch ein anderes 
Merkmal bei fahrlässigem Zusammenwirken ersetzt werden. Auf dieser Grundlage stellt 
Kamm wie Weißer die Verletzung der objektiven Sorgfaltspflicht als Voraussetzung für fahr-
lässige Mittäterschaft dar, die ein wesentlicher Tatbestandteil fahrlässiger Straftaten ist. 
Kamm erfasst jedoch fahrlässige Mittäterschaft als abgeleitete Form der (vorsätzlichen) Mit-
täterschaft. Die Voraussetzung für (vorsätzliche) Mittäterschaft – ein gemeinsamer Tatent-
schluss und eine Ausführung jedes Beitrags gemäß des Tatentschlusses – könne durch die Not-
wendigkeit des fahrlässigen Zusammenwirkens ersetzt werden. Basierend auf dem Begriff der 
Täterschaft müsse jeder Tatbeitrag zur „täterschaftliche[n] Qualität“ beitragen.225 
Hier sollte darauf hingewiesen werden, dass Kamms Ansatz nur auf einem objektiven, sach-
lichen Aspekt der funktionellen Tatherrschaft beruht. Kamm meint, dass aufgrund des Unter-
schieds zu vorsätzlichen Delikten nur der objektive Aspekt berücksichtigt werden muss, und 
stellt daher auf die Erstellung des gemeinsamen Handlungsprojekts226 und das Ausführungs-
stadium der fahrlässig Zusammenwirkenden ab. Der gemeinsame Tatentschluss bei vorsätzli-
cher Mittäterschaft habe beide Funktionen: „eine solidaritätsbegründende Wirkung“ und 
„[ein] mittäterschaftsbegrenzendes Element“.227 Er könne durch das Merkmal der Notwen-
digkeit des fahrlässigen Zusammenwirkens in Bezug auf die letztere Funktion ersetzt werden, 
das sich auf den nach der funktionellen Tatherrschaft geleisteten Einzelbeitrag bezieht. Eine 
solidaritätsbegründende Wirkung könne jedoch nicht auf fahrlässige Mittäterschaft übertra-
gen werden.228 Die funktionelle Tatherrschaft setzt jedoch „ein bestimmtes Maß an funktio-
neller Bedeutung“ voraus. D.h. jede objektive Mitwirkung jedes Mittäters muss „in der ihm 
zugefallenen Rolle als wesentliches Teilstück“ (objektives Merkmal) aufgezeigt werden, muss 
jedoch auf dem gemeinsamen Tatentschluss (subjektives Merkmal) beruhen. Dieses Merkmal 
                                                          
225 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  219.  
226 Kamm miss t  e iner  Gemeinschaftbi ldung keine besondere Bedeutung bei  und  erwähnt  so -
gar,  dass eine Diskussion der  Rechtsfolge ,  dass fahr lässige Mit tä ter schaf t  e iner  ko llektiven 
Zurechnung durch das Gemeinsame des vermeint l ichen Zurechnungspotent ia ls  a l s  Lösung 
für  d ie  Kausa li tä t sprobleme d ienen kann,  e ine  Abweichung von ihrer  Arbeit  wäre.  Denn s ie  
versucht ,  d iese Probleme mi t  ihrem Kri ter ium 3  zu lösen,  be i  dem d ie  Kausa li tä t  des einzel -
nen Beitrags  nicht  fes tges tel l t  werden muss .  (Kamm, Die fahr läss ige  Mittäterschaf t ,  1999 ,  
S.  171)  
227 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  220.  
228 Kamm,  Die fahr läss ige  Mittäter schaft ,  1999,  S.  181 :  Bei  vorsä tz l icher  Mit täter schaf t  
weis t  Kamm „auf  den psychischen Zustand“ hin,  in  dem der  einze lne Bete i l igte  auf  der  
Grundlage e ines gemeinsamen Tatp lans e ine „gegense i t ige psychische  Unters tützung“ leis tet .  
Aufgrund dieses  psychischen Zustands sei  d ie  wechse lsei t ige Zurechnung des e inzelnen Tat -
bei trags bei  vorsä tz l icher  Mittäte rschaf t  gerecht fer t igt ,  aber  d iese psychische Sol idar i tä t  
könne  nicht  auf  das fahr läss ige Zusammenwirken übertragen werden.  
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dient dazu, „die einzelnen Teilstücke zum ganzen“ zusammenzufügen.229 Die Tatherrschafts-
lehre, ein übergeordnetes Konzept der funktionellen Tatherrschaft, besteht sowohl aus objek-
tiven als auch aus subjektiven Merkmalen.230 
 
IV. Zivilrechtsinspirierte Ansätze: Mittäterschaft als Stellvertretung 
 
Eine weitere denkbare Möglichkeit, Gemeinschaftliches zu begründen, verfährt nach zivil-
rechtlichem Vorbild. Der Inhaber einer Prokura (§ 48 ff. HGB) oder einer Handlungsvollmacht 
(§ 54 HGB) verpflichtet den Vertretenen unabhängig vom Vorliegen eines gemeinsamen Ta-
tentschlusses. Könnte nicht auch im Strafrecht Vergleichbares postuliert werden? In diesem 
Sinne äußern sich insb. Kindhäuser und Haas.  
Mit einem zivilrechtsinspirierten Konzept baut Kindhäuser die Zurechnungsstruktur für Mit-
täterschaft auf, um die Straftat eines anderen wie die eigene zuzurechnen.231 Die mittäter-
schaftliche „Haftung“232 beruhe auf der wechselseitigen Repräsentanz der Beteiligten. Ge-
nauer gesagt, behauptet er „eine zuständigkeitsbegründende Doppelwirkung“233 jedes Ver-
haltens. Eine Straftat könne als ein „Geschäft“ angesehen werden,234 und jedes Verhalten 
könne sowohl als eigenes als auch als fremdes wirken. 
Haas übernimmt dieses Konzept und begründet die Mittäterschaft auf der Grundlage eines 
wechselseitigen Mandats,235 jeden Tatbeitrag „im fremden Namen zu leisten“. Dies basiere 
auf einem gemeinschaftlichen Tatentschluss,236 bei dem jeder Beteiligte das Mandat wechsel-
seitig erteilt und dann „die stellvertretende Geschäftsbesorgung“ eines anderen nach der Wil-
lensunterordnung des Tatgenossen allen Mittätern aufgrund ihres eigenen Verhaltens237 zu-
gerechnet wird.238 Genauer gesagt, werde die Mittäterschaft einerseits als mittelbarer Täter 
                                                          
229 Vgl.  Teil  4  B V: Die gravierende gegensei t ige Zurechnung könnte nur  auf der  Grundlage  
der  funkt ionel len Tather rschaft  gerecht fer t ig t  we rden.  
230 Kamm,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  20;  Welzel ,  S tra frecht ,  S .  110.  
231 Kindhäuser,  FS-Hol lerbach,  627 (645) ;  ders. ,  AT,  §  40,  Rn.  2 .  
232 Kindhäuser,  FS-Hol lerbach,  627 (645)  (Hervorhebung durch Ver fasser) .  
233 Kindhäuser,  FS-Hollerbach,  627 (645) ;  ders. ,  AT,  §  40,  Rn.  2 :  In Bezug auf d ie  Zustän-
digkei t . ;  auch vgl .  J akobs,  FS-Lampe,  561 (569  f. ) :  Durch e ine  Leistung,  d ie  jeden Betei -
l igten mi t  der  Ausführung verbinde t ,  se ien al le  Bete i l igten für  die  ganze Handlung zuständ ig.  
234 Kri t .  v.a .  Puppe,  GA 2013,  514 (522);  Greco,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka ,  361 (367) .  
235 Haas,  Theorie  der  Tatherrschaft ,  2008,  S.  112 ff . ;  ders. ,  ZStW 119 (2007) ,  519 (534 f. ) .  
236 Seher  kr i t i s ier t  zu Recht ,  dass der  gemeinsame Tatentschluss  „ohne  den Tatvorsa tz  jedes  
Mitentschließenden nicht  auskommt“.  (Seher,  JuS 2009,  1  (5 ))  
237 Haas  betont ,  dass  das Unrechtskr i ter ium für  d ie  Zurechnung nicht  auf  dem Handlungsun-
recht  der  anderen Mittäter  beruhen so l l te ,  sondern auf dem Unrecht ,  das  der  Tatgenosse in  
Bezug auf s ich se lbs t  darstel l t .  (Haas ,  Theorie  der  Tatherr schaf t ,  2008,  S.  113)  
238 Haas,  Theorie  der  Tatherrschaft ,  2008,  S.  113;  ders. ,  ZStW 119 (2007) ,  519 (534 f. ) .  
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und andererseits als unmittelbarer Täter gekennzeichnet.239 Die Begründung der Gemeinsam-
keit reiche nur mit der ausdrücklichen oder konkludenten Handlungsverabredung aus, so dass 
ein fremdes Verhalten als gemeinsames Handeln anzusehen sei. Auf diese Weise vermeidet 
er die Unmöglichkeit, „gleichzeitig zwei voneinander unabhängigen Herren zu dienen“. 
Durch diese Übertragung zivilrechtlicher Lösungen auf die Fahrlässigkeitsdelikte versuchen 
Kindhäuser wie Haas, fahrlässige Mittäterschaft ohne Schwierigkeiten zu rechtfertigen. Den-
noch sind bereits an dieser Stelle große Zweifel anzumelden. Es könnte sein, dass die zivil-
rechtlichen Zurechnungsstrukturen engere Beziehungen zu den in diesem Gebiet vorgesehe-
nen Rechtsfolgen aufweisen, die im Strafrecht aber eben andere – empfindlichere – sind. In-
wiefern das der Fall ist, wird u. Teil 4 B III noch auszuführen sein. 
 
V. Ergebnis: Kritik 
 
Verschiedene Ansätze, um einen gemeinsamen Tatentschluss in (vorsätzlicher) Mittäter-
schaft durch ein gemeinsames Handlungsprojekt zu ersetzen, wurden untersucht. Sie gehen 
von der grundlegenden Strukturverschiedenheit zwischen Vorsatz- und Fahrlässigkeitsdelik-
ten aus und stellen eine andere Gemeinsamkeit, wie die gemeinsame Sorgfaltspflichtverlet-
zung bzw. die Verwirklichung einer gemeinsam geschaffenen Gefahr, für fahrlässige Mittäter-
schaft dar.240 
Das gemeinsame Handlungsprojekt diene dazu, mehrere Personen zu einem Gemeinsamen 
bzw. einem Kollektiv zusammenzufassen. Die Argumente der Befürworter scheinen darauf zu 
beruhen, dass es möglich ist, die mehreren Beteiligten als Kollektiv zu identifizieren, wenn sie 
diejenigen Faktoren, die gemäß der ex-post-Feststellung einen Erfolg erbringen, gemeinsam 
beitragen. Die Beteiligten könnten nachträglich aus der ex-post-Feststellung in eine Gruppe 
zusammengezogen werden, um die Täter in der Gruppe als Mittäter zu bestrafen. Denn die 
                                                          
239 Haas,  Theorie  der  Tatherrschaft ,  2008,  S.  113.  
240 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996,  S.  224 f . ;  Renzikowski ,  Restr ikt iver  Täterbe-
gr iff ,  1997,  S.  288 f . ;  ders. ,  FS-Ot to ,  423  (435) ,  (439) :  Er  begründet  fahr läss ige  Mittäter-
schaf t  mi t  der  uner laub ten r i skanten Verwirkl ichung einer  Gesamttat  durch e in gemeinsames 
Handlungsprojekt ,  dessen Funkt ion die  objektive  Darste l lung einer  „Setzung e iner  recht l ich 
missb il l ig ten Gefahr“ i s t .  Die  Gefähr l ichkei t  des Gesamtprojekts müsse  jedem Bete i l igten 
bewusst  se in. ;  Kamm, Die fahr lässige Mittä ter schaf t ,  1999 ,  S.  179 f. ,  188;  Knauer,  Kol le -
gialentscheidung,  2001,  S.  195 f. :  Se ine  unterschiedl iche  Ansicht  geht  davon aus,  dass  die  
Bestra fung für  fahr läss ige  Al le intä ter schaft  nur  auf  der  objekt iven Zurechnung beruht  und 
dass be i  Fahrläss igkei t sdel ikten ke in subjektiver  Tatbes tand vor l iegt .  Bei  arbei ts te i l iger  Ge-
fahrschaffung se i  es  daher  nicht  er forder l ich,  dass s ich al le  Betei l ig ten der  gemeinsamen 
Gefahrerhöhung bewusst  sind .  
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Bestrafung für Fahrlässigkeitsdelikte beruht auf der nachträglichen Wertung. Hier sollte je-
doch darauf hingewiesen werden, dass das gemeinsame Handlungsprojekt eine bestimmte 
Einschränkungsfunktion für die Kollektivbildung241 haben muss, so wie ein gemeinsamer Ta-
tentschluss bei (vorsätzlicher) Mittäterschaft an einer Tatbestandsverwirklichung festhält. Der 
Begriff des Handlungsprojekts ist vieldeutig.242 Die Auslegung der Frage, welche Handlungs-
weise zu einem gemeinsamen Handlungsprojekt zusammengefasst werden kann, ist mehr-
deutig, so dass fahrlässige Mittäterschaft beliebig bestimmt werden könnte. 
V.a. ist darauf hinzuweisen, dass das gemeinsame Handlungsprojekt vor dem Geschehen 
konstruiert werden muss,243 da nur dann die Verursachung des Erfolgs durch das gemein-
schaftliche Handeln dem Kollektiv zugerechnet und eine das Kollektiv definierende Funktion 
aktiviert werden könnte.244 Die Befürworter setzen jedoch bereits das gemeinschaftliche Han-
deln des Kollektivs voraus und versuchen, die plausible Konstruktion für die Kollektivbildung 
mit dem Handlungsprojekt zu erklären, das keinen definierten deliktischen Sinn hat, nämlich 
keine Erfolgsbezogenheit.245 Hierbei kritisiert Greco zu Recht, dass der Ansatz durch das Hand-
lungsprojekt auf einem Zirkelschluss beruht. 246  Denn das gemeinsame Handlungsprojekt 
könnte mehrere Einzelbeiträge zusammenfassen, wenn sie bereits zu einem Kollektiv gehö-
ren. 
Es sollte auch darauf hingewiesen werden, dass es nicht ausreicht, das Bewusstsein aller 
Beteiligten zu fordern, dass das arbeitsteilige Zusammenwirken eine Gefahr begründet oder 
erhöht, um die gegenseitige Zurechnung zu rechtfertigen. Dieses Merkmal könnte nicht dazu 
                                                          
241 Die Idee  eines  kol lekt iven Subjekts wird  grundsätz l ich abgelehnt .  Hierzu vgl .  Teil  3  C I ,  
Teil  4  B III ,  Teil  4  B V.  
242 Becker,  Die sogenannte  addit ive  Mittäterschaf t ,  2009,  S.  179;  Puppe,  GA 2004,  129 (133) .  
243 Näheres hierzu vgl .  Tei l  4  B VI  1  e) :  Dies könnte auch gegen den Gle ichhei tsgrundsatz  
und das Schuldprinzip  vers toßen. ;  ebenso Böhringer,  Fahrläss ige Mit täterschaf t ,  2017,  
S.  299,  302;  Kri t .  Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996,  S.  160 :  Es beruhe auf e inem 
Missverständnis,  dass  das Gesamthandlungsprojekt  vor  der  Tat  entworfen werden sol l te .  Das  
Gesamthandlungsprojekt  sei  nicht  Teil  des  re in objekt iven,  gesamttatbes tandsmäßigen Sach-
verhal ts .  Es geht  jedoch in  diesen Sachverhal t  e in,  weil  der  Gesamtsachverhal t  ihm entspre-
chen muss .  (Näheres hie rzu Tei l  3  C I  1 )  
244 Kraa tz  weist  darauf  hin ,  dass  das Handlungspro jekt  für  d ie  unbewusst  fahr lässige Hand-
lung nicht  zustande kommen kann,  da der  Bete i l ig te  die  Möglichkei t  der  Verle tzung nicht  
„in se ine  Überlegungen und  damit  in  seinen kommunika tiven Beitrag zum gemeinschaft l i -
chen Handlungsentschluss“ e inbezieht .  (Kraatz ,  Die  fahr läss ige  Mit täter schaft ,  2006,  S.  288)  
245 Herzberg,  TuT,  1977,  S.  73;  ders. ,  ZStW 99 (1987) ,  49 (58);  Böhringer,  Fahr läss ige Mit -
täterschaf t ,  2017,  S.  298 ;  Baumann,  JuS 1963 ,  85 (86) ;  Donatsch,  SJZ 1989,  109 (111) .  
246 Greco ,  JRE Bd.  27 (2019)= GS-Hruschka,  361 (376 f. ) ;  auch Böhr inger,  Fahr läss ige Mit -
täterschaf t ,  2017,  S.  299 :  Er  kr i t i se ir t  auch,  dass Weißer  berei ts  das gemeinschaft l iche  Han-
deln voraussez t  und nicht  d ie  Frage beantwortet ,  „welche Handlungen zu e iner  gemein-
schaf t l ichen Handlung zusammengefass t  werden können“.  
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dienen, an die subjektiven Elemente der am fahrlässigen Zusammenwirken Beteiligten anzu-
knüpfen, sondern nur jeden Täter sicherer für die fahrlässige Straftat als Nebentäter zu be-
strafen. § 29 StGB sieht auch ausdrücklich vor, dass jeder Beteiligte nur für seine eigene Schuld 
bestraft wird. Die subjektiven Merkmale existieren nur im jeweiligen Individuum, so dass die 
subjektiven Merkmale eines anderen nicht wie die eigenen über § 25 Abs. 2 StGB zugerechnet 
werden könnten. D.h., das gemeinsame Handlungsprojekt kann die gegenseitige Zurechnung 
nicht rechtfertigen. Die gegenseitige Zurechnung über § 25 Abs. 2 StGB ist außerordentlich 
und eine äußerste Grenze persönlicher Verantwortung. Es ist daher zu beachten, dass diese 
Zurechnung nicht ohne Rechtfertigung auf der Grundlage des Schuldprinzips erfolgen darf. 
Diese nähere, vom Schuldprinzip gebotene Rechtfertigung bieten die untersuchten Ansätze 
gerade nicht. 
 
C. Verzicht auf die Feststellung der Kausalität des Einzelnen 
 
Der Einzeltäter – ebenso der Nebentäter – muss in eigener Person einen für den Erfolg kau-
salzurechenbaren Beitrag leisten. Ob sich dies bei der Mittäterschaft anders verhält, ist aber 
streitig. Es wird vielfach behauptet, dass erst kausale und objektiv zurechenbare Beiträge 
überhaupt als mittäterschaftsbegründend in Betracht kommen.247 Hingegen meinen die Be-
fürworter der fahrlässigen Mittäterschaft eine Funktion des § 25 Abs. 2 StGB gerade darin, auf 
diese Erfordernisse zu verzichten. Die Feststellung der Kausalität des Einzelnen soll durch die 
Konstruierbarkeit der „anderen Gemeinsamkeit“ ersetzt werden.248 Diese Autoren behaup-
ten, dass die Kausalität des Gemeinsamen (bzw. des Kollektivs) für den Erfolg über § 25 Abs. 
2 StGB jedem Beteiligten zugeschrieben werden kann. Sie stellen daher auf die Konstruierbar-
keit fahrlässiger Mittäterschaft und die Subsumtion unter § 25 Abs. 2 StGB ab. Hier wird durch 
die Analyse der mittäterschaftlichen Struktur, insb. bei der sog. additiven Mittäterschaft, un-
tersucht, ob § 25 Abs. 2 StGB eine kausalitätsersetzende Funktion hat. Die kollektiven Ansätze, 
                                                          
247 Weißer,  Kol legialentsche idungen,  1996 ,  S.  155 ;  Rotsch,  „Einhei ts tä ter schaf t“ s tat t  Tat-
her rschaft ,  2009,  S .  360  ff . ;  ders. ,  FS-Puppe ,  887 (900 f. ) ;  Puppe,  ZStW 99 (1987) ,  595  
(599 f . ) ;  d ies. ,  Jura 1997,  513 (513 ff . ) ;  d ies . ,  GA 2004,  129 (133 ff . ) ;  d ies. ,  ZIS 2007,  234 
(240);  d ies . ,  NK-StGB, Vor §§ 13,  Rn.  91 ff . ;  Walther,  NStZ 2005,  657 (661) ,  (663) .  
248 Dencker,  Kausa li tä t  und Gesamtta t ,  1996,  S.  125 ff ,  136  f. ;  Renziko wski,  Restr ikt iver  
Täterbegri ff ,  1997,  S.  286 f. ;  Kamm, Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  1999,  S.  162 ff . ;  
Knauer,  Kol legialentscheidungen,  2001,  S.  133 ,  168 f. ;  Schaal ,  Gremienentsche idungen in 
Unternehmen,  2001,  S.  242 ff . ;  Kraatz ,  Die  fahr lässige  Mittäterschaf t ,  2006,  S.  232  ff . ,  364;  
Otto ,  Jura 1990,  47 (49);  ders. ,  FS-Spendel ,  271 (282);  Pfe iffer,  Jura 2004,  519 (522);  Hoyer,  
FS-Puppe ,  515  (524 ff . ) ;  Heine/Weißer,  Sch/Sch-StGB, Vor  §§ 25 ff . ,  Rn.  115 ;  Murmann,  
S/S/W-StGB, §  25,  Rn.  34;  Kindhäuser,  AT,  §  38,  Rn.  59.  
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die das gemeinsame Handeln durch die Kollektivbildung mit dem gemeinsamen Handlungs-
projekt bilden, werden kritisch überprüft. 
 
I. Auffassung der Befürworter fahrlässiger Mittäterschaft 
 
Die Befürworter erklären die kausalitätsersetzende Funktion des § 25 Abs. 2 StGB durch die 
Postulierung einer Gesamttat (so Dencker), durch eine Erweiterung des Autonomieprinzips (so 
Renzikowski) oder durch einen kollektivkausal formulierten § 25 Abs. 2 StGB (so Knauer).249 
Sie sind im Allgemeinen der Ansicht, dass es außer Frage steht, dass das Kollektiv den Erfolg 
„in zurechenbarer Weise“ verursacht, so dass eine Komponente des Kollektivs als „Zurech-
nungseinheit“ nicht der Feststellung der Kausalität des Einzelnen für den Erfolg unterliegt.250 
Über § 25 Abs. 2 StGB könne die Kausalität des Kollektivs für den Erfolg dem einzelnen Betei-
ligten, der durch das gemeinsame Handlungsprojekt zum Kollektiv gehört, als eigene Kausali-
tät zugerechnet werden. Dies gelte sowohl für (vorsätzliche) Mittäterschaft als auch für fahr-
lässige Mittäterschaft.  
 
1. Die Gesamttat (Dencker) 
 
Dencker geht davon aus, dass die funktionelle Tatherrschaft keine Mittäterschaft rechtfer-
tigt und dass § 25 Abs. 2 StGB die „konstitutive Funktion“ als „Zurechnungsnorm“ hat.251 Wäh-
rend bei der Alleintäterschaft der Einzeltäter als „Zentralgestalt des Geschehens“ bestimmt 
werden kann, sei dies bei Mittäterschaft nicht möglich. Denn das „deliktische Geschehen“ sei 
eine Verwirklichung „aller“ Tatbestandsmerkmale und daher müsse zumindest „eine notwen-
dige Bedingung für das Zustandekommen eines tatbestandsmäßigen Sachverhalts“ von jedem 
Beteiligten jeweils eingebracht werden.252 Aus diesem Grund könne auf die Zurechnungsbe-
gründung jedes einzelnen Tatbeitrags verzichtet werden, und Mittäterschaft sollte sich auf die 
eine Zurechnung konstituierende Funktion des § 25 Abs. 2 StGB stützen. Diese Vorschrift be-
                                                          
249 Böhr inger,  Fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  2017 ,  S.  218 ff . :  Er  analys ier t  beide  Ansä tze ge-
trennt  mi t  der  Tei lnahme an der  Gesamtta t  bzw.  mi t  der  Lehre von der  Kollektivperson,  
bewer te t  d ie  be iden jedoch nicht  unterschiedl ich.  
250 Weißer,  JZ 1998 ,  230 (234) ,  (238) .  
251 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S .  137 f.  
252 Dencker,  Kausal i tä t  und  Gesamttat ,  1996,  S.  136  f. :  Er  verne int  auch die  Herrschaf t  e ines  
Mit tä ter s über  die  anderen aufgrund ihrer  Fre ihe i t .  
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fasse sich nur mit „eine[r] spezielle[n] Ausformung eines allgemeinen Zurechnungsprin-
zips“,253 und daher könne „die Zurechnung von Gesamttaten“, d.h. „ein Haftungsprinzip Ge-
samttat“,254 auf der Grundlage dieses allgemeinen Zurechnungsprinzips entwickelt werden.255 
Hierbei erfordere die Gesamttat einen Gesamttatbestand, der nur ein objektiver Tatbestand 
ist. Jede Handlung der Beteiligten könne nur dann als Gesamttat anerkannt werden, wenn die 
Handlung an dem Gesamthandlungsprojekt „gemessen insgesamt als dessen Verwirklichung 
erschein[t]“.256 Das Gesamthandlungsprojekt sei nicht Teil des rein objektiven, gesamttatbe-
standsmäßigen Sachverhalts und gehe in diesen ein, da der Gesamtsachverhalt dem Projekt 
entsprechen müsse,257 wodurch die Anforderung des § 25 Abs. 2 StGB („gemeinschaftlich“) 
erfüllt werde. Das Projekt bestehe aus der Form des intellektuellen Entwurfs und könne damit 
mehrere Einzelhandlungen der Beteiligten koordinieren.258 In Bezug auf die Gesamttat sollte 
der Gesamtsachverhalt unter einem Gesamttatbestand subsumiert werden, und der Gesamt-
tatbestand sollte eine Analogie zu den Tatbeständen des Besonderen Teils des StGB bilden, 
die sich mit Individualdelikten befassen.259 Dies stütze sich auf die eine Zurechnung konstitu-
ierende Funktion des § 25 Abs. 2 StGB. 
Diese Funktion diene der Ausweitung der „singularischen Formulierung(„wer“)“ in den Tat-
beständen des BT des StGB auf eine pluralische Formulierung für das gemeinschaftliche Bege-
hen.260 Die Tatbestandsseite des BT („Wer“) sollte nämlich durch „Diejenigen, die“ über § 25 
Abs. 2 StGB ersetzt werden.261 Anschließend sollte die Rechtsfolgeseite des § 25 Abs. 2 StGB 
(„so wird jeder als Täter bestraft“) mit den Worten „so wird jeder wie der Täter eines Indivi-
dualtatbestandes“ umformuliert werden.262 
                                                          
253 Dencker,  Kausa li tä t  und Gesamtta t ,  1996,  S.  142:  Die Mittäter schaft  bas iere auf einem 
veral lgemeinerungsfähigen Grundgedanken.  
254 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S .  125.  
255 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S .  217 f.  
256 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S .  160 f.  
257 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S .  148 ff . ,  160 .  
258 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S .  148 ff . ,  160 .  
259 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S .  145 f.  
260 Die eine Zurechnung konst i tu ierende Funktion des §  25  Abs.  2  StGB se i  darauf zurück-
zuführen.  Das Wort  („a ls  Täter“)  in der  Vorschr i ft  über  Individua ldel ikte  sol l te  i .S .d .  Ein-
zel lösung vers tanden werden,  so  dass ohne d iese  Funktion des  §  25 Abs.  2  StGB das  ge-
meinschaft l iche Handelnde nicht  bes tra f t  werden könne .  (Dencker,  Kausal i tä t  und  Gesamttat ,  
1996,  S.  144)  
261 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996,  S.  146,  148:  Bspw. Gesamttatbestand durch  
Umformul ierung der  §§ 212,  25 Abs.  2  StGB: „Diejenigen,  welche gemeinschaft l ich e inen 
Menschen töten.“  
262 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S .  144.  
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Nach Denckers Konzept reicht für jeden Beitrag der individuellen Beteiligten zur Gesamttat 
die Begehung einer Teiltat aus. Im Gegensatz zum objektiven Tatbestand263 bei Individualde-
likten („Handlung, die für den Erfolg ursächlich ist“) sollte eine Teiltat als „(wesentliche) Hand-
lung, die für einen gesamttatbestandmäßigen Sachverhalt ursächlich ist“, bestimmt wer-
den.264 Dann könnten die einen Gesamttatbestand teilweise verwirklichenden Teiltaten durch 
die conditio-Formel für den Erfolg ursächlich sein, obwohl jede Handlung jedes Beteiligten für 
sich genommen nicht zum Erfolg führt, „wenn und weil das Gesamtprojekt jede Handlung vor-
sieht“.265 Auf die Feststellung der individuellen Kausalität könne daher verzichtet werden.266 
 
2. Erweiterung des Autonomieprinzips (Renzikowski) 
 
Renzikowski ist der Ansicht, dass das Autonomieprinzip267 und die Regressverbotslehre268 
modifiziert werden müssen, um die Mittäterschaft zu rechtfertigen.269 In dem typischen Fall 
der Mittäterschaft, in dem C ein Opfer festhält, damit D es schlagen kann, wird eine Körper-
verletzung gemeinschaftlich begangen. Wenn die Regressverbotslehre nicht über § 25 Abs. 2 
StGB gebrochen wird und das Autonomieprinzip nicht erweitert wird, sei es unmöglich, die 
Handlung von D dem C zuzurechnen, weil D autonom handelt.270 
                                                          
263 Dencker  meint  den Gesamttatbes tand a ls  objektiver  Tatbestand und das Wort  „gemein-
schaf t l ich“ in §  25  Abs.  2  StGB als vö ll ig objekt iv.  (Dencker,  Kausa li tä t  und  Gesamtta t ,  
1996,  S.  160)  
264 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S .  162,  164.  
265 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S .  164.  
266 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S .  218.  
267 Renziko wski ,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  S.  67 ff . :  Er  s tel l t  se in Bete i l igungssystem 
bas ierend  auf  dem Menschenbi ld  mi t  Freihei t  und Se lbstverantwor tung des  Grundgesetzes  
dar.  Einersei t s  werde nach der  personalen Rechtsguts lehre jedem Ind ividuum die „rechtl ich 
garant ier te[]  Fre ihei t“ zugewiesen und anderersei t s  t rage jeder  „die  Verantwor tung für  die  
Folgen“ aus  der  Wahrnehmung der  Fre ihe i t  zum gegensei t igen Rechtsgüterschutz.  Aufgrund  
des  Inha lt s  der  normat iven Verha ltensnormen,  die  sich mi t  der  Vol lz iehung der  Verantwor-
tung des Rechtsguts inhabers über  „den Bereich der  ihm rechtl ich garant ier ten Fre ihei t“ be-
fassen,  so l l te  die  Schlussfolgerung bezüglich M.E.Mayers Stel lungnahme gezogen werden,  
dass der  Mensch nicht  für  die  Handlung anderer  verantwort l ich i st ,  sondern für  se ine e igene  
Handlung.  
268 Vgl.  Renziko wski,  Rest r ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  S .  73:  Das autonome Handeln recht -
fer t ige das Regressverbot .  „Notwendige Vorausse tzung für  d ie  Zurechnung der  Ta t  eines  
Vordermannes zu einem Hintermann i st ,  dass  der  Vordermann nicht  autonom gehande lt  hat .“ ;  
auch vgl .  Tei l  4  B VI  3  b) .  
269 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997 ,  S.  100.  
270 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997 ,  S.  100.  
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Renzikowski ist der Auffassung, § 25 Abs. 2 StGB fungiert als besondere Zurechnungsnorm 
für eine Haftungserweiterung.271 Wenn jeder Mittäter die vollständige Tatherrschaft ha-
ben muss, sei § 25 Abs. 2 StGB überflüssig. Diese Erweiterung habe zur Folge, dass unter 
bestimmten Voraussetzungen mehrere Personen als Kollektiv bzw. als Personengemein-
schaft angenommen werden und dann „das gemeinsame Werk als Ganzes“ dem Kollektiv 
zugerechnet wird.272 Hier müsse die „Gesamttat“ des Kollektivs objektiv „eine[] rechtlich 
mißbilligte[] Gefahr“ darstellen,273 und die Beiträge jedes Beteiligten, die das gemeinsame 
Handlungsprojekt bereits vorgesehen haben, müssten erbracht werden.274 Die Unrechts-
vereinbarung275 in dem gemeinsamen Plan sei für die Rechtfertigung und den Umfang der 
Zurechnung von wesentlicher Bedeutung, weil sich aus der Vereinbarung eine Gesamttat 
ergeben muss und der Zurechnungsgegenstand aus der Vereinbarung bestimmt werden 
muss.276 Renzikowski beschreibt diesen Ansatz als „Vertragstheorie“.277 
  Die kausale Verknüpfung zwischen dem individuellen Beitrag jedes Beteiligten und dem Er-
folg müsse hier nicht vorausgesetzt werden. Da eine Tatbestandsverwirklichung die 
Täterschaft darstellt, bleibe das Autonomieprinzip hierbei grundsätzlich gültig.278 Ein 
imaginäres Kollektiv könne über § 25 Abs. 2 StGB gestaltet werden, und dann werde eine 
tatbestandsmäßige Gesamttat behandelt, an der jeder Mittäter beteiligt ist. Damit werde 
„das autonome Setzen der letzten Ursache“ in Bezug auf das Regressverbot auf das 
Kollektiv verlagert.279 Es sei dann nicht mehr notwendig, auf die letzte Handlung 
abzustellen.280 Aus diesem Grund führe dieser Ansatz nicht zu einem Verzicht auf das 
Autonomieprinzip. 
  Für fahrlässige Mittäterschaft seien ein gemeinsames Handlungsprojekt und ein 
Bewusstsein für Gefährlichkeit des Projekts jedes Beteiligten erforderlich.281 Wenn das nach 
271 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  S.  100;  Basierend auf dem res tr ik t iven Tä-
terbegr iff  auch bei  Fahrlässigekei t sde l ikten. ;  Näheres hie rzu vgl .  Teil  4  B VI 3 .  
272 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997 ,  S.  101.  
273 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997 ,  S.  284.  
274 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997 ,  S.  288 f.  
275 Renziko wski,  JuS 2013,  481 (486) .  
276 Renziko wski,  JuS 2013,  481 (486) .  
277 Renziko wski,  JuS 2013,  481 (485 f. ) .  
278 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997 ,  S.  102.  
279 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  S.  103 :  Dann werde „die  Zurechnung zu 
jedem,  der  vorher  seinen Beitrag ge le is te t  ha t“,  versperr t .  
280 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegr iff ,  1997,  S.  103 f . :  E in ko llektives Letz tverursachen 
se i  auf der  Ebene der  Tatausführung mögl ich und „die  Autonomie des Letz thandelnden 
[schließ t]  n icht  mehr  jeden anderen Betei l ig ten von der  Zurechnung der  Tatbestandsverwirk-
l ichung als  e igenes Werk aus[]“ .  Die Abgrenzung zwischen Täterschaft  und Tei lnahme nach 
der  Tatherrschaf t  werde daher  aufgehoben und nach dem quali ta t iven Gewicht  des jeweil igen 
Beitrags  best immt .  
281 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997 ,  S.  288 f.  
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dem Projekt gestaltete imaginäre Kollektiv eine einen Tatbestand verwirklichende Gesamttat 
begeht, entstehe fahrlässige Mittäterschaft, und somit werde der Gesamterfolg des Kollektivs 
jedem am gemeinsamen Handlungsprojekt Beteiligten zugerechnet.282 Diese Haftung jedes 
Beteiligten beruhe nicht auf seinem Teilbeitrag, sondern auf dem Werk des Kollektivs auf-
grund seiner Beteiligung am Kollektiv. D.h., der Grad seines Beitrags zum Erfolg spiele keine 
Rolle.283 
3. Die kollektiv-kausale Formulierung von § 25 Abs. 2 StGB (Knauer)
Knauer meint, dass der Wortlaut des § 25 Abs. 2 StGB, „Begehen mehrere die Straftat ge-
meinschaftlich“, für die vorsätzliche Mittäterschaft sowohl einen objektiven als auch einen 
subjektiven Faktor erfordert. Denn für das gemeinschaftliche Begehen sei nicht ein bloßes 
„Nebeneinander“, sondern ein „Miteinander“ erforderlich. Unter Berücksichtigung der um-
gangssprachlichen Bedeutung versteht er diesen Wortlaut so, dass mehrere den objektiven 
Tatbestand „miteinander“ begehen und ihren Willen in Bezug auf den gemeinsamen subjek-
tiven Tatbestand übereinstimmen müssen.284 Das gemeinschaftliche „Füreinander-Einstehen-
Wollens“285, ein subjektives Element der funktionellen Tatherrschaft, könne jedoch aufgrund 
des Unterschieds zwischen Vorsatz- und Fahrlässigkeitsdelikten nicht auf fahrlässige Mittäter-
schaft übertragen werden.286 Der gemeinsame Tatplan kann durch das auf „Verständigung 
über das gemeinsame Handeln“ beruhende gemeinsame Handlungsprojekt als Verbindungs-
element für fahrlässige Mittäterschaft ersetzt werden. Das Unrecht der Fahrlässigkeitsdelikte 
wird objektiv bestimmt, und deren Handlungsunrecht liegt in dem erhöhten Risiko aufgrund 
der gesteigerten Unachtsamkeit, nämlich in der unerlaubten Risikoschaffung. Daher könne 
nur anhand der Lehre von der objektiven Zurechnung beurteilt werden, ob der Tatbestand der 
Fahrlässigkeitsdelikte erfüllt ist. 287  Zusammenfassend entsteht fahrlässige Mittäterschaft, 
282 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997 ,  S.  288 f.  
283 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  S.  101:  Der  Tatantei l  könne u.U.  ganz ge-
r ing ausfa l len.  
284 Knauer,  Kol legia lentsche idung,  2001,  S.  148.  
285 Knauer,  Kol legialentsche idung,  2001,  S .  192 f . :  „die  Subjekt ivierung bei  vorsätzl icher  
Mit tä ter schaft“ . ;  jeder  Bete i l igte  wi l l  s ich be i  der  Er folgsverwirkl ichung mi t  e inem anderen 
sol idar is ieren. ;  auch Ransiek,  Unternehmensstra frecht ,  1996,  S.  70.  
286 Knauer,  Kol legialentsche idung,  2001,  S .  193,  199:  Der  Grund für  die  unterschiedl ichen  
Ansätze zwischen vorsä tzl icher  und fahr lässiger  Mittäter schaft  l iege  nicht  in §  25 Abs.  2  
StGB, sondern in der  „andersar t igen Struktur  des Fahr läss igke it sde l ikts“.  
287 Knauer,  Kol legialentsche idung,  2001,  S.  194,  198 f. :  Das konst i tuie rende Element des  
fahr lässigen Zusammenwirkens  befasst  s ich mit  der  gemeinschaft l ichen Er fo lgsverursa-
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wenn der Erfolg durch die unerlaubte Gefahr im Fahrlässigkeitsbereich verursacht wird und 
diese Gefahr durch die Arbeitsteilung mehrerer erhöht bzw. gemeinschaftlich durch ihre 
Pflichtverletzungen geschaffen wird.288 Hierbei sei es nicht erforderlich, dass sich die Beteilig-
ten der „risikobegründende[n] bzw. -erhöhende[n] Faktoren“ bewusst sind, die sich aus der 
gemeinsamen Gefahrschaffung ergeben.289 Das „Bewusstsein für das arbeitsteilige Zusam-
menwirken zwischen den Beteiligten“ reiche als „ein subjektives Pendant [zum] objektiven 
gemeinschaftlichen Beherrschen der Tat“ aus.290 Dieses Bewusstsein rechtfertige den Verzicht 
auf die Feststellung der objektiven Kausalität jedes Beteiligten. Knauer bezeichnet dies als 
„Grundbaustein für die kausalitätsersetzende Funktion“ über § 25 Abs. 2 StGB.291 
Wenn im „Schmieresteher“-Fall die Feststellung der objektiven Kausalität jedes Beteiligten 
erforderlich ist, sollte die Mittäterschaft des Schmierestehers immer verneint werden: Wird 
der Einbruchsdiebstahl bei einem Juwelier vollendet, ist der Tatbeitrag des Schmierestehers 
aus der ex-post-Sicht nicht objektiv kausal für den Juwelendiebstahl, obwohl dieser Beitrag 
zum Erfolg gemäß dem gemeinsamen Tatplan im Hinblick auf die funktionelle Tatherrschaft 
sachlich bedeutend ist. Warnt der Schmieresteher seiner Funktion gemäß vor Entdeckung, 
wird das Verbrechen nicht vollendet, sondern im Versuchsstadium unterbrochen.292 Knauer 
ist daher der gleichen Ansicht wie Roxin293, nämlich dass die Mittäterschaft mit der ex-ante-
Sichtweise und der Erheblichkeit294 des einzelnen Beitrags beurteilt werden sollte, diese also 
der Abgrenzung zwischen Mittäter und Teilnehmer dient.295 Diese ex-ante-Sichtweise sei auf 
§ 25 Abs. 2 StGB zurückzuführen. Der Wortlaut „gemeinschaftlich“ erzwinge keine „objektive
ex-post-Sicht“, sondern die Relevanz des einzelnen Beitrags „aus Sicht des Gesamtplans“.296
Der gemeinsame Tatplan müsse hier aus ex-ante-Sicht beurteilt werden.
chung,  nicht  mi t  der  Handlung und dem auf  Er fo lg  ger ichteten Wil len.  Da es ke inen subjek-
t iven Tatbes tand des Fahr läss igke it sde l ikts  gib t ,  kann ke in subjekt iv verbindendes Element  
vor l iegen.  
288 Knauer,  Kol legia lentsche idung,  2001,  S.  195 f.  
289 Knauer,  Kollegia lentscheidung,  2001,  S.  198;  Mit  d iesem Kr iter ium könnten die  Probleme 
bei  der  Kollegia lentsche idung („Brunnen“-Fal l)  e infach ge lös t  werden.  
290 Knauer,  Kol legia lentsche idung,  2001,  S.  147 f. ,  149.  
291 Knauer,  Kol legia lentsche idung,  2001,  S.  149.  
292 Knauer,  Kol legia lentsche idung,  2001,  S.  149.  
293  Die Termino logie von Roxin hat  sich von „Notwendigkei t“  (Roxin,  LK-StGB,  §  25 ,  
Rn.  154)  zu „Entbehrl ichke it“  (ders. ,  AT II ,  §  25,  Rn.  212)  geändert .   
294 Roxin,  Täterschaf t  und Teilnahme,  2015,  S.  766 ;  ders. ,  AT II ,  §  25,  Rn.  189.  
295 Knauer,  Kollegialentsche idung,  2001,  S.  149 ff . ;  Kr i t .  an dieser  Ansicht ,  vgl .  Rotsch,  
„Einheit s täter schaf t“ stat t  Tatherr schaf t ,  2009,  S.  360 ff . ;  ders . ,  FS-Puppe,  887 (898):  Er  
kr i t is ier t  d ie  Vermischung von Kausal i tä t s fes ts tel lung aus  e iner  ex-post -Perspekt ive und  
Wesent l ichkei t .  Während die  er ste  a ls  Mindestvorausse tzung für  die  stra frecht l iche Haftung 
diene und somit  auch für  Mit tä ter schaft  gel te ,  s te l le  d ie  zweite  die  Haftung a ls  Mit täter  dar.  
296 Knauer,  Kol legia lentsche idung,  2001,  S.  151 f.  
65 
Knauer baut ebenso wie Renzikowski das Beteiligungssystem auf dem restriktiven Täterbe-
griff auf. Durch „die Ausdehnung des Täterbegriffs“ könne eine gemeinschaftliche Verwirkli-
chung des Tatbestands für Mittäterschaft erfasst werden.297 Knauer kommt zu dem Schluss, 
dass § 25 Abs. 2 StGB eine „kollektivkausal formulierte Norm“ ist, indem er die Regelungen für 
die anderen Beteiligungsformen auslegt und mit § 25 Abs. 2 StGB vergleicht: Das Wort „wer“ 
in den Vorschriften – §§ 25 Abs. 1, 26 Abs. 1, 27 Abs. 1 und die meisten Vorschriften im BT des 
StGB – steht für Alleintäterschaft, bei der die individualkausalistische Formulierung erforder-
lich ist. § 212 StGB (Totschlag) ist erfüllt, wenn „ein“ Täter den Erfolg verursacht. § 25 Abs. 2 
StGB schreibt jedoch nur den Wortlaut „Begehen mehrere die Tat gemeinschaftlich“ als Vo-
raussetzung vor, so dass nur „eine Kollektivkausalität“ zwischen der Gemeinschaftstat des Kol-
lektivs und dem Erfolg für Mittäterschaft erforderlich ist. D.h., aufgrund dieser anderen Rege-
lungsformen könne auf die Feststellung der individuellen Kausalität bei Mittäterschaft verzich-
tet werden. 
In Bezug auf den Hinweis, dass für Beihilfe die individuelle Kausalität erforderlich ist, ant-
wortet Knauer, dass dieser Einwand auf das Missverständnis des Verhältnisses zwischen Mit-
täterschaft und Beihilfe zurückzuführen sei. Dieser begründet das Kausalitätserfordernis nach 
dem Erst-Recht-Schluss, indem er das Verhältnis zwischen den beiden Beteiligungsformen als 
Subsidiarität betrachtet.298 Knauer hingegen erkennt, dass die beiden in einem aliud-Verhält-
nis stehen. Sie sind nämlich ungleichartig und werden unabhängig getrennt geregelt, um einen 
restriktiven Täterbegriff zu erweitern. 
4. Zwischenfazit; zugleich Kritik
Die kollektiven Ansätze versuchen, auf die Kritik299 am Handlungsprojekt zu reagieren und 
die mittäterschaftliche Struktur300 so zu erklären, dass § 25 Abs. 2 StGB301 selbst die gegensei-
tige Zurechnung rechtfertigen kann. Die kollektive Kausalität zwischen der Gemeinschaftstat 
297 Knauer,  Kol legia lentsche idung,  2001,  S.  151;  Roxin,  LK-StGB, Vor §  25,  Rn.  12.  
298 Knauer,  Kol legia lentsche idung,  2001,  S.  169.  
299 Siehe o .  Tei l  3  B V.  
300 Ihre Meinungen untersche iden sich jedoch dar in ,  ob s ie  Mittäterschaf t  auf  der  Grundlage  
der  funkt ione llen Tather rschaft  recht fer t igen,  [ Im Gegensatz  zu Dencker  und  Renzikowski  
glaubt  Knauer,  dass  (vorsä tzl iche)  Mittä ter schaf t  auf  der  funktione llen Tatherr schaft  be-
ruht . ] ,  und ob  s ie  den subjekt iven Anknüpfungsfaktor  be i  fahr lässigem Zusammenwirken 
berücksichtigen.  [Renziko wski ver langt  dies . ]  
301 Sie  be trachten §  25 Abs.  2  StGB a ls besondere Zurechnungsnorm.  Er  selbst  habe e ine  
konst i tu t ive Funkt ion (Dencker,  Kausali tät  und Gesamttat ,  1996,  S .  137 f. )  bzw.  e ine 
Haftungserweiterungsfunkt ion (Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  S.  100) ,  oder  
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des Kollektivs und dem Erfolg ergebe sich aus dem im Unterschied zur Alleintäterschaft for-
mulierten § 25 Abs. 2 StGB. Auf die Feststellung der individuellen Kausalität könne damit ver-
zichtet werden. Die Mitherrschaft über das Gesamtgeschehen könne ohne weiteres auf der 
Grundlage der funktionellen Tatherrschaft begründet werden. Denn alle Tatbeiträge der Be-
teiligten könnten der Haftungsgemeinschaft – d.h., der Kollektivperson302 oder der kollektiven 
Sinneinheit303 –, die sich aus den am gemeinsamen Handlungsprojekt Beteiligten zusammen-
setzt, zugerechnet werden. 
In Bezug auf die „Idee eines höchstpersönlichen Schuldprinzips“ sind gegen diese Ansätze 
erste Zweifel anzumelden.304 Wenn die Mitherrschaft über das Gesamtgeschehen in den Hän-
den mehrerer liegt und die Herrschaft somit nur vom Kollektiv erfüllt wird, kommt die Herr-
schaft „gerade nicht dem einzelnen (Mit-)Täter, sondern allein dem Kollektiv als solchem“ 
zu.305 Diese Struktur kann also nur schwer erklären, warum und wie die Straftat durch das 
Kollektiv vollständig dem einzelnen Beteiligten zuzurechnen ist.306 Insb. ermangelt es an einer 
tiefgründigen Thematisierung der Verträglichkeit der beschworenen Kollektivperson mit dem 
Gedanken individueller Schuld; das muss u. Teil 4 B III nachgeholt werden. 
Es sollte auch auf das Erfordernis eines subjektiv verbindenden Moments hingewiesen wer-
den. Insb. ist anzumerken, dass der Ansatz von Knauer einen Widerspruch aufweist. Er be-
gründet den Verzicht auf eine individuelle Kausalitätsfeststellung bei Mittäterschaft durch die 
kausalitätsersetzende Funktion des § 25 Abs. 2 StGB. Er fordert jedoch zu Recht ein subjektives 
Kriterium, das mehrere miteinander verbindet, um die Mittäterschaft zu rechtfertigen. Für das 
gemeinschaftliche Begehen ist nicht ein bloßes „Nebeneinander“, sondern ein „Miteinander“ 
erforderlich. Im Fahrlässigkeitsbereich fordert er jedoch kein Bewusstsein der Beteiligten auf-
grund des objektiv definierten Handlungsunrechts der fahrlässigen Straftaten. Abgesehen da-
                                                          
es se i  e ine  kol lektivkausa l  formul ier te  Norm.  (Knauer,  Kol legialentscheidung,  2001,  
S. 151 f. )
302 Joerden,  Verantwort l ichkeit sbegr i ff ,  1988,  S.  79 .
303 Lesch,  Das Prob lem der  sukzess iven Beihi l fe ,  1992,  S.  122 f. ;  ders . ,  ZStW 105 (1993) ,
271 (274 ff . ) ;  ders. ,  JA 2000,  73 (76 f . ) ;  Jakobs,  FS-Miyazawa,  419 (421) ;  der s. ,  FS-Lampe,
561 (561 ff . ) ;  Maurach/Gösse l /Zipf-Renziko wski ,  AT II ,  §  49,  Rn.  11:  „eine persona mora-
l i s“.
304 V.a. ,  Greco,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (376) ,  (370 f . ) :  Er  weis t  zu Recht
darauf hin,  dass  der  kol lekt ive  Ansa tz  nur  für  d ie  Bestra fung des Kol lekt ivs überzeugend
se in könne. ;  ebenso Schild ,  NK-StGB, §  25,  Rn.  126:  Jeder  der  Mit tä te r  sei  „nur  für  se in
eigenes  Handeln stra frechtl ich verantwor t l ich“,  a l s  „selbs t  Zentralges tal t“ ,  „Herr  des  Ge-
samtwerkes“.
305 Lesch,  Das Problem der  subjekt iven Beihi l fe ,  1992,  S.  122 ;  ders. ,  JA 2000,  73 (76) .
306 Kraa tz ,  Die  fahr lässige  Mittäterschaf t ,  2006 ,  S.  294 ;  Böhringer,  Fahr läss ige  Mit täter-
schaf t ,  2017 ,  S .  224 f. ,  254 f. ;  Greco ,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka ,  361 (370 f. ) .
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von, dass die Rechtfertigung fahrlässiger Mittäterschaft ohne die Anknüpfung an den subjek-
tiven Faktor überhaupt nicht korrekt ist,307 ist fraglich, ob eine Arbeitsteilung ohne Bewusst-
sein des arbeitsteiligen Zusammenwirkens erfolgen könnte, d.h. nur durch eine objektive Be-
teiligung.308 Knauer selbst nimmt an, dass die Arbeitsteilung ein wesentliches Element der So-
lidarität309 ist und daher nur dann möglich ist, wenn die Verantwortung für die Handlung „auf 
den Schultern aller Beteiligten“ liegt.310 
 
II. Annahme der additiven Mittäterschaft 
 
In der Diskussion über die Erforderlichkeit einer Kausalität jedes einzelnen mittäterschafts-
begründenden Tatbeitrags spielt die Figur der additiven Mittäterschaft eine nicht unbeträcht-
liche argumentative Rolle. Diese Figur geht auf Herzberg zurück, der sich ein Beispiel vorstellt, 
in dem 20 Verschwörer abredegemäß das Opfer gleichzeitig erschießen, um die Erfolgswahr-
scheinlichkeit zu erhöhen, und dabei einige Kugeln ihr Ziel treffen, andere es verfehlen. Es 
kann nicht bestimmt werden, wer die tödlichen Kugeln abgefeuert hat („Erschießungskom-
mando“-Fall). 311  Während es im Allgemeinen „das Ineinandergreifen korrelativer Tatan-
teile“312 bei Mittäterschaft gibt, treten bei dieser Konstellation additive Tatbeiträge auf, weil 
jeder von mehreren gleichartigen Tatbeiträgen für sich allein zum Erfolg führen kann (sog. 
additive Mittäterschaft313). Dieselbe „Kollektivtat“ wäre daher höchst wahrscheinlich gesche-
hen, selbst wenn ein Beteiligter seinen Tatbeitrag nicht erbracht hätte.314 Es wird darauf hin-
gewiesen, dass kein Mittäter eine funktionelle Mitherrschaft hat, da der Beitrag des Einzelnen 
                                                          
307 Ebenso Kraatz ,  Die  fahr läss ige Mittäte rschaf t ,  2006,  S.  121 .  
308 Näheres hierzu Teil  4  B  V 2 c)  cc) .  
309 Knauer,  Kol legia lentsche idung,  2001,  S.  195.  
310 Vgl.  Knauer,  Kollegia lentscheidung,  2001,  S.  195;  Schünemann,  LK-StGB, §  25,  Rn.  173 ;  
Jescheck/Weigend,  AT,  §  63 II  1 ,  S.  678;  Kühl,  AT,  §  20,  Rn.  104 :  „Einverständnis zwischen 
den Mittätern“,  “Kommunikat ionsakt“;  Maurach/Gössel /Zipf-Renzikowski,  AT II ,  §  49,  
Rn.  47 ;  Welze l ,  Stra frecht ,  S.  107.  
311 Herzberg,  TuT,  1977,  S.  56.  
312 Roxin,  LK-StGB, §  25,  Rn.  159 ;  ders. ,  AT II ,  §  25,  Rn.  230.  
313 Bejahend:  Herzberg,  TuT,  1977,  S.  58,  60 f. ;  ders. ,  ZStW 99 (1987) ,  49  (55):  Er  bejaht  
dies jedoch aus e inem anderen Grund ,  der  auf  der  Gleichrangigkei t  der  Tatbei träge und dem 
Wortlaut  des  §  25 Abs.  2  StGB beruht . ;  See lmann,  JuS 1980,  571 (574) ;  Puppe,  GA 2004 ,  
129 (136);  d ies . ,  ZIS 2007,  234 (241);  Murmann,  S/S/W-StGB, §  25,  Rn.  42;  Kühl,  AT,  §  20,  
Rn.  109 ;  Maurach/Gössel /Zipf-Renziko wski,  AT,  §  49,  Rn.  71  f . ;  Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  
AT,  §  16 II I  2 ,  Rn.  840;  ablehnend:  Ste in,  Die s tra frecht l iche Bete i l igungsformenlehre,  1988,  
S.  327 f. ;  Becker,  Die sogenannte  addi t ive Mit täterschaft ,  2009,  S.  167 f. ;  Schi ld ,  NK-StGB,  
§  25,  Rn.  139;  Einige nehmen die  Möglichkei t  des Zustandeko mmens der  Beihi l fe  an. :  Ja -
kobs,  AT,  21/55;  Schmidhäuser,  S tuB AT, 10/62 .  
314 Herzberg,  TuT,  1977,  S.  58.  
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nicht entscheidend für den Erfolg ist.315 Roxin widerlegt dies jedoch damit, dass dies nur ein 
typischer Fall ist, da jeder Mittäter nach dem Tatentschlusss eine wesentliche Funktion aus-
übt, solange der Erfolg von jedem Mittäter abhängt und jeder Beitrag das Gelingen aus einer 
ex-ante-Perspektive wahrscheinlicher macht.316 
Hier behauptet Becker, dass die Kausalität aus einer ex-post-Perspektive festgestellt werden 
muss und die Mittäterschaft durch die „korrelative“ gemeinschaftliche Tatbestandsverwirkli-
chung erfolgt.317 Im „Erschießungskommando“-Fall könne dies nicht erfüllt werden, weil aus 
der ex-post-Perspektive nur einige Kugeln ihr Ziel getroffen haben.318 Wenn in diesem Fall 
keine Mittäterschaft anerkannt wird, könnten die Beteiligten nur für das versuchte Tötungs-
delikt bestraft werden,319 auch wenn nur einer von ihnen sein Ziel verfehlt. Dieses Ergebnis ist 
jedoch nicht zu akzeptieren. 
Die Konstellationen der sog. additiven Mittäterschaft könnten durch die funktionelle Tat-
herrschaft als Mittäterschaft abgedeckt werden. Es sollte hervorgehoben werden, dass diese 
Fälle dramatisch darstellen, dass die individuelle Kausalität bei Mittäterschaft nicht festge-
stellt werden muss.320 Der Meinung von Puppe, die die additive Mittäterschaft als Ausnahme 
annimmt,321 kann nicht zugestimmt werden, da dies den Verzicht auf die individuelle Kausali-
tät ausnahmsweise ohne angemessene Begründung rechtfertigt. Es muss immer erklärt wer-
den, wie dieser Verzicht gerechtfertigt werden kann. 
  
                                                          
315 Herzberg,  JuS 1974,  719 (720) .  
316 Roxin,  Täterschaft  und  Tatherr schaf t ,  S.  767;  ders. ,  LK-StGB, §  25,  Rn.  159 ;  ders. ,  AT 
II ,  §  25,  Rn.  230:  Er  weist  auch darauf hin,  dass die  Mittä ter  gewusst  haben,  dass jeder  
einze lne  Schuss fehlgehen könnte . ;  vgl .  auch Bloy,  Bete i l igungsform,  1985,  S.  372 ff ;  ders. ,  
GA 1996,  424 (428) ;  Dencker,  Kausa li tä t  und Gesamttat ,  1996,  S.  224 f . ;  Knauer,  Kollegia-
lentscheidung,  2001,  S.  139 ff . ,  157 f. ;  Rodriguez Montañes,  FS-Roxin 70,  307 (321);  
Joecks,  MüKo-StGB,  §  25,  Rn.  224;  Kindhäuser,  AT,  §  40,  Rn.  5 .  
317 Becker,  Die sogenannte  addit ive Mittä ter schaft ,  2009,  S.  182 (Hervorhebung durch Ver-
fasser) .  
318 Becker,  Die  sogenannte  addit ive Mittäterschaf t ,  2009,  S.  167 f.  
319 Stein,  Die stra frechtl iche Bete i l igungsformenlehre ,  1988,  S.  327 f. :  Er  wi l l  nur  jemanden 
für  die  Vol lendung des Tötungsdel ikts  bestra fen,  der  das Signa l  gegeben ha t ,  das Feuer  zu 
eröffnen.  
320 Greco ,  ZIS 2011 ,  674 (687);  ders. ,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (366) ,  (374 f . ) .  




1. Kein Erfordernis der Kausalität jedes einzelnen Beitrags zum Enderfolg bei 
Mittäterschaft 
 
Die bisherige Diskussion zeigt, dass das Erfordernis der Kausalität jedes einzelnen Beitrags 
zum Enderfolg bei Mittäterschaft von der Bedeutung der Kausalitätsbestimmung im Straf-
rechtssystem abhängt. Jede Position verhält sich wie folgt: 1) Die strafrechtliche Haftung für 
Erfolgsdelikte muss grundsätzlich auf der Kausalität jedes einzelnen Beitrags zum Enderfolg 
beruhen, und dies muss auch für Mittäterschaft gelten.322 2) Ausgehend davon, dass die Fest-
stellung der Kausalität bei Mittäterschaft nur ein Grobfilter vor der objektiven Zurechnung 
ist,323 ist der Verzicht auf die individuelle Kausalität für den Enderfolg gerechtfertigt. Letztere 
erkennt auch die Kausalität als Mindestvoraussetzung für die strafrechtliche Haftung an.324 
Dies gelte jedoch nicht für Mittäterschaft.325 Denn wenn nach einem gemeinsamen Tatent-
schluss mehrere Ereignisse gleichzeitig auftreten, sei die Abgrenzung zwischen „Ursache“ und 
„Wirkung“ nicht möglich.326 Die Grundlage der funktionellen Tatherrschaft327, bei der jeder an 
dem gemeinsamen Tatentschluss mitwirkt und zumindest seine wesentliche rollenbedingte 
Funktion leistet, könne den Verzicht auf die Kausalität jedes einzelnen Beitrags rechtferti-
gen.328 Diese Struktur besteht auch bei der sog. additiven Mittäterschaft. 
                                                          
322 Becker,  Die sogenannte  addit ive Mittäterschaf t ,  2009,  S.  167 f. ,  181 ff . ;  Böhr inger,  Fahr-
läss ige Mit tä ter schaft ,  2017,  S.  225 ff . ;  Puppe ,  JR 1992,  28 (32);  d ies. ,  GA 2004,  129 (131) ,  
(135 ff . ) ;  d ies . ,  ZIS 2007,  234 (240);  Rotsch,  FS-Puppe,  887  (892 ff . ) ,  (898) .  
323 Hoyer,  SK-StGB, §  25,  Rn.  8 ,  154:  Bei  Mit täter schaf t  sei  es nicht  entsche idend,  wessen 
Beitrag den Er folg  verursacht ,  da  auf  der  objekt iven Zurechnungsebene d ie  Tatbei träge  „ei -
nander  ohnehin gegensei t ig zugerechnet  werden“ könnten.  
324 Beulke /Baumann,  JuS 1992,  737 (743) :  Sie  geben zu,  dass d ieser  Verzicht  e ine Umgehung  
der  „reine[n]“ Kausal i tä ts frage  i st . ;  Hoyer,  SK-StGB, §  25,  Rn.  125;  dagegen vgl .  Rotsch,  
FS-Puppe ,  887 (897) :  d ie  Bedeutung der  Kausa li tä t  a l s  Mindestvoraussetzung.  
325 Beulke /Baumann,  JuS 1992,  737 (743) ;  Hoyer,  SK-StGB, §  25 ,  Rn.  125 .  
326 Hoyer,  SK-StGB, §  25,  Rn.  125:  „Eine rückwi rkende Zurechnung bei  der  sukzess iven 
Mit tä ter schaft“ se i  auch der  Fa ll .  Nur  d ie  Mitwirkenden am Zustandekommen des Ursache-
nereignisses  könnten ein  Wirkungsere ignis beher rschen.  
327 Vgl.  Teil  4  B V.  
328 Dencker,  Kausa li tä t  und  Gesamttat ,  1996,  S.  137 f. ;  Knauer,  Kol legialentscheidung,  2001,  
S.  83 ff . ,  142 ff . ,  158 f . ;  Här ing,  Die Mit täte rschaft  be im Fahrlässigke it sde l ikt ,  2005,  
S.  140 ff . ,  277 ff . ;  Kraa tz ,  Die fahr läss ige Mit täter schaft ,  2006 ,  S.  217 ,  235 f . ;  Roxin,  JA 
1979,  519 (522 ff . ) ;  ders. ,  LK-StGB, §  25,  Rn.  189;  ders . ,  AT II ,  §  25,  Rn.  213 ;  Herzberg,  
ZStW 99 (1987) ,  49 (54 f. ) ;  ders. ,  JZ 1991,  856 (859 ff . ) ;  Beulke/Bachmann,  JuS 1992,  737  
(743):  Dies se i  „e ine der  wicht igsten Funktionen“ der  Mittäter schaft . ;  Hi lgendor f,  NStZ 
1994,  561 (563) ;  Renzikowski,  FS-Otto ,  423 (427);  Greco,  ZIS 2011,  674 (687);  Hoyer,  FS-
Puppe,  515 (524  f. ) :  Er  bezeichnet  d ies als  „Einfachkausa li tä t  jedes  Mit täters  für  die  Tat -
ausführung“. ;  ders. ,  SK-StGB, §  25,  Rn.  154.  
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Einige versuchen, die Begründung für den Verzicht zu liefern, indem sie die Mittäterschaft 
mit anderen Beteiligungsformen vergleichen. Sie weisen darauf hin, dass auch bei den ande-
ren Beteiligungsformen – bei mittelbarer Täterschaft (§ 25 Abs. 1 StGB) und Anstiftung (§ 26 
StGB) 329 – keine individuelle Kausalität für den Erfolgseintritt erforderlich ist.330 Diese Argu-
mentation ist jedoch weniger überzeugend, weil die Kausalität zwischen Gehilfenbeitrag und 
Haupttaterfolg bei Beihilfe erforderlich ist.331332 
Renzikowski333 versucht, den Verzicht beim Bankraub-Fall im Vergleich zur Anstiftung zu er-
klären. Nach dem gemeinsamen Tatentschluss hält A die Leute in der Bank mit einer Waffe in 
Schach und B nimmt Geld aus der Kasse. Hier stellt Renzikowski auf den Kausalzusammenhang 
zwischen den Beteiligten ab. Er weist darauf hin, dass die Gewaltanwendung des A für die 
Wegnahme des B kausal ist, das Gegenteil jedoch nicht. Jeder Tatbeitrag sei „immer in Rich-
tung auf den anderen Tatbeitrag“ für die gegenseitige Zurechnung in derselben Struktur wie 
Anstiftung erforderlich.334 Er nimmt den Verzicht auf individuelle Kausalität an, da sie auch im 
typischen Fall der Mittäterschaft nicht festgestellt werden kann.335 Bei der Mittäterschaft 
kommt es jedoch im Gegensatz zur Anstiftung nicht auf den Kausalzusammenhang zwischen 
den Beteiligten an. Die gemeinschaftliche Zuständigkeit für die Tatbestandsverwirklichung 
sollte überprüft werden.336 M.a.W., es reicht aus, dass jede individuelle Kausalität für den En-
derfolg „insgesamt“337 festgestellt wird. 
 
 
                                                          
329 Renziko wski,  FS-Otto ,  423 (427) :  Er  erklär t ,  dass d ie  gegensei t ige Anst i ftung bei  der  
gemeinsamen Tatausführung nach dem gemeinsamen Tatentschluss er fo lgt  und d ie  Anst i f -
tung so mit  zur  Mittäter schaft  aufrückt .  
330 Hoyer,  FS-Puppe,  515 (525) .  
331 Hoyer,  SK-StGB, §  27 ,  Rn.  3  ff . ;  Roxin,  LK-StGB, §  27,  Rn.  2;  ders. ,  AT II ,  §  26 ,  
Rn.  184 ff . ,  197 ff . ,  215 ;  Jakobs,  AT,  22/34;  Jescheck/Weigend,  §  64 II I  2  c) ,  S.  694;  Kühl,  
AT,  §  20,  Rn.  214 ff . ;  dagegen i .S.v.  sog.  Vers tärker– oder  Förderkausal i tä t :  Fr i ster,  AT,  
28/32 f. ,  28/36 ;  Wesse ls/Beulke /Satzger,  AT,  §  16  IV 3,  Rn.  902;  BGHSt 46,  107 (109) ;  BGH 
NJW 2007,  384 (388) .  
332 In  diesem Zusammenhang könnte  die  Ansicht  von Rotsch wider legt  we rden.  Er  forder t  
auch bei  Mi t täter schaft  d ie  ind ividuel le  Kausal i tä t  a ls  Mindestvoraussetzung für  stra frecht -
l iche Haftung und bes t immt das Verhä ltnis  zwischen Kausa li tä t  und Wesentl ichke it  wie fo lgt :  
Wenn der  Beit rag kausa l  i s t ,  i s t  er  für  d ie  Tatbes tandsverwirkl ichung wesent l ich.  Dieses  
Verhä ltnis  –  nicht  umgekehr t  –  diene  insb.  der  Abgrenzung zur  Beihi l fe .  (Vgl.  ders. ,  FS-
Puppe,  887  (898 f. ) )  
333 Renziko wski,  FS-Otto ,  423 (427) .  
334 Hoyer,  SK-StGB, §  25,  Rn.  115.  
335 Ebenso Rotsch,  FS-Puppe,  887 (894 f. ) :  Der  Argumenta t ion l iegt  frei l ich e in I r r tum zu-
grunde . ;  Hoyer,  SK-StGB, §  25,  Rn.  115 ff .  
336 Rotsch,  FS-Puppe ,  887 (897);  Roxin,  LK-StGB,  §  25,  Rn.  154.  
337 Roxin,  LK-StGB, §  25,  Rn.  154 ;  ders. ,  AT II ,  §  25,  Rn.  213.  
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2. Verzicht auf die Feststellung der individuellen Kausalität und Schuldprinzip 
 
Wie bereits betont, ist es bei fahrlässigem Zusammenwirken von großer Bedeutung, ob auf 
die individuelle Kausalität verzichtet wird. Die am Handlungsprojekt geübte Kritik 338  wird 
durch diesen Verzicht verstärkt. D.h., da das bestimmte Kollektiv und das gemeinsame Han-
deln nicht vor dem Geschehen bei fahrlässigem Zusammenwirken konstruiert werden können, 
muss dieser Verzicht zu dem Schluss führen, dass fahrlässige Mittäterschaft grundsätzlich un-
zulässig ist. Wenn fahrlässige Mittäterschaft angenommen wird, könnte dieser Verzicht leicht 
die Kausalität von Personen aus einem äußerst umfangreichen Kreis – sogar von Unbeteilig-
ten339. 
Bei (vorsätzlicher) Mittäterschaft tritt diese Irrationalität aufgrund der auf der funktionellen 
Tatherrschaft basierenden mittäterschaftlichen Struktur nicht auf. Bei fahrlässigem Zusam-
menwirken muss jedoch auf die Möglichkeit dieser Irrationalität hingewiesen werden,340 da 
die den Verzicht begründende mittäterschaftliche Struktur nicht vorliegt.341 Die Rechtsfigur 
fahrlässiger Mittäterschaft könnte einfach herangezogen werden, wenn die Kausalität des Ein-
zelnen nicht für den Enderfolg nachgewiesen werden kann, um die Bestrafung des Täters zu 
ermöglichen. Sie könnte daher den Umfang der Mittäterschaft erweitern und damit „unab-
sehbare Konsequenzen“ nach sich ziehen.342 Dies gilt umso mehr, als die Voraussetzungen für 
fahrlässige Mittäterschaft nicht eindeutig festgelegt sind.343 Dies könnte dazu führen, dass der 
Verzicht auf individuelle Kausalität durch diese Rechtsfigur die Annahme der Bestrafung leich-
ter macht als bei Alleintäterschaft, obwohl die Bestrafung bei fahrlässigem Zusammenwirken 
stärker ist. 
                                                          
338 Vgl.  Teil  3  B V: ke ine Konstruierbarkei t  vor  dem Geschehen,  keine best immte Einschrän-
kungsfunkt ion für  d ie  Kollektivb ildung,  Vie ldeutigke it  des Handlungsprojektsbegr i ffs .  
339 Beulke /Baumann,  JuS 1992,  737 (743) .  
340 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  239:  „ke in gemeinsamer  Er folg“ wird ers trebt .  
341 Umgehung durch den kollektiven Ansa tz  wurde  auch bere i t s  kr i t is ier t .  (Vgl.  Teil  3  C 4,  
auch Teil  4  B III )   
342 Böhr inger,  Fahrläss ige Mit tä ter schaft ,  2017,  S.  220:  Er  weist  zu Recht  darauf hin,  dass  
dies den Anwendungsbereich der  Mittäter schaft  „über  einen extens iven Täterbegri ff  hin-
aus“ e rweitern kann. ;  Puppe ,  GA 2004,  129 (146);  Puppe und Böhringer  sind der  Ansicht ,  
dass auf  ind ividue lle  Kausa li tä t  aus  d iesem Grund  nicht  verz ichtet  werden sol l te .  Hier  i st  
jedoch auf  e ine  Umkehrung des Grund-Folge-Verhä ltnisses  hinzuweisen.  Zunächst  sol l te  
bes t immt werden,  ob Mittä ter schaft  den Verz icht  recht fer t igen könnte.  
343 Vgl.  Teil  3  B.  
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Insb. ist hervorzuheben, dass im Hinblick auf das Schuldprinzip grundsätzlich abgelehnt wer-
den muss, dass sich die Rechtfertigung für diesen Verzicht nur auf die zurechnungserwei-
ternde Funktion des § 25 Abs. 2 StGB stützt.344 M.a.W., die Zugänglichkeit des fahrlässigen 
Zusammenwirkens in § 25 Abs. 2 StGB und der Verzicht auf individuelle Kausalität sollten dog-
matisch unabhängig sein.345 Aufgrund der Voraussetzungen für (vorsätzliche) Mitäterschaft, 
die den Verzicht begründen und es ermöglichen, die Handlung eines anderen als eigene ge-
genseitig zuzurechnen, muss nicht jeder Mittäter erfolgsursächlich sein. Wenn bei fahrlässi-
gem Zusammenwirken – wie bei (vorsätzlicher) Mittäterschaft – auf der Grundlage des höchst-
persönlichen Schuldprinzips die angemessene Rechtfertigung für die gegenseitige Zurechnung 
nicht gegeben werden könnte, muss fahrlässige Mittäterschaft abgelehnt werden. Der Ver-
zicht auf individuelle Kausalität verstößt auch ohne diese Struktur gegen das Schuldprinzip.346 
Dies kann nicht nur mit der Konstruierbarkeit der Rechtsfigur und der Anwendbarkeit des § 




Aus dem Gesagten lässt sich ein bündiges Fazit ziehen. Die untersuchten Konzepte einer 
fahrlässigen Mittäterschaft leiden entweder an internen Schwächen (so verhält es sich bei 
denjenigen, die nach einer Gemeinsamkeit jenseits des gemeinsamen Tatentschlusses suchen, 
o. B.), oder lassen wichtige Fragen unbeantwortet (so insb. die Konzepte, die durch die Be-
schwörung einer Kollektivperson die Kausalität der Einzelbeteiligten für entbehrlich erachten 
wollen, o. C.). 
Ein überzeugendes Konzept fahrlässiger Mittäterschaft findet sich soweit ersichtlich also 
nicht. Dieses wichtige, rein negative Zwischenfazit gilt es, hier festzuhalten. 
  
                                                          
344 Herzberg,  TuT,  1977,  S.  57:  Es se i  gerade die  Funkt ion der  Mittäter schaf t ,  d ie  mangelnde  
bzw. nicht  sicher  fes tste l lbare  Kausal i tä t  des  Einzelbe i t rags durch die  Zurechnung über  §  25  
Abs.  2  StGB überbrücken zu können. ;  Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  
S.  286 f. :  §  25 Abs.  2  StGB sei  entbehr l ich,  wenn der  individue lle  Bei trag zum Erfolg  kausa l  
se in muss .  
345 Auch Becker,  Die sogenannte addi t ive  Mit täerschaf t ,  2009,  S.  172.  
346 Kraa tz ,  Die fahr läss ige  Mit tä ter schaf t ,  2006,  S .  341 f.  weis t  zu Recht  darauf hin,  dass  
das Schuldpr inz ip  so wohl d ie  Kausal i tä t  a ls  auch die  Bedeutung der  Er folgsbedingung nach 
recht l icher  Beur te i lung ver langt .   
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Teil 4: Kritik an der fehlenden Rechtfertigung für fahrlässige Mittäterschaft 
 
Die Untersuchung der Legitimierbarkeit des dogmatischen Instituts „fahrlässige Mitäter-
schaft“ kann sich aber nicht mit dem gerade gezogenen negativen Zwischenfazit begnügen, 
dass die untersuchten Modelle nicht überzeugen. Sie muss vielmehr positiv untersuchen, ob 
hinter diesem festgestellten Scheitern nicht weitere Gründe oder dogmatische Strukturen 
existieren, die einer fahrlässigen Mittäterschaft letztlich doch entgegenstehen mögen. Zwei 
solcher Hindernisse kommen in Betracht: das Gesetzlichkeitsprinzip, insb. in der Gestalt des 
Analogieverbots (u. A); und das Schuldprinzip (u. B). Ersteres wird sich relativ schnell als nicht 
unüberwindbar erweisen lassen; Letzteres wird einer ausführlichen Erörterung, auch unter 
Berücksichtigung der Details der Dogmatik der Mittäterschaft (B. V) und des Fahrlässigkeits-
delikts (B. VI), unterzogen werden müssen. Im Anschluss soll eine eigene Lösung vorgelegt 
werden, die von der Fahrlässigkeitsdogmatik ausgeht und sich mit dem Schuldprinzip verein-
baren lässt (C). 
 
A. Art. 103 II GG als Hindernis einer fahrlässigen Mittäterschaft? 
I. Einleitung 
 
Wie bereits erwähnt,347 weisen die Befürworter fahrlässiger Mittäterschaft darauf hin, dass 
die Anwendung des § 25 Abs. 2 StGB auf Fahrlässigkeitstaten nicht gegen das Analogieverbot 
gem. Art. 103 Abs. 2 GG verstößt.348 Der Wortlaut des § 25 Abs. 2 StGB »Begehen(...) die Straf-
tat(...)« sei nicht ausdrücklich auf Vorsatztaten beschränkt. Einige versuchen, diese Auslegung 
durch die systematische Stellung des § 25 Abs. 2 StGB zu rechtfertigen. Im Gegensatz zu 
„rechtswidrige[r] Tat“ in § 11 Abs. 1 Nr. 5 StGB sei „Straftat“ die tatbestandsmäßige, rechts-
widrige und schuldhafte Tat und hänge daher nicht von der Begehungsweise ab.349 § 15 StGB 
gelte nicht für § 25 StGB,350 weil § 15 StGB den Allgemeinen Teil des StGB nicht betreffe. Im 
                                                          
347 Siehe o .  Tei l  1  A.  
348 Dencker,  Kausa li tä t  und  Gesamtta t ,  1996 ,  S.  179 ;  Weißer,  Kol legialentsche idungen,  1996,  
S.  148;  Kamm,  Die fahr lässige Mit täter schaf t ,  1999,  S.  175 ;  Knauer,  Kollegia lentscheidung,  
2001,  S.  191;  Haas,  Theorie  der  Tatherrschaf t ,  2008,  S.  141;  Schumann,  StV 1994,  106 
(110 f. ) ;  Renziko wski,  FS-Ot to ,  423 (437 f . ) ;  Maurach/Gösse l /Zipf-Renzikowski ,  AT II ,  
§  49,  Rn.  118;  Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  242.  
349 Knauer,  Kollegia lentsche idung,  2001 ,  S.  191  f. ;  Renziko wski ,  FS-Otto ,  423 (437) :  Er  
weis t  jedoch darauf  hin ,  dass  §  11  Abs.  1  Nr.  5  StGB auch nicht  auf  vorsä tzl iche Stra fta ten  
beschränkt  i st .  
350 Kraa tz ,  Die fahr lässige  Mittä ter schaft ,  2006,  S .  99:  Er  meint ,  dass s ich §  15  StGB auf 
das Ver fassungsrecht  s tützt  und sich auf die  einzelnen Tatbestände bez ieht ,  e inschließl ich 
Versuch,  Betei l igung und Versuch der  Bete i l igung.  Doch kommt er  zum gleichen Schluss,  
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Zusammenhang mit § 25 StGB schreibe er lediglich vor, dass die fahrlässige Handlung geson-
dert als Straftat aufgeführt werden muss. Er habe keine Auswirkung auf die Zurechnung.351 
Aus diesen Gründen sei das Argument nicht überzeugend, dass § 25 wie §§ 26, 27 StGB352 auf 
Vorsatztaten beschränkt sein sollte.353 
Dank dieser Bemühungen der Befürworter wird darauf hingewiesen, dass die traditionellen 
Ansichten354, dass die Anwendung des § 25 Abs. 2 StGB auf Fahrlässigkeitstaten einen Verstoß 
gegen Art. 103 Abs. 2 GG darstellt, schon einen großen Teil ihrer Überzeugungskraft verloren 
hat. Bottke, der zu den prominenteren Vertretern dieser traditionellen Ansicht gehört, beruft 
sich auf den Unterschied zwischen vorsätzlicher (bzw. vorgesetzter) Straftatbewirkung und 
Fahrlässigkeit sowie auf den Alltagssprachgebrauch. 
Für Bottke verwendet das Gesetz für den fahrlässig Handelnden mit Bedacht die Worte 
»verursacht«; es gibt also nur den Straftaterwirker, den „Straftatverursacher“, der kein Täter 
i.S.d § 25 StGB ist.355 Die Bedeutung von „Begehen“ sei ein vorgesetztes(vorsätzliches) Tun 
aufgrund des Präfixes „be-“, so dass „begehen eine (Un)Tat“ bedeute, dass jemand eine 
„(Un)Tat mit dem Mittel seines Tuns bewirkt“.356 Über § 15 StGB werde „das Sich-Vorsetzen“ 
als Vorsatz umgeschrieben, und daher könne nur „Straftat-bewirker“ (vorsätzlich Handelnde) 
die Straftat täterschaftlich begehen.357 Bei fahrlässigem Zusammenwirken gebe es keine ge-
meinschaftliche Straftatbegehung, da kein gemeinsamer Entschluss vorliegt und ohne diesen 
die Mitbewirkung der Straftat unmöglich ist.358 
                                                          
da die  Handlungsweise mi t täter schaf t l icher  Unter lassung als  „Begehen“ anzusehen i st  und  
die  Vorschri f ten des  AT vor  d ie  Klammer gezogen werden.  
351 Dencker,  Kausa li tä t  und  Gesamtta t ,  1996 ,  S.  177 ;  Weißer,  Kol legialentsche idungen,  1996,  
S.  149 ;  Knauer,  Kollegialentscheidung, 2001,  S.  190 ;  Renzikowski ,  FS-Otto ,  423 (438) ;  
auch Kraa tz ,  Die fahr lässige Mit täter schaf t ,  2006,  S.  99 .  
352 Näheres hierzu vgl .  Tei l  4  B VI 3  a) .  
353 Vgl.  Cramer/Heine,  Sch/Sch-StGB, Vor §§ 25 ff . ,  Rn.  112;  Kindhäuser  AT,  §  38,  Rn.  56.  
354 Bottke ,  GA 2001 ,  463 (473 ff . ) ;  Cramer/Heine ,  Sch/Sch-StGB, Vor §§ 25 ff . ,  Rn.  116 ;  
Dut tge,  MüKo-StGB, §  15,  Rn.  211 ;  Schi ld ,  NK-StGB, Vor §  25,  Rn.  2;  Tröndle /Fischer,  
StGB, §  25,  Rn.  11;  Krey/Esser,  AT,  §  50,  Rn.  1342.  
355 Bottke ,  GA 2001 ,  463 (467):  Nur  vorsätzl ich handelnde St ra ftatbewirker  se ien Täter.  
356 Bottke ,  GA 2001 ,  463 (468) .  
357 Bottke ,  GA 2001 ,  463 (468) ,  (474 f. ) .  
358 Bottke ,  GA 2001 ,  463 (474) .  
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Sein Ansatz hat jedoch das Problem, dass der Sprachgebrauch des Gesetzes keineswegs ein-
heitlich ist. Er erkennt dies selbst an.359 Das Wort »Verursachen« des § 325a Abs. 1 StGB be-
zieht sich auch auf die vorsätzliche Handlung360 und die Formulierung »Handelt der Täter fahr-
lässig« des § 324 Abs. 3 StGB361 nur auf die Handlungsbeschreibung.362 In Bezug auf „Bege-
hen“ ist an § 163 StGB („Handlungen aus Fahrlässigkeit begangen worden ist“), §§ 316 Abs. 2, 
317 Abs. 3 StGB („wer die Tat fahrlässig begeht“) zu erinnern. Auch die bekannte Tatsache, 
dass der Gesetzgeber der Großen Strafrechtsreform nur vorsätzliche Handlungen nach dem 
Begriff der Tatherrschaft in § 25 StGB aufnehmen wollte, könnte nicht entscheidend sein. 
Denn der Wille des historischen Gesetzgebers könnte durch dogmatische Erkenntnisfort-
schritte innerhalb der Auslegungsgrenzen überwunden werden,363 und die Auslegung sollte 
sich an den „sich wandelnden Rechtsbedürfnisse[n]“ orientieren.364 In diesem Zusammen-
hang erklärt Radbruch dies metaphorisch: „wie ein Schiff bei der Ausfahrt vom Lotsen auf vor-
geschriebenem Wege durch die Hafengewässer gesteuert wird, dann aber unter der Führung 
des Kapitäns auf freier See den eigenen Kurs sucht.“ Diese Ansicht verdient umfassende Un-
terstützung angesichts der Art der Auslegung, die Radbruch als praktisch, schöpferisch, pro-
duktiv und überwissenschaftlich bezeichnet.365 
 
II. Fahrlässige Mittäterschaft und die erfolgsqualifizierten Delikte 
 
In Bezug auf die systematische Stellung des § 25 Abs. 2 StGB weisen die Vertreter der fahr-
lässigen Mittäterschaft auch darauf hin, dass die Zurechnungsstruktur bei erfolgsqualifizierten 
Delikten (§ 18 StGB) fahrlässige Mittäterschaft voraussetzt.366 Wenn in den Fällen des § 18 
StGB dem Mittäter wenigstens Fahrlässigkeit hinsichtlich der besonderen Folge zur Last gelegt 
                                                          
359 Bottke ,  GA 2001 ,  463 (467):  „von Ausnahmen abgesehen“ von Verursachen.  
360 Kraa tz ,  Die fahr läss ige  Mittäter schaft ,  2006,  S .  93:  Er  weis t  auch darauf hin,  dass  nur  
die  drei  Stra ftaten (§§ 222,  229 und § 340 Abs.  2)  im StGB reine Verursachungsta tbestände  
haben.  Aus  diesem Grund sei  „Verursachen“ bei  Fahr läss igke it  nicht  aussagekräft ig. ;  auch 
Renziko wski,  FS-Otto ,  423 (437) .  
361 Auch §§ 324a Abs.  3 ,  325 Abs.  3 ,  325a Abs.  3 ,  326 Abs.  5 ,  327 Abs.  3 ,  328 Abs.  5 ,  329  
Abs.  4 .  
362 Renziko wski,  FS-Otto ,  423 (437) .  
363 Renziko wski,  Restr ik t iver  Täterbegr iff ,  1997 ,  S.  278;  ders. ,  FS-Ot to ,  423 (438 f . ) ;  Becker,  
Die  sogenannte add it ive  Mittä ter schaft ,  2009,  S.  173.  
364 Radbruch,  Rechtsphilosophie,  2011,  S.  108 .  
365 Radbruch,  Rechtsphilosophie,  2011,  S.  108 .  
366 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996,  S.  178,  Fn.  148;  Renzikowski ,  Restr ikt iver  
Täterbegri ff ,  1997 ,  S .  294 ff;  Schaa l ,  Gremienentsche idungen in Unternehmen,  2001,  S.  231,  
235 ff . ;  Seebald ,  GA 1964,  161 (161 ff . ) ;  Küpper,  GA 1998,  519 (527) ;  Weißer,  JZ 1998,  
230 (233);  Maurach/Gösse l /Zipf-Renziko wski,  AT II ,  §  49,  Rn.  118.  
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wird, obwohl der gemeinsame Tatentschluss die besondere Folge nicht enthält, verweise dies 
auf die Situation fahrlässiger Mittäterschaft.367 Da die mittäterschaftliche Zurechnung der 
fahrlässigen Folge hierbei möglich ist, sei fahrlässige Mittäterschaft „nicht grundsätzlich un-
denkbar“.368 
Die Struktur der erfolgsqualifizierten Delikte sollte jedoch auf der Grundlage des bereits be-
gründeten Handlungsunrechts analysiert werden.369 In Bezug auf die Vermeidung der beson-
deren Folge umfasst die vorsätzliche Tat die Sorgfaltspflichtverletzung, so dass die objektive 
Zurechnung der besonderen Folge durch die Vorhersehbarkeit370 bestimmt werden sollte. Nur 
durch diese Einschränkung durch Vorhersehbarkeit371 könnten die erfolgsqualifizierten De-
likte dem Schuldprinzip entsprechen. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass das Schuldprin-
zip nicht nur mit dem Erfordernis der vorsätzlichen Beteiligung am Grunddelikt und der Fahr-
lässigkeit hinsichtlich der schweren Folge für die erfolgsqualifizierten Delikte erfüllt wird, weil 
die Bestrafung der erfolgsqualifizierten Delikte für die Kombination von Vorsatz und Fahrläs-
sigkeit zu schwer ist.  
Deswegen argumentieren einige Autoren, dass die erfolgsqualifizierten Delikte abgeschafft 
werden sollten und dass der Täter über die Tateinheit mit dem vorsätzlichen Grunddelikt und 
dem folgenden fahrlässigen Delikt bestraft werden sollte.372 Dies dürfte jedoch nicht anzu-
nehmen sein. Denn das erheblich erhöhte Unrecht der erfolgsqualifizierten Delikte kann wohl 
durch die Lösung über die Tateinheit nicht ausgeglichen werden. Das erheblich erhöhte Un-
recht stützt sich darauf, dass der besondere Erfolg aus der typischen Gefahr resultiert. 
Aus dem gleichen Grund wird auch behauptet, dass das Zustandekommen der erfolgsquali-
fizierten Delikte nur auf Fälle bewusster Fahrlässigkeit beschränkt sein sollte.373 Diese Ansicht 
kann auch nur schwer akzeptiert werden, da das StGB nicht zwischen bewusster und unbe-
wusster Fahrlässigkeit unterscheidet. Die Unmittelbarkeit des Zusammenhangs zwischen der 
Gefahr und dem Erfolgseintritt sollte daher gefordert werden. 
                                                          
367 Weißer,  JZ 1998 ,  230 (233) .  
368 Schaal ,  Gremienentsche idungen in  Unternehmen,  2001,  S .  231.  
369 Ebenso Kraatz ,  Die  fahr läss ige Mittäte rschaf t ,  2006,  S.  293 .  
370 Ransiek,  JA 2017,  912  (914 f. ) ;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  26 II ,  S.  261 f. ,  §  54 II I  2 ,  
S.  572.  
371 Neben dieser  Vorhersehbarkei t  sol l te  auch die  „Erkennbarke it  des ta tbes tandsspezi f i schen  
Gefahrzusammenhangs“ geforder t  werden.  Die im Grunddelikt  angelegte  spez i fi sche Gefahr  
sol l te  „unmit te lbar“ den Eintr i t t  des besonderen Er folgs bewirken.  (Vgl.  Rengier,  Er fo lgs-
qua li f iz ier te  Delikte ,  1986,  S.  151;  Wolter,  JuS 1981,  168 (170 ff . ) ;  ders. ,  GA 1984,  443  
(443 ff . ) ;  Hir sch,  FS-Oehler,  111 (111 ff . ) ;  Kühl ,  Jura 2002 ,  810 (814);  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  18 IV,  Rn.  1148)  
372 Schubarth,  ZStW 85 (1973) ,  754 (775 f. ) ;  Lorenzen,  Zur  Rechtsna tur  und ver fassungs-
recht l ichen Problematik der  er fo lgsqual i fiz ier ten Delikte ,  1981,  S.  87 ff . ,  164 ff .  
373 Ar th.  Kaufmann,  Das  Schuldprinzip ,  1976,  S.  154,  244.  
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Kraatz, einer der Gegner fahrlässiger Mittäterschaft,374 erklärt die Struktur der erfolgsqua-
lifizierten Delikte dahingehend, dass die erfolgsqualifizierten Delikte nur aus „einer (vorsätzli-
chen) Mittäterschaft“ des Grunddelikts bestehen,375 da die Täterschaft nur auf „der das Ge-
schehen beeinflussenden Handlung“ beruht.376 Bei erfolgsqualifizierten Delikten liegt im Ge-
gensatz zum bloßen fahrlässigen Zusammenwirken das bereits begründete Handlungsunrecht 
vor, das sich aus der vorsätzlichen Mittäterschaft des Grunddelikts ergibt. Dieses Handlungs-
unrecht erhöhe sich dann wegen der fahrlässigen besonderen Folge.377 
Die allgemeine Erklärung der fahrlässige Mittäterschaft ablehnenden Meinung zur Struktur 
der erfolgsqualifizierten Delikte entspricht jedoch noch mehr dem Schuldprinzip: Die erfolgs-
qualifizierten Delikte befassen sich mit (vorsätzlicher) Mittäterschaft und fahrlässiger Neben-
täterschaft.378 
Bei Mittäterschaft sind der gemeinsame Plan und die gemeinsame Ausführung in Bezug auf 
das Grunddelikt erforderlich, und bei fahrlässiger Nebentäterschaft muss jeder einzelne Mit-
täter separat fahrlässig handeln.379 Nur jeder der Mittäter, der die Gefahr eines schweren Er-
folgseintritts aus dem gemeinsamen Tatentschluss380 im Grunddelikt nach seinen persönli-
chen Fähigkeiten vorhersehen könnte, haftet daher für die erfolgsqualifizierten Delikte.381 Der 
Grundtatbestand bei erfolgsqualifizierten Delikten setzt eine vorsätzliche Tat von selbst vo-
raus. Deswegen kann der Täter selbstständig bestraft werden.382 Nach diesem Gesichtspunkt 
ist § 11 Abs. 2 StGB als selbstverständliche Regelung anzuerkennen. 
                                                          
374 Se in Hauptgrund  für  d ie  Ablehnung fahr läss iger  Mittäte rschaf t  i s t ,  dass d ie  Vorherseh-
barkei t  bei  unbewusster  Fahr läss igke it  nicht  mi t  dem gemeinschaft l ichen Tatentschluss  ver-
bunden werden kann,  d ie  das Handlungsunrecht  der  fahr läss igen St ra ftaten begründet . ;  Kri t .  
an d ieser  unterschied lichen Behandlung zwischen bewusster  und unbewusster  Fahrlässigkei t ,  
vgl .  Teil  4  B VI 2 .  
375 Kraa tz ,  Die fahr lässige Mit tä ter schaft ,  2006,  S.  293:  Die Ko mbina tion von Vorsatz–Fahr-
läss igke it  müsse als  „Sinne inhe it  mi t  e inem vorsä tzl ichen Kern“ er fass t  werden. ;  auch Lack-
ner /Kühl,  StGB, §  18 ,  Rn.  4 .  
376 Kraa tz  meint ,  dass §  11  Abs.  2  StGB nur  den „handlungstheoret i sch zwingend[en]“ Gehal t  
behandel t .  (Kraatz ,  Die fahr lässige Mit tä ter schaf t ,  2006,  S.  293)  
377 Kraa tz ,  Die fahr lässige Mit tä ter schaft ,  2006 ,  S .  293 f.  
378 Sowada,  Jura  1995,  644  (647) ;  Küpper,  GA 1998 ,  519 (527) ;  Geppert ,  Jura 2011,  30 (32) ;  
Paeffgen,  NK-StGB, §  18,  Rn.  132;  Rudolphi ,  SK-StGB,  §  18,  Rn.  6;  Schröder,  LK-StGB,  
§  18,  Rn.  36;  Tröndle/Fischer,  S tGB, §  18 ,  Rn.  3 ;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  63 II  3 ,  S.  679;  
Kri t .  Kraatz ,  Die fahr lässige Mit tä ter schaft ,  2006,  S.  292:  Er  kr i t is ier t ,  dass dies nur  eine  
„Scheinlösung“ i s t  und vielmehr  d ie  Fä lle  kr iminalpol i t i scher  Notwendigkeit  für  fahr lässige 
Mit tä ter schaft  zeigt .  
379 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  197.  
380 Gepper t ,  Jura  2011,  30  (32) :  Er  weis t  darauf  hin,  dass „auch die  ta tbestandstypische be-
sonders gefahrträcht ige Basishandlung“ von dem gemeinsamen Tatentschluss er fasst  werden 
muss .  
381 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  197.  




III. Eigene Meinung 
 
Was Bottke jedoch im Zusammenhang mit dem Verstoß gegen Art. 103 Abs. 2 GG betont, 
sollte umfassend und eingehend identifiziert werden. Er betont die strafbegründende Funk-
tion des § 25 StGB als Täterstrafe gegen vorsätzliche aktiv Handelnde.383 Deswegen könnten 
fahrlässige Handelnde die Voraussetzungen des § 25 StGB ohne Sondernorm nicht erfüllen, so 
dass eine direkte Anwendung des § 25 Abs. 2 StGB ausgeschlossen sei. Der Versuch, § 25 StGB 
auf fahrlässiges Zusammenwirken anzuwenden, ergebe sich aus der Gesetzesanalogie.384 
Bei jeder Gesetzesauslegung – insb. der strafbarkeitserweiternden Vorschriften des Allge-
meinen Teils des StGB385 – muss die auf Art. 103 Abs. 2 GG basierende Auslegungsgrenze ein-
gehalten werden. Die Frage, wie die Auslegungsgrenze der strafbarkeitserweiternden Vor-
schriften festzulegen ist, ist darüber hinaus kein theoretisches, sondern ein praktisches Prob-
lem, das das Ausmaß der vom Staat angedrohten Strafe bestimmt. Kriterium ist hier der mög-
liche Wortsinn, dessen Grenzen im Prinzip nach der Alltagssprache festgelegt werden müs-
sen.386 
Beim besten Willen lässt sich aber nicht behaupten, dass das Wort „gemeinschaftlich“ (§ 25 
Abs. 2 StGB) nicht mehr fahrlässiges Verhalten zu erfassen vermag. Von den zwei Freunden, 
die die Steine herunter gerollt haben, zu sagen, sie hätten gemeinschaftlich gehandelt, liegt 
nicht so fern wie die Behauptung, Elektrizität sei eine „Sache“ (§ 242 Abs. 1 StGB), seit RGSt 
29, 111 ein Musterbeispiel für eine Überschreitung der Wortlautgrenze. 
Zusammenfassend steht der Wortlaut des § 25 Abs. 2 StGB – und somit Art. 103 Abs. 2 GG 
– einer fahrlässigen Mittäterschaft nicht per se entgegen. Das heißt nicht, dass die Figur nicht 
aus anderen Gründen problematisch sein kann. 
  
                                                          
383 Bottke ,  GA 2001 ,  463 (475) .  
384 Bottke ,  GA 2001 ,  463 (475) .  
385 Ebenso Knauer,  Kollegialentscheidung, 2001,  S.  145;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  5 ,  Rn.  41:  
„bei  Versuch,  Mit tä ter schaf t  und Teilnahme“.  
386 Ausf.  m.  w.  Nachw. Roxin/Greco  AT I ,  §  5 ,  Rn.  28,  32a ff .  
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B. Das Schuldprinzip als Hindernis einer fahrlässigen Mittäterschaft? 
I. Allgemeines 
 
Das allgemein387 anerkannte Schuldprinzip388 als verfassungsrechtlicher Grundsatz – basie-
rend auf der Menschenwürde des Art. 1 Abs. 1 GG – bildet die Grundlage des gesamten Straf-
rechtssystems. Dieser Grundsatz wird als »nullum crimen, nulla poena sine culpa«389 formu-
liert, d.h., „Schuld und Strafe müssen einander entsprechen“ oder „Strafe setzt Schuld vo-
raus“. Dies muss gewährleisten, dass der Einzelne wegen des zufälligen Erfolgseintritts390 
nicht mit einer beliebigen staatlichen Strafe bestraft wird, sondern dass eine „schuldange-
messe“ gerechte Strafe verhängt wird,391 die das Maß der Schuld nicht übersteigt.392 Die 
staatliche Bestrafung kann nur dann gerechtfertigt werden, wenn ein Täter, obwohl er die 
gesetzlichen Anforderungen hätte erfüllen können, diese nicht erfüllt und somit persönlich 
beschuldigt wird.393 Wenn er schuldhaft einen Unrechtstatbestand verwirklicht,394 ist dies ihm 
subjektiv zuzurechnen.395 
Die strafbarkeitseinschränkende Schuldfunktion, auf die nicht verzichtet werden darf, kann 
wie folgt zusammengefasst und organisiert werden396: 
1) Ermöglichung der subjektiven Zurechnung: Es geht um die Verbindung zwischen dem 
unrechten Geschehen und demjenigen, der es durch seine Handlung in der Außenwelt be-
wirkt. Er sollte es steuern und der Urheber von Ereignissen sein können. 2) Ausschluss der 
Haftung für Zufall, m.a.W., das „Dafür-Können“ für bewirktes Unrecht: Hassemer weist darauf 
                                                          
387 Kreuzberg,  Täterschaf t  und Tei lnahme als  Handlungsunrechtstypen,  2019 ,  S.  155 :  Schuld-
pr inzip  a ls  Axiom. ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  4  I  2 ,  S.  23 :  Dies  wird  fas t  ohne Ausnahme 
anerkannt . ;  Roxin/Greco ,  AT I ,  §  3 ,  Rn.  52.  
388 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  13  I  1 ,  Rn.  620 :  Das Rechtss taa tspr inz ip  wird hier  auch 
als  Grundlage des Schuldprinzips beze ichnet .  
389 „Kein Verbrechen,  ke ine Stra fe  ohne Schuld .“;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  4  I  2 ,  S.  23;  
Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  13  I  1 ,  Rn.  620 ;  BVerfGE 20,  323  (331);  28,  386  (391) ;  45 ,  
187 (228);  50,  125  (133) ;  96,  245 (249) ;  BGHSt  2 ,  194 (200) ;  10,  259 (262 f. ) ;  18,  87  (94) .  
390 Hassemer,  Al ternat iven zum Schuldpr inz ip ,  S.  95 .  
391 Börchers,  Schuldpr inz ip  und Fahrläss igkei t ,  2009,  S.  5  f . ;  Hassemer,  Alterna t iven zum 
Schuldprinz ip ,  S.  92.  
392 Jescheck/Weigend,  AT,  §  4  I  1 ,  S.  23;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  13 I  1 ,  Rn.  620.  
393 Jescheck/Weigend,  AT,  §  4  I  1 ,  S.  23 :  „Tatschuld“. ;  Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  13 I  2 ,  
Rn.  621.  
394 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  13 I  1 ,  Rn.  620:  „Unrecht  und Schuld sind aufeinander  
bezogen.“ 
395 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  13 I  2 ,  Rn.  621.  
396 Vgl.  Arth.  Kaufmann,  FS-Lange,  27  (33  f. ) ;  Hassemer,  Al ternat iven zum Schuldpr inz ip ,  
S.  93 ff . ,  107 .  
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hin, dass eine Zufallshaftung gegen das Menschenbild des Grundgesetzes und die Gerechtig-
keit verstößt.397 Das Schuldprinzip fordert, dass der unrecht Handelnde nur dann schuldig sein 
kann, wenn er zumindest den Kausalverlauf hätte steuern können. 3) Unterscheidung von Stu-
fen der inneren Beteiligung am Unrecht: Diese psychische Beziehung des Täters ermöglicht es, 
das Verhältnismäßigkeitsprinzip zu konkretisieren, und führt zu den verhältnismäßigen Straf-
rechtsfolgen.398 4) Sicherung verhältnismäßiger Strafrechtsfolgen: Es geht um die gleichmä-
ßige und gerechte Strafzumessung einer Strafrechtsfolge, die dem Straftäter subjekitv zuge-
rechnet wird.399 5) Vorwerfbarkeit: Die Schuld kann nur dann anerkennt werden, wenn dem 
Straftäter „die zum Tatentschluss führende Willensbildung“400 vorgeworfen werden kann. 
Um das Schuldprinzip genauer zu verstehen, muss die strafrechtliche Haftung401 klar von 
der Schuld getrennt werden. Während sich die Schuld auf „das normwidrige Verhalten“ be-
zieht, hängt die Haftung vom „Aufkommen“ eines Erfolgs ab, ohne das Verschulden notwen-
digerweise zu berücksichtigen.402 Hirsch weist zu Recht darauf hin, dass die Haftung im zivil-
rechtlichen Bereich „durch Zuschreibung aufgrund von Risikosphären oder personellen Bezie-
hungen zu Dritten“ ohne Verschulden übernommen werden kann. Im Bereich des Strafrechts 
handelt es sich dagegen um den schuldhaften Verstoß „gegen ein Verbot oder Gebot und de-
ren erfolgsbezogenen Inhalt“ in den Verhaltensnormen.403 
II. Verhältnis zwischen Strafrechtsdogmatik und Kriminalpolitik
Die obige Diskussion kann in den Zusammenhang des Verhältnisses zwischen Strafrechts-
dogmatik und Kriminalpolitik gestellt werden. Dieses hat sich von einem traditionellen anta-
gonistischen Verhältnis, wie es noch von v. Liszt konzipiert wurde,404 zum Streben nach einer 
Synthese gewandelt.405 Dies ist darauf zurückzuführen, dass sich die Rolle des Staates von ei-
ner Bedrohung der Freiheit zu einer Sicherheitsgarantie gewandelt hat und die Forderung 
nach Sicherheit vor Verbrechen in den heutigen komplexen modernen Gesellschaften, der 
397 Hassemer,  Alterna t iven zum Schuldpr inz ip ,  S.  95 .  
398 Hassemer,  Alterna t iven zum Schuldpr inz ip ,  S.  99 f .  
399 Hassemer,  Alterna t iven zum Schuldpr inz ip ,  S.  99 .  
400 Hassemer,  Alterna t iven zum Schuldpr inz ip ,  S.  100 f.  
401 Vgl.  Hir sch,  FS-Lenckner,  119 (131):  Dies se i  e ine Erkenntnis der  a l lgemeinen Rechts-
lehre. ;  BGH NStZ 1997,  272 (272) .  
402 Hir sch,  FS-Lenckner,  119 (131) .  
403 Hir sch,  FS-Lenckner,  119 (131) .  
404 v.Liszt ,  Strafrecht l iche  Vor t räge  und  Aufsä tze  I I ,  1905,  S.  80:  „Das Strafrecht  is t  die  
unübers te igbare  Schranke der  Kriminalpol i t ik .“ 
405 Grdl.  Roxin,  Kriminalpolit ik und Strafrechtssystem, 2.  Aufl . , 1973.  
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sog. „Risikogesellschaft“406, zugenommen hat.407 Problematisch hieran ist aber, dass Sicher-
heitsinteressen Kontrollbedürfnisse entstehen lassen, was zu einem Zusammenbruch der 
Rechtsstaatlichkeit führen kann.408 Dieses Verhältnis könnte daher auch als Spannung zwi-
schen Schuld und Prävention, 409  zwischen Freiheitswahrung und Sicherheit (oder Verbre-
chensbekämpfung) umformuliert werden.410 
Strafrechtsdogmatik und Kriminalpolitik beeinflussen sich wechselseitig.411 Der Leitgedanke 
des Strafrechts »nullum crimen, nulla poena sine lege« dient sowohl als „Magna Charta des 
Verbrechers“ als auch als Mittel zur erfolgreichen Verbrechensbekämpfung bzw. zur General-
prävention im Hinblick auf rechtsstaatliche Anforderungen. Die Kriminalpolitik wirkt sich auf 
die Dogmatik bei der Systematisierung der gesetzgeberischen Ziele aus (sog. teleologisch-kri-
minalpolitische Auslegung).412 M.a.W., die Dogmatik dient im Zusammenhang mit kriminalpo-
litischen Gesichtspunkten als Maßstab für die Interpretation, um Interessenkonflikte bezüg-
lich sozialer Nützlichkeit oder Schädlichkeit zu lösen sowie Rechtswidrigkeit und Grundsätze 
unabhängig von den „persönlichen Wertvorstellungen des Interpreten“ zu entscheiden. Die 
Dogmatik sollte den Bestrafungsbedarf aufgrund des Gefühlsurteils nicht berücksichtigen, 
ohne dass eine ausreichende Begründung auf der Grundlage des Strafrechtssystems vor-
liegt.413 Hiermit kann Schuld den Missbrauch kriminalpolitisch noch zweckmäßiger Bestrafung 
verhindern.414 Die Dogmatik darf hier nicht gegen die Zielvorstellungen415 der Kriminalpolitik 
verstoßen, und umgekehrt kann diese nur innerhalb der Auslegungsgrenzen eingesetzt wer-
den.416 Auf diese Weise könnte die Synthese417 als sich gegenseitig einschränkendes Verhält-
nis rechtsstaatlich eine stärkere Einschränkung der Bestrafung gewährleisten.418 
                                                          
406 Hassemer,  S tra frecht .  Sein Selbs tverständnis,  seine Welt ,  2008,  S.  234.  
407 Hassemer,  S tra frecht .  Sein Se lbstvers tändnis,  seine Wel t ,  2008 ,  S.  229 ;  Roxin/Greco,  AT 
I ,  §  7 ,  Rn.  75.  
408 Hassemer  nennt  es „ein[en]  Umbau des Rechtsstaats“.  (Hassemer,  Stra frecht .  Se in Se lbs t -
vers tändnis,  seine Wel t ,  2008,  S.  230  ff . )  
409 Hassemer,  S tra frecht .  Sein Selbs tverständnis,  seine Welt ,  2008,  S.  231 f .  
410 Hassemer,  S tra frecht .  Sein Se lbs tverständnis,  seine Welt ,  2008,  S.  229 f. ;  Roxin/Greco ,  
AT I ,  §  7 ,  Rn.  75 .  
411 Roxin,  FS-Bockelmann,  279 (296) ;  Annäherung von St ra frechtsdogmatik  und Krimina l -
poli t ik:  vgl .  Greco,  ZIS 2016,  416 (416 f. ) ;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  7 ,  Rn.  76 ff .  
412 Roxin/Greco ,  AT I ,  §  7 ,  Rn.  76 .  
413 Greco ,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (377) .  
414 Roxin,  FS-Bockelmann,  279 (296) .  
415 Diese Ziele  könnten aus  den Entschuldigungsgründen so wohl im Hinbl ick auf  das posi t ive  
Gesetz  als  auch auf d ie  über formenden ver fassungsrechtl ichen Aspekte  erreicht  werden.  
(Roxin/Greco,  AT I ,  §  7 ,  Rn.  78 ,  80 f.  (mi t  Beisp ielen))  
416 Roxin/Greco ,  AT I ,  §  7 ,  Rn.  77 .  
417 Dies ver le tzt  n icht  d ie  Bedeutung der  Schuld im Stra frechtssys tem. (Roxin,  FS-Bockel -
mann,  279 (285))  
418 Roxin,  FS-Bockelmann,  279 (296) .  
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Zusammenfassend muss die Kriminalpolitik – eine effektive Prävention bzw. ein verbreite-
tes Sicherheitsbedürfnis – durch die auf Grundrecht basierende Rechtsstaatlichkeit (Art. 28 
Abs. 1 GG) eingeschränkt werden, die nicht überschritten werden darf.419 Dies stützt sich da-
rauf, dass das Strafrecht als „ultima ratio“ einen fragmentarischen und subsidiären Charakter 
hat. I.d.S. muss der Bestrafungsbedarf immer durch die rechtsstaatlichen Bedingungen – insb. 
das Schuldprinzip – geregelt werden, die nicht nur vom Gesetzgeber, sondern auch vom 
Rechtsanwender zu berücksichtigen sind. 
 
III. Wesensverschiedenheit von Straf- und Zivilrecht; Höchstpersönliche Natur der 
Strafe und der Schuld 
 
Bei der Auseinandersetzung mit den „zivilrechtsinspirierten“ Ansätzen, die die Mittäter-
schaft auf die Figur der Stellvertretung zurückführten (o. Teil 3 B IV), haben wir Zweifel darüber 
angemeldet, ob die Importierung der strafrechtsfremden Zurechnungsstruktur ohne weiteres 
möglich sei. Viel scheint dafür zu sprechen, dass hiergegen ein tieferer Grund spricht: nämlich, 
dass Straf- und Zivilrecht „wesensverschieden“ sind.420 Sie befassen sich mit divergierenden 
Gegenständen bzw. Zielen und verwenden unterschiedliche Ansichten, die der jeweiligen Na-
tur der Sache entsprechen müssen.421 
Im Bereich des Zivilrechts ist es möglich, dass das Rechtsgeschäft des Vertreters „unmittel-
bar für und gegen den Vertretenen“ wirkt (§ 164 Abs. 1 BGB). Diese Vertretungsstruktur gilt 
jedoch nicht für das Strafrecht, weil seine Sanktion die Rechte aus der angeborenen 422 , 
höchstpersönlichen Natur des Menschen betrifft – insb. die Fortbewegungsfreiheit.423 Diese 
angeborenen Rechte haben keinen Preis. Wenn sie den Bedürfnissen anderer entprechend 
beschränkt oder ganz genommen werden, besteht kein Unterschied zur Behandlung des Men-
schen als Instrument.424 Die strafrechtliche Bestrafung hängt daher nicht von einem wirt-
                                                          
419 Ebenso Hassemer,  S tra frecht .  Se in Selbs tverständnis,  seine Welt ,  2008,  S.  230 f . ,  240 ;  
Jescheck/Weigend,  AT,  §  4  I I ,  S.  26;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  7 ,  Rn.  77 ff .  
420 Vgl.  Greco,  S tra fprozesstheor ie  und mater iel le  Rechtskraft ,  2015,  S .  653 ff . ;  ders. ,  GA 
2015,  503 (512 ff . ) ;  ders. ,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (369);  Roxin,  ZStW 74 
(1962) ,  411 (430) ;  Hirsch,  FS-Lampe,  515 (526) .  
421 Roxin,  FS-Honig,  133 (138) .  
422 Hingegen befass t  s ich das Zivi lrecht  mi t  erworbenen Rechten,  d ie  e ine äußere Schicht  
der  Persönl ichkeit  be tre ffen.  S ie  könnten „ers t  im Laufe  seines Lebens“ genommen und 
wieder  ver loren werden.  (Greco,  Stra fprozess theor ie  und mater iel le  Rechtskraf t ,  2015,  
S.  654,  656  f. ;  ders. ,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka ,  361 (367))  
423 Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (430) ;  Greco,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (367) .  
424 Greco ,  S tra fprozesstheorie  und mater ie l le  Rechtskraf t ,  2015,  S.  658 .  
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schaftlichen Schaden ab, während die zivilrechtliche Betrachtung auf Schadensersatzansprü-
che unter Berücksichtigung einer materiellen Wertminderung abstellt.425 Das strafrechtliche 
Unrecht muss auf der „Stigmatisierung als sozial unerträgliches Fehlverhalten“ beruhen, nicht 
auf der „Abwägung zwischen den Interessen der beteiligten Privatpersonen“.426 
In diesem Zusammenhang betont Greco insb. die Höchstpersönlichkeit der Straftat und ar-
gumentiert klar, dass die Einhaltung des Schuldprinzips das Hauptmaß für die Mittäterschaft 
sein sollte.427 Er stellt auf das Verhältnis zwischen den höchstpersönlichen Rechten und dem 
höchstpersönlichen Fehlverhalten ab.428 Die angeborenen Rechte429 – wie Leben, Leib und 
Freiheit – gehören jedem „kraft seiner Menschheit“430, die „einer tieferen Schicht“ der Per-
sönlichkeit innewohnen. 431  Sie seien daher höchstpersönlich. Wegen des Fehlverhaltens 
könne Strafe in diese höchstpersönlichen Rechte eingreifen. Ein Eingriff durch Strafe müsse 
hier besonders gerechtfertigt werden, weil er die angeborenen Rechte antastet.432 Das Fehl-
verhalten müsse daher ebenso in dem Sinne höchstpersönlich sein,433 als dass ein Täter sein 
freies Verhalten begeht und damit Schuld auf sich nimmt. Nur dann könnten ihm diese höchst-
persönlichen Rechte entzogen werden. D.h., sie müssten von ihm selbst verwirkt werden.434 
Die Strafe entziehe hierbei angeborene Rechte als objektive Reaktion auf Fehlverhalten.435 Sie 
müsse daher wiederum ebenfalls höchstpersönlicher Natur sein und von höchstpersönlicher 
Schuld436 ausgehen. 
                                                          
425 Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (430) ;  Greco,  S tra fprozess theor ie  und  mater iel le  Rechtskraft ,  
2015,  S.  659 .  
426 Hir sch,  FS-Lampe,  515 (526) .  
427 Greco ,  JRE Bd.  27  (2019)=GS-Hruschka,  361 (367 ff . ) :  „Die  Stra fta t  i s t  ke in  Rechtsge-
schäf t . “  
428 Greco ,  S tra fprozess theorie  und mater iel le  Rechtskraf t ,  2015,  S .  653 ff . ;  ders. ,  GA 2015,  
503 (514) ;  ders. ,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (367) .  
429  Näheres hierzu nach Vertrags theor ie  vgl .  Greco,  Stra fprozesstheorie  und mater iel le  
Rechtskraf t ,  2015,  S.  657,  659 f.  
430 Greco ,  S tra fprozesstheorie  und mater ie l le  Rechtskraf t ,  2015,  S.  654 .  
431 Greco ,  S tra fprozesstheorie  und mater ie l le  Rechtskraf t ,  2015,  S.  656 .  
432 Greco ,  S tra fprozesstheorie  und mater ie l le  Rechtskraf t ,  2015,  S.  657 .  
433 Greco ,  GA 2015 ,  503 (516) .  
434 Greco ,  S tra fprozesstheorie  und mater ie l le  Rechtskraf t ,  2015,  S.  658;  ders. ,  GA 2015 ,  503  
(512) .  
435 Greco ,  Stra fprozess theorie  und  mater ie l le  Rechtskraf t ,  2015,  S.  659;  „e ine  Stra fe  im en-
geren Sinn,  e ine Krimina lstra fe“. ;  ders. ,  GA 2015,  503 (514);  ebenso  Schünemann,  FS-
Neumann,  701 (703):  Er  st immt  diesem Begri ff  der  Krimina lstra fe  zu und  beschreib t  ihn a ls  
„ein besonders schweres  Übel  durch Eingr iff  in die  angeborenen Rechte“.  
436 Nach h.M.(Schünemann,  Posi t ive Generalprävention,  1998 ,  S.  109,  114 f . ;  Erber-Schropp,  
Schuld und Stra fe ,  2016 ,  S.  181 ff . ;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  3 ,  Rn.  51 ff . )  beruht  die  Legit i -
mierung der  Bestra fung auf Schuld.  Näheres zu d ieser  Diskuss ion vgl .  Hörnle,  FS-Neumann,  
593 (603) .  
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Das ist auch der tiefere Grund, weshalb eine Begründung der Mittäterschaft über die Be-
schwörung einer Kollektivperson (Teil 3 C) misslingen muss. Ein Fehler der Kollektivperson 
könnte allenfalls eine Bestrafung der Kollektivperson rechtfertigen. Darum geht es aber nicht, 
sondern um die Bestrafung der Einzelnen, die hinter der postulierten neuen Person stehen.  
Zusammenfassend muss die Strafe der „Idee eines höchstpersönlichen Schuldprinzips“437 
zugrunde liegen. Die höchstpersönlichen Rechte können nur durch die höchstpersönliche 
Straftat mit eigenem freien Verhalten des Täters verloren gehen,438 welche die Bestrafung le-
gitimieren kann.439 „Niemand kann sich entscheiden, einen anderen strafbar zu machen.“440 
 
IV. Die Herausforderung: Lässt sich die auf Fahrlässigkeit beruhende gegenseitige 
Zurechnung mit den Anforderungen des Schuldprinzips vereinbaren? 
 
Es ist im Folgenden zu untersuchen, ob die gegenseitige Zurechnung bei Mittäterschaft mit 
dem Schuldprinzip vereinbar ist. Der Schwerpunkt der Untersuchung liegt selbstverständlich 
auf der funktionellen Tatherrschaft als derjenigen Komponente der Tatherrschaft, welche von 
Roxin umfassend ausgearbeitet wird und von der Abgrenzung zwischen Täterschaft und Teil-
nahme ausgeht. Es wird sich herausstellen, dass die funktionelle Tatherrschaft am überzeu-
gendsten die Zurechnungsstruktur der Mittäterschaft auch in ihrem Verhältnis zum Schuld-
prinzip erklären kann. Es soll daher mit der funktionellen Tatherrschaft begonnen werden (u. 
V 1, 2); in einem weiteren Schritt wird geprüft, ob sich diese Struktur auch auf das fahrlässige 
Zusammenwirken übertragen lässt (u. V 3). 
  
                                                          
437 Greco ,  GA 2015 ,  503 (514) .  
438 Greco ,  GA 2015 ,  503 (514) ,  (516) .  
439 Greco ,  S tra fprozesstheorie  und mater ie l le  Rechtskraf t ,  2015,  S.  659 .  
440 Greco ,  S tra fprozesstheorie  und mater ie l le  Rechtskraf t ,  2015,  S.  658 .  
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V. Die funktionelle Tatherrschaft 
1. Die Idee der Tatherrschaft; zugleich Diskussion der dagegen gerichteten Einwände 
a) Synthese einer objektiven und subjektiven Theorie 
 
Der Idee der Tatherrschaft folgt fast die gesamte Literatur,441 die Täterschaft und Teilnahme 
durch die Synthese442 einer rein objektiven und subjektiven Theorie abgrenzt. Demnach kann 
jemand Täter nur dann sein, wenn er den tatbestandsmäßigen Geschehensablauf in seinen 
Händen hält,443 was vom Vorsatz erfasst wird; m.a.W., wenn er als „Zentralgestalt“ bei tatbe-
standsmäßiger Ausführung das Geschehen „nach seinem Willen hemmen oder ablaufen las-
sen kann“.444 Der Zentralgestaltsbegriff könne Täterschaft und Teilnahme nicht konkret ab-
grenzen, sondern diene als Leitprinzip.445 Im StGB gibt es die Täterschaft in drei Formen: die 
unmittelbare Täterschaft (§ 25 Abs. 1 StGB) mit der Handlungsherrschaft als Zentralgestalt, 
die mittelbare Täterschaft (§ 25 Abs. 1 StGB) mit der Willensherrschaft und die Mittäterschaft 
(§ 25 Abs. 2 StGB) mit der funktionellen Tatherrschaft. 
 
b) Einwand aus der formal-objektiven Theorie 
 
Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die Tatherrschaftslehre die Tatbestandsbezogen-
heit nicht überzeugend in die einzelnen Deliktstatbestände einordnen kann.446 Wenn die Tat-
herrschaftslehre verwendet wird, wird ein Paradebeispiel für die Entfernung von der Tatbe-
standsbezogenheit genannt, bei dem der Schmierestehende aufgrund der Erheblichkeit des 
Tatbeitrags im Ausführungsstadium Mittäter werden kann, obwohl er sich abseits aller tatbe-
ständlichen Ausführungshandlungen hält. Dann werde die Erheblichkeit eines Mittäters für 
                                                          
441 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S .  674 ff . ;  ders. ,  AT II ,  §  25,  Rn.  27 ff . ;  auch Herz-
berg,  TuT,  1977,  S.  8 ;  Jescheck,  SchwZStR 71 (1956) ,  225 (234);  Sax,  ZStW 69 (1957) ,  412 
(432 ff . ) ;  Rudolphi ,  FS-Bockelmann,  369 (372 ff . ) ;  Heine/Weißer,  Sch/Sch-StGB, Vor 
§§ 25 ff . ,  Rn.  72 ff . ;  Hoyer,  SK-StGB, §  25 ,  Rn.  10 ff . ;  Joecks,  MüKo-StGB, §  25,  Rn.  34;  
Murmann,  S/S/W-StGB,  Vor §§ 25 ff . ,  Rn.  7  f . ;  Schünemann,  LK-StGB, §  25,  Rn.  32 ff . ;  
Gropp,  AT,  §  10 ,  Rn.  79  ff . ;  Jakobs,  AT,  21 /35 ff . ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  61 V,  S.  651 ff . ;  
Kühl,  AT,  §  20,  Rn.  27;  Maurach/Gösse l /Zipf-Renzikowski ,  AT II ,  §  47,  Rn.  85 ff . ;  Ot to ,  AT,  
S.  259 f. ;  Welze l ,  Stra frecht ,  S.  100;  Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 II  2 ,  Rn.  807.  
442 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  30;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  61 V 1,  S.  652:  Die ta tbestandsmä-
ßige Handlung so l l te  al s  objekt iv-subjekt ive Sinne inhe it  vers tanden werden.  
443 Maurach/Gössel /Zipf-Renziko wski,  AT II ,  §  47,  Rn.  85 ff . ;  Wesse ls/Beulke/Sa tzger,  AT,  
§  16 II  2 ,  Rn.  807.  
444 Roxin,  AT II ,  §  25 I ,  Rn.  10 :  Er  beze ichnet  den Teilnehmer a ls  e ine „Randfigur“. ;  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 II  2 ,  Rn.  807 .  
445 Roxin,  AT II ,  §  25 I ,  Rn.  12  f. ;  Dies dient  a ls  „e in wertender  Diffe renzierungsmaß-
stab“ und kann schri t tweise mi t  den realen Gegebenhei ten konkret i sie r t  werden.  
446 Haas,  ZStW 119 (2007) ,  519 (526);  Seher,  JuS 2009,  1  (4) ;  Freund ,  AT,  §  10,  Rn.  45.  
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Mittäterschaft von anderen Mittätern eingestuft, und somit stelle die Tatherrschaftslehre 
keine sachlichen Kriterien in Bezug auf die Erheblichkeit dar.447 
In diesem Zusammenhang kritisiert Freund insb. die Tatherrschaftslehre „als ein wenig hilf-
reiches Kriterium“448 und stellt sein Kriterium für „je spezifische tatbestandsmäßige Verhal-
ten“449 im Anschluss an die formal-objektive Theorie dar, die die Täterschaft nach dem gänz-
lichen oder teilweisen „Selbst-Vornehmen“ der tatbestandlichen Ausführungshandlung be-
stimmt. Diese wird heute kaum unterstützt,450 da sie Schwierigkeiten hat, die mittelbare Tä-
terschaft zu erklären und den im Hintergrund bleibenden Bandenchef als Mittäter zu erfas-
sen.451 Insb. kann sie die gegenseitige Zurechnungsstruktur bei Mittäterschaft nicht zutref-
fend erklären, weil die Bestimmung ohne das subjektive Merkmal nicht erklären kann, inwie-
weit eine Handlung, die ein Mittäter objektiv allein beherrscht, dem anderen zugerechnet 
werden kann.452 Freund weist jedoch darauf hin, dass die Tatherrschaftslehre nicht ohne die 
Bestimmung hilfreich ist, „was genau die Tat ist“, die der zu beherrschende Gegenstand ist.453 
Wird die Tatbestandsmäßigkeit einer Tat i.S.v. § 25 Abs. 2 StGB in Verbindung mit dem Tatbe-
stand des BT bestimmt, müsse die Herrschaft für die Tatbestände nicht mehr zusätzlich ver-
langt werden,454 weil diese eine Täterschaft erfassen.455 Freund versucht, die Beteiligungsfor-
men durch Auslegung des Wortlauts und der Ratio der Einzeltatbestände abzugrenzen, nicht 
durch einen einheitlichen Maßstab. 
Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass sich die Einzeltatbestände nur auf den unmittelbaren 
Täter beziehen, so dass sie insb. die Mittäterschaft nicht bestimmen können.456 Freund erklärt 
die mittäterschaftliche Verantwortlichkeit des Schmierestehendes mit dem „qualitativen 
Sprung“, der verlangt, dass sein Schmierestehen die Wegnahme „überhaupt erst ermöglicht“ 
                                                          
447 Seher,  JuS 2009,  1  (4  f . ) .  
448 Freund,  AT,  §  10,  Rn.  155.  
449 Freund,  AT,  §  10,  Rn.  51.  
450Seher,  JuS 2009,  1  (5) :  „die  e inhel l ig der  Rechtsgeschichte zugeordnete“ Theorie . ;  hinge-
gen Freund,  AT,  §  10,  Rn.  35 :  Es  sei  „ganz zu Unrecht“,  dass d ie  formal-objekt ive  Lehre a ls  
überho lt  angesehen wird .  
451 Vgl.  Kühl,  AT,  §  20,  Rn.  24;  Wessels /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 II  1 ,  Rn.  805;  auch Freund ,  
AT,  §  10,  Rn.  35 .  
452 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 II  4 ,  Rn.  809.  
453 Freund,  AT,  §  10,  Rn.  47,  155:  Ohne diese  Best immung sei  d ie  Tather rschaf t  e in „Zauber-
hut“.  
454 Freund,  AT,  §  10,  Rn.  155.  
455 Freund,  AT,  §  10,  Rn.  47;  auch Haas ,  ZStW 119  (2007) ,  519 (526) .  
456 Seher,  JuS 2009,  1  (5) ;  Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  260:  Dies verursacht  „Rechtsunsicherhei t“. ;  
Rn.  37,  259 :  Er  weis t  darauf  hin ,  dass d ieser  Ansa tz  nicht  auf der  E igenhändigkeit  der  for-
mal-objekt iven Theorie  bas ier t ,  sondern auf  e inem mater iel len Sinne,  so  dass d ieser  Ansa tz  
nur  bei  Mi t tä ter schaft  wesentl ich von der  Tather rschaftslehre  abweicht .  
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und dies sogar „durch eine entsprechende Aufforderung im Vorfeld“ veranlasst.457 Es ist je-
doch nicht anzunehmen, dass eine Beihilfe aufgrund einer Anstiftung zur Mittäterschaft füh-
ren kann,458 weil die Formen gesetzlich seperat vorgesehen sind. Zweitens ist auch der Über-
gang der Kriterien vom AT zum BT,459 mit den sich das StGB im AT eindeutig befasst, schwer 
anzunehmen.460 
 
c) Einwand aus der subjektiven Theorie 
 
Umgekehrt stellt die Rspr. seit 1871 auf die innere „Willensrichtung“ ab und fragt, ob man 
die Tat als eigene (Täter) oder als fremde (Teilnahme) will (subjektive Theorie).461 Demnach 
wird der Täter durch „Täterwillen“ (animus auctoris) identifiziert, der Teilnehmer indes durch 
„Teilnehmerwillen“ (animus socii). Welcher Täterbegriff verfolgt wird, wirkt sich auf die Krite-
rien für Täterschaft aus,462 da die Täterschaft nur dann nach subjektiven Kriterien festgestellt 
werden sollte, wenn der extensive Täterbegriff verfolgt wird, nach dem jeder Tatbeitrag zum 
Erfolg gleichermaßen kausal sind.463 Die Vertreter der subjektiven Theorie weisen auf die Ir-
rationalität der Tatherrschaftslehre hin, dass Schuld als Täter „durch irgendwelche Zufälle“ 
beigemessen werden könnte, obwohl der Beteiligte nur eine fremde Straftat fördern will.464 
Umgekehrt gehen ihre Vertreter auch davon aus, dass diese Theorie aufgrund der gleichbe-
rechtigten Berücksichtigung des Tatinteresses dazu führen könnte, dass der Beteiligte als Tä-
ter bestraft wird, obwohl er keine objektive Tatherrschaft besitzt oder ohne den Tatherr-
schaftswillen handelt.465 V.a. eine rein subjektive Betrachtung wird wegen fehlender gesetzli-
chen Grundlage kritisiert. § 25 StGB ordnet an, dass die Täterschaft objektiv durch die „Tatbe-
standsgebundenheit“ bestimmt wird.466 Nach dieser Betrachtung könnte ein Beteiligter auf-
                                                          
457 Freund,  AT,  §  10,  Rn.  168 f. :  Dies sei  e ine mater iel le  Betrachtung des  Tatbes tands des  
mi t täter schaf t l ichen Del ikts . ;  Kri t . :  Roxin,  AT I I ,  §  25,  Rn.  262:  Dies  sei  n icht  nachvol l -
ziehbar.  
458 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  262:  Im Übrigen sei  d ie  Erklärung nur  ein  Gefühlsur te i l .  
459 Freund,  AT,  §  10,  Rn.  164.  
460 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  259.  
461 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  17;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  16 II  1 ,  Rn.  806.  
462 V.a. ,  Hoyer,  SK-StGB,  §  25,  Rn.  4  ff .  
463 Vgl.  Baumann,  JuS 1963,  51 (59);  Baumann/Weber/Mitsch/Eisele ,  AT,  §  28,  Rn.  31 ff .  
464 Baumann/Weber /Mitsch/Eise le ,  AT,  §  28,  Rn.  59 .  
465 Baumann/Weber /Mitsch/Eise le ,  AT,  §  28 Rn.  63.  
466 Hoyer,  SK-StGB, §  25,  Rn.  7 ;  Roxin,  LK-StGB, §  25,  Rn.  33 :  §  25 Abs.  2  StGB so ll te  
daher  „Betei l igen s ich mehrere  mi t  Täterwi l len an einer  Tat“ lauten,  um die subjekt iven 
Kri ter ien anzuwenden. ;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  16 II  4 ,  Rn.  809.  
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grund mangelnden Täterwillens als Teilnehmer klassifiziert werden, obwohl er selbst sämtli-
che Tatbestandsmerkmale erfüllt.467 Die „Äquivalenz aller Erfolgsbedingungen“ durch den ex-
tensiven Täterbegriff könnte kein Grund sein, die subjektive Theorie zu akzeptieren, weil der 
objektive Aspekt einer Straftat nicht auf die Kausalität beschränkt werden kann.468 Die neuere 
Rspr. wendet das Kriterium der Willensrichtung auf eine ,,wertende Gesamtbetrachtung“ an, 
was eine zunehmende Annäherung an die Tatherrschaftslehre zeigt.469 
 
d) Einwand von Stein nach der Dringlichkeit der Verhaltensnormen 
 
Stein grenzt Täterschaft und Teilnahme nicht nach Tatherrschaft, sondern nach seinem ei-
genen Kriterium – Dringlichkeit der Verhaltensnormen –470 auf der Grundlage der auf dem 
Handlungswert basierenden Unrechtslehre ab: Die Pflicht des Vordermannes, das Rechtsgut 
nicht zu verletzen, errichtet einen „Schutzwall“ für das Rechtsgutsobjekt, so dass die Dring-
lichkeit der Teilnehmerverhaltensnorm prinzipiell geringer ist als die der Täterverhaltens-
norm.471 Der Anstiftung wird die gleiche Dringlichkeit wie der Täterverhaltensnorm verliehen, 
weil der Anstifter den Schutzwall durchlöchert, indem er die Motivationskraft des Vorder-
manns beeinträchtigt, sich pflichtgemäß zu verhalten.472 Bei der Mittäterschaft befassen sich 
die Verhaltensnormen mit der Gefährlichkeitsvermittlung „durch das künftige Verhalten eines 
anderen“, der „eine vollwertige Verhaltenspflicht“ auf sich nimmt und „die ungeschmälerte 
Pflichtbefolgungsfähigkeit“ hat. Die Bestimmungswirkung der Pflicht kann sich nicht praktisch 
entfalten, da der Motivationsprozess bereits „in Richtung auf die Pflichtverletzung“ fortge-
schritten ist und „das geplante pflichtwidrige Verhalten“ nahe bevorsteht. Dann kann vom 
Vordermann nicht mehr erwartet werden, dass er die Pflicht erfüllt, so dass die Dringlichkeit 
                                                          
467 Hoyer,  SK-StGB, §  25,  Rn.  5 ;  Roxin,  LK-StGB,  §  25,  Rn.  33 .  
468 Roxin,  LK-StGB,  §  25,  Rn.  30 :  Die Schuld kann nicht  auf „d ie  psychische Beziehung des  
Täters zum Erfolg“ beschränkt  werden,  weshalb objekt ive wie subjekt ive  Elemente gleich-
ermaßen verwendet  werden so l l ten. ;  auch Hoyer,  SK-StGB, §  25,  Rn.  8 :  Es  gibt  keinen Grund ,  
nach der  Kausal i tä t s fes tstel lung,  da diese a ls  e in Grobfi l te r  d ient ,  nur  subjekt ive Faktoren 
auf  der  Ebene der  objekt iven Zurechnung zu berücksicht igen.  
469 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  663;  ders. ,  AT II ,  §  25,  Rn.  17 ff . ;  Baumann/We-
ber/Mitsch/Eisele ,  AT,  §  29,  Rn.  61 :  Umgekehrt  erklären sie  al s  Ver tre ter  der  subjekt iven 
Theorie ,  dass „d ie  Tatherrschaftslehre zunehmend auch subjekt ive  Momente berücksichtigt“.  
470 Stein,  Die s tra frecht l iche  Betei l igungsformenlehre ,  1988,  S.  238 ff . ;  Kri t .  Küper,  ZStW 
105 (1993) ,  445 (445 ff . ) ;  Roxin,  LK-StGB, §  25 ,  Rn.  13,  36,  160.  
471 Stein,  Die s tra frecht l iche  Betei l igungsformenlehre,  1988,  S .  241 f. :  Der  Ansti f ter  so l l  
daher  gleich dem Täter  bes tra f t  werden.  
472 Stein,  Die stra frechtl iche Betei l igungsformenlehre ,  1988,  S.  242 f .  
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der Pflicht des Hintermannes nicht vermindert wird.473 Auf diese Weise erklärt Stein die grö-
ßere Dringlichkeit der Verhaltensnorm für Mittäterschaft als für Beihilfe. 
Zunächst wird auf den Ausgangspunkt seiner Lehre verwiesen, dass nämlich der Unrechts-
gehalt der Straftat – Tatbestand und Beteiligungsformen – sowohl durch den Handlungsun-
wert als auch durch den Erfolgsunwert bestimmt wird.474 Die Verhaltensnormensabstufung 
der Dringlichkeit ist ebenfalls schwer zu akzeptieren, weil jede Verhaltensnorm dieselbe Dring-
lichkeit hat, solange es sich nicht um Grade der Verbotenheit oder Gebotenheit handelt, son-
dern nur um die Normverletzung. Dies beeinflusst darüber hinaus nur die unterschiedlichen 
Strafgrößen.475 Damit könnte der Verstoß gegen eine Verhaltensnorm Täterschaft und Teil-
nahme nicht abgrenzen. Nach Steins Strukturierung der Mittäterschaft durch das Verhältnis 
von „Hintermann“ zu „Vordermann“ könnte nur der Hintermann Mittäter sein. Wenn die Be-
teiligten gleichzeitig handeln, sind sie alle Hintermänner. Wenn die Handlungen nicht gleich-
zeitig stattfinden, ist der als letzter Handelnde der unmittelbare Täter.476 Neben der Künst-
lichkeit477 sollte darauf hingewiesen, dass es nicht im Einklang mit dem Schuldprinzip für die 
Zurechnung steht, sich auf die Wirkung als Hintermann des anderen zu stützen, aber nicht auf 
seine eigene Handlung. 
 
2. Die Idee der funktionellen Tatherrschaft; zugleich Diskussion der dagegen 
gerichteten Einwände 
a) Die Idee der funktionellen Tatherrschaft 
 
Roxin definiert die funktionelle Tatherrschaft478, bei der der Mittäter das Gesamtgeschehen 
beim Zusammenwirken mit den anderen beherrscht. Hierbei ist zu beachten, dass jeder Mit-
täter nur seinen eigenen Tatanteil beherrscht. Keiner hat die gesamte Tatherrschaft für sich, 
                                                          
473 Stein,  Die stra frechtl iche Betei l igungsformenlehre ,  1988,  S.  330.  
474 Roxin,  Täterschaft  und Tatherr schaf t ,  S.  680;  ders. ,  LK-StGB,  §  25 ,  Rn.  13;  ders. ,  AT II ,  
§  25,  Rn.  36:  Unterschiede des Verha ltens  können d ie  „Betei l igungsform“ nur  inso weit  be-
einflussen,  a l s  sie  s ich auf den ta tbestandsmäßigen Er folg auswirken. ;  Roxin beschre ibt  d ies  
als  e ine vom Erfo lg gelöste  frei  schwebende „Verha ltensnormlehre“. ;  Wessels /Beulke/Sa tz-
ger,  AT,  §  1  I  6 ,  Rn.  29.  
475 Roxin,  Täterschaft  und  Tatherrschaf t ,  S .  680:  Denn unrechtmäßiges Verhal ten i s t  nicht  
mehr  oder  weniger,  sondern schlechthin verbo ten. ;  ders. ,  LK-StGB, §  25 ,  Rn.  13 ;  Roxin,  AT 
II ,  §  25,  Rn.  36.  
476 Stein,  Die stra frechtl iche Betei l igungsformenlehre ,  1988,  S.  330.  
477 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  247.  
478 Roxin,  Täterschaf t  und  Tatherr schaft ,  S .  275  ff . ;  Hoyer,  SK-StGB, §  25,  Rn.  13,  108 ;  
Schünemann,  LK-StGB, §  25,  Rn.  156 ;  Rudolphi ,  FS-Bockelmann,  369 (374);  Seelmann,  JuS 
1980,  571 (574) ;  Valdágua,  ZStW 98  (1986) ,  839  (861);  Bot tke,  GA 2001,  463 (471);  Geppert ,  
Jura 2011,  30 (30 ff . ) ;  Gropp,  AT,  §  10,  Rn.  168 ff . ;  Herzog,  AT,  S.  239 ;  Jescheck/Weigend ,  
AT,  §  63 II I ,  S.  679;  Kühl ,  AT,  §  20,  Rn.  99.  
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aber sie liegt in den Händen aller Beteiligten. Schröder meint in diesem Zusammenhang, dass 
die mittäterschaftliche Zurechnungsstruktur nicht durch die Tatherrschaftslehre erklärt wer-
den kann. Mittäterschaft sollte daher als wechselseitige mittelbare Täterschaft verstanden 
werden, um die Beherrschung der Tatbeiträge der anderen Mittäter zu erklären.479 Roxin wi-
derlegt diese Ansicht eindeutig, weil sie nicht dem Schuldprinzip entspricht.480 Die mittäter-
schaftliche Struktur sollte auf der Grundlage des Schuldprinzips erklärt werden. Kein Mittäter 
darf für etwas bestraft werden, was der andere getan hat.481 Jeder sollte nach der Tatherr-
schaftslehre auch bei Mittäterschaft eine Zentralgestalt sein. Sein eigenes Tun muss in der 
Lage sein, seine eigene Mitherrschaft über die Gesamttat zu begründen, ohne ihm das Verhal-
ten des anderen zuzurechnen.482 Dies kann nicht durch die Rechtsfigur der mittelbaren Täter-
schaft erklärt werden.483 Die mittelbare Täterschaft ist dadurch gekennzeichnet, dass ein Hin-
termann den Defekt des Tatmittlers ausnutzt und der Defekt zu einem Strafbarkeitsdefizit des 
Tatmittlers führt; was bei Mittäterschaft fehlt.484 Bei mittelbarer Täterschaft kommt es auf 
das Einwirken des Hintermanns auf den Tatmittler als Werkzeug an, nicht auf die gegenseitige 
Zurechnung.485 
Puppe versucht die Mittäterschaft durch wechselseitige Anstiftung486 zu rechtfertigen. Dies 
basiert auf ihrer Lehre vom Unrechtspakt: Die mittäterschaftliche Zurechnungsstruktur be-
steht darin, die freiverantwortliche Straftat eines anderen wie das eigene Unrecht zuzurech-
nen.487 Im Vergleich zum Unwert der Alleintäterschaft und der mittelbaren Täterschaft ist der 
Unwert der Mittäterschaft geringer, da Mittäterschaft nur dann zustande kommt, wenn meh-
                                                          
479 Schröder,  JR 1958,  427 ;  ders. ,  Sch/Sch-StGB, §  47,  Rn.  43;  auch Lange,  Der  moderne  
Täterbegri ff ,  1935 ,  S .  55 ff . ;  Sax,  ZStW 69 (1957) ,  412 (434 ff . ) ;  Baumann,  JuS 1963 ,  51 
(85);  Haas,  ZStW 119 (2007) ,  519 (534 f. ) .  
480 Roxin,  Täterschaft  und Tatherr schaf t ,  S.  277;  Valdágua ,  ZStW 98 (1986) ,  839 (852 ff . ) ,  
(860);  Schi ld ,  NK-StGB, §  25,  Rn.  126.  
481 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  287.  
482 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  257.  
483 Gropp,  AT,  §  10,  Rn.  174:  „wegen des Exklusivi tätsverhäl tnisses zwischen Mittäte rschaf t  
und mi t te lbarer  Täterschaf t“.  
484 Rudolphi  be tont ,  dass „die  mehreren Mit tä ter  e inander  völ l ig gleichberechtigt  gegenüber-
stehen“,  weil  s ie  als  Gle ichrangige einst immig den Tatentschluss  t re ffen und den Tatbei trag 
nach diesem Entschluss se lbs tänd ig in  vol ler  e igener  Verantwortung le isten.  (Rudolphi ,  FS-
Bockelmann,  369 (373))  
485 Roxin,  Täterschaft  und Tatherr schaf t ,  S.  276;  Puppe,  GA 1984,  101  (112) ;  Greco,  JRE Bd.  
27 (2019)=GS-Hruschka ,  361 (368) .  
486 Puppe,  GA 1984,  101 (112) ,  (119);  d ies. ,  ZIS 2007,  234 (234  ff. ) ;  d ies. ,  GA 2013,  514  
(521 f . ) ;  auch Hoyer,  SK-StGB,  §  25,  Rn.  133 .  
487 Puppe,  ZIS 2007,  234 (246);  d ies. ,  GA 2013,  514  (522):  „Die Tatbei träge ihrer  Komplizen 
werden ihnen aus genau dem gleichen Grund und in genau dem gleichen Sinn zugerechnet  
wie  dem Anst i fter  d ie  Tat  des Täters,  a l so  nicht  ‚wie  eigenes Handeln’.“  
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rere gemeinschaftlich gemäß ihrem Tatplan aus ihrer eigenen freien Entscheidung die Tat be-
gehen. Der Mittäter wird jedoch genauso bestraft wie der Alleintäter. Der Grund dafür kann 
durch die Struktur der wechselseitigen Anstiftung des Mittäters erklärt werden. Da es eine 
Verbindung zu einer Tatgemeinschaft und einen Abschluss eines Unrechtspakts auch bei An-
stiftung gibt,488 kann die mittäterschaftliche Zurechnungsstruktur dahingehend erklärt wer-
den, dass „die Mittäter sich im Tatentschluss in einer Art Unrechtspakt gegenseitig“ anstif-
ten.489 
Zuerst sollte dieser Ansatz kritisiert werden, weil er nur wechselseitige „Teilnahme“ recht-
fertigen könnte.490 Zweitens ist darauf hinzuweisen, dass er nicht dem Wortlaut des § 25 Abs. 
2 StGB entspricht, der anordnet, „gemeinschaftlich“ zu „begehen“.491 Seine Überforderung 
für Anstiftung492 gegenüber dem Gesetz (§ 26 StGB) ist ebenfalls nicht zu akzeptieren.493 Es ist 
darüber hinaus zu beachten, dass Puppes Ansatz dazu führen könnte, dass die Teilnahmehand-
lungen in Täterschaft umgewandelt werden.494 
Auf dieser Grundlage erklärt Roxin zu Recht die mittäterschaftliche Struktur ohne Zurech-
nung des Fremdverhaltens mit einer Herrschaft nur über seinen im eigentlichen Sinne eigenen 
Anteil: Jeder einzelne Mittäter hat die Mitherrschaft, die sich „aus seiner Funktion im Rahmen 
des Gesamtplans notwendig ergibt“,495 hat also „das Schicksal der Gesamttat in der Hand“,496 
weshalb der Tatplan nur dann funktioniert, wenn alle Beteiligten mitmachen. Keiner der Be-
teiligten kann dies alleine ausrichten. Jedoch kann jeder den Tatplan durch das Verweigern 
                                                          
488 Puppe,  ZIS 2007,  234 (246):  Sie  s te l len Mit tä te rschaft ,  Ansti f tung und  Beihi l fe  in einem 
zueinander  stehenden Wertverhäl tnis  zusammen.  Da der  Ansti f ter  d ie  Tat  nicht  selbst  begeht  
und nicht  best immen kann,  ob und wie s ie  er folgt ,  s te l l t  d ie  Anst i ftung ein ger ingeres Un-
recht  dar.  
489 Auch Gropp,  AT,  §  10,  Rn.  171.  
490 Haas,  ZStW 119 (2007) ,  519 (534,  Fn.  53) ;  Seher,  JuS 2009,  1  (4) ;  Renziko wski,  JuS 
2013,  481 (485);  Greco,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (369 f. ) :  Er  schätzt  jedoch 
ihren Ansa tz  insofern posi t iv ein,  a l s  d ieser  ke ine zivi lrecht l iche Lösung „nach stra frechts-
internen Anknüpfungspunkten“ sucht .  
491 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  258.  
492 Puppe,  GA 1984 ,  101 (114):  „Ansti f tung l iegt  dann vor,  wenn der  Täter  d ie  Tat  ebenfa l l s  
aufgegeben hä t te ,  so fern der  Anst i f ter  von der  gemeinsamen Unrechtsabrede zurückgetre ten 
wäre“. ;  Der  Ansti f ter  werde wie e in Täter  bestra f t ,  wei l  d ieser  se inen Tatentschluss abhängig 
vom Anst i f ter  stel l t .  
493 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  258:  Das Gese tz  ver langt  nur  „Best immen“ zur  Tat .  
494 Haas,  ZStW 119 (2007) ,  519 (534,  Fn.  53) :  kein Grund für  „die  Metamorphose von wech-
se lsei t iger  Teilnahme zu Täterschaft“ . ;  Seher,  JuS 2009,  1  (5 ) .  
495 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  280 ;  ders. ,  AT II ,  §  25,  Rn.  257.  
496 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  277,  280.  
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seines Tatbeitrags zum Scheitern bringen.497 Hierzu ist „die Willensübereinstimmung der Be-
teiligten im Hinblick auf die Durchführung der Tat und die Verwirklichung ihrer Folgen“ unab-
dingbar.498 
 
b) Voraussetzungen für Mittäterschaft nach der funktionellen Tatherrschaft 
 
Die Voraussetzung für Mittäterschaft ist ein „gemeinschaftliches Begehen“ (§ 25 Abs. 2 
StGB), d.h. ein gemeinsamer Tatplan und ein wesentlicher Beitrag499 zur funktionellen Rollen-
verteilung.500 Ein gemeinsamer Tatplan wird sowohl vom Gesetz als auch von der Arbeitstei-
lung gefordert. Die Arbeitsteilung setzt Handlungen nach dem gemeinsamen Plan voraus und 
weist somit jedem Mittäter „seine Funktion im Gesamtgeschehen“ zu.501 Insb. ist die Funktion 
des gemeinsamen Tatentschlusses hervorzuheben, die die „Umfang und Reichweite“ der Mit-
täterschaft, m.a.W., die mittäterschaftliche Zurechnung begründet und gleichzeitig be-
grenzt.502 Die Versuche503, die mittäterschaftliche Zurechnungsstruktur mit der Lehre von der 
objektiven Zurechnung ohne Berücksichtigung des gemeinsamen Tatentschlusses zu erklären, 
sollten zurückgewiesen werden. Denn die Handlung des Gegenstandes der Zurechnung sollte 
auf der Grundlage des gemeinsamen Tatentschlusses beurteilt werden.504 
                                                          
497 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  280:  „mi t  dessen funktionsgerechtem Verha lten 
das ganze Unternehmen steht  oder  fäl l t . “;  Rudolphi ,  FS-Bockelmann,  369 (373 f . ) :  „durch 
Leisten seines Tatbei trages ab laufen lassen und durch dessen Nichterbr ingen hemmen kann.“;  
Valdágua,  ZStW 98 (1986) ,  839 (860) ,  (870 f . ) ;  Hoyer,  SK-StGB, §  25 ,  Rn.  13.  
498 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  285;  Rudolphi ,  FS-Bockelmann,  369 (373):  „Die  
Qual i tä t  seines  nach dem gemeinsamen Tatplan zu le istenden Tatbe itrages“ begründet  die  
Mitherr schaf t .  
499 Roxin,  Täterschaft  und Tatherr schaf t ,  S.  284:  Die Wesent l ichkei t  se lbs t  ha t  keinen gre i f -
baren Inhal t ,  sondern bedeute t ,  dass  der  Richter  nach dem „mater ie l len Lei tgedanken der  
funktionsbed ingten Abhängigkeit“  ur tei len muss .  
500 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  189 f.  
501 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  190.  
502 Küpper,  ZStW 105,  1993,  295 (302);  auch See lmann,  JuS 1980,  571  (572);  Ingel f inger  JZ 
1995,  704 (708);  Seher,  JuS 2009,  1  (6) ;  Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 II I  2 ,  Rn.  827;  
hingegen weist  Lesch darauf hin,  dass diese Begrenzungsfunkt ion keine Begründung ha t .  
(Lesch,  JA 2000,  73 (77))  
503 Stein,  Die s tra frechtl iche Bete i l igungsformenlehre ,  1988,  S .  326;  Derksen,  GA 1993,  163  
(163 ff . ) ;  Lesch,  ZStW 105 (1993) ,  271 (271 ff . ) .  
504 Daneben ste l l t  Küpper  die  e igene Funktion der  subjekt iven Wil lenskomponente  dar,  d ie  
nicht  durch die  objektive Zurechnung ersez t  wird.  Nach der  sog.  Gesamtlösung (h .M.)  d ient  
sie  zu der  Beurtei lung eines Mit tä terexzesses,  der  Begründung für  sukzessive Mittäter schaft  
und  der  al le inigen Zurechnungsgrundlage für  die  Verbrechensverabredung (§  30  Abs.  2  
StGB).  (Küpper,  ZStW 105 (1993) ,  295 (302 ff . ) ;  auch Inge l finger,  JZ 1995,  704 (708))  
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Küpper stellt das folgende Beispiel vor, in dem einer von zwei Beteiligten das Opfer verletzt, 
der andere es tötet. Es sei hier zweifelhaft, dass der Todeserfolg dem ersten zugerechnet wer-
den kann, wenn die Feststellung nur mit dem tatsächlichen Ablauf ohne einen gemeinsamen 
Tatentschluss getroffen wird.505 In diesem Zusammenhang versucht Lesch, dies durch eine 
Auslegung „auf etwaige vorherige Interaktionen zwischen den Akteuren“ zu umgehen. Wenn 
jemand ein Opfer niederschlägt und dann den Ort verlässt, aber ein Dritter die Tasche des 
ohnmächtigen Opfers mitnimmt, könne „ein objektivierter Wirkungs- und Zweckbezug“ der 
jeweiligen Handlungen nicht bestimmt werden. Unter Berücksichtigung der Umstände, ob sie 
„gemeinsam den Tatort aufgesucht und dadurch ihr Verhalten zuvor aufeinander abgestimmt 
haben“, sei die Bestimmung möglich. Vielmehr stellt seine Aussage an sich jedoch dar, dass 
die bereits begrenzten Handlungen in die mittäterschaftliche objektive Zurechnung eingesetzt 
werden könnten. Soweit die subjektive Willenskomponente aus der tatsächlichen Manifesta-
tion des objektiven Verhaltens gefolgert werden könnte, unterscheidet sich das von Lesch an-
gegebene Kriterium nicht vom Vorliegen des gemeinsamen Tatnentschlusses.506 Wenn die Be-
grenzung durchaus erforderlich ist und die Intensität und der Umfang der Bestrafung der Be-
teiligten dadurch bestimmt werden, sollte das Kriterium so klar und streng wie möglich dar-
gestellt werden. 
Im Ausführungsstadium müssen eine arbeitsteilige Mitwirkung und die Erheblichkeit des 
Tatbeitrags zur Mitherrschaft des Geschehens festgestellt werden.507 Es wird hervorgehoben, 
dass die Erheblichkeit aus einer ex-ante-Perspektive beurteilt werden muss.508 Roxin ist gegen 
den kausalen Ansatz nach der Notwendigkeitstheorie509 und die Beurteilung aus einer ex-
post-Perspektive, nach der die Erheblichkeit danach bestimmt wird, ob ein Tatbeitrag „eine 
ausschlaggebende Bedingung“ für den Erfolg darstellt. Denn alle solchen Bedingungen sind 
für den Erfolgseintritt gleichermaßen notwendig,510 und die „rückschauend-psychologische 
Betrachtung“ basiert auf der hypothetischen und bedingten Wertung.511 
 
                                                          
505 Küpper,  ZStW 105 (1993) ,  295 (302) .  
506 Ingel f inger,  JZ 1995 ,  704 (708) :  Er  beschreib t  d ies a ls  „den unfruchtbaren Umweg einer  
objekt iven Zweckbest immung“.  
507 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  189,  198,  211 f.  
508 Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  212.  
509 Vgl.  Roxin,  Täterschaf t  und Tather rschaf t ,  S.  38 ff .  
510 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  283,  767.  
511 Roxin,  Täterschaft  und  Tatherr schaf t ,  S.  283;  dagegen Lesch,  JA 2000 ,  73 (76):  „nicht  
nach der  ex post  festges tel l ten Kausal i tä t ,  sondern nach dem hypothet ischen Ur tei l “.  
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c) Zum gemeinsamen Tatentschluss insbesondere 
aa) Einordnung des gemeinsamen Tatentschlusses im Tatbestand 
 
Der gemeinsame Tatentschluss wird überwiegend als subjektive Voraussetzung für Mittä-
terschaft erfasst.512 Einige erfassen dies jedoch als objektives Element, weil die Willensüber-
einstimmung objektive Außenweltvorgänge, „Kommunikationsakte“, erfordert.513 Die subjek-
tive Tatbestandsmäßigkeit bezieht sich auf die inneren Vorgänge des Subjekts, d.h. auf „die 
subjektsinternen Sachverhalte“. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass der gemeinsame Ta-
tentschluss durch „intersubjektive, d.h. subjektsexterne Vorgänge“ zwischen den Beteiligten 
gekennzeichnet ist.514 Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die Kommunikationsakte auf 
der Manifestation des übereinstimmenden subjektiven Willens basiert, wird auch darauf hin-
gewiesen, dass der gemeinsame Tatentschluss als „gemischtsubjektiv-objektives Kriterium“515 
anzusehen ist. Das äußerlich erkennbare objektive Element, „eine Vereinbarung zum gemein-
samen Handeln“, könne fahrlässige Mittäterschaft begründen. Der Unterschied zwischen vor-
sätzlicher und fahrlässiger Mittäterschaft bestehe nur im Gegenstand der Verabredung. Auf-
grund der Besonderheit der Fahrlässigkeitsdelikte sei die Verabredung nur „zu einem gemein-
samen sorgfaltswidrigen Verhalten“, nicht aber zur Begehung einer Straftat für fahrlässige 
Mittäterschaft erforderlich.516 
In diesem Zusammenhang behauptet Seher, dass der Tatbestand der Mittäterschaft nicht in 
objektive und subjektive Teile getrennt werden kann.517 Er weist auf den Umstand des Dilem-
mas hin. Nach der üblichen Prüfung der Tatbestandsmäßigkeit wird zuerst der objektive Tat-
bestand und dann der subjektive Tatbestand geprüft.518 Das objektive Tatbestandsmerkmal 
der Mittäterschaft, d.h. die arbeitsteilige gemeinschaftliche Tatbestandsverwirklichung, kann 
jedoch nicht ohne die Bestimmung der Mittäterschaft festgestellt werden. Basierend auf dem 
                                                          
512 Roxin,  LK-StGB,  §  25,  Rn.  173;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  63  II ,  S.  678:  notwendige sub-
jekt ive Komponente. ;  Kindhäuser,  AT,  §  40,  Rn.  3 .  
513 Dencker,  Kausa li tä t  und Gesamttat ,  1996,  S.  149;  Rönnau,  JuS 2007,  514 (515):  Der  ge-
meinsame Tatentschluss  se i  das objekt ive Tatbestandsmerkmal,  „auf das sich der  Vorsatz  
jedes Mit tä ter s beziehen muss“. ;  Hoyer,  SK-StGB, §  25,  Rn.  130.  
514 Dencker,  Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996 ,  S.  149:  also  „gemeinsamer Tatbeschluss(sta t t  
–entschluss)“.  
515 Rotsch,  „Einheit stäterschaft“  s ta t t  Tatherr schaf t ,  2009,  S.  468;  ders . ,  FS-Puppe ,  2011,  
887 (891 f. ) :  Der  gemeinsame Tatentschluss enthä l t  zwei  Elemente:  den Tatentschluss zur  
gemeinschaft l ichen Tatbegehung und d ie  Gemeinsamkei t  des Tatentschlusses.  In Bezug auf  
Letz tere müsse  dies  „ein  Kommunika tionsvorgang“ se in,  aber  hier  se i  auch eine konkludente  
Willensübereins t immung(hierzu Puppe,  ZIS 2007 ,  234 (238 f. ) )  mögl ich.  
516 Rotsch,  FS-Puppe ,  887 (903) .  
517 Seher,  JuS 2009,  1  (6  f . ) .  
518 V.a.  Puppe,  FS-Ot to ,  389 (401 f. ) .  
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Begriff der Tatherrschaft, die sich auf „das vom Vorsatz umfasste In-den-Händen-Halten des 
tatbestandsmäßigen Geschehensablaufs“519 stützt, sollte die Bestimmung des Vorsatzes der 
Feststellung der dem objektiven Tatbestand zugewiesenen Tatherrschaft vorausgehen. Das 
Problem tritt auch dann auf, wenn zuerst das subjektive Tatbestandsmerkmal geprüft wird, 
da die vollständige subjektive Tatbestandsmäßigkeit „jedes (möglichen) Mittäters“ vor der 
Mittäterschaftsprüfung bestimmt werden muss.520 In diesem Dilemma beschließt er, die Sys-
temwidrigkeit zu übernehmen, die den gemeinsamen Tatentschluss nicht als objektiv oder 
subjektiv einordnet. Er meint, dass es keinen sachlichen Grund für die übliche Prüfungsweise 
gibt.521 Dazu beruft er sich auf die kritischen Ansichten von Jakobs und Frisch gegen die Üb-
lichkeit522 und auf die vielen Tatbestände (§§ 179, 246, 292 StGB), die eine Handlungsweise 
vorschreiben, die mit bestimmten subjektiven Elementen verknüpft werden muss. Aus diesen 
Gründen schlägt er keine formale willkürliche Trennung des „einheitlichen objektiv-subjekti-
ven Gepräges“ bei mittäterschaftlichen Delikten vor.523 
Zusammenfassend kommt es nicht auf die völlige Trennung von subjektivem und objekti-
vem Tatbestand an. Wenn man auf das objektive Merkmal des gemeinsamen Tatentschlusses 
abstellt, könnte dies zur Konstruierbarkeit fahrlässiger Mittäterschaft führen. Hingegen stützt 
sich die grundsätzliche Negation fahrlässiger Mittäterschaft auf das subjektive Merkmal des 
gemeinsamen Tatentschlusses, d.h. auf das Einverständnis zur gemeinschaftlichen Begehung 
einer „Straftat“524 als Gleichberechtigte durch arbeitsteilige Handlung. Dies ist das traditio-
nelle und wohl bekannteste Hauptargument für die Ablehnung fahrlässiger Mittäterschaft. 
Schließlich sollte der Schwerpunkt auf der Funktion des gemeinsamen Tatentschlusses in Be-
zug auf die subjektive Anknüpfung zwischen den Beteiligten liegen. Für die gegenseitige Zu-
                                                          
519 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 II  2 ,  Rn.  807;  auch Cramer /Heine,  Sch/Sch-StGB, Vor  
§§ 25 ff . ,  Rn.  62;  Maurach/Gösse l /Zipf-Renzikowski ,  AT II ,  §  47,  Rn.  84 ff .  
520 Seher,  JuS 2009,  1  (6) .  
521 Ausf.  vgl .  Seher,  JuS 2009,  1  (6  f . ) :  Zwischen Systemwidrigkei t  und Unschlüss igkei t  des  
Prüfungsschemas wählt  er  d ie  er stere .  
522 Fr i sch,  Tatbes tandsmäßiges Verha lten und Zurechnung des  Er fo lges,  1988,  S.  27,  Fn.  104 ;  
ders. ,  FS-Roxin 70,  213  (231):  Er  meint ,  dass d ie  Trennung in einen Unrechtstypus nicht  
geeigne t  i s t . ;  Jakobs,  FS-Hirsch,  45 (60 ff . ) :  Er  s tel l t  d ie  Fä lle  dar,  in  denen die  subjekt iven 
Elemente  den objektiven Tatbestand vorausgehen so l l ten,  wei l  man ohne  s ie  nicht  wissen 
kann,  „in welchem Zusammenhang das Geschehen zu beurte i len i st“ . ;  auch Welze l ,  ZStW 51  
(1931) ,  703 (720):  Bei  der  f inalen Handlungss truktur  se i  e ine  völ l ige Trennung unmöglich.  
Es so l le  vie le  Wechselwirkungen zwischen subjektiven und objekt iven Elementen geben. ;  
Seher,  JuS 2009,  1  (6  f . ) .  
523 Seher,  JuS 2009,  1  (7) .  
524 Seher,  JuS 2009,  1  (6) :  „Das bel ieb ige na tura l i st ische Geschehen ohne s tra frecht l iche  
Relevanz“ sol l te  daher  ausgeschlossen werden. ;  Ebert ,  AT,  S.  201.  
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rechnung ist es entscheidend, dass der von den Beteiligten gefasste Tatentschluss bei der Aus-
führung fortbesteht.525 Diese subjektive Anknüpfung dient dazu, die mittäterschaftliche Zu-
rechnung zu begründen und zu begrenzen. Ohne dies könnte die Mittäterschaft nicht aner-
kannt werden. Es muss noch einmal betont werden, dass dies auf das Erfordernis des § 25 
Abs. 2 StGB und die Natur der Arbeitsteilung zurückzuführen ist.526 
 
bb) Verhältnis zwischen gemeinsamem Tatentschluss und Vorsatz 
 
Es könnte darauf hingewiesen werden, dass ein gemeinsamer Tatentschluss keine Funktion 
hat, die Beteiligten subjektiv zu verknüpfen, da dieser Entschluss „mit dem bloßen Vorsatz 
jedes Mittäters gleichgesetzt wird“, wenn eine gemeinschaftliche Begehung nur in einem rein 
objektiven Sinne bestimmt wird.527 Dies beruht auf der Ansicht, dass ein gemeinsamer Tatent-
schluss, nämlich die Gegenseitigkeit des Vorsatzes der Beteiligten,528 immer dann entsteht, 
wenn alle Beteiligten den Vorsatz zur objektiv gemeinschaftlichen Tatbestandsverwirklichung 
haben.529 Becker erklärt dies wie folgt: „Wenn der objektive Tatbestand durch das insoweit 
korrelative Verhalten mehrerer verwirklicht wurde, dann muss der einzelne Beteiligte, »um 
Täter sein zu können«, dieses korrelative Zusammenwirken der Tatbeiträge in seinen Vorsatz 
aufgenommen haben, sonst kann er keinen Vorsatz bezüglich der gesamten Tatbestandsver-
wirklichung in ihrer konkreten Form haben.“530 
Abgesehen davon, dass sein Ansatz nicht zutreffend ist, da die Zusammensetzung der Mit-
täterschaft durch die objektiv gemeinschaftliche Tatbestandsverwirklichung durch korrelati-
ves Verhalten mehrerer gar nicht erklären kann, warum die gegenseitige Zurechnung gerecht-
fertigt ist, ist auf eine Umkehrung des Grund-Folge-Verhältnisses hinzuweisen. Vorsatz ist der 
auf den Erfolg gerichtete Wille, und daher liegt das Unrecht bei vorsätzlichen Erfolgsdelikten 
in der verbotswidrigen Handlung, die den Erfolg verwirklicht.531 Wegen der Willensüberein-
stimmung zwischen den Beteiligten sollte der Mittäter genauso, als hätte er allein alle Merk-
male des Straftatbestandes erfüllt, die gleiche und gravierende Rechtsfolge wie ein Alleintäter 
erleiden. Es ist unzulässig, dass die Bestimmung des Vorsatzes vom Erfolg abhängt, da Vorsatz 
                                                          
525 Auch Seher,  JuS 2009 ,  1  (6) :  Er  beze ichnet  d ies als  „die  Ver fe inerungen des Tatplans“,  
d ie  vom al lsei t igen Vorsatz  umfass t  werden.  
526 Siehe o .  Tei l  3  C I  4 .  
527 Becker,  Die  sogenannte  addit ive Mittäterschaf t ,  2009,  S.  176.  
528 Becker,  Die  sogenannte  addit ive Mittä terschaf t ,  2009,  S.  159,  Fn.  530.  
529 Becker,  Die  sogenannte  addit ive Mittäterschaf t ,  2009,  S.  157,  159,  Fn.  530.  
530 Becker,  Die  sogenannte  addi t ive Mittäte rschaf t ,  2009,  S.  157(Hervorhebung durch Ver-
fasser) .  
531 Hir sch,  FS-Lampe,  515 (536) .  
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vor dem Erfolgseintritt bestehen muss. Vorsatz ist ein internes Element und kann daher nur 
aus den objektiven Vorgängen gefolgert werden.532 Nach Beckers Ansatz wird Vorsatz zur ge-
meinschaftlichen Tatbestandsverwirklichung immer dann angenommen, wenn ein Erfolg aus 
der objektiv gemeinschaftlichen, korrelativen Tatbestandsverwirklichung resultiert. Dann 
könnte derjenige, der tatsächlich nicht die Absicht zur gemeinschaftlichen Verwirklichung 
hatte, als Mittäter bestraft werden. D.h., die Annahme, dass die Beteiligten eine solche Ab-
sicht bei der Ausführung hätten, verstößt gegen das Schuldprinzip, wonach „die Strafe [] das 
Maß der Schuld nicht übersteigen [darf]“.533 
 
cc) Einwand gegen die Notwendigkeit eines gemeinsamen Tatentschlusses 
(1) Ansätze nur durch die objektive Zurechnung 
 
Derksen und Lesch sehen den Zweck der Strafe darin, durch Bestätigung der Geltung der 
Norm und Stabilisierung des allgemeinen Vertrauens in ihre strafrechtliche Verbindlichkeit 
den Normbruch zu neutralisieren. 534  Die Normen sind die „generalisierten symbolischen 
Strukturen“, und das Strafunrecht bezieht sich auf die „Bedeutung des kausalen Außenwelt-
geschehens für die Geltung der Norm“, nicht auf den „äußeren Kausalverlauf“, so dass Strafe 
nur von der kommunikativen Bedeutung der Tat abhängen sollte.535 
Der „besondere Wille“ ist – anders als der Tatvorsatz536 und „ein individual-psychischer Be-
fund“ – „die in der Handlung objektivierte Desavouierung der Norm“, und seine „objektiv-
sozialschädliche Bedeutung“ liegt „auf der Ebene der sozialen Geltungsbedingungen des 
Rechts“.537 Dies gilt für den „Gesamtwillen“, also den „kollektiven besonderen Willen“. Es 
sollte daher für Mittäterschaft auf einen kollektiven Normwiderspruch „durch eine kommuni-
kativ relevante Verbindung der Organisationsakte“538 und auf den gemeinsamen Zweck – 
nicht auf den gemeinsamen Tatentschluss539 – abgestellt werden. Die Mittäterschaft erfordert 
                                                          
532 Vgl.  Kraa tz ,  Die fahr lässige  Mittäterschaf t ,  2006,  S.  286  f.  
533 Vgl.  Fr i sch,  NStZ 2013 ,  249 (249 ff . ) .  
534 Derksen,  GA 1993,  163 (171 ff . ) ;  Lesch,  ZStW 105 (1993) ,  271 (273 f. ) .  
535 Lesch,  ZStW 105 (1993) ,  271 (274) ,  (281) ;  Vgl .  auch Derksen,  GA 1993,  163 (171 ff . ) :  
Die Bedeutung der  Tat  e rgebe sich aus der  „Zuschreibung von Rational i tä t“ ,  nicht  aus der  
„subjekt iven Sinngebung des Täters“,  so  dass s ie  objektiv fes tzus tel len se i .  Er  vers teht  d ie  
Tat  a ls  „Einpassung in  e inen (natur )gesetzl ich beschreibbaren Kontext“ und  „Einpassung in 
einen durch Fremdplanung bes t immten Kontext“ .  
536 Lesch,  ZStW 105 (1993) ,  271 (281) :  „die  bloßen Produkte des Verbrechens“.  
537 Lesch,  ZStW 105 (1993) ,  271 (280 f. ) .  
538 Lesch,  ZStW 105 (1993) ,  271 (281 f. ) .  
539 Auch Ste in,  Die s tra frechtl iche  Betei l igungsformenlehre,  1988,  S.  324 ,  330.  
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keine psychische Gemeinsamkeit, sondern eine objektive Gemeinsamkeit540 und wird somit 
nach der „normativ-sozialen(kommunikativen) Bedeutung als Normwiderspruch“541, nämlich 
nach der objektiven Zurechnung bestimmt.542 
 
(2) Annahme eines einseitigen Einpassungswillens 
 
Wie bereits oben untersucht, ist Lesch gegen die Idee der funktionellen Tatherrschaft und 
bestimmt die Mittäterschaft nur nach der objektiven Zurechnung. Genauer gesagt, die „ob-
jektive Verhaltensabstimmung“ – nicht die „subjektive Willensidentität“ – begründe ein uner-
laubtes Risiko und durch diese objektivunerlaubte Organisation sodann „die Mitzuständigkeit 
[eines jeden] für das Ganze“. Hierbei reiche ein einseitiger Einpassungswille für Mittäterschaft 
aus,543 weil dafür nicht mehrere Mittäter, sondern nur mehrere Täter erforderlich seien.544 
Mit Jakobs‘ Beispiel545 stellt er die Mittäterschaft eines einseitigen Einpassungswillens dar546: 
„A gibt dem Opfer, das im Schlaf erschlagen werden soll, ohne Verabredung mit dem Ausfüh-
renden B ein Schlafmittel, öffnet diesem zudem die Tür, stellt ferner ein geeignetes und dann 
auch von B benutztes Tatwerkzeug bereit und verhindert schließlich vor der Ausführung den 
Hinzutritt störender dritter Personen.“ Während der Tatbeitrag von A zu B nur ein Zufall und 
daher keine gemeinsame Ausführung sei, könnte der Beitrag von B zu A „ein kollektives Werk“ 
sein, wenn B die Ausführung für beide übernimmt. Dann könne B als Mittäter, mit dem Allein-
täter A, bestraft werden. 
                                                          
540 Lesch,  ZStW 105 (1993) ,  271 (281) .  
541 Lesch,  ZStW 105 (1993) ,  271 (292 f. ) :  Er  stel l t  d ie  beiden Formen der  normat iven Ge-
meinsamkei t  für  Mit täte rschaft  dar,  d ie  organisa tor i sch-  normative Gemeinsamkeit  (282 ff . )  
und d ie  nur-normative Gemeinsamkei t  (286 ff . ) .  
542 Lesch,  ZStW 105(1993) ,  271 (292) .  
543 Lesch,  ZStW 105(1993) ,  271 (284 f . ) ;  ders. ,  JA 2000,  73 (77) :  Er  übernimmt Jakobs‘ Auf-
fassung(Jakobs,  AT,  21/43 f . ) ,  d ie  auf e inem b loßen Einpassungsentschluss basier t ,  wonach 
„der  nicht  unmit te lbar  ausführende,  aber  gestal tend mi twirkende Bete i l igte  seinen Beitrag 
mi t  dem Tun des  Ausführenden verb indet“;  dagegen Seher,  JuS 2009,  1  (5  f . ) :  Er  beschre ibt  
d iesen Versuch als  „rad ika le  Konsequenz der  Objekt ivierung“.  
544 Lesch,  JA 2000,  73 (77);  dagegen weist  Roxin darauf  hin ,  dass  §  25 Abs.  2  StGB von  
mehreren Mittätern ausgeht .  (Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  247 ,  251)  
545 Jakobs,  AT,  21/43.  
546 Becker,  Die sogenannte  addi t ive  Mit tä ter schaf t ,  2009,  S.  158 f . :  Sein Kri ter ium für  die  
Mit tä ter schaft  l iegt  in  e iner  gemeinschaf t l ichen Tatbestandsverwirkl ichung im formal -ob-
jekt iven Sinne,  wesha lb er  e inen sog.  Einpassungsentschluss zur  Begründung für  die  Mit tä -
ter schaf t  forder t .  Im angeführten Fa ll  so l len die  Bete i l igten jedoch nicht  a l s  Mi t tä ter  be-
stra ft  werden.  Ein Beispiel ,  das se in Kr i ter ium erfül l t ,  i s t :  „Angenommen A und B beab-
sicht igen,  den C zu vergi f ten,  wobei  sie  ihn jedoch nicht  tö ten wol len,  sondern ihm ledigl ich  
eine  schmerzhafte ,  aber  nicht  le tha le  Dosis zuzufügen beabsicht igen.  Hiervon er fähr t  der  D,  
der  se inerse i t s  den C töten wi l l .  Er  dosie r t  seine  Giftmenge nunmehr so,  dass diese in Ku-
mulat ion mi t  den von A und B beigebrachten Mengen zum Tode des C führ t . “  
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Diese Ansicht ist jedoch nicht zu akzeptieren.547 Die funktionelle Tatherrschaft geht von der 
Verteilung der Funktion aus, die nur im gegenseitigen Einvernehmen erfolgen kann.548 Auch 
auf die Funktion des gemeinsamen Tatentschlusses könnte sich die Ablehnung eines einseiti-
gen Einpassungswillens stützen.549 Die Mittäterschaft sollte so klar und streng wie möglich 
anerkannt werden, da sie besonders streng bestraft wird.550 Es sollte auch darauf hingewiesen 
werden, dass die Voraussetzung für die gemeinschaftliche Begehung des § 25 Abs. 2 StGB zu-
mindestens von der Kenntnis551 der Arbeitsteilung der Beteiligten ausgeht. In diesem Zusam-
menhang könnte diese Ansicht zum Verstoß gegen das Analogieverbot des § 25 Abs. 2 StGB 
führen.552 
 
d) Einwand hinsichtlich der negativen Tatherrschaft 
 
Ein weiterer Einwand gegen die Tatherrschaftslehre besteht jedoch darin, dass eine Hem-
mungsmacht – die negative funktionelle Tatherrschaft – auch ein Gehilfe innehaben 
könnte.553 Die Abgrenzung zwischen Mittäterschaft und Beihilfe ist nicht einfach, da die Bei-
hilfe auch dann zustande kommen könnte, wenn jemand „ein Merkmal eines Straftatbestan-
des verwirklicht“.554 Die Gehilfenhandlung ist auch dann unbeschränkt anzuerkennen, wenn 
es sich um die vorsätzliche physische oder psychische Unterstützung 555  der vorsätzlichen 
                                                          
547 Ebenso Woelk,  Täterschaf t  bei  zweiaktigen Del ikten,  1994,  S.  55 f . ;  Renzikowski ,  Rest -
r ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  S.  102 ;  Küpper,  ZStW 105 (1993) ,  295 (301 f. ) ;  Ingel f inger,  JZ 
1995,  704 (708) ;  B loy,  GA 1996,  424  (431) ;  Zopfs,  Jura 1996,  19 (23) ;  Hoyer,  SK-StGB, 
§  25,  Rn.  127 ;  Kühl,  AT,  §  20,  Rn.  106;  Maurach/Gössel /Zipf-Renzikowski,  AT II ,  §  49,  
Rn.  56.  
548 Küpper,  ZStW 105 (1993) ,  295 (302) .  
549 Kraa tz ,  Die fahr lässige Mit tä ter schaft ,  2006 ,  S .  364.  
550 I .S.d  Begrenzungsfunkt ion des  gemeinsamen Tatnentschlusses,  Küpper,  ZStW 105  (1993) ,  
295 (301 ff . ) ;  Ingel f inger,  JZ 1995,  704 (708);  Abgrenzung der  Mittä te rschaft  von der  Ne-
bentä terschaf t :  Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  251;  I .S.d  prakt i schen Verschiebung der  Grenze zur  
Beihi l fe :  Köhler,  AT,  S.  515,  Fn.  71 .  
551 Dies sol l te  nicht  kontrovers se in.  Wie berei t s  untersucht  (vgl .  Tei l  3  C I  4) ,  geht  die  
gemeinschaft l iche Begehung von der  „bewussten und  gewoll ten“ Arbei t stei lung zur  Ausfüh-
rung des Tatbes tandes aus.  
552 Küpper,  ZStW 105 (1993) ,  295 (302);  Seher,  JuS 2009,  1  (5  f . ) :  „zu keiner  Ze it  e ine  
Tatgemeinschaft  mi t  A“. ;  Maurach/Gösse l /Zipf-Renziko wski,  AT II ,  §  49 ,  Rn.  56 ;  Roxin,  AT 
II ,  §  25,  Rn.  251.  
553 Seelmann,  JuS 1980,  571 (574);  Kindhäuser,  FS-Hol lerbach,  627  (632);  Haas,  ZStW 119 
(2007) ,  519  (533 f. ) ;  Seher,  JuS 2009,  1  (5 ) ;  Renzikowski ,  JuS 2013 ,  481 (485);  Greco,  JRE 
Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (373) .  
554 Jescheck/Weigend,  AT,  §  64 II I  2 ,  S.  692 :  Es  kommt auf e inen gemeinsamen Tatentschluss 
an. ;  §  61 V 3 b) ,  S .  654:  mit  Beispiel .  
555 Jescheck/Weigend,  AT § 64 III  2 ,  S.  692;  Wesse ls/Beulke /Satzger,  AT,  §  16 IV 3,  Rn.  900.  
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Haupttat handelt. Insb. wird auch darauf hingewiesen, dass der Gehilfe auch aus ex-ante-Per-
spektive wesentlich zum Erfolgseintritt beitragen könnte.556 Nach dem gegen die Tatherr-
schaftslehre vorgetragenen Standpunkt sind die beiden daher nicht qualitativ, sondern nur 
quantitativ unterschieden,557 so dass dieselbe Haftung der beiden nicht auf psychischen Fak-
ten beruhen sollte, sondern auf normativen Kriterien.558 
Einige559 betonen die negative Komponente der mittäterschaftlichen Tatherrschaft – „ne-
gative Tatherrschaft“ –, um die Mitherrschaft des gesamten Geschehensablaufs über den ei-
genen Anteil klarer zu analysieren: Dass ein Mittäter den Tatplan zum Scheitern bringen kann, 
ermöglicht es, den Beitrag des anderen Mittäters ihm zuzurechnen, wenn er seinen eigenen 
Beitrag im positiven Sinne leistet.560 Nur mit der positiven Tatherrschaft kann die Herrschaft 
über das Ganze jedoch nicht durch den eigenen Anteil erklärt werden, weil die Herrschaft bei 
Rollenteilung auch geteilt wird und somit jeder Mittäter nur die auf seinen eigenen Beitrag 
beschränkte Herrschaft („Teilherrschaft“561) haben kann.562 Z.B. beim Raub kann ein Mittäter, 
der die Wegnahmehandlung ausführt, den Tatbeitrag des anderen Mittäters, die Gewalthand-
lung, nicht beherrschen.563 Er beherrscht immer nur seinen eigenen Tatbeitrag. Aus diesem 
Grund ist die Konstruktion der Mittäterschaft zweifelhaft, die die Tatherrschaft jedes Mittä-
ters über die Gesamttat begründet.564 
Im Gegensatz dazu betonen Luzón Peña/Díaz y García, dass Mittäterschaft mit der negati-
ven Tatherrschaft nicht ausreichend begründet ist.565 Díaz liefert ein Beispiel: Ein Täter er-
sticht ein Opfer, während ein anderer es festhält. Der Festhaltende verwirklicht den Tatbe-
stand nicht und übt nur eine negative Tatherrschaft aus. Er tötet das Opfer nicht im positiven 
                                                          
556 Köhler,  AT,  S .  515:  „im Sinne e iner  funktionel len Abhängigkei t“.  
557 Lesch,  Das Problem der  sukzess iven Beihi l fe ,  1992,  S.  195  ff . ;  ders. ,  JA 2000,  73  (77) .  
558 Lesch,  ZStW 105 (1993) ,  271 (278 ff. ) ;  ders. ,  JA 2000,  73 (77) :  durch eine zweistuf ige  
Prüfung:  er st  wenn die  Haftung für  das  Ganze fes tgeste l l t  wird ,  sol l te  e rmit te l t  werden,  „ in 
welchem Rang“ se ine Haftung l iegt . ;  Jakobs,  GA 1996,  253  (258) .  
559 V.a.  Küper,  JZ 1979 ,  775 (786):  „Hemmungsmacht“. ;  Valdágua,  ZStW 98 (1986) ,  839  
(862) ,  (870 f. ) .  
560 Roxin weist  darauf hin ,  dass die  Annahme der  Mit tä ter schaft  nur  mi t  d ieser  negat iven 
Komponente festges tel l t  werden kann.  Es  se i  e in  Missvers tändnis,  dass  Mittäter  nur  dann 
anerkannt  werden kann,  wenn d ie  Nichterbr ingung seines Tatbei trags  zum Schei tern  des  Er-
fo lgseintr i t t s  führen kann.  (Roxin,  Täterschaft  und Tatherr schaft ,  S .  283)  
561 Roxin nennt  „Teilherr schaft“  zur  Bezeichnung der  negativen Tatherr schaf t .  (Roxin,  FS-
Frisch,  613 (630 f. ) )  
562 Küper,  JZ 1979,  775 (786):  E in Mit tä ter  se i  auf  Mitwirkung des  anderen Mittäter s  ange-
wiesen. ;  Roxin,  FS-Frisch,  613 (630) :  „ in  keinem Stad ium des  Geschehens d ie  Herrschaf t  
über  die  Gesamttat“ .  
563 Seher,  JuS 2009,  1  (5) .  
564 Lesch,  JA 2000,  73  (76 f. ) ;  Seher,  JuS 2009,  1  (5) :  „durch welchen Kunstgr iff“ .  
565 Luzón Peña/Díaz  y García ,  FS-Roxin 70,  575 (593 ff . ) .  
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Sinne, aber der Zustechende tötet es. Die Bewertung der Tatanteile zwischen beiden sei daher 
unterschiedlich.566 Roxin weist darauf hin, dass die beiden Handlungen als positiver Beitrag 
zum Erfolgseintritt gleich wichtig sind, weil der Zustechende das Opfer nicht töten könnte, 
wenn der Festhaltende es nicht festhielte.567 Roxin sieht keinen Sinn darin, zwischen positiver 
und negativer Tatherrschaft zu unterscheiden, da diese negative Komponente der mittäter-
schaftlichen Tatherrschaft nur die „Kehrseite der positiven Mitherrschaft“ ist.568 Die Teilherr-
schaft – in dem positiven Sinne, dass der Beteiligte immer nur seinen eigenen Tatbeitrag be-
herrschen kann – sei daher aufgrund der negativen Komponente eine Mitherrschaft über die 
Gesamttat.569 Er erklärt die Mitherrschaft dadurch, dass sie durch Teilherrschaft erlangt wird. 
Diese Mitherrschaft werde daher als Täterschaft bestraft.570 Die Erklärung, dass § 25 Abs. 2 
StGB die wechselseitige Zurechnung der Tatbeiträge anordnet,571 sei unrecht, da § 25 die Tä-
terschaft eindeutig anordnet, und auch auf dieser Grundlage unnötig.572 
 
 
                                                          
566 Luzón Peña/Díaz y García ,  FS-Roxin 70,  575 (594,  Fn.  66) ;  Rodriguez  Montañes,  FS-
Roxin 70,  307 (322) ;  Schi ld ,  NK-StGB, §  25,  Rn.  139.  
567 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  756;  ders. ,  AT II ,  §  25,  Rn.  256:  Der  Umstand  
se i  nicht  anders a ls  in dem Fal l ,  in  dem der  Festha l tende se lbs t  e inen weiteren St ich führ t .  
568 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  756 ;  ders. ,  AT II ,  §  25,  Rn.  255.  
569 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  756.  
570 Roxin,  Täterschaft  und Tatherr schaf t ,  S.  756 :  auch „wegen der  besonderen Gefährl ichkei t  
e ines von mehreren“. ;  ders. ,  FS-Frisch,  613 (631) .  
571 Vgl.  Küper,  Versuchsbeginn und Mittäte rschaf t ,  1978,  S.  60:  Er  meint ,  dass d ie  Hem-
mungsmacht  die  sog.  Einzel lösung od.  d ie  sog.  strenge Tather rschaf ts lehre  nicht  erzwingt ,  
und er  behaupte t  d ie  sog.  Gesamtlösung (h.M.)  auf der  Grundlage der  Lehre  von der  Tätig-
ke it sanrechnung,  d ie  er  a ls  unentbehr l iche Grundlage für  die  mit tä ter schaft l iche Struktur  
annimmt.  Auch wenn der  Mit tä ter  auf der  Grundlage des gemeinsamen Tatentschlusses be-
ginnt ,  e ine bloße Vorberei tungshandlung zur  Tatbes tandsverwirkl ichung vorzunehmen (vgl .  
§  22 StGB),  wird  d ies unmit telbar  a l len Mit t tä tern zugerechnet .  (auch vgl .  ders. ,  JZ 1979 ,  
775 (785 f. ) ;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  63  IV 1,  S.  681 ;  Wesse ls/Beulke /Satzger,  AT,  §  16 II I  
2 ,  Rn.  823);  
Hingegen weist  Roxin darauf  hin,  dass  diese Ansicht  auf  einer  „akzessor ische[n]  Sonder form 
der  Teilnahme“ beruht  und  dies  die  Mittä ter schaf t  grenzenlos  erweitern kann.  (Roxin,  Tä-
ter schaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  757 ;  ders. ,  FS-Frisch,  613  (629)) ;  
Über  die  Einzel lösung,  die  im Ausführungsstadium davon ausgeht ,  dass  jeder  Mittä ter  d ie  
Verwirkl ichung „e ines wesent l ichen Teil s tückes des  Gesamtp lans“ ansetz t ,  vgl .  Schil l ing,  
Verbrechensversuch,  1975,  S.  104 ;  Bloy,  Bete i l igungsform, 1985 ,  S.  265  ff . ;  ders. ,  GA 1996,  
424 (424 ff . ) ;  Becker,  Die sogenannte add it ive Mit tä ter schaft ,  2008,  S.  54;  Rudolphi ,  FS-
Bockelmann,  369 (384 ff . ) ;  Valdágua,  ZStW 98 (1986) ,  839 (839 ff . ) ;  Zieschang,  ZStW 107 
(1995) ,  361 (361 ff . ) ;  Erb,  JuS 1992,  197 (197 ff . ) ;  Rönnau,  JuS 2007 ,  514 (515);  Puppe,  
GA 2013,  514 (522) ;  Roxin,  FS-Fr isch,  613 (625 ff . ) ;  ders. ,  LK-StGB,  §  25,  Rn.  199;  Schild ,  
NK-StGB, §  25,  Rn.  139 ;  Schünemann,  LK-StGB, §  25,  Rn.  182 ;  Gropp,  AT,  §  10,  Rn.  178;  
Maurach/Gösse l /Zipf-Renzikowski ,  AT II ,  §  49,  Rn.  40 ff .  
572 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  757 ;  ders. ,  FS-Frisch,  613 (629) ,  (631) .  
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e) Einwand hinsichtlich der Erheblichkeit jedes Tatbeitrags 
 
Wie bereits erwähnt, weisen einige darauf hin, dass die Tatherrschaftslehre den Fall der 
additiven Mittäterschaft nicht zutreffend erklären kann, weil in diesem Fall jeder Beitrag als 
unwesentlich angesehen werden könnte.573 Im „Erschießungskommando“-Fall von Herzberg 
bestehe keine funktionelle Mitherrschaft jedes Handelnden, weil es höchst wahrscheinlich ist, 
dass das Geschehen gleich geblieben wäre, selbst wenn ein Verschwörer seinen Beitrag nicht 
erbracht hätte.574 
Auf diesen Einwand antworten die Vertreter der funktionellen Tatherrschaft mit  der Erheb-
lichkeit jedes Beitrags aus einer ex-ante-Perspektive.575 Da jeder Beitrag das Gelingen aus ei-
ner ex-ante-Perspektive sicherer garantiert, sei er nach dem Tatentschluss wesentlich für den 
Erfolgseintritt. Insb. weist Roxin auf die Möglichkeit hin, dass es eine andere Tat gewesen wäre 
und dass jeder Beitrag insoweit wesentlich wäre.576 Durch die mittäterschaftliche Struktur, in 
der die wesentliche Funktion für das Gelingen des Tatplans durch jeden Beteiligten im Aus-
führungsstadium ausgeübt wird, sei „einer auf den anderen angewiesen“577, so dass der Mit-
täter gleichzeitig die Gesamttat durch seinen funktionsgerechten Beitrag beherrschen könne: 
Das Gelingen könne nur durch das Zusammenwirken der Mittäter erreicht werden, und das 
Scheitern könne durch das Verweigern eines Mittäters verursacht werden.578 
 
3. Funktionelle Tatherrschaft und Fahrlässigkeitsdelikt 
 
Bisher wurde die Rechtfertigung der gegenseitigen Zurechnung durch die funktionelle Tat-
herrschaft untersucht. Die verschiedenen Einwände gegen die Grundlage und logische Ent-
wicklung der funktionellen Tatherrschaft sowie die neuen Ansätze zur mittäterschaftlichen 
Struktur wurden ebenfalls analysiert. Hier kommt es darauf an, ob die mittäterschaftliche 
                                                          
573 Herzberg,  TuT,  1977,  S .  58,  61;  ders. ,  JuS 1974,  719 (720) ;  See lmann,  JuS 1980,  571  
(574):  Die Fäl le  der  sog.  add it iven Mittä ter schaf t  könnten daher  nicht  mit  der  Figur  der  
funktione llen Mit tä ter schaf t  ge löst  werden.  
574 Herzberg,  TuT,  1977,  S.  58.  
575 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  768.  
576 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  283,  768;  Kr i t .  Lesch,  JA 2000,  73 (76 f. ) :  ba-
sierend  auf  dem Vokabular  der  Notwendigkeit stheor ie :  Er  weis t  darauf  hin ,  dass  es nicht  
genera l i sierend fes tge legt  i s t ,  was eine andere Tat  i s t ,  und  dass  jeder  Kausalbei trag laut  
Roxin wesent l ich is t . ;  auch Greco,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (372):  Dies se i  
„zirkelverdächtig“.  Wenn die  Aufl i stung al ler  angeb lichen Mittäter  immer in  der  „Tat“ ent -
ha l ten i st ,  dann se i  es e ine Tauto logie,  dass der  Wegfa l l  e iner  von ihnen dazu führt ,  dass  die  
so  beschr iebene Tat  sche iter t .  
577 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  283.  
578 Roxin,  LK-StGB, §  25,  Rn.  154.  
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Struktur durch die Herrschaft nur über den eigenen Anteil – ohne Zurechnung des Fremdver-
haltens – erklärt werden kann. Mit dieser Ansicht wurden die Gegenmeinungen hinreichend 
und erfolgreich widerlegt, und es wird der Schluss gezogen, dass die funktionelle Tatherrschaft 
die mittäterschaftliche Struktur auf der Grundlage des Schuldprinzips am überzeugendsten 
erklären könnte. 
Dies muss auch im Fahrlässigkeitsbereich gültig bleiben, weil die Fahrlässigkeitsdelikte 
ebenfalls eindeutig dem Schuldprinzip unterliegen. D.h., der Schwerpunkt sollte darauf gelegt 
werden, ob diese Struktur der funktionellen Tatherrschaft auch im Bereich der Fahrlässigkeits-
delikte angewendet werden kann und muss. 
Es gibt jedoch keine subjektiven Anknüpfungselemente bei fahrlässigem Zusammenwirken, 
es sei denn, die in dieser Arbeit stark kritisierte Idee eines kollektiven Subjekts wird verwen-
det. Damit kann man festhalten, dass die beste Erklärung für die Mittäterschaft – die funktio-
nelle Tatherrschaft – sich gerade nicht auf Fahrlässigkeitsdelikte übertragen lässt. Damit ent-
behrt die fahrlässige Mittäterschaft bereits aus diesem Grund jeglicher Grundlage. 
 
VI. Wesen des Fahrlässigkeitsdelikts und Schuldprinzip 
 
Der Umweg über die Beteiligungslehre hat sich also als Sackgasse erwiesen; die Tatherr-
schaftslehre führt gerade nicht zu einer fahrlässigen Mittäterschaft. Denkbar erschiene es des-
halb, anders anzusetzen, nämlich bei der Fahrlässigkeitsdogmatik. Womöglich ergeben bereits 
die Prinzipien der Fahrlässigkeitslehre die Gemeinschaftlichkeit, die es gestattet, die gegen-
seitige Zurechnung in den vorliegenden Fällen mit dem Schuldprinzip für vereinbar zu erklä-
ren. Dabei wird es zunächst erforderlich sein, sich in den Tatbestand des Fahrlässigkeitsdelikts 
zu vertiefen (u. 1); an zweiter Stelle wird auf die Unterscheidung von bewusster und unbe-
wusster Fahrlässigkeit einzugehen sein (u. 2). Zuletzt untersuchen wir das Verhältnis von Fahr-
lässigkeit und Einheitstäterschaft (u. 3). 
 
1. Tatbestandsmerkmale der Fahrlässigkeitsdelikte 
a) Allgemeines 
aa) Tatbestand der fahrlässigen Erfolgsdelikte 
 
Das fahrlässige und das vorsätzliche Erfolgsdelikt werden folgendermaßen unterschieden: 
Ersteres betrifft eine Risikohandlung, die sich auf die Rechtsgutsverletzung auswirkt, während 
letzteres eine konkrete Tatbestandsverwirklichungshandlung betrifft, wobei der Wille auf die 
bestimmte Rechtsgutsverletzung gerichtet ist und den Kausalverlauf in den wesentlichen 
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Grundzügen herbeiführt. Der Unterschied in den Tatbestandsmerkmalen ist darauf zurückzu-
führen.579 Konkreter gesagt: Die Risikohandlung bei Fahrlässigkeitsdelikten richtet sich nicht 
auf den konkreten tatbestandlichen Erfolg, so dass die Sorgfaltswidrigkeit der Risikohandlung 
erst dann nachträglich festgestellt wird, wenn sie zu einer Rechtsgutsverletzung führt. Der Un-
rechtstatbestand der fahrlässigen Straftaten sollte durch die Überprüfung anderer Merkmale 
als derjengen für vorsätzliche Straftaten begründet werden.580 
Im Allgemeinen wird davon ausgegangen, dass sich der Tatbestand der fahrlässigen Erfolgs-
delikte aus drei Elementen zusammensetzt581: 1) Eintritt und Verursachung des tatbestands-
mäßigen Erfolgs (für das Erfolgsunrecht582); 2) Die objektive Sorgfaltspflichtverletzung bei ob-
jektiver Vorhersehbarkeit des tatbestandlichen Erfolgs (für das Handlungsunrecht); 3) Die ob-
jektive Zurechnung des Erfolgs. 
Hier ist umstritten, ob das jeweilige Element zum Tatbestand gehört und welchem Teil des 
Verbrechensaufbaus es zuzuordnen ist. Bei Letzterem geht es darum, ob der Fahrlässigkeits-
maßstab auf Generalisierung (h.M.)583 oder Individualisierung584 basiert. 
  
                                                          
579 Kraa tz ,  Die fahr lässige Mit tä ter schaft ,  2006 ,  S .  286;  Hirsch,  FS-Lenckner,  119 (139) .  
580 Hir sch,  FS-Lenckner,  119 (139) .  
581 Kre tschmer,  Jura 2000,  267 (269) ;  Beck,  JA 2009,  111 (112 ff . ) ;  Wessels /Beulke/Sa tzger,  
AT,  §  18 II  1  ff . ,  S .  394 ff .  
582 Vgl.  Burgstal ler,  Das Fahr lässigkei tsdel ikt  im Stra frecht ,  1974,  S.  31 ff . ,  69 ff . ;  abwei-
chend:  Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 II ,  S.  582 ff . :  „Eintr i t t ,  Verursachung und Voraussehbar-
ke i t  des Er fo lgs“ für  das Er fo lgsunrecht . ;  S ternberg-Lieben forder t ,  dass „ein P fl ichtwid-
r igkei t szusammenhang zwischen der  Sorgfal tsp f l ichtver letzung und  dem Erfo lg“  besteht  und 
dass der  Er fo lg nicht  außerhalb des Schutzzwecks der  ver letzten Nor m l iegen so l l te .  (S tern-
berg-Lieben,  Sch/Sch-StGB, §  15,  Rn.  128 ff . )  
583 Engisch,  Vorsa tz  und Fahr lässigkei t ,  1930,  S .  334 ff . ;  Burgs ta l ler,  Das Fahrläss igkei t s -
del ikt  im Stra frecht ,  1974,  S .  16 ff . ;  Schünemann ,  JA 1975,  511 (512 ff . ) ;  Sto ffers,  JuS 1994,  
948 (953);  Sternberg-Lieben/Schuster,  Sch/Sch-StGB, §  15,  Rn.  142 ;  Jescheck/Weigend,  AT,  
§  54 I  3 ,  S.  564 ;  Krey/Esser,  AT,  §  49,  Rn.  1339  f. ;  Wessels/Beulke/Sa tzger,  AT,  §  18 II  3 ,  
Rn.  1120.  
584 Jakobs,  Stud ien zum fahr läss igen Er fo lgsde likt ,  1972,  S.  48 ff . ,  69;  ders. ,  AT,  9/8  ff . ;  
Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegr iff ,  1997,  S .  224 ff . ,  233 ff . ;  S tra tenwerth ,  FS-Jescheck 
I ,  285 (285 ff . ) ;  St ruensee,  JZ 1987,  53  (53 ff . ) ;  Weigend,  FS-Gössel ,  129 (138 ff . ) ;  Mur-
mann,  FS-Herzberg,  123 (123 ff . ) ;  Beck,  JA 2009,  111 (114);  Dut tge,  MüKo-StGB, §  15,  
Rn.  94 ff . ;  Hoyer,  SK-StGB,  Anh.  zu §  16,  Rn.  18 ff . ,  25 ff . ;  Freund,  AT,  §  5 ,  Rn.  22 ff . ;  
Gropp,  AT,  §  12,  Rn.  70,  135 f . ,  143 ff . ;  Otto ,  AT,  §  10,  Rn.  13 ff .  
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bb) Über die Zusammensetzung nach individuellem Fahrlässigkeitsbegriff 
 
Nach der h.M. wird Fahrlässigkeit nach einem doppelten Maßstab überprüft. „Art und Maß 
der anzuwendenden Sorgfalt“ werden anhand der objektiven durchschnittlichen Sorgfalts-
pflicht585 auf der Tatbestandsebene bestimmt, und dann wird auf der Schuldebene festgelegt, 
ob das Verhalten des Täters aufgrund seiner individuellen Eigenschaften persönlich verlangt 
werden kann. Diese Auffassung basiert vor allem auf der Appellfunktion des das Unrecht typi-
sierenden Tatbestands.586 Das Unrecht gegenüber der Rechtsgemeinschaft kann nicht von 
den Fähigkeiten des Täters abhängen.587 Hingegen weist die Mindermeinung darauf hin, dass 
der Gegenstand des Strafrechts die Strafbarkeit „eines Täters“ ist und dessen Sorgfaltswidrig-
keit daher nur auf seinen Fähigkeiten beruhen sollte.588 
Der Unterschied zwischen den beiden Ansichten besteht darin, dass der Täter mit über-
durchschnittlichen Fähigkeiten589 nach dem objektiven Ansatz nicht mehr leisten muss, als all-
gemein gefordert wird. Auch in diesem Fall gibt es jedoch keinen großen Unterschied, weil die 
Vertreter der objektiven Maßstabfigur auch dabei etwaiges Sonderwissen für Spezialsten in 
die Kriterien der objektiven Sorgfaltswidrigkeit einbringen.590 Die individuellen Leistungsfähig-
keiten sind ebenfalls keine beständig festen Elemente, sonderen variable, die unter den ver-
schiedenen Umständen des Täters zum Handlungszeitpunkt berücksichtigt werden müssen. 
Das Gesetz verbietet jedem, andere zu gefährden oder zu verletzen. Nach den gesetzlich vor-
geschriebenen Mindestsorgfaltsregeln muss sich jeder verhalten.591 Ohne dieses objektiv ty-
pisierte Kriterium könnte man (insb. der Unfähige) nicht genau wissen, wie er zum Handlungs-
zeitpunkt ohne rechtliche Probleme handeln kann. Allerdings erfordert der individuelle Fahr-
                                                          
585 Genauer  gesagt  muss  d ie  Sorgfal tsp f l ichtwidr igke it  überprüf t  werden,  „wie  sich ein  ‚ge-
wissenhafter  und besonnener  Mensch des Verkehrskreises,  dem der  Handelnde  angehört ’ 
verhal ten hät te“.  (Beck,  JA 2009,  111 (114);  Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 I  2  b) ,  S.  578)  
586 Kre tschmer,  Jura  2000,  267 (271) .  
587 Schröder,  LK-StGB, §  16,  Rn.  147 ff . ;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  54 I  3 ,  S .  564.  
588 Kre tschmer,  Jura 2000,  267 (271);  Samson,  SK-StGB,  Anh.  zu §  16,  Rn.  13:  Es wird auf  
„d ie  unbest immte  Bildung der  jeweil igen Verkehrskre ise“ und d ie  Unbrauchbarke it  für  die  
diffe renz ier te  Maßfigur  hingewiesen. ;  Gropp,  AT,  §  12,  Rn.  146.  
589 Wenn man unterdurchschni t t l iche  Fähigkeiten hat ,  wird  in  be iden Ansichten d ie  gle iche  
Schlussfo lgerung gezogen,  dass der  Täter  nicht  bes tra f t  wird .  
590 Burgsta l ler,  Das Fahrlässigke it sde l ikt  im Stra frecht ,  1974,  S.  65 f . ;  Herzberg,  Jura 1984,  
402 (406) ;  Greco,  ZStW 117 (2005) ,  519 (519 ff . ) ;  Cramer/Sternberg-Lieben,  Sch/Sch-StGB, 
§  15,  Rn.  139;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  55 I  2  b) ,  S.  579,  §  55 II  3 ,  S.  587;  Krey/Esser,  AT,  
§  50,  Rn.  1349;  Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  18 II  3 ,  Rn.  1116.  
591 Kre tschmer,  Jura  2000,  267 (272) .  
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lässigkeitsbegriff, dass jeder in jedem Moment seine Kräfte voll einsetzen muss. Es ist unmög-
lich, dies von den Menschen zu fordern.592 Darüber hinaus unterscheidet sich dies nicht von 
der Erfolgshaftung. 
Die individuelle Leistungsfähigkeit bezieht sich auch auf die Anerkennung der Verwirkli-
chung des gesetzlichen Tatbestands. Wenn ein Unfähiger eine Handlung unternimmt und 
dadurch eine Rechtgutsverletzung begeht, obwohl er seine individuellen, für eine Handlung 
unterdurchschnittlichen Fähigkeiten anerkannt hat oder anerkennen konnte, wird die objek-
tive und subjektive Fahrlässigkeit seiner Handlung anerkannt (sog. Übernahmefahrlässig-
keit).593 Nur wenn der unterdurchschnittlich Fähige in den Grenzfällen zwischen Vorhanden-
sein und Nichtvorhandensein dieser Fähigkeit darin irrt, dass seine Fähigkeit für die generellen 
gesetzlichen Anforderungen ausreicht, hat diese Auseinandersetzung Bedeutung. Beide An-
sichten kommen jedoch zu dem gleichen Schluss, dass der Täter nicht bestraft wird.594 Diese 
Diskussion ist daher nicht sehr gewinnbringend.595 
Hierbei ist jedoch zu beachten, wie sich die grundsätzlich unterschiedlichen Gesichtspunkte 
nach dem Handlungsunwert der Fahrlässigkeit auf den Verbrechensaufbau der fahrlässigen 
Straftaten auswirken. D.h., die Auswirkung des subjektiven Tatbestands auf die Annahme 
fahrlässiger Mittäterschaft sollte untersucht werden. Während seine Elemente laut h.M. nicht 
existieren, besteht nach dem individuellen Fahrlässigkeitsbegriff der subjektive Tatbestand, 
also die subjektive Sorgfaltswidrigkeit, aus individueller Vorhersehbarkeit und Vermeidbar-
keit.596 
                                                          
592 Hinweis auf eine Überspannung der  Anforderungen. ;  Verhinderung einer  Überspannung 
der  Anforderungen durch Veranlassungsmoment :  Fahl ,  JA 2012,  808 (811);  Dut tge,  MüKo-
StGB, §  15,  Rn.  121.  
593 Vgl.  Kretschmer,  Jura 2000,  267 (272);  Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  18 II  3 ,  Rn.  1118.  
594 Nach h.M. wird  die  individuel le  Unfähigke it  auf  der  Schuldebene  berücksicht igt ,  so  dass  
der  Täter  ent las tet  wird .  
595 Eine Lösung in der  Mitte ,  nach „unten“ zu general i s ieren,  nach „oben“ zu individual i sie -
ren,  wird  auch vorgeschlagen.  (Vgl.  Herzberg,  Jura 1984,  402 (409 f. ) ;  Kretschmer,  Jura  
2000,  267 (272) ;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  24,  Rn.  50 ff . )  Der  überdurchschni t t l iche Sonderbe-
fähigte  müsse die  individue llen Fähigke iten im Interesse des Rechtsgüterschutzes e insetzen,  
da er  nicht  zu pr ivi legieren se i  und die  Sonder fähigke iten wie etwaiges Sonderwissen als  
Sorgfal tsmaßstab  berücksicht igt  werden so l l ten.  
596 V.a.  Gropp,  AT,  §  12,  Rn.  124,  129,  142,  154;  Maurach/Gösse l /Zipf-Gössel ,  AT II ,  §  42,  
Rn.  36,  §  43,  Rn.  170  f. :  Er  meint ,  dass die  Vermeidbarkei t  das Unrecht  begründet  und die  
ind ividuel le  Voraussehbarkei t  vorausse tz t .  E in subjekt ives Tatbestandsmekmal  sei  „die  Vo-
raussehbarke it  der  Tatbestandsverwirkl ichung“ bei  unbewusster  Fahrlässigke it  und  „die Vo-
raussicht  der  Tatbestandsverwirkl ichung“ be i  bewusster  Fahr lässigke it .  
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Diese Auffassung, die auf der Lehre des personalen Unrechts basiert, versucht, den Delikts-
aufbau aufgrund der starken Parallelen zum Sachverhaltsunwert wie bei Vorsatzdelikten dar-
zustellen597 und die objektive Vorhersehbarkeit mit der objektiven Zurechnung zusammenzu-
führen.598 
 
cc) Kritik an dem individualisierten Fahrlässigkeitsmaßstab 
 
Der Versuch, die subjektive Sorgfaltspflichtverletzung in den subjektiven Tatbestand einzu-
stufen, ist aus folgenden Gründen aufgrund des Wesens der Fahrlässigkeitsdelikte abzu-
lehnen: Zunächst besteht keine Notwendigkeit, den Deliktsaufbau der Fahrlässigkeitsdelikte 
mit dem der Vorsatzdelikte in Einklang zu bringen. Wie bereits analysiert, besitzt die Fahrläs-
sigkeit eine besondere und andere Form als vorsätzliche Straftaten, so dass eine eigenständige 
Struktur, die ihrem Wesen entspricht, aufgebaut werden muss. Der Deliktsaufbau ist nur ein 
Rahmen für die Einordnung und damit die Überprüfung des Zustandekommens des Delikts. 
Vielmehr ist es wichtig, ob die Substanz der Unwerte durch den Deliktsaufbau gründlich über-
prüft werden kann.599 Es sollte daher weitgehend überprüft werden, ob das Kriterium für die 
Bestimmung der Sorgfaltspflichtverletzung, die das Handlungsunrecht darstellt, objektiv oder 
subjektiv sein sollte und ob das täterbezogene Handlungsunrecht auf der Grundlage des per-
sonalen Unrechts in einer anderen Dimension verfolgt werden könnte. Welzel argumentiert, 
dass „die Handlung nur als Werk eines bestimmten Täters“ rechtwidrig ist und daher die 
Rechtswidrigkeit „immer die Mißbilligung einer auf einen bestimmten Täter bezogenen Tat“ 
ist.600 Die Pflichtwidrigkeit der Willensbetätigung begründet zwar den Handlungsunwert bei 
Fahrlässigkeitsdelikten, aber die Mißbilligung der Tat könnte durch die objektiven Elemente 
bestimmt werden, die die allgemeinen Risiken der Tat definieren. 
                                                          
597 Gropp,  AT,  §  12,  Rn.  10  ff . ,  135:  Die individuel le  Vorhersehbarke it  entspreche dem Wis-
sense lement der  Vorsa tzdelikte  und d ie  individuelle  Vermeidbarkei t  ihrem Wil lense lement.  
598 Wolter,  Objektive und personale Zurechnung,  1981,  S.  156 f . :  Se in Del iktsaufbau i s t  
dadurch gekennzeichnet ,  dass d ie  subjektive Sorgfal tswidr igke it  a l s  Verha ltens-  sowie  
Schuldform dem subjekt iven Tatbestand  und der  Schuld zugeordnet  wird wie d ie  Doppel -
funktion des Vorsa tzes. ;  Tr iff terer,  FS-Klug II ,  419 (441 f. ) ;  Gropp ,  AT,  §  12,  Rn.  10,  124,  
129,  142,  154.  
599 I .d .S.  hängt  d ie  Annahme fahr läss iger  Mittä ter schaf t  nicht  davon ab,  ob subjekt ive Sorg-
fa l t swidr igke it  a l s  subjekt ives Tatbes tandsmerkmal e inzustufen i st .  Vie lmehr  is t  hier  her-
vorzuheben,  dass die  Vorhersehbarke it  be i  Fahrlässigkei tsdel ikten von den Umständen des  
Täters  zum Zeitpunkt  der  fahr lässigen Tat  abhängt ,  unabhängig davon,  ob s ie  ind ividue ll  
oder  objektiv bes t immt  wird,  und dass daher  e ine subjekt ive  Anknüpfung zwischen den Be-
tei l ig ten ausgeschlossen is t .  
600 Welze l ,  Stra frecht ,  S.  62:  Er  forder t  auch den Erfo lgsunwert ,  „das maßgeblich das Un-
recht  der  Tat  neben der  etwaigen Rechtsgüterver letzung best immt“.  
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Hierbei ist zu betonen, dass im Gegensatz zu Vorsatzdelikten die sich auf die Rechtsgutsver-
letzung auswirkende Risikohandlung bei Fahrlässigkeitsdelikten nicht auf ein konkretisiertes 
Geschehen und eine bestimmte Rechtsgutsverletzung gerichtet ist. Aufgrund dieses Unter-
schieds601 kommt es bei Fahrlässigkeitsdelikten auf die Merkmale – die objektive Sorgfalts-
pflichtverletzung bei objektiver Vorhersehbarkeit – an, um Erfolgshaftung auszuschließen.602 
Die fahrlässigen Straftaten können nur dann entstehen, wenn die verbotene Risikohandlung 
eine „voraussehbare“ Auswirkung hat und sich daraus der Erfolg ergibt. Da der Täter keinen 
Erfolgseintritt will, gäbe es Eingriffe durch die vielen zufälligen Faktoren603 im Zusammenhang 
zwischen Handlung und Erfolg. Für deren Ausschluss kommt es auf das Merkmal der „objekti-
ven“ Sorgfaltspflichtverletzung bei „objektiver“ Vorhersehbarkeit604 an. Deswegen sollte der 
objektive Fahrlässigkeitsbegriff weiterhin unterstützt werden. Dies führt zu dem Schluss, dass 
die Fahrlässigkeitsdelikte eine eigenständige Struktur des Unrechts aufweisen und voneiner 
anderen, besonderen Art sind als Vorsatzdelikte.605 
 
b) Die objektive Sorgfaltspflichtverletzung als selbstständiges Merkmal 
aa) Gegenmeinung 
 
Roxin behauptet, dass die Sorgfaltspflichtverletzung nur ein integraler Bestandteil der ob-
jektiven Zurechnung ist,606 da die Sorgfaltspflichtverletzung und die Vorhersehbarkeit bzw. 
Vermeidbarkeit keine Substanz besitzen, die über die Lehre von der objektiven Zurechnung 
hinausgeht.607 V.a., die Sorgfaltspflichtverletzung sei sowohl vage als auch normlogisch falsch. 
                                                          
601 Hir sch bezeichnet  d iesen Unterschied  a ls  „duali st isches Tatbestandsunrecht“ zwischen 
unmit telbarem und  mi t te lbarem Unrecht  bei  fahr läss igen Stra f ta ten.  Während  be i  rein  vor-
sä tzl ichen Stra f taten der  Erfo lg zum Handlungsunrecht  gehört ,  l iegt  der  Erfo lg be i  Fahrläs-
sigkei tsdel ikten außerha lb des Handlungsunrechts.  Dieser  Er folg  begründet  das mi t te lbare 
Unrecht ,  das eine voraussehbar  entstehende  Auswirkung i s t ,  d ie  s ich aus  der  Begehung der  
verbo tenen Handlung ergib t .  (Hirsch,  GS-Meurer,  3  (17) ;  ders. ,  FS-Lampe,  515 (522 f. ) )  
602 Ebenso Hirsch,  GS-Meurer,  3  (17) :  Die objektive Voraussehbarkei t  könnte das mi t telbare  
Unrecht  mi t  dem wi l lent l ich herbe igeführ ten unmit telbaren Unrecht  verbinden.  
603 I .d .S.  beze ichnet  Radbruch d ie  Bestra fung der  fahr lässigen Stra f ta ten als  „verschämte  
Zufal lshaftung“.  (B irkmeyer(hrsg.) -  Radbruch,  Vergleichende  Darste l lung des deutschen 
und aus länd ischen Stra frechts,  1908 ,  S .  201)  
604 Hierzu vgl .  Teil  4  B VI 1  c) .  
605 Jescheck/Weigend,  AT,  §  54 I  3 ,  S.  564.  
606 Roxin/Greco ,  AT I ,  §  24,  Rn.  10 ff . ;  auch Yamanaka,  ZStW 102 (1990)  928 (944):  „Die  
objekt ive Sorgfal tswidr igke it  sol l te  [ . . . ]  keine selbstständige Bedeutung besi tzen,  sondern 
im Kri ter ium der  objektiven Zurechnung aufgehen.“;  Gropp,  AT,  §  12 ,  Rn.  10,  65 ff . ,  124  f. ,  
129,  154:  Er  zeigt  den objekt iven Tatbes tand :  rechtsrelevante Handlung,  Eintr i t t  des ta tbe-
standsmäßigen Er fo lgs ,  Ursächlichkei t  der  Handlung für  die  Veränderung in der  Außenwel t .  
607 Roxin/Greco ,  AT I ,  §  24,  Rn.  12 f.  
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Beim Begehungsdelikt ist dem Täter nicht ein sorgfältiger Umgang geboten, sondern ein sorg-
loser Umgang ist verboten. D.h., es handelt sich nicht um eine Verpflichtung, ein sorgfältiges 
Verhalten zu vollziehen, sondern nur um eine Verpflichtung, ein sorgfaltswidriges 
Verhalten zu unterlassen. Es sei daher falsch, dieses Merkmal als gebotene Sorgfalts„Pflicht“ 
zu bezeichnen.608 Nach dieser Auffassung wird der Unwert der Fahrlässigkeitsdelikte „durch 
die gesetzliche Umschreibung einer erhöht gefährlichen Handlung“ definiert, und dann 
wird der durch die Handlung verursachte Sachverhaltsunwert dem Täter zugerechnet.609 Da 
es sich beim Gegenstand der Zurechnung nur um das handelt, was objektiv vorhersehbar ist, 
sei die objektive Vorhersehbarkeit in der objektiven Zurechnung enthalten.610 Die begriff-
liche Verbindung zur objektiven Zurechnung durch Gefahr und die Einfachheit der Fallbe-
arbeitung werden ebenfalls als Vorteile dargestellt.611 
Die Lehre von der Fahrlässigkeit als Erkennbarkeit der Tatbestandsverwirklichung612 ist auch 
der Auffassung, dass die Sorgfaltspflichtverletzung aufgrund ihrer begrifflichen Unklarkeit, ih-
rer fehlenden praktischen Rolle und somit ihrer Entbehrlichkeit kein selbstständiges Merkmal 
ist.613 Es sei unmöglich, alle Bereiche durch konkrete Sorgfaltsvorschriften zu regeln.614 Die 
Sorgfaltspflicht besteht nicht nur zu jedem Zeitpunkt in einer bestimmten Situation, sondern 
ihr Inhalt kann in einer bestimmten Situation auch vielfältig konstruiert werden.615 Es könne 
608 Roxin/Greco ,  AT I ,  §  24,  Rn.  12;  auch Gösse l ,  FS-Bengl,  23 (30) ;  Schöne,  GS-Hi lde  
Kaufmann,  649 (652 f. ) ;  Schröder,  JZ 1989,  776  (779):  Er  weist  darauf hin ,  dass aufgrund  
des  Begri ffs  der  objekt iven Sorgfa l t sp f l ichtver letzung die  Sorgfal tsp f l icht  mi t  der  Garan-
tenste l lung für  Unter lassungsde likte  gleichgese tz t  werden könnte. ;  Gropp ,  AT,  §  12,  Rn.  117 ; 
Jakobs,  AT,  9/6 .  
609 Gropp,  AT,  §  12,  Rn.  127,  129;  Konkre te  Ar ten der  Anwendung der  objekt iven Zurechnung: 
Rn.  125.  
610 Roxin/Greco ,  AT I ,  §  24,  Rn.  13;  auch Gropp,  AT,  §  12,  Rn.  142 .  
611 Gropp,  AT,  §  12,  Rn.  130.  
612 Schmidhäuser,  FS-Schaffs te in,  129  (131  ff . ) ;  Schröder,  JZ 1989 ,  776  (776 ff . ) :  „eine de-
kora t ive Umschre ibung des Täterverhal tens“. ;  d ie  Sorgfa l t sp fl ichtver letzung gib t  überwie-
gend  keine  Antwor t  darauf,  „wann nun Fahr läss igke it  gegeben i st  und wann nicht“ (S.  779) .  
613 Auch Wolter,  GA 1977 ,  257 (267 f. ) ;  Roxin,  LK-StGB, §  16,  Rn.  125 ff . ;  Jakobs,  AT,  
9/5  ff .  (Er  schränkt  jedoch über  das er laubte Risiko ein. );  Kri t .  Ida,  FS-Hirsch,  225 (229  ff . ) :  
Er  weist  auf d ie  Unklarhe it  der  Vorhersehbarke i t  „hins ichtl ich des Grades der  Konkre t i sie -
rung“ hin. ;  auch Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  15.  
614 Vgl.  Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  14.  
615 Konkre t  nennt  Schröder  sechs Fä lle  als  Inhal t  der  objektiven Sorgfa l t sp f l ichtver le tzung,  
um Erfolg  zu vermeiden,  wenn „e ine Mut ter  [ ]  Milch auf dem Küchenherd [kocht] ;  ihr  Kind  
is t  gerade so groß ,  dass  es  den Topf mi t  kochender  Milch vom Herd reißen und sich dabe i  
verbrühren kann“. :  Unter lassen Sie  Milchkochen,  bleiben Sie in der  Küche  und  passen Sie  
auf ,  sper ren Sie  das Kind in e in Gatter,  sperren Sie  den Herd durch e ine Barr iere  ab,  br ingen 
Sie  das  Kind aus  der  Küche,  lassen Sie  das Kind  von jemandem beaufs icht igen.  (Schröder,  
JZ 1989,  776 (777))  
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daher nicht normativ bestimmt werden,616 welche Pflicht vom Täter erfüllt werden muss, und 
somit könne die Norm ihre Appellfunktion der Norm nicht ausüben. Es wird darüber hinaus 
darauf hingewiesen, dass die Positionierung der Sorgfaltspflichtverletzung in den objektiven 
Tatbestand zur grundsätzlich unterschiedlichen Zusammensetzung des Deliktsaufbaus der 
Vorsatz- und Fahrlässigkeitsdelikte führt, weil es bei Vorsatzdelikten für dieses Merkmal kein 
Surrogat gibt.617 Durch den Verzicht auf dieses Merkmal könne die (subjektive) Strafbarkeits-
voraussetzung für Vorsatz- sowie Fahrlässigkeitsdelikte auf demselben Aufbau beruhen.618 
Anschließend betont diese Ansicht nur die Voraussehbarkeit der Rechtsgutsbeeinträchtigung 
bzw. die Erkennbarkeit der Tatbestandsverwirklichung619 bzw. die Vermeidbarkeit des rechts-
gutsbeeinträchtigenden Verhaltens“620 als wesentlich für fahrlässige Straftaten. Das Hand-
lungsunrecht bei Fahrlässigkeitsdelikten komme darauf an, dass der Täter die Anforderungen 
der Rechtsordnung an die Vorhersehbarkeit in der bestimmten Situation verletzt.621 
Hier sollte daher zuerst analysiert werden, ob jedes Merkmal – die objektive Sorgfaltswid-
rigkeit und die objektive Vorhersehbarkeit – seine eigene wesentliche Bedeutung oder Funk-
tion hat im Vergleich zur bloßen Anwendung der objektiven Zurechnung. 
 
bb) Die Bedeutung der Sorgfaltspflichtverletzung 
(1) „Innere“ und „äußere“ Sorgfalt 
 
Die Sorgfalt kann durch die Unterteilung in innere und äußere Sorgfalt beschrieben wer-
den.622 Die letztere Verpflichtung zum sachgemäßen äußeren Verhalten zur Vermeidung der 
Tatbestandsverwirklichung wird auferlegt aufgrund der Vorhersehbarkeit der Verwirklichung 
des Tatbestands. Bei ersterer handelt es sich um einen psychologischen Aspekt der Sorgfalt, 
den Binding als die „Vorprüfungspflicht“623 bezeichnet, die den Täter dazu auffordert, „vor 
und während der Ausführung der Tätigkeit“ eine ausreichende Vorprüfung durchzuführen.624 
                                                          
616 Schröder,  JZ 1989,  776  (777):  Es macht  wenig Sinn,  „d ie  Sorgfal t sp fl icht  jeweils  nur  a ls  
negat ives Gegenstück“ der  Handlung zu best immen.  
617 Schmidhäuser,  FS-Schaffs te in,  129 (130 f. ) :  Dies t räge zur  Aufrechterhaltung einer  um-
fassenden Aufspal tung zwischen Vorsatz - und  Fahr läss igke it sde l ikten bei . ;  Schröder,  JZ 
1989,  776 (780) .  
618 Schröder,  JZ 1989,  776 (780) .  
619 Schröder,  JZ 1989,  776 (778);  Jakobs,  AT,  9 /4  ff .  
620 Gössel ,  FS-Bruns,  43 (43 ff . ) ;  Maurach/Gösse l /Zipf-Gössel ,  AT II ,  §  42,  Rn.  36,  §  43,  
Rn.  170 f . :  Diese Verme ibarke it  se tz t  d ie  ind ividue lle  Voraussehbarke it  voraus.  
621 Schmidhäuser,  FS-Schaffs te in,  129 (131  ff . ) .  
622 Vgl.  Engisch,  Vorsatz  und Fahrläss igkei t ,  1930,  S.  269 f. ;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  55 I  
2 ,  S.  578 ,  §  55 I  3 ,  S .  580.  
623 Binding,  Die Schuld  im deutschen Stra frecht ,  1919,  S.  120  ff .  
624 Engisch,  Vorsatz  und Fahr lässigkei t ,  1930,  S.  272 f.  
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Ihr Inhalt beschreibt den Gegenstand des Schuldvorwurfs,625 der die rechtswidrige Tat in Be-
zug auf „die rechtlich tadelnswerte Gesinnung“ ist, die auf einer Entscheidung des Täters zum 
Tatzeitpunkt beruht (sog. die Lehre von der Gesinnungsschuld).626 Diese Auffassung basiert 
darauf, dass das Gemeinschaftsleben dadurch unterstützt wird, dass unsere Gemeinschaft 
durch die Rechtsordnung jemanden auffordert, seine Fähigkeiten einzusetzen, um die Gefähr-
dung des Rechtsguts „rechtzeitig erkennen und vermeiden zu können“.627 Hierzu schreibt die 
Norm die Verpflichtung vor, dass ein Täter berücksichtigen muss, unter welchen Umständen, 
einschließlich der Begleitumstände, er sich verhält, und wie die damit verbundenen Risikofak-
toren verlaufen und sich auswirken können.628 Genauer gesagt, ist er verpflichtet, dem Schutz 
des Rechtsguts ausreichende Aufmerksamkeit zu schenken, aus den von ihm erkannten ge-
fahrbildenden Faktoren auf „die Gefährdung des Handlungsobjekts“ zu schließen und die ge-
fahrbildenden Faktoren ausreichend zu reflektieren, um den tatbestandlichen Erfolgseintritt 
anzuerkennen. 629  Unter diesem Gesichtpunkt unterscheidet sich Fahrlässigkeit vom Zufall 
durch die gesetzlich vorgeschriebene mangelnde Aufmerksamkeit,630 und die Strafwürdigkeit 
bewusster Fahrlässigkeit und unbewusster Fahrlässigkeit wird festgestellt. 
Die betreffenden Vorschriften für fahrlässige Erfolgsdelikte beziehen sich auf die äußere 
Sorgfalt, ausgehend von der objektiven Vorhersehbarkeit. Diese sind in Form der Generalklau-
sel (vgl. § 1 Abs. 2 StVO631) und der Vorschriften über Verbote in besonderen Angelegenheiten 
(vgl. § 3 StVO(Geschwindigkeit)) unterteilt. Sie könnten ggf. zur Konkretisierung der inneren 
Sorgfalt dienen. Auch hier stellt Jakobs auf die innere Sorgfalt ab, weil diese um ein solches 
                                                          
625 Vgl.  Jescheck/Weigend,  AT,  §  54  I  4 ,  S.  567,  §  54 II  1 ,  S .  568;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  19 ,  
Rn.  10 ff .  
626 Schmidhäuser,  FS-Gallas,  81 (93 ff . ) ;  ders . ,  FS-Jescheck I ,  485 (485 ff . ) ;  Greco,  GA 2009,  
636 (636 ff . ) ;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  38 II  5 ,  S.  422,  §  39 II  1 ,  S.  426:  „Schuld is t  e in  
tade lnswer ter  Mangel  an Rechtsgesinnung,  der  in e iner  ta tbes tandsmäßigen und rechtswid-
r igen Handlung Ausdruck gefunden ha t . “ ;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  13 I  5 ,  Rn.  617;  
Kri t . :  Vgl.  Ot to ,  GA 1981,  481 (484);  Jakobs,  AT,  17/17.  
627 Jescheck/Weigend,  AT,  §  54 I  4  b) ,  S.  567:  Es wird daher  als  Gefühls theor ie  oder  Ge-
fühlsschuld bezeichnet ,  d ie  s ich von der  Willens theorie  unterscheidet ;  Engisch meint ,  dass 
die  Gefühlsschuld auf mangelndem „Interesse an der  Vermeidung der  Tatbes tandsverwirkl i -
chung und an der  Er fül lung der  Rechtspfl ichten“ beruht .  (Engisch,  Vorsatz  und Fahrlässig-
ke it ,  1930,  S.  470)  
628 Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 I  2 ,  S.  578.  
629 Jescheck/Weigend,  AT,  §  54 I  4  b ,  S.  567.  
630 Engisch,  Vorsatz  und Fahr lässigkei t ,  1930,  S.  276:  „Voraussichtsmangel“.  
631 „Wer am Verkehr  te i ln immt,  ha t  s ich so zu verha lten,  dass kein anderer  geschädigt ,  ge-
fährdet  oder,  mehr  als  nach den Umständen unvermeidbar,  behindert  oder  beläs t ig t  wird .“  
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„Motivationsverhalten“632 geht, das dem äußeren Verhalten vorausgehen muss. Dies gelte so-
wohl für den Fall, dass die äußere Sorgfalt unmittelbar zur Erfolgsvermeidung dient, als auch 
für den Fall, dass sich die äußere Sorgfalt auf die bestimmte Vorprüfungspflicht – z.B. „Rechts-
beachtung oder Kenntnisverschaffung“633 über die risikobezogenen Faktoren – bezieht. Im 
letzten Fall darf die Auferlegung von Verhaltensweisen als äußere Sorgfalt die objektiv gefor-
derte innere Sorgfalt nicht überschreiten. Wenn die Verhaltensweisen, die für die Tatbe-
standsverwirklichung nach dem ex-ante-Urteil irrelevant sind – z.B. die Beachtung unbekann-
ter Erfahrungssätze634 –, als innere Sorgfalt gefordert werden, könne dies zur Erfolgshaftung 
führen.635 Aus diesen Gründen könnte das Verhältnis zwischen innerer und äußerer Sorgfalt 
so definiert werden, dass äußere Sorgfalt ohne innere Sorgfalt nur Zufall ist und erstere „nur 
Konsequenz“ der letzteren ist.636 Bei fahrlässigen Straftaten sollte zwar der Schwerpunkt auf 
der inneren Sorgfalt liegen, dies sollte jedoch nicht zu einer Abwertung der äußeren Sorgfalt 
führen, was sich auf die Bedeutung der objektiven Sorgfaltspflichtverletzung als selbstständi-
ges Merkmal bezieht. 
Bei der inneren Sorgfalt kommt es auf die Vorhersehbarkeit an. Dies ist ein täter-
individueller Aspekt wie Vorsatz. Da sie nur in seinem Kopf, mithin in seinem Bewusstsein 
existiert, wenn die subjektive Offenbarung des Täters fehlt, kann nur aus den objektiven 
Indizien geschlossen werden, dass sie zum Handlungszeitpunkt existiert hat. Es wird auch 
darauf hingewiesen, dass es bei Fahrlässigkeit im Vergleich zu Vorsatz schwieriger ist, 
objektiv festzustellen, ob der Handelnde die Gefahrensignale erkannt hat und den Er-
folgseintritt vorhersehen konnte oder nicht.637 In diesem Sinne spielt die äußere Sorgfalt 
eine größere Rolle bei der Bestimmung der Fahrlässigkeit in der Praxis. 638 
  Die äußere Sorgfalt betrifft das äußere Verhalten, auf das sich „die Sorgfalt aus der 
Psyche“639 verlagert. Bei der Bestimmung der Fahrlässigkeit verlagert sich der Fokus dar-
auf, dass Täter eine gefährliche Handlung ausgeführt hat, die er nicht hätte vollziehen sollen.
632 Jakobs bezeichnet  d ies  als  „d ie  Zuwendung des Wil lens zur  Er fo lgsvermeidung und in  
Konsequenz dessen das Urte i l  über  die  Er folgschancen“.  (Jakobs,  Stud ien zum fahrlässigen 
Erfo lgsdel ikt ,  1972,  S.  63)  
633 Jakobs,  S tudien zum fahr läss igen Er folgsde likt ,  1972,  S.  63.  
634 Jakobs,  Stud ien zum fahr läss igen Er folgsde likt ,  1972,  S.  63:  auch unbekannte er folgs-
abs trahierende Verha ltensnormen,  die  in Fachkreisen bewähr ten Regeln .  
635 Jakobs,  S tudien zum fahr läss igen Er folgsde likt ,  1972,  S.  63.  
636 Jakobs,  S tudien zum fahr läss igen Er fo lgsdel ikt ,  1972,  S.  62  f . ;  Jescheck/Weigend,  AT,  
§ 55 I  3 ,  S.  580,  Fn.  10 .
637 Kraa tz ,  Die fahr lässige Mit tä ter schaft ,  2006 ,  S .  286 f.
638 Engisch,  Vorsatz  und Fahr lässigkei t ,  1930,  S.  274 f. :  „durchaus angemessen“.
639 Engisch,  Vorsatz  und Fahr lässigkei t ,  1930,  S.  274.
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Hier ist von der Erkennung der Gefahrensignale oder der Vorhersehbarkeit des Erfolgs-
eintritts auszugehen. Die Aufgabe der Sorgfalt besteht darin, die Verwirklichung des Tatbe-
stands zu vermeiden, so dass die Sorgfalt durch den Tatbestand begründet werden muss und 
daher auf das Verbot gefährlicher Verhaltensweisen gerichtet sein muss, die in den im Tatbe-
stand abstrakt beschriebenen Handlungsweisen enthalten sind.640 Die äußere Sorgfalt ist eine 
externe Manifestation der inneren Sorgfalt, und die erste sollte von der letzteren ausgehen. 
Es ist jedoch erforderlich, die Vorhersehbarkeit zu reflektieren, aus der die innere Sorgfalt auf-
erlegt werden kann. Diese Reflexion sollte sich auf den Tatbestand beschränken, wobei auf 
die Rolle der objektiven Vorhersehbarkeit als Voraussetzung für die Auferlegung äußerer Sorg-
falt abgestellt werden sollte.  
(2) Arten der Sorgfaltspflichten
Die Sorgfaltspflichten schreiben vor, dass ein Täter die als gefährlich erkannten Handlungen 
unterlassen muss oder dass er die mit der objektiv vorhersehbaren Gefahr verbundenen 
Handlungen mit ausreichenden Sicherheitsvorkehrungen durchführen muss, um den Erfolg zu 
vermeiden.641 Die Strafgesetze für Fahrlässigkeitsdelikte bestehen aus den Tatbeständen, die 
in jedem Einzelfall durch richterliche Wertungen ergänzt werden müssen (vgl. § 222 StGB 
„durch Fahrlässigkeit“).642 Hierbei werden die Sorgfaltsanforderungen aus den Rechtssätzen 
(spezielle außerstrafrechtliche Rechtsvorschriften: StVO, JuSchG, WaffG (§ 42 Abs. 1), AtomG 
(§§ 5 Abs. 1, 6 Abs. 2), SprengG (§ 24 Abs. 2) usw.), Erfahrungssätzen, die „Sicherheitszwecke
wie Gesundheitsschutz“ verfolgen, („allgemein anerkannte Regeln der Technik“, Deutsche In-
dustrie-Normen (DIN), Regeln der ärztlichen Kunst, Sportregeln usw.) und Leitbildern (Stan-
dards) berücksichtigt.643 Rechtssätze und Erfahrungssätze werden als „Sondernormen“ be-
zeichnet. Bei der Bestimmung der Sorgfaltspflichtverletzung spielen sie eine wesentliche
Rolle. Dies bedeutet jedoch nicht, dass ihre Einhaltung das einzige Kriterium für die Bestim-
mung ist. Einerseits begründet das Verhalten bei Nichteinhaltung nicht unbedingt die straf-
rechtliche Sorgfaltspflichtverletzung, andererseits schließt das Verhalten bei Einhaltung nicht
640 Engisch,  Vorsatz  und Fahr lässigkei t ,  1930,  S.  282 f.  
641 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  18 II  3 ,  Rn.  1118 .  
642 Welze l ,  Fahrlässigkei t  und Verkehrsde likte ,  1961,  S.  15;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  54 I  3 ,  
S. 564 :  „ke ine Ver le tzung des Best immtheit sgebots“. ;  Krey/Esser,  AT,  §  50,  Rn.  1350;  Ro-
xin/Greco,  AT I ,  §  24,  Rn.  94 .
643  Krey/Esser,  AT,  §  50,  Rn.  1350;  Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  23;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  24,
Rn.  15 ff . ;  Wessels /Beulke /Satzger,  AT,  §  18 II  3 ,  Rn.  1124.
114 
 
immer die Sorgfaltspflichtverletzung aus.644 Dies bezieht sich auf die Rolle der objektiven Vor-
hersehbarkeit des Eintritts der Rechtgutsverletzung bei der Bestimmung des Handlungsun-
rechts bei Fahrlässigkeitsdelikten, weil er von vielen Faktoren beeinflusst wird, die Norm je-




Die Vertreter, die die objektive Sorgfaltspflichtverletzung als entscheidendes, selbstständi-
ges Tatbestandsmerkmal anerkennen, stützen sich darauf, dass die Gegenstücke des Verbots 
nicht jede bloße Verursachung eines tatbestandlichen Erfolgs sind, sondern nur ein bestimm-
tes sorgfaltswidriges Verhalten. Die Tatbestände stellen Verhaltensnormen auf.645 Bei ihnen 
handelt es sich um „das Merkmal eines bestimmt gearteten Verhaltens“, das „eine im Gesetz 
abstrakt bezeichnete Tätigkeit“ „einer allgemein bezeichneten Person“ ist.646 D.h., die Sorg-
faltspflicht im Tatbestand sollte dazu beitragen, dass ein bestimmtes Verhalten nicht mit den 
übrigen Tatumständen zur Tatbestandsverwirklichung verknüpft wird.647 In diesem Sinne bil-
det die objektive Sorgfaltspflichtverletzung den Kern des Handlungsunwerts bei Fahrlässig-
keitsdelikten; dies bedeutet, dass dieses Merkmal nicht in der objektiven Zurechnung aufge-
hen darf.  
Bei Fahrlässigkeitsdelikten ist eine Handlung, obwohl sie zur Rechtsgutsverletzung führt, im 
Prinzip gerade nicht rechtswidrig. Nur wenn „das Gesetz fahrlässiges Handeln ausdrücklich mit 
Strafe bedroht“ (§ 15 StGB), werden solche Handlungen berücksichtigt, die als sorgfaltswidrig 
unter die gesetzlichen Tatbestände subsumiert werden. Den übrigen Handlungen, d.h., den 
sorgfaltsmäßigen Handlungen, muss allgemeine Handlungsfreiheit als „erlaubtes Risiko“ ge-
währt werden, selbst wenn sie zu den Rechtsgutsverletzungen führen könnten. Diesem Begriff 
liegt die Lehre von der Sozialadäquanz648 zugrunde.649 Die allgemeinen Gefährdungsverbote, 
                                                          
644 Esser /Keuten,  NStZ 2011,  314 (318);  Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  24 ;  Wessels /Beulke/Sa tzger,  AT,  
§  18 II  3 ,  Rn.  1124:  Die  Einhal tung se i  e in  Anzeichen für  die  Verkehrsr icht igke it  und d ie  
Nichte inhal tung se i  nur  ein Ind iz für  ein fehlerhaf tes Verhal ten.  
645 Engisch,  Vorsatz  und Fahr lässigkei t ,  1930,  S.  344:  „eine Best immungsnorm, eine gesetz -
geberische Verha ltensanweisung“. ;  Fr i sch,  Tatbes tandsmäßiges Verha lten und  Zurechnung 
des Er fo lgs,  1988,  S.  69 ff . ;  Kremer-Bax,  Das personale Verha ltensunrecht ,  1999,  S.  33,  58;  
Wolter,  FS-Pötz,  269  (272);  Kretschmer,  Jura  2000,  267 (269) ;  Puppe,  NK-StGB, Vor 
§§ 13 ff . ,  Rn.  142 ff . ;  Freund ,  AT,  §  2 ,  Rn.  10 ff .  
646 Engisch,  Vorsatz  und Fahr lässigkei t ,  1930,  S.  6 ,  283.  
647 Engisch,  Vorsatz  und Fahr lässigkei t ,  1930,  S.  283.  
648 Welze l ,  ZStW 58 (1938) ,  491 (514 ff . ) .  
649 Roxin,  FS-Klug II ,  303  (304);  Roxin/Greco,  AT I ,  §  10,  Rn.  34,  37  f. :  Sie  meinen,  dass  
die  Sozialadäquanz  den Tatbes tand se lbs t  nicht  a l s  e inzelnes Tatbes tandsmerkmal aus-
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die auf Vorhersehbarkeit und Vermeidbarkeit zurückzuführen sind, könnten in der heutigen 
als Risikogesellschaft 650  bezeichneten technologischen Gesellschaft nicht für eine unbe-
stimmte Reichweite gelten. Handlungen, wie die Teilnahme am öffentlichen Verkehr, der Be-
trieb von Fabriken oder Bergwerken, wohnt eine Gefährlichkeit inne, die zur Rechtgutsverlet-
zung führen könnte. Daher übersehen die Versuche, Fahrlässigkeit nur mit der Vorhersehbar-
keit oder Vermeidbarkeit der Tatbestandsverwirklichung zu begründen, dass diejenigen, die 
die Sorgfaltsregeln einhalten, d.h., sich im Rahmen des erlaubten Risikos verhalten, in der Re-
gel kein rechtlich mißbilligtes Risiko schaffen.651 Insb. bei Handlungen von hochgradiger Ge-
fährlichkeit greift die praktische Funktion der objektiven Sorgfaltspflichtverletzung, die zur Ab-
grenzung zwischen dem erlaubten und dem unerlaubten Risiko dient.652 Hierbei darf man die 
gefährliche Handlung nicht ohne Rücksicht auf die gebotene erforderliche Sorgfalt unterneh-
men. Umgekehrt dient das Merkmal bei den gemäß der Sorgfaltsregeln erforderlichen Sicher-
heitsmaßnahmen in der Regel dazu, die Tatbestandsmäßigkeit des Verhaltens auszuschlie-
ßen.653 Solange die Maßnahmen getroffen werden, um das Risiko auf die gebotene Weise zu 
                                                          
schließ t ,  sondern durch die  objekt ive  Zurechnung (ebenso Jakobs,  AT,  7/4  b) .  Diese  Auffas-
sung bas ier t  darauf ,  dass sich die  Sozialadäquanz auf den sozialen Unwert  bez ieht ,  der  von 
Unrecht  unterschieden werden muss.  Der  soz ia le  Unwer t  wohne  dem Unrecht  inne  und  bi lde 
dessen mater iel le  Grundlage.  I .d .S.  habe  die  Sozialadäquanz ke ine  Bedeutung,  könne jedoch 
als  Auslegungsprinzip  (auch Hirsch,  ZStW 74 (1962) ,  78 (78 ff . ) ;  Eber t /Kühl,  Jura 1981,  
225 (226);  Döll ing,  ZStW 96 (1984) ,  36 (55 ff . ) ;  Baumann/Weber/Mitsch/Eise le ,  AT,  §  16,  
Rn.  35 ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  25 IV 2,  S.  253)  dienen. ;  vgl .  auch Kaspar,  JuS 2004,  409 
(409 ff . ) ;  Maurach/Gössel /Zipf-Gössel ,  AT II ,  §  44,  Rn.  21 ff . ;  Wessels /Beulke /Satzger,  AT,  
§  6  I I I  3 ,  Rn.  268 .  
650 V.a.  vgl .  Beck,  Ris ikogese l l schaft :  auf  dem Weg in e ine andere Moderne,  1986.  
651 Ebenso Schünemann,  GA 1985,  341  (359) ;  Kre tschmer,  Jura 2000,  267  (269) .  
652 Auch Schmidhäuser  räumt  hier  ausnahmsweise die  prakti sche Funktion objekt iver  Sorg-
fa l t sp f l ichtver le tzung ein.  (Schmidhäuser,  FS-Schaffstein,  129  (138))  
653 Soz ialadäquanz als  Tatbes tandsausschl ießungsgrund:  Krauß ,  ZStW 76 (1964) ,  19 (48) ;  
Peters,  FS-Welze l ,  415 (425 ff . ) ;  Schröder,  LK-StGB, §  16 ,  Rn.  161;  Tröndle/Fischer,  StGB, 
Vor §  32,  Rn.  12;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  25 IV 3,  S.  253;  Köhler,  AT,  S.  185;  
Maurach/Gösse l /Zipf-Gössel ,  AT II ,  §  44,  Rn.  21  f . ;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  10,  Rn.  36 ;  Welzel ,  
Stra frecht ,  S.  132 ;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  6  I I I  3 ,  Rn.  268 . ;  
Vgl.  er laubtes Ris iko a ls  Tatbes tandsausschließungsgrund:  Fr isch,  Vorsatz  und  Risiko,  1983,  
S.  141 f. ;  Pr i t twi tz ,  S tra frecht  und  Risiko,  1993,  S.  291 f. ;  ders. ,  JA 1988,  427 (436);  Kind-
häuser,  GA 1994,  197 (215);  Rönnau,  JuS 2011 ,  311 (311 ff . ) ;  ders. ,  LK-StGB, Vor §  32,  
Rn.  58 ;  Duttge ,  MüKo-StGB, §  15,  Rn.  136 ;  Rudolphi/Jäger,  SK-StGB, Vor §  1 ,  Rn.  96 ;  Ja -
kobs,  AT,  7/39  ff . ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  36 I ,  S.  401 :  Sie  be trachten das er laubte  Ris iko  
al lgemein als  das Strukturpr inz ip  verschiedener  Recht fer t igungsgründe . ;  §  56 II I  1 ,  
S.  591 f. :  „Sonderprobleme beim er laub ten Ris iko“. ;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  11,  Rn.  66;   
Vgl.  er laub tes Ris iko a ls  Recht fer t igungsgrund:  Engisch,  Vorsatz  und Fahr lässigkei t ,  1930,  
S.  286,  344:  „Unrechtsausschl ießungsgrund“. ;  Gössel ,  FS-Bengl ,  23 (38);  Maiwald,  FS-Je-
scheck I ,  405 (425) ;  Paeffgen,  NK-StGB, Vor §§  32 ff . ,  Rn.  22  ff . ;  Otto  AT,  §  8 ,  Rn.  160 f. ;  
Schmidhäuser,  Lb AT, 9/26 ff . ;  ders. ,  StuB AT, 6/102,  107 ff . :  Er  erkennt  auch die  Sozia l -
adäquanz als  Recht fer t igungsgrund.  
116 
 
minimieren,654 sollte die Rechtsordnung die typischerweise mit einer solchen Einrichtung ver-
bundenen Risiken eingehen. D.h., ohne das Merkmal der das erlaubte Risiko bereits wider-
spiegelnden Sorgfaltspflichtverletzung655 könnte der Handlungsunwert bei Fahrlässigkeitsde-
likten nicht zutreffend begründet werden.656 
Auch in neuen Technologiebereichen, in denen noch nicht alle relevanten Risikofaktoren 
identifiziert wurden, oder in Bereichen, in denen zu viele Faktoren die Rechtgutsverletzung 
beeinflussen,657 ist es notwendig, dass die Handlungen trotz der Vorhersehbarkeit der Tatbe-
standsverwirklichung in Form der Generalklausel sozial zugelassen werden. Aus dieser Gene-
ralklausel sollten die verschiedenen spezifischen Vorschriften abgeleitet werden, wobei die 
Arten von Unfällen, der technische Fortschritt und die sozialen Werte zu berücksichtigen 
sind.658 Die Unklarkeit der objektiven Sorgfaltspflichtverletzung im Verlauf dieser Entwirklung, 
könnte darauf hinweisen, dass die objektive Zurechnung die Fahrlässigkeit präziser als eine 
solche Generalklausel überprüfen könne, wie Roxin meint.659 Die Generalklauseln sind jedoch 
insofern von Bedeutung, als sie bereits die Kriterien für die Verhaltensweisen darstellen, die 
ein erlaubtes Risiko von einem unerlaubten Risiko abgrenzen.660 Dieser normative Ansatz be-
zieht sich auch auf den Schutzzweckzusammenhang, der erfordert, dass die Rechtsgutverlet-
zung innerhalb des Schutzbereichs der vom Täter verletzten Norm liegen muss; andernfalls 
                                                          
654 Schünemann,  GA 1985,  341 (359):  Die Toler ierbarkei t  der  Risikoschaffung hänge von den 
ge troffenen Sicherhei t svorkehrungen ab.  Es  müsse  daher  ex ante  bes t immt werden,  welche 
Handlung als  er laubtes Ris iko e inzuräumen is t .  
655  Über  die  Differenzierung zwischen dem er laub ten Risiko und der  Soz ia ladäquanz,  
Maurach/Gösse l /Zipf-Gössel ,  AT II ,  §  44 ,  Rn.  22 f. :  Er  weist  darauf  hin ,  dass die  Unter-
sche idung „zwischen den Wertungsstufen des Tatbestandes und der  Rechtwidrigke it“ nicht  
ausreicht ,  wenn d ie  be iden nicht  di fferenz ier t  werden,  weil  d ie  Unterscheidung „zwischen 
dem Gebot ,  Rechtsgutsver le tzungen vorzubeugen,  und  der  Ausnahme des  er laubten Risi -
kos“ nicht  k lar  is t .  Dies führe dazu,  dass d ie  beiden in d ie  objektive Zurechnung eingeordnet  
werden und  daher  eine wi l lkür l iche Behandlung begründen könnten.  
656 Schünemann,  GA 1985,  341 (359) :  Er  s tel l t  auf die  vom er laub ten Ris iko geprägte  Sorg-
fa l t sp f l ichtver le tzung ab und be trachte t  d ie  Vorhersehbarke it  a l s  Leer formel.  Da die  Vor-
hersehbarke it  beim er laubten Ris iko „per  defini t ionem“ vorausgesetzt  wird ,  könnte s ie  d ie  
Haftungsbegründung und -begrenzung nicht  recht fer t igen. ;  Rönnau,  LK-StGB, Vor §  32,  
Rn.  55 ;  S ternberg-Lieben/Schuster,  Sch/Sch-StGB, §  15,  Rn.  145;  Baumann/Weber /Mit -
sch/Eise le ,  AT,  §  22,  Rn.  14:  „Allein die  al lgemeine Vorhersehbarke it  solcher  Ta tbestands-
verwirkl ichungen[ . . . ]  begründet  noch ke in fahr lässiges Handeln.“;  Köhler,  AT,  S .  185;  Kühl,  
AT,  §  17,  Rn.  17 :  „Schadensgeneigthe i t  zahlre icher  a l l tägl icher  Verha ltensweisen“. ;  Stra -
tenwerth/Kuhlen,  AT,  §  15,  Rn.  19.  
657 Bspw. wirken sich mehr  Variab len auf den Seeverkehr  aus a ls  auf den Landverkehr.  (Vgl.  
§  7  „Allgemeine Sorgfal tsp f l icht”  in „Gesamte Rechtsvorschr i ft  für  Schi fffahr tsgesetz“)  
658 Über  er laubtes Ris iko in  der  technologischen Entwicklung,  vgl .  Hoyer,  ZStW 121 (2009) ,  
860 (872) .  
659 Roxin/Greco ,  AT I ,  §  24,  Rn.  10.  
660 Schünemann,  GA 1985,  341 (359);  Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  16.  
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erfolgt keine objektive Zurechnung, da der Erfolg durch ein anderes als das vom Täter geschaf-
fene Risiko verursacht wird.661 Die Bestimmung des Schutzbereichs der Norm ergibt sich aus 
dem Merkmal der objektiven Sorgfaltspflichtverletzung mit ihrer teleologischen Struktur. 
Aus diesen Gründen muss das Merkmal der objektiven Sorgfaltspflichtverletzung als selbst-
ständiges objektives Tatbestandsmerkmal für die Bestimmung des Handlungsunrechts der 
Fahrlässigkeitsdelikte anerkannt werden. 
 
c) Verhältnis zwischen der objektiven Sorgfaltspflichtverletzung und der objektiven 
Vorhersehbarkeit 
aa) Die Bedeutung der objektiven Vorhersehbarkeit 
 
Folgendermaßen lässt sich zusammenfassen, was bisher über die objektive Vorhersehbar-
keit diskutiert wurde: sie begründet die Auferlegung der inneren Sorgfalt und wird danach 
bestimmt, was der besonnene bzw. gewissenhafte Mensch des betreffenden Verkehrskreises 
„aufgrund der allgemeinen Lebenserfahrung in Rechnung stellen würde“.662 Hierbei werden 
die konkreten Umstände und die soziale Rolle – einschließlich etwaigen Sonderwissens – des 
Handelnden berücksichtigt. Sie wird überwiegend als ein das Handlungsunrecht der Fahrläs-
sigkeitsdelikte begründendes Merkmal anerkannt. Sie ist die Grundvoraussetzung der Sorg-
faltsanforderungen. Ohne ihre Unterstützung kann die objektive Sorgfaltspflichtverletzung die 
Fahrlässigkeitsdelikte nicht entsprechend dem Wesen der Fahrlässigkeit begründen.663 
Sondernormen befassen sich mit der Generalklausel und den spezifischen Vorschriften, die 
nach der allgemeinen Lebenserfahrung unter Berücksichtigung des Begriffs erlaubtes Risikos 
bereits die vorhersehbaren Risikofaktoren widerspiegeln. In alltäglichen Fällen, in denen die 
spezifischen Vorschriften angewendet werden, könnte die objektive Vorhersehbarkeit durch-
aus durch Einhaltung der einschlägigen Vorschriften festgestellt werden. In atypischen Fällen 
muss die objektive Vorhersehbarkeit jedoch erneut herangezogen werden, um die Sorgfalts-
pflichtverletzung zu bestimmen.664 Ggf. könnte es Fälle geben, in denen der Erfolgseintritt 
                                                          
661 Vgl.  Burgsta l ler,  Das  Fahr lässigkei tsdel ikt  im Stra frecht ,  1974,  S.  99 ff . ;  Roxin,  FS-Gal-
las,  241 (242) ;  Otto ,  JuS 1974,  702 (704 ff . ) ;  Krümpelmann,  FS-Bockelmann,  443 (453 ff . ) ;  
Jescheck/Weigend,  AT,  §  28 IV 3,  S.  288;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  18 II  4 ,  Rn.  1128.  
662 Fahl ,  JA 2012,  808 (810) .  
663 Fahl ,  JA 2012,  808 (810):  „zum Ausschluss einer  bloßen verschämten Zufal lshaftung“. ;  
Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  18.  
664 Ebenso Kudl ich,  FS-Ot to ,  373 (373  ff . ) ;  Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  25 ;  Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  
AT,  §  18 II  3 ,  Rn.  1124.  
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durch einen Verstoß gegen die einschlägige Sondernorm vermieden werden könnte,665 und es 
könnte umgekehrte Fälle geben, in denen trotz Einhaltung der einschlägigen Sondernorm „un-
günstige Umstände“ den Eintritt des vorhersehbaren Erfolgs beeinflussen.666 
Die Bedeutung der objektiven Vorhersehbarkeit ist graduell unterschiedlich in Abhängigkeit 
von den Formen der Sorgfaltsanforderungen.667 Bei keiner der spezifischen Vorschriften zu 
den Sorgfaltsanforderungen sollte es vom Richter zur Bestimmung der Sorgfalt ausführlich 
festgelegt werden, gegen welche Sorgfalt verstoßen wird, ob ein solches Verhalten ein erlaub-
tes Risiko darstellt und ob der Erfolg in seiner konkreten Gestalt sowie der Kausalverlauf668 in 
seinen wesentlichen Merkmalen „nach allgemeiner Lebenserfahrung“669 ausreichend objektiv 
vorhersehbar sind.670 Hier beeinflusst die objektive Vorhersehbarkeit auch die Bestimmung, 
welche Sorgfaltsanforderungen der Täter zu beachten hat oder welche Sorgfalt ihm auferlegt 
werden könnte.671 
Triffterer unterscheidet zwischen genereller und spezieller Zurechnung. Während es bei der 
ersten um die objektive Vorhersehbarkeit eines tatbestandsmäßigen Erfolgs (Adäquanz im 
weiteren Sinne) gehe, werde die Vorhersehbarkeit des konkreten Erfolgs (Adäquanz im enge-
ren Sinne) von der lezteren bei der objektiven Zurechnung überprüft.672 Hier weist Kühl darauf 
hin, dass die Betrachtung der Vorhersehbarkeit des Kausalverlaufs „als allgemeine Zurech-
nungsfrage“ auf der objekitven Zurechnungsebene erreicht werde.673 Wenn man dagegen auf 
                                                          
665 Ebert ,  JR 1985,  356 (358):  z .B.  Über tretung der  Höchstgeschwindigkei t  zur  Vermeidung 
einer  Kol l i s ion.  
666 Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  20:  Hier  sol l ten weitere  Sicherhei tsvorkehrungen a ls  vorgeschr iebene  
Maßnahmen ge troffen werden.  
667 Krey/Esser,  AT,  §  50,  Rn.  1350 .  
668 Welze l ,  Das neue Bi ld  des Stra frechtssytems,  1961,  S.  30 f . ;  ders. ,  St rafrecht ,  S .  137 :  
Der  ta t sächl iche Kausa lver lauf müsse objekitv voraussehbar  sein . ;  Bockelmann,  Verkehrs-
stra frechtl iche Aufsä tze und Vort räge,  1967,  S.  206;  Här ing,  Die Mittäte r schaf t  beim Fahr-
läss igke it sde l ikt ,  2005,  S.  281 ff . ;  ders. ,  sui -gener is  2018,  1  (17);  Kraa tz ,  Die fahr läss ige 
Mit tä ter schaft ,  2006,  S.  278 f. :  Vorhersehbarke it  a ls  „subjektives Merkmal der  Fahrläss ig-
ke it“ . ;  Beck,  JA 2009 ,  111 (115);  Hoyer,  SK-StGB,  Anh.  zu §  16,  Rn.  84 ff . ;  Schröder,  LK-
StGB, §  16,  Rn.  132 ff . ;  Sternberg-Lieben,  Sch/Sch-StGB, §  15 ,  Rn.  180,  200 ;  
Baumann/Weber /Mitsch/Eisele ,  AT,  §  22,  Rn.  43 :  „im großen und ganzen“. ;  Jescheck/Wei-
gend ,  AT,  §  55 II  3 ,  S .  586;  Krey/Esser,  AT,  §  50 ,  Rn.  1353.  
669 Vgl.  Lackner /Kühl,  StGB, §  15,  Rn.  46 ;  Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  40 ;  BGHSt 49,  166 (174) .  
670 Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  25:  Beide Elemente ,  Voraussehbarkei t  und er laubtes Risiko,  sind 
entsche idend für  die  Best immung,  welches Verha lten a ls  sorgfä l t ig angesehen werden kann.  
671 Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  21 .  
672 Tr iff terer,  FS-Klug II ,  419 (442) .  
673 Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  41 :  Er  weis t  darauf hin ,  dass die  Fal lgruppe „Schutzzweck der  ver-
letzten Sorgfa l t snorm“ a ls  Fä lle  der  objektiven Vorhersehbarke it  missverstanden wird ;  Hein-
r ich,  AT,  Rn.  1013 :  durch die  Fal lgruppe „atyp ischer  Kausalver lauf“. ;  Er  meint  d ie  objekt ive  
Vorhersehbarke it  a l s  Bestandte i l  der  objektiven Zurechnung. ;  Haft ,  AT,  S.  167 :  Keine Not-
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das Handlungsunrecht der Fahrlässigkeit abstellt, sollte im Vergleich zu Vorsatzfällen das glei-
che Maß an Vorhersehbarkeit verlangt werden.674 Während bei Vorsatzdelikten Handlung und 
Erfolg durch den Willen des Täters, der auf den Erfolg mit der Vorstellung675 des Kausalver-
laufs in seinen wesentlichen Umrissen gerichtet ist, verknüpft werden können, fehlt diese Ver-
knüpfung bei Fahrlässigkeitsdelikten aufgrund des Mangels an dem auf den Erfolg gerichteten 
Willen. Das Element, das das Handlungsunrecht und das Erfolgsunrecht verbindet, d.h., die 
objektive Vorhersehbarkeit des Kausalverlaufs, könnte zum Ausschluss der zufälligen Faktoren 
beitragen.676 In diesem Sinne ist die Vorhersehbarkeit bei Fahrlässigkeitsdelikten mehr als 
eine Zurechnung.677 
 
bb) Ergebnis: Die objektive Sorgfaltspflichtverletzung bei objektiver Vorhersehbarkeit 
 
In Anbetracht der oben diskutierten Bedeutung der objektiven Sorgfaltspflichtverletzung 
und der objektiven Vorhersehbarkeit sollten die beiden tatbeständlichen Merkmale als Be-
standteile des Handlungsunrechts zusammengeführt werden.678 Genauer gesagt, um objek-
tive Fahrlässigkeit nach der Normtheorie679 zu bestimmen, sollten sie miteinander verknüpft 
werden und nicht getrennt nebeneinanderstehen. D.h., einerseits sollte die Norm auf die 
                                                          
wendigkei t  der  Vorhersehbarkei t . ;  Vorhersehbarke it  i s t  nur  bei  unbewusst  fahr lässigen Er-
fo lgsdel ikten von prakt i scher  Bedeutung,  wird  aber  auch durch Überprüfung der  Kausa li tä t  
und der  objekt iven Zurechnung besei t ig t .  
674 Engisch,  Vorsa tz  und  Fahr läss igke it ,  1930,  S.  373 ff . :  „Dem fahr läss igen Täter  muss  eben-
soviel  erkennbar  se in,  wie ihm im Falle  wirkl icher  Kenntnis zum Vorsatz  gereichen kann[ . . . ] ,  
umgekehrt :  Dem fahrlässigen Täter  muss  ebensowenig erkennbar  sein,  wie der  vo rsätz l iche  
Täter  wirkl ich weiß.“  
675 Andere Gegenstände der  Vorstel lung s ind:  d ie  konkre te  Tat  in ihren Grundzügen,  die  ta t -
bes tandsre lelvanten Besonderhei ten der  Ausführungshandlung,  der  vom Täter  ins  Auge  ge-
fasste  Eintr i t t  des ta tbestandl ichen Er fo lgs ,  a l le  sonst igen Merkmale  des  objekitven Un-
rechtstatbes tands.  (Struensee ,  ZStW 102 (1990) ,  21 (21 ff . ) ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  29 II  
3 ,  S.  296 ;  Wesse ls /Beulke /Satzger,  AT,  §  7 ,  Rn.  357)  
676 Um zufäl l ige Faktoren auszuschließen,  sol l te  die  Rol le  der  Vorhersehbarke it  des Kausa l -
ver laufs hervorgehoben werden.  Die Feststel lung des Handlungsunrechts durch objekt ive 
Sorgfal tsp f l ichtver letzung (be i  objekt iver  Vorhersehbarkei t)  und der  objektiven Zurechnung 
durch die  Risikoerhöhungslehre  bei  p f l ichtgemäßem Al terna t ivverha lten dient  auch diesem 
Ausschluss . ;  auch vgl .  Welzel ,  Das neue Bi ld  des Stra frechtssytems,  1961,  S.  30 f . :  „als  
(unbeherrschbarer)  Zufa l l“. ;  Baumann/Weber /Mitsch/Eisele ,  AT,  §  22,  Rn.  43 .  
677 Ebenso Kraatz ,  Die  fahr läss ige Mittäte rschaf t ,  2006,  S.  273 .  
678 Kre tschmer,  Jura 2000 ,  267 (269) ;  Kaspar,  JuS 2012,  16 (19);  Fischer,  S tGB, §  15,  Rn.  14 ;  
Momsen,  S/S/W-StGB,  §§ 15,  16,  Rn.  61;  Krey/Esser,  AT,  §  50,  Rn.  1343:  Verle tzung der  
objekt iv gebotenen Sorgfa l t  „ trotz“ objekt iver  Vorhersehbarkei t  des Erfo lgs. ;  „Hin- und  
Herwandern des Bl ickes“ zwischen den be iden Merkmalen se i  er forder l ich. ;  Kühl ,  AT,  §  17,  
Rn.  18 ;  Wesse ls/Beulke /Satzger,  AT,  §  18 II  3 ,  Rn.  1116;  Kri t .  Fahl ,  JA 2012,  808 (810  ff . ) ;  
Dut tge,  MüKo-StGB, §  15,  Rn.  108 ff .  
679 Krey/Esser,  AT,  §  50,  Rn.  1343 .  
120 
 
Sorgfaltspflicht verweisen, die von den vorhersehbaren Erfolgen durch menschliches Verhal-
ten ausgeht, andererseits ist es unsinnig, dass sie vorschreibt, dass die vorhersehbaren Erfolge 
der Rechtgutsverletzung nicht zufällig verursacht werden dürfen, auch wenn sich der Täter 
sorgfaltsmäßig verhält. Die Vorhersehbarkeit der Verwirklichung des Tatbestands kann jedoch 
nicht angeben, ob eine gefährliche Verhaltensweise rechtlich erlaubt ist.680 Die Verbindung 
der beiden Merkmale ist daher erforderlich, um das Handlungsunrecht bei Fahrlässigkeitsde-
likten darzustellen. Hier sollte auch auf den Ausschluss der Faktoren der Erfolgshaftung abge-
stellt werden. Dies könnte nicht zutreffend erreicht werden, wenn die beiden parallel einge-
ordnet würden. 
Fahl weist hier darauf hin, dass die objektive Vorhersehbarkeit bei den Sondernormen (v.a. 
§ 3 StVO(Geschwindigkeit)) zur Bestimmung der Fahrlässigkeit nicht angemessen berücksich-
tigt werden kann, weil die Sondernormen bereits die objektive Vorhersehbarkeit widerspie-
geln. Dafür stellt er folgenden Fall dar: Die an der Massenkarambolage auf der A 19 beteiligten 
Kraftfahrer fahren in einer Sandwolke, die plötzlich auf der Autobahn auftritt, oder fahren in 
diese hinein. Zu diesem Zeitpunkt halten sie die Richtgeschwindigkeit nicht ein.681 Es sei prob-
lematisch, dass die Rspr. in dieser Konstellation trotz fehlender Vorhersehbarkeit – wegen 
plötzlichen Auftretens der Sandwolke – weiterhin die Fahrlässigkeit aufgrund der Verletzung 
der Sondernorm (d.h. aufgrund der unangepassten Geschwindigkeit an „Sicht- und Wetter-
verhältnisse“ in § 3 Abs. 1 StVO) anerkennt. Er ist der Ansicht, dass die Sorgfaltspflichtverlet-
zung des Kraftfahrers nicht anerkannt werden sollte, weil ihm die Verpflichtung, langsamer zu 
fahren, nicht ohne triftigen Grund auferlegt werden sollte. Deswegen stellt er – wie Duttge – 
nicht auf die Einhaltung der Sondernormen, sondern auf ein solches „Veranlassungsmoment“ 
ab, das eine Überspannung der Anforderungen verhindert.682 Demnach seien die Kraftfahrer 
wegen mangelnder Vorhersehbarkeit nicht fahrlässig, weil es keine „genügend konkrete Ver-
anlassung zur Geschwindigkeitsherabsetzung“ gibt.683 
Es scheint jedoch, dass diese Ansicht auf einem Missverständnis der Rolle spezieller Sonder-
normen beruht, die bereits die objektive Vorhersehbarkeit des Kausalverlaufs und des Erfolgs 
widerspiegeln und gleichzeitig das erlaubte Risiko darstellen. Sondernormen können auch 
                                                          
680 Kuhlen,  Fragen e iner  s tra frecht l ichen Produkthaf tung,  1989,  S.  94;  Freund ,  FS-Küper,  
2007,  63 (76) ;  Kühl ,  AT,  §  17,  Rn.  17 .  
681 Fahl ,  JA 2012,  808 (811) .  
682 Fahl ,  JA 2012,  808  (811);  Dut tge,  Müko-StGB,  §  15,  Rn.  114,  121 ff . :  Menschen haben 
ke in geeigne tes Sinnesorgan,  um eine Gefährdung fremder  Rechtsgüter  unmit telbar  zu er-
kennen,  und  sind  daher  auf  „Warnsignale“ („äußere Anzeichen bzw. ta t sächliche  Anhal ts -
punkte“)  angewiesen.  




nicht alle vorhersehbaren Ereignisse abdecken, sondern nur den typischen Normalfall, der in 
den einschlägigen Normen bereits zutreffend vorhergesehen wurde, und sie erlegen in der 
Regel die Sorgfaltspflichten auf, um die Rechtsgutsverletzung in diesen schon vorhergesehe-
nen Fälle zu vermeiden.684 Dies könnte so verstanden werden, dass die Sorgfaltspflichtverlet-
zung „die generelle Vorhersehbarkeit“685 begründet. Sondernormen haben nur einen indiziel-
len Charakter zur Vermeidung des Erfolgseintritts. 
In Anbetracht dessen, dass die objektive Vorhersehbarkeit eine notwendige Vorausset-
zung686 für die objektive Sorgfaltspflichtverletzung ist, muss erneut überprüft werden, ob sol-
che außergewöhnlichen Umstände objektiv vorhersehbar sind, die über die in Sondernormen 
vorhergesehenen Situationen hinausgehen, um die Sondernorm hier anzupassen. Der Inhalt 
der Sondernormen könnte die Bestimmung der Vorhersehbarkeit beeinflussen. Dass sich eine 
Situation auf Sondernormen bezieht, bedeutet nicht zwangsläufig, dass die Vorhersehbarkeit 
angenommen wird, weil die typisierten Umstände die spezifische Situation – plötzliches Auf-
treten der Sandwolke – nicht wesentlich voraussetzen. 
Diese Schlussfolgerung, dass kein Handlungsunrecht besteht, ist jedoch nur dann richtig, 
wenn trotz der Geschwindigkeitsüberschreitung ausreichende Bremswege gewährleistet sind, 
um dem plötzlichen Bremsen des vorausfahrenden Fahrzeugs angemessen entgegenzuwirken 
(vgl. § 4 StVO). Weil die Geschwindigkeit den Bremsweg beeinflusst und der Abstand zum vo-
rausfahrenden Fahrzeug ein Kriterium für die Bestimmung der Geschwindigkeitsüberschrei-
tung sein könnte,687 stehen § 3 und § 4 StVO in enger Beziehung. In einem anderen Fall, in 
dem wegen der Geschwindigkeitsüberschreitung keine ausreichenden Bremswege gewähr-
leistet sind, sollte die Bestimmung des Handlungsunrechts eher auf dem Moment, kurz bevor 
die Sandwolke die Sicht des Fahrers verdeckt, beruhen. Wenn die Sicht des Fahrers bereits 
verdeckt ist, handelt er nicht fahrlässig – wie Fahl schließt –, weil der Unfall aufgrund der 
Sichtbehinderung unvorhersehbar ist. Vor dem Auftreten der Sandwolke, d.h. im Regelfall der 
§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 StVO, hat er schon gegen die Anforderungen der Sondernormen 
verstoßen, die die objektive Vorhersehbarkeit widerspiegeln, und damit das unerlaubte Risiko 
geschaffen. Der von ihm geschaffene Umstand, dass sich sein Auto mit überhöhter Geschwin-
                                                          
684 Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 I  3 ,  S.  580;  Kühl,  AT,  §  17,  Rn.  18.  
685 Tiedemann,  Die Anfängerübung im Stra frecht ,  S .  66,  152.  
686 Freund,  §  5 ,  Rn.  43 ;  Kühl ,  AT,  §  17,  Rn.  19.  
687 Vgl.  §  3 ,  Abs.  1  StVO: „Es dar f nur  so  schnell  gefahren werden,  dass ‚ innerhalb der  
übersehbaren Strecke’ gehal ten werden kann.“  
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digkeit bewegt, besteht in dem Moment, in dem die Sandwolke seine Sicht verdeckt hat, im-
mer noch, und die sorgfaltswidrige Verhaltensweise des Fahrers wirkt sich auf den Erfolgsein-
tritt aus.  
Die Einhaltung der Sondernormen im Regelfall bedeutet, dass der Täter im Rahmen eines 
erlaubten Risikos handeln würde. Eine Überspannung der Anforderungen könnte in der Regel 
durch ihre Einhaltung ausgeschlossen werden (vgl. Vertrauensgrundsatz688). Der Ausschluss 
der Berufung auf diesen Grundsatz hängt davon ab, ob und wie sich das sorgfaltswidrige Ver-
halten des Täters auf den nachfolgenden Erfolgseintritt auswirkt.689 Da er die Sorgfaltspflich-
ten nicht eingehalten hat, ist er weiterhin verpflichtet, sich „vorsorglich auf alle möglichen 
Verkehrswidrigkeiten“ des Vorausfahrers vorzubereiten.690 Auch schreibt die Vorschrift (§ 4 
Abs. 1 StVO) vor, dem plötzlichen Bremsen des vorausfahrenden Fahrzeugs – dies indiziert 
eine objektive Vorhersehbarkeit des Kausalverlaufs – angemessen entgegenzuwirken. Sein 
Handlungsunrecht wäre ein kausaler Faktor für den Unfall, und es kommt hier darauf an, wie 
es sich auf den Erfolgseintritt auswirkt, d.h. es kann normativ mit dem eingetretenen Erfolg 
verknüpft werden. Bei der Bestimmung der objektiven Zurechnung wäre es nicht einfach fest-
zustellen, ob diese fahrlässige Handlung das Risiko des Erfolgseintritts im Vergleich zu pflicht-
gemäßem Alternativverhalten (bei Einhaltung eines ausreichenden Bremswegs) erhöht hat. 
Denn es sollte auch berücksichtigt werden, dass der Fahrer wegen der Sandwolke nicht recht-
zeitig erkennen könnte, dass das Frontauto gebremst wurde. Die Subsumierung in die Fall-
gruppe „atypischer Kausalverlauf“691 bzw. „allgemeines Lebensrisiko“692 könnte daher hier in 
Betracht gezogen werden. Bei der Anwendung auf die erste Fallgruppe kommt es darauf an, 
ob der Kausalverlauf des plötzlichen Auftretens der Sandwolke „völlig“ außerhalb allgemeiner 
Lebenserfahrung liegt. Die letztere Fallgruppe befasst sich mit dem Fall, in dem Erfolg aus der 
unbeherrschbaren Wirkung der Naturgewalten resultiert; dies ist ein bloßes Unglück, so dass 
ein Unrecht nicht anerkannt wird. 
 
 
                                                          
688 Er  wurde insb.  für  den Straßenverkehr  entwickelt .  Wenn s ich der  Täter  se lbs t  p fl ichtge-
mäß  verhäl t ,  dar f er  in  der  Regel  erwarten,  dass sich auch andere p fl ichtgemäß  verha lten.  
(Vgl.  F ischer,  S tGB, §  222,  Rn.  14 ff . ;  Krey/Esser,  AT,  §  50,  Rn.  1351;  Kühl,  AT,  §  17 ,  
Rn.  36 ;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  24,  Rn.  21 ff . ;  S tratenwer th/Kuhlen,  AT I ,  §  15,  Rn.  64 ;  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  18 II  3 ,  Rn.  1121  f. ;  BGHSt 12,  81 (83);  14,  97 (99))  
689 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  18 II  3 ,  Rn.  1122 .  
690 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  18 II  3 ,  Rn.  1121 .  
691 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  6  I I I  7 ,  Rn.  299.  
692 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  6  I I I  3 ,  Rn.  267.  
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d) Die Bedeutung des Erfolgs 
 
Was bisher über den Erfolg diskutiert wurde, lässt sich zusammenfassen: Im Gegensatz zu 
vorsätzlichen Straftaten liegt der Erfolg bei Fahrlässigkeitsdelikten nur außerhalb des Hand-
lungsunrechts vor. Durch die objektive Vorhersehbarkeit könnte das Erfolgsunrecht (mittelba-
res Unrecht) mit dem willentlich herbeigeführten Handlungsunrecht (unmittelbares Unrecht) 
verbunden werden. 
Basierend auf der personalen Unrechtslehre meint Welzel, dass der Erfolgsunwert nur in-
nerhalb des Handlungsunwerts von strafrechtlicher Bedeutung ist.693 Während der Hand-
lungsunwert „der generelle Unwert aller strafrechtlichen Delikte“ sei und daher immer vorlie-
gen müsse, sei der Sachverhaltsunwert kein selbständiges Element für die Erfolgs- und Ge-
fährdungsdelikte und könne daher ggf.694 fehlen. Bei Fahrlässigkeitsdelikten wird daher davon 
ausgegangen, dass ein Erfolgsunwert zum Handlungsunwert gehört695 und dass der Hand-
lungsunwert „das strafrechtlich wesentliche entscheidende Unrechtselement“ ist. 696  Eine 
Sorgfaltsverletzung begründet den Handlungsunwert und hängt nicht davon ab, „ob sie sich 
in einem Erfolg realisiert oder nicht“. Der Erfolgsunwert bei Fahrlässigkeitsdelikten kann als 
„Zufallskomponente“ bezeichnet werden,697 und sein Hinzutreten bzw. Ausbleiben hat keinen 
Einfluss auf die Zunahme bzw. Abnahme des Handlungsunwerts. Nur wenn eine sorgfaltswid-
rige Handlung zu einer Rechtsgutsverletzung führt, ist sie strafrechtlich relevant.698 In dieser 
Hinsicht wird der Erfolg sowohl bei Vorsatzdelikten als auch bei Fahrlässigkeitsdelikten als Tat-
bestandmerkmal anerkannt. Auch Welzel schließt den Erfolgsunwert nicht vollständig vom 
Unrecht aus. 
Einige Anhänger der personalen Unrechtslehre entwickeln die Lehre jedoch in eine extreme 
Richtung, um das Unrecht bei Fahrlässigkeitsdelikten nur durch den Handlungsunwert zu be-
gründen, indem sie den Erfolg von dem Unrecht abtrennen (monistisch-subjektive Unrechts-
lehre). Sie stellen darauf ab, dass die strafrechtliche Norm immer nur auf „ein bestimmtes 
Verhalten“ richtet, nicht auf Erfolg, daher liegt das Unrecht „nur“ im Handlungsunwert, d.h. 
                                                          
693 Welze l ,  Das neue Bi ld  des Stra frechtssys tems,  1961,  S.  27 f . :  „nur  als  Teilmoment“ des  
Handlungsunwer ts . ;  ders . ,  S tra frecht ,  S .  62.  
694 „beim untauglichen Versuch oder  bei  der  dem Täter  nicht  bekannten Einwi l l igung des  
Verletz ten“.  
695 Welze l ,  St ra frecht ,  S.  136.  
696 Welze l ,  Fahr lässigkei t  und Verkehrsdel ikte ,  1961,  S.  13 .  
697 Exner,  Das Wesen der  Fahr läss igke it ,  1910,  S.  83;  Welze l ,  Fahrläss igkeit  und Verkehrs-
del ikte ,  1961 ,  S .  19 f .  
698 Welze l ,  Das neue Bi ld  des Stra frechtssytems,  1961,  S.  30 f . ;  ders. ,  Fahr lässigkei t  und  
Verkehrsde likte ,  1961,  S .  19 f . :  „Zum Handlungsunwert  i s t  in  al ler  Regel  ein Er folgsunwer t  
erforder l ich.“;  ders. ,  Strafrecht ,  S.  136.  
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in den finalen Handlungen vor.699 Sie leugnen die konstitutive Funktion des Erfolgsunwerts.700 
Andernfalls könne der Erfolg als zufälliges Element in den Bereich des Unrechts gezogen wer-
den, und somit werde die Erfolgshaftung anerkannt.701 Erfolg sei kein Tatbestandsmerkmal, 
sondern die objektive Bedingung der Strafbarkeit.702 
Krauß geht ebenfalls davon aus, dass der Erfolgseintritt „weitgehend dem Zufall überlassen“ 
ist und somit mit dem Schuldprinzip „nicht restlos zu vereinbaren“ ist, behauptet jedoch, dass 
der Erfolg „als vollwertiges Unrechtselement“ eine „strafbegründende Funktion nur im Un-
recht“ hat.703 Ohne Berücksichtigung des Erfolgs könnten die unterschiedlichen Strafrahmen 
– zwischen bloßer Verkehrsübertretung und fahrlässiger Körperverletzung oder fahrlässiger 
Tötung durch dieselbe sorgfaltwidrige Handlung – und die Höhe der Strafe nicht zutreffend 
bestimmt werden.704 
Darüber hinaus könnte man auch sagen, dass Erfolg kein Zufall ist, sondern „zusätzliches 
Unrecht“, sofern der Erfolgsunwert mit dem Handlungsunwert als Realisierung der durch die 
sorgfaltswidrige Handlung verursachten spezifischen Risiken verknüpft ist.705 D.h. der Erfolgs-
unwert bei Fahrlässigkeitsdelikten sollte nicht auf dem bloßen Erfolgseintritt beruhen, son-
dern auf der Struktur, in der die Risiken der sorgfaltswidrigen Handlung mit dem Erfolgseintritt 
zusammenhängen.706 Angesichts der Aufgabe des Strafrechts, „Rechtsgutsverletzungen durch 
menschliches Handeln zu verhindern“707, ist der Erfolg ein wesentliches konstitutives Element 
des strafrechtlichen Unrechts, wenn er auf einer sorgfaltswidrigen Handlung, d.h. auf einem 
Verstoß gegen die Norm, beruht.708 Bei Fahrlässigkeitsdelikten ist es daher wichtig, die zahl-
                                                          
699 Zie l inski ,  Handlungs- und Er folgsunwert  im Unrechtsbegr iff ,  1973,  S.  121 ff . ;  Lüderssen,  
ZStW 85 (1973) ,  291 (292) ;  Arm. Kaufmann,  FS-Welzel ,  393 (395 f. ) .  
700 Welze l ,  Fahrläss igke it  und Verkehrsde likte ,  1961,  S.  11:  „nur  e ine einschränkende ,  aber  
ke ine pr imär  konst i tu t ive Funkt ion für  Tatbestand und Rechtswidrigkei t“ . ;  Ziel inski ,  Hand-
lungs-  und Er fo lgsunwer t  im Unrechtsbegr iff ,  1973,  S.  128  f. :  „nicht  unrechtskonst i tu t iv“.  
701 Zie l inski ,  Handlungs- und Er fo lgsunwert  im Unrechtsbegr iff ,  1973,  S.  142:  Ohne d ie  Ver-
bindung zwischen dem Handlungsunwer t  und dem Erfolgsunwer t  könne  dieser  „weder  die  
Norm noch d ie  P f l icht  fund ieren“. ;  S.  153  f. :  „nicht  minder  e in Produkt  des Zufal l s“.  
702 Horn,  Konkrete  Gefährdungsdelikte ,  1973,  S.  81;  Ziel inski ,  Handlungs- und Er folgsun-
wert  im Unrechtsbegr iff ,  1973,  S.  213 ,  217;  Lüderssen,  ZStW 85 (1973) ,  291 (292);  Arm.  
Kaufmann,  FS-Welzel ,  393 (411) .  
703 Krauß,  ZStW 76 (1964) ,  19 (62) .  
704 Krauß,  ZStW 76  (1964) ,  19 (61);  auch Schünemann,  FS-Schaffs te in,  159 (171);  Stra ten-
werth ,  FS-Schaffstein,  177 (188);  Jescheck,  LK-StGB, Vor §  13,  Rn.  40.  
705 Stratenwer th,  FS-Schaffstein,  177 (184) ;  Hirsch,  ZStW 94 (1982) ,  239 (254):  das „in  der  
sorgfal t swidr igen Handlung entha l tene“ Er folgsr is iko.  
706 Hir sch,  ZStW 94 (1982) ,  239 (254):  Sie  könne ohne Widerspruch auf der  Grundlage des  
personalen Unrechtsbegr iffs  aufgebaut  werden.  
707 Stratenwer th,  FS-Schaffstein,  177 (183) ,  (185) .  
708 Stratenwer th,  FS-Schaffstein,  177 (182) .  
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reichen zufälligen Faktoren auszuschließen, die außerhalb der menschlichen Herrschaft lie-
gen. Hierzu wurde bereits gezeigt, dass die objektive Vorhersehbarkeit dazu dient, das Un-
recht durch den Zusammenhang zwischen dem Handlungsunrecht und dem Erfolgsunrecht zu 
bestimmen. Die Rolle der objektiven Vorhersehbarkeit bei der Interaktion mit einer objektiven 
Sorgfaltspflichtverletzung ist mehr als eine bloße Zurechnung. Das Schuldprinzip erfordert 
diese Struktur, mit der bei der Prüfung von Fahrlässigkeitsdelikten sicher ausgeschlossen wer-
den kann, dass der Täter für den Erfolgseintritt haftbar gemacht wird, obwohl ihn kein Ver-
schulden trifft. 
 
e) Auswirkung der Tatbestandsmerkmale der Fahrlässigkeitsdelikte auf fahrlässige 
Mittäterschaft 
 
Es wurde eindeutig festgestellt, dass das Merkmal der objektiven Sorgfaltspflichtverletzung 
eine wesentliche Rolle bei der Bestimmung des Handlungsunrechts der Fahrlässigkeitsdelikte 
spielt. Auf dieses Merkmal darf daher nicht verzichtet werden. Dies führt zwangsläufig zu un-
terschiedlichen Verbrechensstrukturen bei vorsätzlichen und fahrlässigen Straftaten. Der An-
satz, das Unrecht der Fahrlässigkeitsdelikte ohne das Merkmal der Sorgfaltspflichtverletzung 
nur mit der Vorhersehbarkeit aufzubauen, zeigt, dass die beiden subjektiven Merkmale, Vor-
satz und Fahrlässigkeit, zu einem einheitlichen Deliktsaufbau zusammengesetzt werden kön-
nen. Dies kehrt jedoch den Zweck und die Mittel um. Denn der Deliktsaufbau ist nur ein Rah-
men für die Einordnung, und seine Bedeutung besteht darin, sicherzustellen, dass die Sub-
stanz der Unwerte entsprechend dem Wesen des Verbrechens untersucht werden kann. Da-
her ist es nicht erforderlich, die fahrlässigen Straftaten anhand desselben Deliktsaufbaus von 
vorsätzlichen Straftaten festzustellen. 
Bei fahrlässigen Straftaten fehlt der auf die bestimmte Rechtsgutsverletzung gerichtete 
Wille, so dass das Erfolgsunrecht nur außerhalb des Handlungsunrechts besteht. Der Zusam-
menhang zwischen dem Handlungsunrecht und dem Erfolgsunrecht ist daher entscheidend, 
um die zahlreichen zufälligen Faktoren zwischen den beiden auszuschließen. Das Merkmal der 
objektiven Vorhersehbarkeit des Erfolgs und des Kausalverlaufs, das innerlich eng mit der ob-
jektiven Sorgfaltspflichtverletzung bei der Bestimmung des Handlungsunrechts zusammen-
hängt, dient dazu, die Erfolgshaftung auszuschließen.709 
                                                          
709 Auf der  objektiven Zurechnungsebene d ient  das Er fordernis des Schutzzweckzusammen-
hangs  und des  Rechtswidrigkei t szusammenhangs zum Ausschluss . ;  Cramer/Sternberg-Lie-
ben ste l len d ieses  Er fordernis in das Er folgsunwertsur tei l .  (Cramer /Sternberg-Lieben,  
Sch/Sch-StGB,  §  15,  Rn.  121 ff . )  
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Erst wenn bei Fahrlässigkeitsdelikten der Erfolgeintritt, werden die Risikohandlungen, die 
sich auf den Erfolgseintritt ausgewirkt haben, nachträglich bestimmt, und dann wird ihre Sorg-
faltswidrigkeit nach den konkreten Umständen jedes fahrlässigen Täters zum Zeitpunkt der 
fahrlässigen Handlung festgestellt. D.h., erst beim Erfolgseintritt könnte die Sorgfaltswidrig-
keit als „Straftat“ (§ 25 Abs. 2 StGB) auftauchen (vgl. auch § 22 StGB: kein Versuch bei Fahr-
lässigkeitsdelikten). In diesem Sinne hat eine sorgfaltswidrige Handlung solange keine straf-
rechtliche Bedeutung, bis der Erfolg daraus resultiert. Es sollte auch immer betont werden, 
dass seine soziale Rolle – einschließlich etwaigen Sonderwissens – bei der Bestimmung seiner 
Sorgfaltswidrigkeit berücksichtigt wird. In Fahls Fall wird gezeigt, dass jedem Fahrlässigen 
seine eigene Sorgfaltspflicht zum Zeitpunkt der fahrlässigen Handlung auferlegt wird: Die 
Sorgfaltspflichtwidrigkeit der Fahrer, die an der Spitze der Kolonne in die Sandwolke fahren, 
könnte bei dem Auffahrunfall nicht wegen der Übergeschwindigkeit, sondern wegen des 
plötzlichen Bremsens begründet werden. Im Gegensatz dazu wird die Sorgfaltspflichtwidrig-
keit der folgenden Fahrer wegen der Übergeschwindigkeit begründet. Seine Fahrspur, der Auf-
tretensort der Sandwolke710 und deren Bewegungsverlauf beeinflussen auch die Bestimmung 
des Handlungsunrechts jedes Täters. Abhängig von den konkreten Umständen jedes Täters 
könnten die objektive Vorhersehbarkeit und die einschlägigen Sorgfaltspflichten je nach Täter 
unterschliedlich sein. 
Solange die Idee der Kollektivperson zu Recht abgelehnt wird und das Handlungsunrecht 
durch die objekitve Sorgfaltspflichtverletzung bei objektiver Vorhersehbarkeit begründet 
wird, könnten alle am Zusammenwirken Beteiligten keine einheitliche deliktische Eigenschaft 
aufweisen, da sich das fahrlässige Zusammenwirken nicht mit einem strafrechtlich relevanten 
Ziel befasst. Nach dem Zusammenwirken erfolgt die Annahme des Handlungsunrechts. Auf-
grund dieser Struktur könnte keine fahrlässige Mittäterschaft angenommen werden. 
Die Fahrlässigkeit der einzelnen Handlung jedes Fahrlässigen sollte separat identifiziert wer-
den, weil die mittäterschaftliche Zurechnungsstruktur für die gegenseitige Zurechnung bei 
fahrlässigem Zusammenwirken fehlt, wodurch der sorgfaltswidrige Tatbeitrag eines anderen 
jedem Mittäter als eigenes Unrecht zugerechnet wird. Die Handlungen aller an diesem Hand-
lungsprojekt Beteiligten stellen daher nicht immer das eigene Handlungsunrecht jedes einzel-
nen Beteiligten dar. Der Fall, in dem alle Beteiligten zur gleichen Zeit an einem Ort zusammen-
arbeiten und nachträglich festgestellt wird, dass sie aufgrund ihrer gleichen sozialen Rolle und 
                                                          
710 Wenn sich d ie  Sandwolken „wenigs tens  an anderer  Stel le ,  auf  den Feldern oder  am Rand  
der  Autobahn,  gebi lde t  hä t ten“.  (Fahl ,  JA 2012,  808 (811))  
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ihres gleichen Sonderwissens gegen dieselbe Sorgfaltspflicht verstoßen, wäre eher Zufall. Es 
gibt keinen Ausweg aus dieser Zufallshaftung. Dies verstößt gegen das Schuldprinzip. 
Der Gleichheitsgrundsatz könnte ebenfalls verletzt werden. Vergleichen wir zwei Fahrläs-
sige A und B. Sie verletzen dieselbe Sorgfaltspflicht in zwei verschiedenen Gruppen (Gruppe 1 
und 2), die dieselbe Art vom Zusammenwirken vollziehen. Die gleiche Rechtsgutsverletzung 
wird durch die gleiche Sorgfaltspflichtverletzung aller Beteiligten jeder Gruppe verursacht. Es 
ist nicht bekannt, wessen Handlung in beiden Fällen zum Erfolg führt. Doch gibt es einen Täter 
C in Gruppe 2. Er hält zwar die einschlägige Sondernorm ebenfalls nicht ein, aber seine Hand-
lung stellt wegen des Fehlens der objektiven Vorhersehbarkeit kein Handlungsunrecht dar 
(z.B. Praktikant/in). In diesem Fall der Gruppe 2 wird eine fahrlässige Mittäterschaft auch von 
einigen Befürwortern nicht anerkannt, die grundsätzlich die Vorhersehbarkeit durch jeden Be-
teiligten für fahrlässige Mittäterschaft verlangen.711 Dann könnte, obwohl das Unrecht des A 
und B sich nicht unterscheidet, A als Mitttäter bestraft werden, aber B könnte freigesprochen 
werden. Dies könnte auch im Hinblick auf das Schuldprinzip kritisiert werden, weil die eigene 
Schuld vom Handlungsunrecht eines anderen abhängt. 
 
f) Der Ansatz von Roxin: Mittäterschaft als gemeinschaftliche Gefahrerhöhung 
 
Roxin behandelt Fahrlässigkeitsdelikte nicht als Herrschaftsdelikte, daher gelte die Tatherr-
schaftslehre nur für vorsätzliche Herrschaftsdelikte.712 Obwohl es zur Ablehnung fahrlässiger 
Mittäterschaft führen sollte, dass die Willensübereinstimmung der gemeinsamen Tatbe-
standsverwirklichung und die danach arbeitsteilige Ausführung bei fahrlässigem Zusammen-
wirken fehlen, ist er der Meinung, dass fahrlässige Mittäterschaft unter dem Gesichtspunkt 
der Gefahrerhöhung anerkannt werden könnte.713 
 
 
                                                          
711 Siehe Teil  3  B I  1 ,  C I  2 ;  Auch Här ing ver langt  d ie  Vorhersehbarke i t  für  fahr läss ige  
Mit tä ter schaft ,  um die Verantwort l ichkei t  zu begrenzen.  Die  Anforderung der  Vorhersehbar-
ke i t  bei  fahr läss igem Zusammenwirken l iege sowohl  in der  objektiven na tür l ichen Kausal i tä t  
a l s  auch in der  subjektiven Verknüpfung zwischen sorgfal tswidr iger  Handlung und Er folg.  
(Här ing,  Die Mittäte rschaf t  beim Fahr lässigkei t sde l ikt ,  2005,  S.  283  ff . ;  ders . ,  sui -generis  
2018,  1  (17))  
712 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  770.  
713 Roxin,  Täterschaf t  und Tatherr schaf t ,  S.  770 ;  ders. ,  AT II ,  §  25,  Rn.  242;  auch Dencker,  
Kausal i tä t  und Gesamttat ,  1996,  S.  224 f . ;  Kamm,  Die  fahr lässige Mittäterschaf t ,  1999 ,  
S.  179 f. ,  188;  Knauer,  Kollegialentsche idung,  2001,  S.  195;  Steckermeier,  Der  Tatent -
schluss von Mittätern,  2015,  S.  167  ff .  
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aa) Erste Annäherung 
 
Roxin möchte die Zurechnungsstruktur bei Mittäterschaft nach dem Grundgedanken »Jeder 
versagt für sich allein« aufbauen, achtet jedoch bei fahrlässigem Zusammenwirken kaum auf 
mittäterschaftlicher Struktur. Die Fahrlässigkeitsdelikte unterliegen jedoch dem Schuldprin-
zip. Eine auf dem Schuldprinzip beruhende Kontrolle ist bei fahrlässigen Straftaten noch wich-
tiger als bei vorsätzlichen Straftaten,714 weil Vorsatz der auf den Erfolg gerichtete Wille ist, 
während sich die Bestrafung der Fahrlässigkeitsdelikte aus der nachträglichen Wertung ergibt. 
Die Diskussion über die Annahme fahrlässiger Mittäterschaft sollte daher nicht auf eine Kon-
struierbarkeit bzw. eine begriffliche Möglichkeit abgestellt werden, sondern auf die Legiti-
mierbarkeit der gegenseitigen Zurechnung.715 
Wenn hier nur logische Aspekte berücksichtigt werden, sollte der Ansatz akzeptiert werden, 
die Mittäterschaft sowohl bei vorsätzlichem als auch bei fahrlässigem Zusammenwirken allein 
mit der objektiven Zurechnung zu bestimmen,716 weil zumindest dasselbe Kriterium zur Recht-
fertigung der gegenseitigen Zurechnung verwendet wird. Die Probleme mit diesem Ansatz 
werden jedoch nachstehend ausführlich analysiert. 
Im Gegensatz zu der Tatsache, dass die meisten Befürworter aufgrund struktureller Ver-
schiedenheit eine andere Voraussetzung für fahrlässige Mittäterschaft aufweisen, ist Roxin 
der Ansicht, dass der objektive Tatbestand des fahrlässigen Erfolgsdelikts mit dem des vor-
sätzlichen identisch ist.717 Der Unterschied zwischen ihnen könnte auf die Auffassung der Rolle 
der objekiven Sorgfaltspflichtwidrigkeit zurückgeführt werden.718 
Die Vertreter der finalen Handlungslehre erfassen, dass die Fahrlässigkeitsdelikte auch die 
Verbotsnorm betreffen. Das Handlungsunrecht wird daher durch die verbotswidrige und als 
sorgfaltswidrig zu bewertende „willensgesteuerte“ Handlung begründet. Bei Fahrlässigkeits-
delikten ist davon auszugehen, dass „das wesentliche Moment der fahrlässigen Straftaten 
                                                          
714 Vgl.  Teil  4  B VI 1  f)  cc) .  
715 Vgl.  Puppe ,  ZIS 2007,  234 (237):  Sie  geht  auch davon aus,  dass fahr läss ige Mit tä ter schaf t  
konstruier t  werden könnte. ;  auch Rotsch,  FS-Puppe,  2011,  887 (903):  dogmatische Erklä-
rung der  Konstruierbarkeit .  
716 Vgl.  Derksen,  GA 1993,  163 (171 ff . ) ;  Lesch,  ZStW 105 (1993) ,  271 (273 f. ) ;  Hierzu ausf .  
s .  Teil  4  B V 2 c)  cc) .  
717 Vgl.  Fel lenberg,  Zei t l iche Grenzen der  Fahr lassigke it shaf tung,  2000,  S.  96 ff . ;  Yamanaka ,  
ZStW 102 (1990) ,  928 (944) :  „ke ine se lbstständ ige Bedeutung“. ;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  24,  
Rn.  10 ff .  
718 Vgl.  Teil  4  B VI 1  b) .  
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nicht im Erfolg [liegt], sondern in der Sorgfaltswidrigkeit des Handlungsvollzugs [ ]“.719 Andern-
falls wäre es nicht leicht, der Kritik zu entgehen, dass die Bestrafung für die Fahrlässigkeitsde-
likte auf einer Erfolgshaftung bzw. einer Zufallshaftung beruht. Die objektive Sorgfaltspflicht-
widrigkeit sollte daher als Grundlage für das fahrlässige Handlungsunrecht und als ein Tatbe-
standsmerkmal erfasst werden.720 Sie ist kein bloßes Merkmal der allgemeinen Zurechnungs-
kriterien.721 
Diese Auffassung wird im Allgemeinen – sowohl von Finalisten als auch von Vertretern des 
sozialen Handlungsbegriffs, dem diese Arbeit folgt – unterstützt. Die soziale Handlungslehre 
kritisiert, dass die finale Handlungslehre nicht alle strafrechtlich relevanten Verhaltensweisen 
umfassen kann.722 Die soziale Handlungslehre kann jedoch alle Verhaltensformen mit der so-
zialen Relevanz des menschlichen Tuns oder Unterlassens zusammenfassen723 und enthält 
verschiedene Gesichtspunkte, die den Schwerpunkt auf den objektiven Sinn der Handlung724 
oder auf die personale Wirklichkeit725 legen. Jescheck erklärt nach seiner subjektiven sozialen 
Handlungslehre,726 dass Handlung „alles sozialerhebliche menschliche Verhalten“727 und „Fi-
nalität“ „die seinsmäßige Grundkategorie des aktiven [...] Verhaltens“ ist, weil Menschen die 
Eigenschaft haben, Kausalabläufe steuern zu können.728 In diesem Zusammenhang umfasst 
die soziale Handlungslehre die kausalen und finalen Handlungselemente, daher sei diese Syn-
these der Sinn des sozialen Handlungsbegriffs.729 Es wird hier darauf hingewiesen, dass die 
                                                          
719 Welze l ,  S tra frecht ,  S.  129;  auch Jescheck,  FS-Schmidt ,  139 (148  f. ) :  Die Verursachung 
des Deliktser folgs und  d ie  Sorgfal tsp f l ichtver letzung s ind entsche idend. ;  vgl .  auch Teil  4  B 
VI 1  d) .  
720 Ebenso Samson,  SK-StGB, Anh.  zu §  16 ,  Rn.  6;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  55 I ,  S.  577 ;  
Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  18 II  2 ,  Rn.  1110 ff. ;  Wezel ,  Stra frecht ,  S.  130.  
721 Dagegen Roxin/Greco,  AT I ,  §  24,  Rn.  12 .  
722 Jescheck/Weigend,  AT,  §  23 II I  2 ,  S.  221.  
723 Hierzu vgl .  Bloy,  ZStW 90 (1978) ,  609 (609 ff. ) .  
724 Engisch,  FS-Kohlrausch,  141 (164) :  „das  wi l lkür l iche Bewirken objekt iv  bezweckbarer  
soz ialerheb licher  Fo lgen“. ;  Maihofer,  FS-Schmidt ,  156  (178) :  „das objekt iv  von Menschen 
beherrschbare Verhal ten mi t  Richtung auf einen objekt iv voraussehbaren sozialen Er fo lg“. ;  
Schmidt ,  FS-Engisch,  339 (339):  „wi l lensge tragenes Verha lten,  das durch se ine  Auswirkun-
gen d ie  Lebenssphäre von Mitmenschen berühr t  und sich unter  normat iven Aspekten a ls  
soz iale  Sinne inhe it  darstel l t“.  
725 Wolff,  Der  Handlungsbegr iff ,  1964,  S.  39;  Arth.  Kaufmann,  FS-Mayer,  79 (116):  „sinn-
haf te  Gestal tung der  Wirkl ichkei t  mi t  vom Willen beherrschbaren kausa len Fo lgen“.  
726 Auch Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  3  I I  2 ,  Rn.  144 ff .  
727 Jescheck,  FS-Schmid t ,  139 (151 f. ) :  Soz ialerheblichkei t  hängt  davon ab ,  dass ein Verhal -
ten „den Menschen in se iner  mi tmenschl ichen Rol le  in Erscheinung treten lässt“ . ;  Je -
scheck/Weigend,  AT,  §  23 VI,  S.  223.  
728 Jescheck/Weigend,  AT,  §  23 VI,  S .  222.  
729 Jescheck,  FS-Schmid t ,  139 (150):  Auf d ie  Kategor ien der  Se inssphäre  sol l te  e ine wer-
tende Sichtweise angewendet  werden,  nach der  die  „Kausal i tä t ,  Final i tä t  und recht l iche  
Handlungserwar tung be i  der  Unter lassung“ gleichmaßen zusammengefasst  werden. ;  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  3  I I  2 ,  Rn.  146 .  
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Ansicht der Finalisten, dass Fahrlässigkeit „in einem unsorgfältigen Vollzug einer finalen Hand-
lung“ besteht, falsch ist. Denn die Vermeidbarkeit des Erfolgs liegt bei fahrlässigen Straftaten 
„außerhalb des finalen Zusammenhangs“, und die Finalität der Handlung hat daher keinen 
strafrechtlichen Sinn. Aus diesem Grund stellt Jescheck bei Fahrlässigkeitsdelikten auf die So-
zialerheblichkeit des Erfolgs ab, der „nicht final gewollt, sondern [...] kausal verursacht ist“,730 
und auf die Steuerbarkeit der Kausalabläufe durch die Finalität.731 D.h., „die Pflichtwidrigkeit 
der Willensbetätigung“ begründet das Handlungsunrecht der Fahrlässigkeitsdelikte, und darin 
besteht die strukturelle Verschiedenheit zwischen vorsätzlichen und fahrlässigen Straftaten. 
Es ist daher unzulässig, die gegenseitige Zurechnung bei fahrlässigem Zusammenwirken nur 
durch die Gefahrerhöhung zu rechtfertigen. Das Handlungsunrecht jedes fahrlässigen Betei-
ligten wird nachträglich nach dem Erfolgseintritt bestimmt, nur wenn er seine eigene Sorg-
faltspflicht verletzt, die jedem zum Zeitpunkt der fahrlässigen Handlung seperat auferlegt 
wird.732 
 
bb) Gefahrerhöhungslehre und gegenseitige Zurechnung 
 
Das objektive Unrecht und das subjektive Unrecht bei fahrlässigen Erfolgsdelikten haben 
jeweils ihren eigenen ontologischen Bereich, sind jedoch aus normativer Sicht733 voneinander 
abhängig und müssen im teleologischen Zusammenhang festgelegt werden. M.a.W., das Er-
folgsunrecht muss sich aus dem Handlungsunrecht ergeben.734 Honig meint, dass diese Zu-
rechnung des Erfolgs durch die „objektive Zweckhaftigkeit“ bestimmt wird, die sich „vom zu-
fälligen Ereignis“ abgrenzt, da das Wesen des menschlichen Verhaltens auf dem zweckhaften 
Eingreifen in die Naturvorgänge beruht.735 Er stellt daher das Merkmal „Erreichbarkeit oder 
                                                          
730 Jescheck,  FS-Schmidt ,  139 (151 f. ) :  nach der  Willensr ichtung (Final i tä t) ,  dem Erfolg  
(Kausa li tä t)  und der  recht l ichen Handlungserwartung be im Unter lassen.  
731 Welze l ,  S tra frecht ,  S .  130:  Es kommt auf  die  konkre te  Steuerung im Vergleich zu „e inem 
maßstäb lichen Sozia lverha lten“ an,  „das  an der  Vermeidung soz ia l  unerwünschter  Er fo lge  
or ient ier t  i s t“.  
732 Siehe o .  Tei l  4  B VI 1 .  
733 Honig,  FG-v.Frank,  174 (188);  Roxin,  FS-Honig,  133  (133  ff . ) ;  Jescheck,  AT,  §  28  I  2 ,  
S.  277.  
734 Wie Ulsenheimer  zu Recht  be tont ,  i s t  e ine  fahr läss ige Verursachung nicht  gleichbedeu-
tend mi t  „Verursachung plus Fahr läss igke it“ ,  was  auf  der  Lehre vom „versar i  in re  i l l i -
c i ta“ beruht .  Das Gesetz  selbs t  ver langt  auch eindeutig,  dass die  Umstände,  d ie  der  P fl icht -
widr igkei t  zugrunde  l iegen,  gerade  zum Erfo lg führen müssen.  (Ulsenheimer,  JZ 1969,  353  
(367))  
735 Honig,  FG-v.Frank,  174 (184 f. ) ;  Hingegen meint  Lampe,  dass d ieses  Kri ter ium ke ine  
ausreichende Bedingung se in kann,  um die Wirkl ichkeit  der  stra frechtl ichen Zurechnung zu 
begründen,  d ie  „von der  konkre ten Tatmacht  des  konktreten Täters abhängt“.  (Lampe,  GS-
Arm.Kaufmann,  189 (195 f. ) )  
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Abwendbarkeit des Erfolgs“ dar. Die Risikoerhöhungslehre führt diese Sicht auf das Risikoprin-
zip zurück und versucht, allgemeine Zurechnungskriterien darzustellen. Wenn eine Handlung 
eine rechtlich unerlaubte Gefährdung des Handlungsobjekts schafft bzw. erhöht und die Ge-
fahr sich in einem tatbestandsmäßigen Erfolg verwirklicht, wird die objekive Zurechnung an-
erkannt. 
Hirsch weist jedoch darauf hin, dass die objektive Zurechnungslehre bei Fahrlässigkeitsde-
likten keinen Sinn hat, weil unabhängig von ihr bereits eine sachentsprechende Lösung nach 
dem Wesen der Fahrlässigkeitsdelikte gefunden wurde.736 Während es sich bei vorsätzlichen 
Straftaten um eine konkrete Erfolgsverwirklichungshandlung handelt, handelt es sich bei fahr-
lässigen Erfolgsdelikten um eine Riskohandlung, die sich jedoch nur auf den Erfolgseintritt aus-
wirkt.737 Aufgrund dieses Unterschieds sollten bei Fahrlässigkeitsdelikten neben der Kausalität 
andere weitere Elemente überprüft werden, die dazu dienen zu bestimmen, ob die betref-
fende Sorgfaltswidrigkeit „gerade“ zum Erfolg führt.738 Die objektive Zurechnungslehre sei da-
her ausnahmsweise nur im Zusammenhang mit der Debatte über rechtmäßiges Alternativver-
halten von Bedeutung.739 
Zur Bestimmung der objektiven Zurechnung bei Fahrlässigkeitsdelikten sind die spezifischen 
Voraussetzungen – „Pflichtwidrigkeitszusammenhang“ 740  und „Schutzzweckzusammen-
hang“741 – erforderlich.742 Es muss überprüft werden, ob die verletzte Sorgfaltsnorm dazu 
dient, solche Erfolge wie den eingetretenen zu verhindern, und ob der Erfolg bei pflichgemä-
ßem Alternativverhalten vermieden worden wäre.743 Wenn der Erfolg objektiv unvermeidbar 
war, wird daher die objektive Zurechnung verneint. Nach der Vermeidbarkeitstheorie744 wird 
                                                          
736 Hir sch,  FS-Lenckner,  119 (141 f. ) .  
737 Hir sch,  FS-Lenckner,  119 (139 f. ) .  
738 Hir sch,  FS-Köln,  399 (406);  ders. ,  FS-Lenckner,  119 (127);  Welze l ,  Strafrecht ,  S.  136.  
739 Hir sch,  FS-Lenckner,  119 (140) .  
740 Welze l ,  Fahr läss igke it  und Verkehrsdel ikte ,  1961,  S.  21:  Schl ieß lich ergibt  s ich dies auch 
aus dem Wesen der  Fahrläss igke it statbes tände. ;  Lampe,  ZStW 101 (1989) ,  3  (3  ff . ) ;  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  6  I I I  8 ,  Rn.  304,  §  18 II  4 ,  Rn.  1129 ff .  
741 Roxin,  FS-Honig,  133 (144):  Der  „Schutzbere ich der  Norm“ kann bei  vorsä tzl ichen und  
fahr lässigen Stra f taten unterschiedl ich best immt werden. ;  Wessels /Beulke /Sa tzger,  AT,  §  18  
II  4 ,  Rn.  1128.  
742 Jescheck/Weigend beze ichnen die  be iden umfassend als  „Rechtswidrigke it szusammen-
hang“.  (Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 II  2 ,  S.  584)  
743 Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 II  2 ,  S.  584.  
744 Ulsenheimer,  Das Verhältnis  zwischen Pfl ichtwidr igkei t  und  Er fo lg,  1965,  S.  134 ff . ;  
ders. ,  JZ 1969,  364  (364  ff . ) ;  Jakobs,  ZStW 86 Beihef t  (1974) ,  6  (26 ff . ) ;  ders . ,  AT,  7/98 ff . ;  
Schlüchter,  JuS 1977,  104 (107 f. ) ;  d ies. ,  JA 1984,  673 (676);  Schröder,  LK-StGB, §  16,  
Rn.  190 ;  Freund,  MüKo-StGB, Vor §§  13 ff . ,  Rn.  284 ff . ;  ders. ,  AT,  §  2 ,  Rn.  49 ff . ;  Gropp,  
AT,  §  12,  Rn.  79 ff . ;  Jäger,  AT,  §  2 ,  Rn.  37;  Kindhäuser,  AT,  §  33,  Rn.  38;  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  6  I I I  8 ,  Rn.  305 ff .  
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der Täter nach dem »in dubio pro reo«-Prinzip freigesprochen, auch wenn der Erfolg bei pflich-
gemäßem Alternativverhalten auch mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit einge-
treten wäre.745 Hingegen verwendet die Risikoerhöhungslehre746 das Kriterium, ob die fahr-
lässige Handlung das Risiko des Erfolgseintritts im Vergleich zu pflichgemäßem Alternativver-
halten erhöht hat. Die Lösung nach der Risikoerhöhungslehre unterscheidet sich nicht von der 
Anwendung der objektiven Zurechnungslehre auf Fahrlässigkeitsdelikte.747 
Die Debatte zwischen Roxin und Ulsenheimer zeigt den Unterschied zwischen den beiden 
Meinungen. Mit dem Gleichheitssatz behauptet Roxin, dass der Täter freigesprochen werden 
muss, weil es „wie das unverbotene Verhalten“ ist, wenn seine sorgfaltswidrige Handlung das 
Risiko des Erfolgseintritts gegenüber einem erlaubten Risiko nicht erhöht, obwohl sie den Er-
folg verursacht.748 Die Relevanz des Sorgfaltsverstoßes wird verneint.749 Wenn die Handlung 
jedoch ein höheres Risiko als das erlaubte nach sich zieht und somit zum Erfolg führt, sollte 
der Täter bestraft werden.750 Hier kritisiert Ulsenheimer, dass die Risikoerhöhung in dieser 
Konstellation immer bejaht wird, weil die Norm eine „durch das erlaubte Risiko abgesteckte 
Toleranzgrenze“ darstellt, weshalb deren Verstoß gerade eine Risikoerhöhung ist.751 Die sorg-
faltswidrige Handlung stellt jedoch nicht gerade die gegenüber einem erlaubten Risiko gestei-
gerte Gefahr dar.752 
Der „Ziegenhaar“-Fall753 zeigt, wie diese unterschiedlichen Ansichten tatsächlich zutreffen: 
Obwohl die Händlerfirma dem Angeklagten mitgeteilt hat, dass er die Haare desinfizieren 
                                                          
745 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  6  I I I  8 ,  Rn.  304 f .  
746 Von Roxin begründet :  Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (430 ff . ) ;  ders. ,  FS-Honig,  133 (133 
ff . ) ;  auch Jescheck,  Aufbau der  Fahr lässigke it ,  1965,  S.  17;  Wolff,  Kausa li tä t  von Tun und  
Unter lassen,  1965,  S.  27;  Burgstal ler,  Das Fahr lässigkei tsdel ikt  im Stra frecht ,  1974,  
S.  139 ff . ;  Wolter,  Objekt ive  und personale Zurechnung,  1981 ,  S.  334 ff . ;  Rudolphi ,  JuS 
1969,  553 (554) ;  Seebald,  GA 1969,  193  (213);  Schaffstein,  FS-Honig,  169 (171);  S tra ten-
werth ,  FS-Gal las,  227 (239);  Otto ,  JuS 1974,  702 (708);  Schünemann,  JA 1975,  582 (647 ff . ) ;  
ders. ,  GA 1985 ,  341 (354);  ders. ,  S tV 1985,  229  (229);  Walder,  SchwZStR 93 (1977) ,  113  
(160);  Ebert /  Kühl,  Jura  1979,  561  (572 f. ) ;  Puppe,  ZStW 95  (1983) ,  287 (293 ff . ) ;  d ies. ,  
ZStW 99  (1987) ,  595 (602 ff . ) ;  d ies. ,  NK-StGB,  Vor §§  13 ff . ,  Rn.  205 f . ;  Kahlo,  GA 1987,  
66 (74 ff . ) ;  Küper,  FS-Lackner,  247  (282);  Brammsen,  MDR 1989,  123  (123 ff . ) ;  Erb,  JuS 
1994,  449 (453) ;  Kretschmer,  Jura 2000 ,  267 (274 f. ) ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 II  2  b) ,  
S.  584 ;  Köhler,  AT,  S.  197 ff . ;  Maurach/Gösse l /Zipf-Gösse l ,  AT II ,  §  43 ,  Rn.  106;  Stra ten-
werth/Kuhlen,  AT I ,  §  8 ,  Rn.  36  f .  
747 Vgl.  Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 II ,  S.  584.  
748 Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (432) .  
749 Vgl.  Ulsenheimer,  JZ 1969,  353 (366) .  
750 Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (433) .  
751 Ulsenheimer,  JZ 1969,  353 (366) .  
752 Schürer-Mohr,  Er laub te  Risiken,  1998,  S.  161 ;  Engisch,  FS-DJT I ,  401 (418 f. ) ;  Maiwald ,  
FS-Jescheck I ,  405 (405 ff . ) ;  Kindhäuser,  GA 1994,  197 (197 ff . ) ;  Jakobs,  AT,  9/7;  Je -
scheck/Weigend,  AT,  §  36 I  1 ,  S.  401,  §  55 2  b ) ,  S.  579 ;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  24,  Rn.  11 ;  
Welzel ,  S tra frecht ,  S.  131 f. ;  Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  8 ,  Rn.  424.  
753 RGSt 63,  211 (211) .  
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müsse, hat er sie seine Arbeiter ohne Desinfektion zu Pinseln verarbeiten lassen, und anschlie-
ßend wurden vier Arbeiterinnen durch Milzbrandbazillen angesteckt und starben. Der Sach-
verständige äußerte, dass der ursächliche Zusammenhang zwischen der Fahrlässigkeit des An-
geklagten und dem Erfolg „nicht mit der notwendigen Sicherheit“ nachgewiesen werden 
könne, da „die zugelassenen drei Desinfektionsarten unsicher [sind] und keine genügende Ge-
währ für wirkliche Keimfreiheit der Haare [bieten]“.754 Trotzdem wird nach der Risikoerhö-
hungslehre der Erfolg dem Angeklagten zugerechnet. Wenn er „alle Maßnahmen“ ergriffen 
hat, die die Gefahr vermindert hätten, oder wenn seine Desinfizierung nach den gesetzlichen 
Anforderungen für die Bazillen „ohnehin unwirksam gewesen wäre“, könnte die Zurechnung 
verneint werden.755 
Hierbei ist zu betonen, dass die Risikoerhöhung und die Sorgfaltspflichtwidrigkeit getrennt 
geprüft werden sollten.756 Der Zweck der Sorgfaltspflicht besteht darin, einen Erfolgseintritt 
zu vermeiden. Der Angeklagte hat jedoch seine Sorgfaltspflicht verletzt und dadurch den Er-
folg verursacht. Auch wenn nicht sicher ist, ob die Einhaltung der einschlägigen Sorgfaltspflicht 
zum Erfolg führt, sollte diese Sorgfaltspflicht eingehalten werden, um den Erfolg zu vermei-
den.757 Nachdem das Handlungsunrecht, das Erfolgsunrecht und ihr Kausalzusammenhang758 
anerkannt werden, sollte die wesentliche Risikoverminderung und -erhöhung überprüft wer-
den. Die sachverständige Beurteilung „auf wissenschaftlich-experimentelle Weise“ kann auch 
verwendet werden, um nachzuweisen, ob die tatbestandsbegründende Sorgfaltswidrigkeit zu 
der gegenüber einem Normalrisiko erhöhten Gefahr eines tatbestandlichen Verletzungser-
folgs759 führt.760 Die hypothetischen Kausalverläufe – d.h., „was de facto wirklich geschehen 
                                                          
754 RGSt 63,  211 (213) .  
755 Roxin,  ZStW 78 (1966) ,  214 (217) .  
756 Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (433):  Während d ie  objekt ive Sorgfa l t sp fl ichtver letzung an-
erkannt  wird,  wenn der  Angeklagte die  im Verkehr  objektiv er fo rder l iche Sorgfa l t  außer  
Acht  gelassen hat ,  geht  es be i  der  objektven Zurechnung darum, dass ein p fl ichtgemäßes  
Alterna t ivverhal ten im Vergleich zu seinem sorgfä l t igen Verhal ten die  Gefahr  des Er folgs-
eintr i t t s  „ in messbarer  Weise verr inger t  hät te“.   
757 Jescheck/Weigend,  AT § 55 II  2 ,  S.  585.  
758 Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 II  2 ,  S.  585 f . ;  Beck kr i t i s ier t ,  dass d ie  Ris ikoerhöhungslehre  
die  objekt ive Zurechnung anerkennt ,  auch wenn der  Er folg  nicht  auf  die  Sorgfal tswidr igke it ,  
sondern auf andere Ursachen zurückzuführen i s t  (Beck,  JA 2009,  111,  268 (268)) .  Dies i s t 
jedoch auf e in Missverständnis zurückzuführen.  
759 In d iesem Zusammenhang wider legen Roxin/Greco e ine Kri t ik (Wessels /Beulke/Sa tzger,  
AT,  §  6  I I I  8 ,  Rn.  307)  an der  Risikoerhöhungslehre,  näml ich d ie  Umdeutung in  konkre te  
Gefährdungsdelikte .  E ine Verbindung zwischen einer  vom Täter  geschaffenen Gefährdung 
und  einem Erfolg  zum objekt iven Tatbestand  sind die  Gegenstände  der  Zurechnung (Roxin/  
Greco,  AT I ,  §  11,  Rn.  93) .  
760 Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (443);  Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 II  2 ,  S.  585.  
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wäre“ –, könnten nicht tatsächlich festgestellt werden761 und müssten daher bei der Feststel-
lung objektiver Zurechnung nicht berücksichtigt werden. Bei der Anwendung der Vermeidbar-
keitstheorie wird jedoch die Sorgfaltswidrigkeit nicht vollständig berücksichtigt, und daher 
wird die Bestrafung für Fahrlässigkeitsdelikte stark eingeschränkt. 
Ulsenheimer kritisiert darüber hinaus die Risikoerhöhungslehre im Hinblick auf die Anwen-
dung des strafprozessualen Grundsatzes »in dubio pro reo«. Die Risikosteigerung beziehe sich 
auf das „Rechtswidrigkeits- oder Schuldmerkmal“, d.h., auf die „Deliktsvoraussetzungen“.762 
Der Grundsatz »in dubio pro reo« müsse daher angewendet werden, wenn der Erfolg bei 
pflichtgemäßem Alternativverhalten auch mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
eingetreten wäre. Hingegen meint Roxin, dass „was de facto wirklich geschehen wäre“ kein 
Gegenstand des Beweises ist, so dass der Grundsatz »in dubio pro reo« nicht verletzt wird.763 
Aus diesen Gründen sollte die Risikoerhöhungslehre verwendet werden, um die Zurech-
nungsstruktur der fahrlässigen Alleintäterschaft zu erklären. Es ist jedoch eine andere Frage, 
ob sie die gegenseitige Zurechnung bei fahrlässigem Zusammenwirken erklären kann.764 Die 
Gegenstände der Zurechnung sind das Handlungsunrecht und das daraus resultierende Er-
folgsunrecht. Sofern die Idee eines kollektiven Subjekts zu Recht abgelehnt wird, besteht keine 
subjektive Anknüpfung, um die fahrlässige Handlung eines anderen wie die eigene zuzurech-
nen. Denn die Gefahrerhöhungslehre dient nur als Maßstab für den normativen Zusammen-
hang der bereits festgelegten Gegenstände und nur dazu, wie Greco zutreffend hervorhebt, 
die Notwendigkeit der Strafbarkeit aller Beteiligten zu erklären. Entscheidend für die Mittä-
terschaft ist nicht, ob der Mittäter das Risiko erhöht,765 sondern ob er die Tat als (Mit-)Täter 
begeht. Es könnte die Tatbegehung eines Mittäters geben, die das Risiko des Erfolgseintritts 
eher vermindert.766 
  
                                                          
761 Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (443) .  
762 Ulsenheimer,  JZ 1969,  353 (367) .  
763 Roxin,  ZStW 74 (1962) ,  411 (434) ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 II  2 ,  S.  585:  Der  Grund-
sa tz  »in  dub io pro reo « beziehe sich hier  darauf,  dass  nicht  mi t  S icherhei t  festgeste l l t  wird ,  
ob die  sorgfal t swidr ige Handlung das Er fo lgsr i s iko  wesent l ich erhöht .  
764 Ebenso Greco,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka ,  361 (377) .  
765 Schild ,  NK-StGB,  §  25,  Rn.  126 :  §  25  Abs.  2 StGB setzt  d ies nicht  voraus.  
766 Als  Beisp iel  nennt  Schi ld  „zum Lernen“.  (Schild ,  NK-StGB, §  25,  Rn.  126)  
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cc) Zurechnungsgrad für fahrlässige Straftaten im Vergleich zu vorsätzlichen Straftaten 
 
Der Erfolg bei Fahrlässigkeitsdelikten liegt im Gegensatz zu Vorsatzdelikten außerhalb des 
Handlungsunrechts. Die subjektive Komponente bei Vorsatzdelikten stellt den rechtsfeindli-
chen Willen zur Erfolgsverwirklichung dar und beschränkt den Zeitrahmen auf einen Kernbe-
reich um die Tatbegehung. Diese subjektive Komponente fehlt bei unbewusst fahrlässigen De-
likten.767 Der Vorsatz stellt daher die stärkere Zurechnungsform dar.768 
Das schwächere Handlungsunrecht bei fahrlässigen Straftaten und § 15 StGB weisen auf die 
schwächere Zurechnungsform bei Fahrlässigkeitsdelikten im Vergleich zu Vorsatzdelikten hin. 
Um dieser These zu folgen, muss angenommen werden, dass Vorsatz und Fahrlässigkeit mit-
einander vergleichbar sind. Vorsatz und Fahrlässigkeit stehen in einem aliud-Verhältnis.769 Es 
gibt jedoch ein normatives Stufenverhältnis770 zwischen den beiden Zurechnungsformen. 
Die bloße Mitwirkung an einem gemeinsamen Handlungsprojekt darf daher nicht intensiver 
bestraft werden771 als bei (vorsätzlicher) Mittäterschaft, und die Zurechnung bei fahrlässigem 
Zusammenwirken sollte genauer und sicherer erklärt werden als die Feststellung nach der 
funktionellen Tatherrschaft. 
 
                                                          
767 Fe l lenberg,  Zei t l iche Grenzen der  Fahrläss igke it shaf tung,  2000,  S.  55,  61 f . :  Bei  bewuss-
ter  Fahr lässigke it  besteht  e ine ger ingere rechtsfe ind liche Einstel lung.  
768 Fe l lenberg,  Ze it l iche Grenzen der  Fahrläss igke it shaf tung,  2000,  S.  56  ff . :  Seine Haupt-
behauptung der  Haftungsbeschränkung für  Fahrlässigkei tsdel ikte  s tütz t  s ich auf die  Ers t -
recht -Schluß-Lösung.  Der  Zeitrahmen für  die  Bestra fung des Vorsatzes sol l te  nicht  über  d ie  
Fahr läss igke it  hinaus  ver längert  werden. ;  Schünemann,  JA 1975,  715 (720);  ders . ,  NStZ 
1982,  60 (61) ;  Herzberg,  JA 1985 ,  131 (135) ;  St ree,  JuS 1985,  179  (181);  Horn,  StV 1997 ,  
264 (265) .  
769 Kein Plus-minus-Verhä l tnis wegen e ines zusä tz l ichen normat iven Elements der  Fahrläs-
sigkei t :  d ie  Fahrlässigke it  auf der  Wertungsebene,  der  Vorsatz  auf  der  Se insebene.(Vgl.  Je -
scheck,  Aufbau der  Fahrläss igke it ,  1965,  S.  7 ;  Fel lenberg,  Ze it l iche Grenzen der  Fahrläs-
sigkei tshaftung,  2000,  S .  56 ff . ;  Fuchs,  GA 1964 ,  65 (71 f. ) )  
770 Fe l lenberg,  Ze it l iche Grenzen der  Fahrlässigkei t shaf tung,  2000,  S.  59,  61  f. :  Die Wertung  
nach dem Maß der  inneren Bete i l igung des Täters  an seiner  Tat ;  nach dem Mehr oder  Weniger  
eines rechtsfe indl ichen Willens. ;  Mylonopoulos ,  ZStW 99 (1987) ,  685 (710 f . ) :  Die wer t -
mäßige  Stufenbeziehung beruht  auf  dem un terschiedl ichen Unwer tgehal t(712) . ;  Ro-
xin/Greco,  AT I ,  §  24,  Rn.  72  f .  
771 Im Zusammenhang mi t  der  Stra flos igkei t  der  vorsä tzl ichen Se lbstmordbeförderung:  Schü-
nemann,  JA 1975 ,  715 (720);  ders. ,  NStZ 1982,  60 (61) ;  mi t  dem Sichbetr inken nur  a ls  
Vorberei tungshandlung zum Totschlag:  Fel lenberg,  Zei t l iche Grenzen der  Fahrläss igke it s -
haf tung,  2000,  S .  56 ff . :  Aus diesem Grund und auf dem Weg des Erst - recht -Schlusses i st  er  
der  Ansicht ,  dass  die  Haftung für  fahr läss ige Stra ftaten durch dasselbe  Verha lten wie bei  
vorsä tzl ichen Stra f taten eingeschränkt  werden so l l te . ;  Horn,  StV 1997,  264 (266);  Herzberg,  
JA 1985 ,  131  (135);  Stree,  JuS 1985,  179  (181);  h ins ichtl ich der  Ver le tzung des Opfers:  
Hassemer,  Alterna t iven zum Schuldprinz ip ,  S .  97 f . :  Die Verle tzung durch den Vorsa tz täter  
is t  in tensiver  als  die  durch den Fahrlässigkei ts täter,  „nicht  in einem mediz inisch-empir i -





Es wurde insb. untersucht, ob im Gegensatz zu vorsätzlichen Straftaten fahrlässige Mittä-
terschaft allein durch die objektive Zurechnung, nämlich die Gefahrerhöhungslehre, gerecht-
fertigt werden könnte. Die Gefahrerhöhungslehre dient auch für Fahrlässigkeitsdelikte zur ob-
jektiven Zurechnung, befasst sich jedoch mit dem normativen Zusammenhang der bereits 
festgelegten Gegenstände – des Handlungsunrechts und des daraus resultierenden Erfolgsun-
rechts –. Sie könnte zwar dazu dienen, fahrlässige Mittäterschaft zu konstruieren, kann jedoch 
die gegenseitige Zurechnung jedes Beteiligten nicht legitimieren. Eine klarere Rechtfertigung 
für die gegenseitige Zurechnung bei fahrlässigem Zusammenwirken sollte sogar gegeben wer-
den, da bei Fahrlässigkeitsdelikten im Vergleich zu Vorsatzdelikten der schwächere Hand-
lungsunwert vorliegt und der Erfolg schwächer zugerechnet wird.772 
 
2. Bewusste - und unbewusste Fahrlässigkeit 
a) Über die Unterscheidung zwischen bewusster und unbewusster Fahrlässigkeit 
 
Nach Rspr. und Lehre wird Fahrlässigkeit in zwei Arten unterteilt: unbewusste (negligentia) 
und bewusste (luxuria) Fahrlässigkeit. Die erste wird anerkannt, wenn der Täter die Möglich-
keit der Verwirklichung des Tatbestands aufgrund der Vernachlässigung der gebotenen Sorg-
falt nicht erkennt. Die Letztere hingegen, wenn der Täter die konkrete Gefahr für das Rechts-
gut erkennt, jedoch pflichtwidrig773 darauf vertraut, dass sich der Tatbestand nicht verwirk-
licht.774 Diese beiden Formen haben insofern etwas gemeinsam, als dem Täter die gebotene 
Aufmerksamkeit fehlt.775 
Wenn jedoch berücksichtigt wird, dass die Gefährdung des Rechtsguts dem unbewusst fahr-
lässigen Täter nicht einmal bewusst ist, besteht hier kein Zusammenhang776 mit dem konkre-
ten rechtswidrigen Erfolg und es könnte daher der Schluss gezogen werden, dass ihm die 
                                                          
772 Siehe o .  e) .  
773 Zu den pfl ichtwidrigen Verkennungen gehört  das Unterschätzen des Gefahrgrads bzw. des  
Sorgfal tsp f l ichtsumfangs,  das Überschä tzen seiner  eigenen Fähigkei ten oder  das Handeln in 
Hoffnung auf Glück.  (Vgl .  Jescheck/Weigend,  AT,  §  54 II ,  S.  568)  
774 Jescheck/Weigend,  AT,  §  54 II ,  S.  568;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  18 II  2 ,  Rn.  1107.  
775 Jescheck/Weigend,  AT,  §  54 II ,  S.  568.  
776 Börchers,  Schuldprinzip  und  Fahrläss igke it ,  2009,  S.  152;  keine „psychische Beziehung 
zwischen Täter  und Tat“.  
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Schuld fehlt.777 Insb. Arth. Kaufmann weist darauf hin, dass die Bestrafung unbewusster Fahr-
lässigkeit nicht auf der Grundlage des reinen Schuldstrafrechts778 begründet werden kann, 
sondern aufgrund der Erfolgshaftung aus generalpräventivem Zweck. 779  Die vollständige 
Durchführung des Schuldprinzips780 sei aus erkenntnistheoretischen Gründen und aufgrund 
des metaphysischen Charakters der Schuld nicht möglich. Aufgrund dieses Charakters gebe es 
„keine sicheren Feststellungen in den Grenzgebieten“.781 Deswegen könne auch der unbe-
wusst Fahrlässige bestraft werden, und dies verstößt damit nicht absolut gegen das Schuld-
prinzip.782 Allerdings weist Stübel darauf hin, dass bei unbewusster Fahrlässigkeit eine Sank-
tion – aber keine Kriminalstrafe – verhängt werden muss, weil hier eine Bestrafung keine Wir-
kung auf die Generalprävention durch psychologischen Zwang hat. Hingegen stellen Je-
scheck/Weigend auf die Gemeinsamkeit der beiden unter dem Gesichtpunkt ab, dass der 
Schuldvorwurf als „die tadelnswerte Rechtsgesinnung des Täters (sog. Gefühlstheorie)“ ver-
standen wird.783 D.h., die beide Arten von Fahrlässigkeit werden aufgrund der mangelnden 
Aufmerksamkeit unter Strafe gestellt, was als „Gesinnungsfehler“ bzw. „funktionelles Versa-
gen des Wertgefühls“ bezeichnet werden kann.784 Aus dieser Sicht könnte der Schuldgehalt 
bei unbewusster Fahrlässigkeit größer sein. 
Dass der unbewusst Fahrlässige „die Gefahr nicht einmal wahrnimmt und der Rechtsguts-
verletzung vielleicht sogar gleichgültig gegenüber steht“,785 könnte schwerer wiegen, als dass 
                                                          
777 Basierend  auf der  Wil lensschuld:  Kohlrausch,  Die Schuld,  1910,  179 (208 f. ) ;  B inding,  
Die  Schuld  im deutschen Stra frecht ,  1919 ,  S.  127;  Bockelmann,  Verkehrsst ra frecht l iche 
Aufsätze und Vorträge,  1967,  S.  213 ff . ;  Ar th.  Kaufmann,  Das Schuldprinz ip ,  1976,  
S.  156 ff . ,  175 ff . ,  212 ff . ,  223 ff . ;  hingegen vgl .  Jescheck/Weigend,  AT,  §  54 I  4  a) ,  S.  566 :  
Fahr läss igke it  sei  ke ine echte  Schuldform im Naturrecht .  
778 Über  die  Geschicht l ichke it  des Schuldstra frechts,  vgl .  Arth.  Kaufmann,  Das  Schuldpr in-
zip ,  1976,  S.  217 ff .  
779 Ar th.  Kaufmann,  Das  Schuldprinzip ,  1976,  S.  164,  214.  
780 Ar th.  Kaufmann,  Das  Schuldprinzip ,  1976,  S.  212:  Er  beze ichnet  dies a ls  naiv.  
781 Ar th.  Kaufmann,  Das Schuldprinz ip ,  1976,  S.  213:  Das Maß und d ie  Defini t ion der  Schuld  
könnten aufgrund dieses  Charakters  nicht  präzise festges te l l t  werden.  
782 Ar th.  Kaufmann,  Das Schuldprinzip ,  1976,  S.  213:  Leicht fer t igkei t  entspreche in der  Re-
ge l  bewusster  Fahr lässigke it ,  könne  aber  auch unbewusste  Fahrläss igkeit  er fassen,  so  dass 
das Schuldprinzip  nicht  vo ll ständig eingehal ten werde . ;  auch Bockelmann,  Verkehrsst ra f-
recht l iche Aufsä tze und Vorträge,  1967 ,  S .  217 f .  
783 Jescheck/Weigend,  AT,  §  54 I  4  b) ,  S.  567 ;  auch Exner,  Das Wesen der  Fahrlässigkei t ,  
1910,  S.  129 ;  Engisch,  Vorsa tz  und Fahr lässigkei t ,  1930,  S.  470.  
784 Maurach/Gössel /Zipf-Gössel ,  AT II ,  §  42,  Rn.  59 ff . :  „das Ur te i l ,  dass der  Täter  vorwer f-
bar  sorgfa l t swidr ig gehandel t  ha t“. ;  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  54 I  4  b) ,  S.  567 ;  Welzel ,  
Stra frecht ,  S .  150:  „ in dem fehlerhaften Aufbau der  Persönlichkeit sschicht ,  in  e inem vor-
wer fbaren Charakter fehler“.  
785 Schröder,  LK-StGB, §  16,  Rn.  121 :  „die  schon zur  Nichtvorauss icht  der  Schadensmög-
l ichkei t  führende Unaufmerksamkeit“ .  
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der bewusst Fahrlässige „lediglich seine eigenen Kräfte überschätzt“.786 M.a.W., es besteht 
zwischen ihnen kein Stufenverhältnis in Bezug auf den Schuldgehalt. Hingegen weist Roxin 
darauf hin, dass bewusste Fahrlässigkeit aufgrund eines „wesentlich stärkere[n] Gegenmo-
tiv[s]“ strafwürdiger ist, wenn das unerlaubte Risiko in gleichem Grad geschaffen wird.787 Dies 
könnte sich jedoch auf die Strafzumessung auswirken. Roxin zieht jedoch denselben Schluss, 
dass die Unterscheidung zwischen ihnen keine große Bedeutung hat,788 weil das Strafrecht 
nicht zwischen ihnen unterscheidet. Nicht in das Strafrecht aufgenommen wurde jedoch die 
vom E 1962 versuchte Unterscheidung, wonach unbewusste Fahrlässigkeit wie folgt definiert 
werden kann: „Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außer acht läßt, zu der er nach den Um-
ständen und seinen persönlichen Verhältnissen verpflichtet und fähig ist, und deshalb nicht 
erkennt, daß er den gesetzlichen Tatbestand verwirklicht“ (§ 18 Abs. 1 E 1962).789 
 
b) Auswirkung bewusster Fahrlässigkeit auf die fahrlässige Mittäterschaft 
 
Hier sollte darauf abgestellt werden, wie sich die gleiche Behandlung der jeweiligen Erschei-
nungsformen der Fahrlässigkeit durch das Strafrecht auf die Annahme fahrlässiger Mittäter-
schaft auswirkt. Die Vertreter der fahrlässigen Mittäterschaft versuchen daher, die Vorausset-
zungen für fahrlässige Mittäterschaft aufzuzeigen, die auch die Merkmale unbewusster Fahr-
lässigkeit abdecken können.790 Dagegen wird die Ansicht vertreten, dass bei bewusster Fahr-
lässigkeit Versuch und Teilnahme denkbar sind, anders als bei unbewusster Fahrlässigkeit, 
weil bei bewusster Fahrlässigkeit das gleiche Wissenselement wie bei bedingtem Vorsatz vor-
liegt.791 Die Wissenselemente bei bewusster Fahrlässigkeit, „Vorstellung aller Tatumstände 
                                                          
786 Jescheck/Weigend,  AT,  §  54 II  1 ,  S.  568 f. ;  auch Kraatz ,  Die fahr lässige Mit tä ter schaf t ,  
2006,  S.  289 f. ;  Lackner /Kühl,  §  15,  Rn.  53;  Schröder,  LK-StGB, §  16,  Rn.  121;  
Maurach/Gösse l /Zipf-Gössel ,  AT II ,  §  42,  Rn.  58:  „Die Eintei lung[ . . . ]  nach dem Grade des 
Wissens“ habe ke ine Bedeutung.  
787 Roxin/Greco ,  AT I ,  §  24,  Rn.  68.  
788 Dagegen weist  Gösse l  auf d ie  prakti sche Bedeutung hin,  d ie  zur  Abgrenzung zwischen 
Vorsatz  und Fahr lässigkeit  d ient .  (Maurauch/Gössel /Zipf-Gösse l ,  AT II ,  §  42,  Rn.  58)  
789 Defini t ion bewusster  Fahr lässigkei t :  „Fahr lässig handelt  auch,  wer  es für  möglich häl t ,  
daß er  den gesetzl ichen Tatbestand verwirkl icht ,  jedoch pfl ichtwidrig  und  vorwer fbar  im 
Vertrauen darauf handel t ,  daß er  ihn nicht  verwirkl ichen werde“(§ 18 Abs.  2  E 1962) .  
790 Siehe Teil  3  B.  
791 Gallas,  Beiträge zur  Verbrechenslehre,  1968,  S .  92:  Möglichkei t ,  „auch im Bere ich des  
bewusst  fahr lässigen Handelns zwischen Täterschaf t  und sonst igen Bete i l igungsformen zu 
untersche iden“. ;  Kre tschmer,  Jura 2000,  267 (269);  Jescheck/Weigend ,  AT,  §  54 IV,  S.  573;  
Welzel ,  S tra frecht ,  S.  189:  „Die Teilverwirkl ichung eines fahr läss igen Deliktes i s t  a ls  
schuldhafte  Gefährdung[ . . . ]  denkbar.“;  vgl .  auch Teil  4  B VI 3  c) .  
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wie einer unerlaubten Gefahr“ und „das Vertrauen auf das Ausbleiben der Tatbestandsver-
wirklichung“, könnten auf einen subjektiven Tatbestand gestellt werden,792 und somit könne 
die Anknüpfung dieses intellektuellen Moments die mittäterschaftliche Struktur begründen. 
Es sei möglich, ein gemeinsames Handlungsprojekt zu erstellen, wenn die Beteiligten das Ver-
trauen auf das Ausbleiben der Verwirklichung einer erkannten Gefahr gemeinschaftlich zum 
Ausdruck bringen. Deswegen sei die Annahme fahrlässiger Mittäterschaft bei bewusster Fahr-
lässigkeit denkbar.793 
Dieser Ansatz scheint zwar ziemlich überzeugend, ist jedoch aus folgenden Gründen zurück-
zuweisen: Erstens unterscheidet das StGB die beiden Arten der Fahrlässigkeit nicht, sondern 
behandelt sie einheitlich. Darüber hinaus – wie bereits analysiert794 – wird der Vorwurf der 
Fahrlässigkeitsdelikte – auch bei bewusster Fahrlässigkeit – darauf zurückgeführt, dass der 
Fahrlässige einen rechtlich unerlaubten Erfolg verursacht, indem er die Kausalabläufe nicht 
durch die Finalität gesteuert hat, obwohl er den Erfolgseintitt (einschließlich des Kausalver-
laufs) vorhersehen und vermeiden könnte. Das Handlungsunrecht bei Fahrlässigkeitsdelikten 
– sowohl bei unbewusster Fahrlässigkeit als auch bei bewusster Fahrlässigkeit – beruht auf 
der objektiven Sorgfaltspflichtverletzung bei objekitver Vorhersehbarkeit. Bewusste Fahrläs-
sigkeit ist nur ein Aspekt fahrlässiger Straftaten, und „die Vorstellung“ und „das Vertrauen“ 
sind auch nur die Terminologie, die den Gedankenfluss im Kopf des fahrlässigen Handelnden 
in aktiver Form – im Gegensatz zu unbewusster Fahrlässigkeit – beschreibt. 
Dieser Ansatz basiert darauf, dass die Wissenselemente bei bewusster Fahrlässigkeit als 
subjektive Tatbestandsmerkmale dienen und somit fahrlässige Mittäterschaft auf derselben 
Grundlage wie Vorsatz begründet werden könnte, was von der Anknüpfung der subjektiven 
Merkmale des Delikts ausgeht. Die Gegenstände der gegenseitigen Zurechnung sind die Tat-
beiträge der Beteiligten, die das Handlungsunrecht jedes Beteiligten darstellen müssen. Bei 
Fahrlässigkeitsdelikten wird das Handlungsunrecht ohne subjektives Tatbestandsmerkmal be-
                                                          
792 Roxin/Greco ,  AT I ,  §  24,  Rn.  73;  auch Hoyer,  SK-StGB,  Anh.  zu §  16,  Rn.  11;  hingegen 
Struensee,  JZ 1987,  53  (60 ff . ) :  Was auf  e inen subjekt iven Tatbestand ges tel l t  wird ,  s ind d ie  
Ris ikofaktoren,  n icht  die  Tatumstände,  so  dass e r  auch be i  unbewusster  Fahr läss igke it  exis-
t ieren könne . ;  Maurach/Gösse l /Zipf-Gössel ,  AT II ,  §  42,  Rn.  36:  Denn d ie  Vermeidbarkei t  
se tzt  „einhei t l ich“  d ie  „ind ividuel le“  Voraussehbarkei t  voraus,  was  das Unrecht  begrün-
det(Hervorhebung durch Verfasser) .  
793 Vgl.  Kraatz ,  Die  fahr lässige Mit tä ter schaft ,  2006,  S.  288,  290,  366 :  Da es bei  unbewusster  
Fahr läss igke it  nicht  möglich i st ,  e in gemeinsames Handlungsprojekt  zu e rstel len,  kommt  er  
zu dem Schluss,  dass fahr läss ige Mittäte rschaf t  n icht  anerkannt  werden kann. ;  Renziko wski,  
FS-Ot to ,  423 (435) ,  (439):  Für  fahr läss ige Mittä ter schaf t  ver langt  er  das  Bewusstse in jedes 
Bete i l igten für  die  Gefähr l ichkei t  des Gesamtprojekts.  
794 Siehe Teil  4  B VI 1  f)  aa) .  
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stimmt. Das Bewusstsein für die konkrete Gefahr für das Rechtsgut bei bewusster Fahrlässig-
keit sollte nicht mit der Anerkennung objektiver Vorhersehbarkeit gleichgesetzt werden.795 
Die Tatsache, dass die gemeinsame Gefahrschaffung bzw. -erhöhung über ein gemeinsames 
Handlungsprojekt jedem Beteiligten bewusst ist, begründet daher das Handlungsunrecht 
nicht unmittelbar. Die Gemeinsamkeit dieses Bewusstseins könnte nur dazu beitragen, die 
Fahrlässigkeit jedes Beteiligten aufgrund der erhöhten Vorhersehbarkeit leichter zu erkennen; 
dies führt jedoch nicht gerade zu deren Annahme.796 
Es gibt auch Zweifel an dem Begriff der Äußerung des „gemeinsamen“ Vertrauens der 
Beteiligten, in Bezug auf die Abgrenzung zwischen dem Eventualvorsatz und der bewussten 
Fahrlässigkeit. Für diese Abgrenzung scheint dieser Ansatz zu erfordern, dass jeder sein 
Vertrauen auf das Ausbleiben der Tatbestandsverwirklichung zum Ausdruck bringen muss. 
Die subjektiven Elemente existieren jedoch im Kopf des Täters, so dass die Unterscheidung 
zwischen dem Eventualvorsatz und der bewussten Fahrlässigkeit in der Beweiswürdigung 
schwierig ist. Alle relevanten objektiven sowie subjektiven Tatumstände sollten daher insge-
samt berücksichtigt werden.797 Da jeder seinen inneren Zustand verbergen kann und die 
Abgrenzung zwischen dem Eventualvorsatz und der bewussten Fahrlässigkeit nicht so einfach 
ist, kann bewusste Fahrlässigkeit nicht immer nur durch die subjektive Offenbarung798 eines 
Täters begründet werden. 
3. Einheitstäterbegriff bei Fahrlässigkeitsdelikten
a) Die Bedeutung der §§ 26, 27 StGB
§§ 26, 27 StGB schreiben lediglich die vorsätzliche Teilnahme an einer Vorsatztat vor. Dies
zeigt daher einerseits ausdrücklich, dass die Behandlung vorsätzlicher Straftaten gesetzlich 
795 Auf  dieser  Gleichsetzung sche int  d ieser  Ansa tz  zu beruhen.  Bei  Fahrlässigkei t  forder t  
Kraa tz  subjektive Vorhersehbarkei t  und  be trachtet  s ie  als  tä ter individue l len Aspekt  wie  den 
Vorsatz  (Kraa tz ,  Die fahr läss ige Mittäte rschaf t ,  2006,  S.  286  f. ) .  
796 Wenn einersei t s  Sicherheit smaßnahmen gegen die  erkannte Gefahr  ergr i ffen werden,  d iese  
jedoch nicht  s icher  genug s ind,  so l l ten in der  Tat  konkrete  Umstände berücksicht igt  werden,  
um die Tatbes tandsmäßigkeit  zum Zei tpunkt  jeder  fa rhlässigen Handlung zu best immen.  
Wenn anderersei t s  ke ine  Sicherhe it smaßnahmen ergr i ffen werden,  könnte die  Tatbestands-
mäßigkeit  le icht  anerkannt  werden.  
797 Vgl.  Wessels /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  7  I I  3 ,  Rn.  333 ff .  
798 Kraa tz  i st  hingegen der  Ansicht ,  dass das Vorhandense in von Vorsa tz  (bzw. Vorhersehbar-
ke i t)  zum Handlungsze i tpunkt  dann aus  den ob jekt iven Indiz ien gefo lger t  werden sol l te ,  
wenn d ie  subjekt ive Offenbarung des Täters fehlt  (Kraatz ,  Die fahr läss ige  Mittäterschaf t ,  
2006,  S.  286  f. ) .  
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nicht auf dem Einheitstäterbegriff beruht,799 sondern auf dem dualistischen Beteiligungssys-
tem, das zwischen Täterschaft und Teilnahme unterscheidet;800 andererseits zeigt es, dass die 
Unterscheidung zwischen Täterschaft und Teilnahme bei Fahrlässigkeitsdelikten nicht gesetz-
lich erfolgt.801 
Während § 25 StGB die Täterschaft durch Ergänzung der Tatbestände des BT des StGB be-
stimmt, bestimmen allein die Tatbestände der §§ 26, 27 StGB die Teilnahme. Unter Berück-
sichtigung, dass fahrlässiges Handeln nicht bestraft werden kann, ohne ausdrücklich gesetzlich 
strafbedroht zu sein (§ 15 StGB), gelten die Teilnahmeregelungen allein für vorsätzliche Bege-
hung.802 
Da diese Teilnahmeregelungen die „Vorsätzlich“keit einer vorsätzlich begangenen rechts-
widrigen Tat (d.h., der Haupttat) erfordern, könnten die vorsätzlichen Straftaten nicht auf dem 
extensiven Täterbegriff beruhen.803 Gemäß der Voraussetzung des doppelten Tatbestands-
vorsatzes des Anstifters (vgl. §§ 15, 26 StGB) kann der Anstifter nicht bestraft werden, wenn 
er den Vorsatz des Haupttäters missversteht, obwohl er vorsätzlich den Erfolg bewirkt hat,804 
was nicht dem extensiven Täterbegriff entspricht. Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, 
dass der extensive Täterbegriff auf der kausalen Rechtsgutsverletzung und auf der subjektiven 
                                                          
799 Über  d ie  Vor te i le  (ke ine Stra fbarkei t slücken,  Erleichterung der  Rechtsanwendung,  Aus-
r ichtung der  Sankt ionen al le in nach der  Täterpersönlichkei t)  und  Nachtei le  (Ausdehnung 
der  Stra fbarkei t  h ins icht l ich versuchter  Teilnahme und gemilder ter  S tra frahmen für  Anst i f -
tung und Beihil fe ,  Nichtberücksichtigung des spezi f ischen Handlungsunrechts des jewei l i -
gen Tatbes tands)  der  Anwendung des Einhe it stäterbegri ffs ,  vgl .  Jescheck/Weigend,  AT,  §  61  
II ,  S.  645 f . ;  hinsicht l ich der  Nachtei le  weist  Roxin darauf hin,  dass dieser  Begr i ff  n icht  mit  
den rechtsstaat l ichen Grundlagen des Tatbes tandsstra frechts vereinbar  i s t  und  zu einer  ge-
nerel len Bestra fung von Gesinnungsbekundungen führen kann (Roxin,  LK-StGB, Vor  §  25,  
Rn.  5  ff . ) . ;  auch Maurach/Gössel /Zipf-Renzikowski,  AT II ,  §  47,  Rn.  11 f . ;  Welp weist  da-
rauf  hin ,  dass d ieser  Begriff  dogmatisch unhal tbar  i st  und kr iminalpo li t i sch ver fehl t .  (Welp,  
VOR 1972,  299 (327) ;  auch Otto ,  JuS 1974 ,  702 (705)) ;  Über  Versuche,  zwischen einem 
formalen und e inem funkt iona len Einhei t stäter sys tem zu unterscheiden,  was „d ie  Mögl ich-
ke it  e iner  begri ffl ichen Unterscheidung verschiedener  Mitwirkungsformen anerkennt“,  vgl .  
Kienapfe l ,  S tra frechtsdogmatik und Krimina lpol i t ik,  1971,  S.  25 ff . ,  41 f . ;  ders . ,  JuS 1974,  
1  (5) ;  auch Maurach/Gössel /Zipf-Renzikowski ,  AT II ,  §  47,  Rn.  9 .  
800 Herzberg,  TuT,  1977,  S.  1  f . ;  Bloy,  Bete i l igungsform,  1985,  S.  149 ff . ;  Roxin,  LK-StGB,  
Vor §  25,  Rn.  1  f . ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  61  II  2 ,  S.  646 ;  Wesse ls/Beulke /Satzger,  AT,  
§  16 I  1 ,  Rn.  795.  
801 Roxin,  FS-Tröndle,  177  (178);  Maurach/Gössel /Zipf-Renzikowski ,  AT II ,  §  47,  Rn.  126:  
„keine je  nach Tatantei l  d iffe renz ierenden Stra fzumessungsgründe“ für  fahr lässige St ra fta -
ten. ;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  16 I  1 ,  Rn.  796.  
802 Eschenbach,  Jura 1992,  637 (643) .  
803 Roxin,  LK-StGB, Vor §  25,  Rn.  10.  
804 Roxin,  LK-StGB, Vor §  25,  Rn.  10:  Er  könnte al lenfa l l s  wegen versuchter  Tei lnahme 
bes tra f t  werden.  
142 
 
Theorie beruht,805 was bedeutet, dass nicht erklärt werden kann, warum die besonderen Vor-
schriften für die Teilnahme bestehen.806 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass bei vorsätzlichen Straftaten die Ablehnung des Ein-
heitstäterbegriffs und die Annahme des restriktiven Täterbegriffs über §§ 26, 27 StGB gesetz-
lich unterstützt werden. Hierbei ist es wichtig, dass §§ 26, 27 StGB hinsichtlich fahrlässiger 
Teilnahme offen bleiben, so dass Interpretationsspielraum besteht: entweder gilt diese durch 
die Tatherrschaftslehre festgelegte Struktur auch für Fahrlässigkeit, und dann wird fahrlässige 
Teilnahme als straflos behandelt,807 oder die fahrlässigen Straftaten beruhen auf dem Ein-




                                                          
805 Über  d ie  Zusammense tzung mi t  dem extensiven Täterbegri ff  und der  objektiven Teilnah-
metheor ie ,  vgl .  Spendel ,  JuS 1974,  749 (754) .  
806 Roxin weist  auf d ie  Unklarhe iten und Widersprüche der  subjektiven Theorie  hin.  (Roxin,  
LK-StGB, Vor §  25,  Rn.  11,  §  25,  Rn.  14 ff . )  
807 V.a.  Hoyer,  FS-Puppe ,  515 (526 f. ) ;  Heine /Weißer,  Sch/Sch-StGB, Vor §§  25 ff . ,  Rn.  107 :  
Die  Fahrlässigkei t sta tbestände wie  die  Vorsa tz ta tbestände begnügen sich nicht  „mi t  der  b lo -
ßen kausalen Er folgsherbei führung“.  (§§ 222,  229,  306d StGB: „verursacht“) ;  
Maurach/Gösse l /Zipf-Renzikowski ,  AT II ,  §  47,  Rn.  128,  130 ff .  
808 Kri t .  an der  Verwendung dieser  Terminologie,  Sánchez Lázaro ,  Täterschaf t  beim Fahr läs-
sigkei tsdel ikt ,  2007,  S.  68,  87:  Kein Raum für  Nebentäterschaf t  in Zurechnungsbegri ffen,  
Einze ltäte rschaf t  oder  Mit tä ter schaft ;  Böhr inger,  Fahrläss ige  Mittäterschaft ,  2017,  S.  305:  
Er  weist  darauf hin,  dass diese Terminologie nur  unmit te lbare Täterschaf t  über  §  25  Abs.  1  
Var.  1  StGB beze ichnet  und somit  nur  zur  Verwir rung be i trägt .  Sie  könne nur  dann verwendet  
werden,  wenn das dua li st i sche Bete i l igungssystem auf Fahrläss igkei t sdel ikte  über tragen 
wird. ;  Häring,  sui -gener is  2018 ,  1  (16):  Beim gemeinsamen fahr lässigen Zusammenwirken 
gebe es „keinen Raum“ für  d ie  Termino logie der  Nebentäterschaf t ,  weil  d iese dann ents teht ,  
„wenn mehrere Täter  unabhängig voneinander  dense lben Tatbes tand verwirkl ichen“. ;  
Hinweis  darauf ,  dass  d iese Terminologie  nur  das nicht -mi t tä ter schaft l iche  Zusammentreffen 
von Einzel täter schaf ten  bedeutet ,  Vgl .  F incke,  GA 1975,  161 (161 ff . ) ;  Roxin,  LK-StGB, 
§  25,  Rn.  223 ;  Wessels /Beulke /Satzger,  AT,  §  16 II I  4 ,  Rn.  864 :  „ke ine eigenständige Rele-
vanz“ a ls  Täterschaf ts fo rm.  
809 Gallas,  Bei träge zur  Verbrechenslehre,  1968,  S.  92:  „jeder,  der  e ine  Bedingung zum tat -
bes tandsmäßigem Erfo lg  gese tz t  hat“  ohne Rücksicht  auf die  Fahr lässigke it s form. ;  Herzberg,  
TuT,  1977,  S.  72 ff . ,  99 ff . ;  Bloy,  Betei l igungsform,  1985,  S.  124,  159;  Bottke,  Täterschaf t  
und Gestal tungsherrschaf t ,  1992,  S.  23 ff . ;  Murmann,  Die  Nebentäterschaf t  im Stra frecht ,  
1993,  S.  231 ff . ;  Els,  NJW 1972,  1476 (1477):  Fahrläss ige Mitwirkung i st  „s te ts  (Al-
lein-)Täterschaf t  –  ggf .  in Form der  Nebentäte rschaft  –“. ;  Roxin,  FS-Tröndle,  177 (185) ;  
ders. ,  LK-StGB, §  25,  Rn.  156 ;  Eschenbach,  Jura 1992,  637 (643);  Kre tschmer,  Jura 2000,  
267 (268) ;  Schlehofer,  FS-Herzberg,  355  (366 ff . ) ;  Puppe ,  GA 2009,  486 (492 f. ) ;  Freund ,  
MüKo-StGB, Vor  §§ 13 ff . ,  Rn.  494 ff . ;  Gropp,  AT,  §  10,  Rn.  43,  132;  Jescheck/Weigend,  
AT,  §  54 IV,  S.  573,  §  61  VI,  S.  654 f . :  „[] jeder  [ i st]  a l s  Täter  für  das Ganze verantwort l ich.“;  
Kindhäuser,  AT,  §  38,  Rn.  57 ;  Kühl,  AT,  §  20,  Rn.  8  ff . ;  Welzel ,  S tra frecht ,  S.  99 ;  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 I  1 ,  Rn.  796  f. ,  §  18 II  4 ,  Rn.  1140 f.  
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b) Gegenmeinung zum Einheitstäterbegriff: Konstruierbarkeit und Straflosigkeit 
fahrlässiger Teilnahme 
 
Nach der ersten Auffassung könnte der Fahrlässige nur bestraft werden, wenn er den Tat-
bestand eines Fahrlässigkeitsdelikts in Form einer unmittelbaren Täterschaft, einer mittelba-
ren Täterschaft und einer Mittäterschaft in § 25 StGB erfüllt.810 Besondere Zurechnungsregeln 
in Form einer fahrlässigen Mittäterschaft und einer fahrlässigen mittelbaren Täterschaft sind 
für die Zurechnung des fremden tatbestandlichen Verhaltens erforderlich. Eine bloße Teil-
nahme ist dagegen nicht strafbar.811 Dies stützt sich darauf, dass anders als in § 14 Abs. 1 Satz 
1 OwiG keine ausdrückliche Vorschrift für Fahrlässigkeitsdelikte für das Einheitstätersystem 
besteht.812 
Die fahrlässige Teilnahme an der Haupttat in der Weise in den §§ 26, 27 StGB könnte erfol-
gen, wenn der Anstifter sorgfaltspflichtwidrig trotz der Vorhersehbarkeit der Auswirkungen 
seiner Handlung eine Pistole auf den Tisch legt und damit einen Haupttäter „zu dessen vor-
sätzlich begangener rechtswidriger Tat (Erschießung eines Opfers) bestimmt“ (vgl. § 26 StGB), 
oder wenn ein Gehilfe einem Haupttäter „zu dessen vorsätzlich begangener rechtswidriger 
Tat Hilfe leistet“ (vgl. § 27 StGB).813 Dies ist jedoch bei fahrlässiger Verursachung eines Erfolgs 
gesetzlich814 straflos.815 Der Grund für die gesetzliche Straflosigkeit wird so erläutert, dass das 
                                                          
810 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegr iff ,  1997,  S.  154 ff . ,  261;  Knauer,  Kollegia lentschei -
dung,  2001,  S.  186 f. ;  Otto ,  JuS 1974,  702 (704 f . ) ;  ders. ,  FS-Spendel ,  271 (274 ff . ) ;  Hoyer,  
FS-Puppe ,  515 (527) ;  ders. ,  SK-StGB, §  25 ,  Rn.  152 ;  Maurach/Gösse l /Zipf-Renziko wski,  
AT II ,  §  47,  Rn.  130 .  
811 Maurach/Gössel /Zipf-Renziko wski,  AT II ,  §  47,  Rn.  134 .  
812 Auch vgl .  österre ichisches  Stra frecht (§  12  öStGB);  Rotsch,  „Einheit stäter schaft“  stat t  
Tatherr schaf t ,  2009,  S.  131 ff ;  ders. ,  ZIS 2015,  577 (580);  Weißer,  Täterschaft  in  Europa ,  
2011,  S.  131  ff . ;  Ot to ,  JuS 1974,  702  (705) ;  Se ie r,  JA 1990,  342  (342 ff . ) ;  Eschenbach,  Jura 
1992,  637 (643) ;  Bock,  Jura 2005,  673 (673 ff . ) ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  61 II  2 ,  S.  647;  
Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  16 I  1 ,  Rn.  795 :  aus Vere infachungsgründen.  
813 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  S.  261 ff . ;  Kamm, Die fahr lässige Mit tä -
ter schaf t ,  1999,  S.  108 f. ;  Häring,  Die Mit täte rschaft  be im Fahr läss igke it sde l ikt ,  2005,  
S.  118 ff . ;  ders . ,  sui -gener is  2018,  1  (8  f . ) ;  Otto ,  FS-Spendel ,  271 (271 ff . ) ;  Roxin weist  
dagegen darauf hin,  dass d ie  Konstruierbarkei t  fahr lässiger  Teilnahme bei  Ablehnung des  
Regressverbots nur  dann anerkannt  werden könne ,  wenn d ie  Täterschaf t  bei  Fahrlässigkei ts -
del ikten durch die  besonderen Voraussetzungen bes t immt wird und e in Außenstehender  diese 
nicht  er fül l t .  ( „be i  höchstpersönl ichen Pfl ichtdel ikten”,  vgl .  Roxin,  LK-StGB, §  25,  Rn.  219)  
814 Renzikowski  weis t  darauf hin,  dass dies durch §  19 des „Kriegswaffenkontrol lgese t -
zes“ be legt  i s t .  (Vgl.  Renzikowski ,  FS-Ot to ,  423  (438))  
815 Spendel ,  JuS 1974,  749  (752) ;  Ot to  st immt ebenfa l l s  der  Stra flosigkei t  zu,  verneint  je -
doch im Gegensatz  zu Spendel  die  Mögl ichkeit  fahr läss iger  Tei lnahme.  (Otto ,  JuS 1974,  702 
(704 f . ) ;  ders. ,  Jura  1984 ,  536 (540)) ;  vgl .  auch Kraatz ,  Die  fahr läss ige  Mittä ter schaft ,  2006,  
S.  363 ;  Böhringer,  Fahr läss ige Mittä ter schaft ,  2017,  S.  305 :  Wenn man erkennt ,  dass  der  
Täter  in §  25  Abs.  1  Var.  1  StGB „objektiv das ta tbestandser fül lende Handlungsgeschehen 
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Handlungsunrecht bei fahrlässiger Teilnahme gegenüber dem bei vorsätzlicher Teilnahme ver-
mindert wird816 und somit die Schwelle der Strafwürdigkeit bei Fahrlässigkeiten im StGB nicht 
überschrittten werden kann.817 Dies führt zur Einschränkung der Strafbarkeit für Fahrlässig-
keit. Aus diesem Grund könnte die Behandlung dieser Konstellationen dann in zwei Zweige 
geteilt werden, die entweder ihre Straflosigkeit oder ihre Bestrafung als fahrlässige Täter-
schaft erfassen. Die Notwendigkeit fahrlässiger Mittäterschaft wird daher betont.818 
Spendel setzt zwar den extensiven Täterbegriff im Beteiligungssystem sowohl für vorsätzli-
che als auch für fahrlässige Straftaten voraus, jedoch schließt er auf die Straflosigkeit der fahr-
lässigen Teilnahme an einer fremden Haupttat. Nach dem extensiven Täterbegriff wird die 
Zurechnung fahrlässiger Straftaten ausgedehnt und die Mitwirkung in Formen der Anstiftung 
und Beihilfe als Einschränkungsgrund der Strafe angenommen; dies sollte auch für Fahrlässig-
keitsdelikte gelten.819 Hier stellt Spendel auf die Gesetzgebung besonderer Teilnahmeregelun-
gen ab, die „ausdrücklich“ nur die vorsätzliche Teilnahme an einer Vorsatztat bestrafen, da 
der Gesetzgeber die fahrlässige Teilnahme auch hätte vorschreiben müssen, wenn er sie hätte 
erfassen wollen. Er gründet diese Schlussfolgerung insb. darauf, dass die Strafbarkeit einer 
Straftat vor der Tat gesetzlich festgelegt worden sein muss.820 Die Umdeutung der straflosen 
fahrlässigen Teilnahme in die strafbare fahrlässige Täterschaft verstoße gegen das Analogie-
verbot hinsichtlich teleologischer Auslegung.821 
Otto lehnt die Differenzierung verschiedener Formen fahrlässiger Teilnahme aufgrund der 
Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Anstiftung822 ab und erkennt die Strafbarkeit nur 
des fahrlässig Handelnden an, der die Tatherrschaft über das Geschehen hat.823 Die Unter-
                                                          
gestal te t ,  a l so  durch eine emotionsbed ingt -f ina le  Handlung beherrscht“,  dann gi l t  der  Tat -
her rschaftsbegri ff  auch für  Fahr läss igke it sde l ikte ,  was fahr läss ige Mittä te rschaft  n icht  aus-
schließ t .  
816 Hoyer,  FS-Puppe,  515 (529 f. ) :  d ie  doppelte  Minderung des Unrechts aufgrund des Feh-
lens e ines doppelten Tei lnehmervorsatzes .  
817 Kraa tz ,  Die fahr läss ige Mit tä ter schaft ,  2006,  S.  95,  363;  Luzón Pena /Díaz y Garc ía  Con-
l ledo,  FS-Roxin 70,  575  (603);  Renziko wski,  FS-Ot to ,  423 (438) .  
818 V.a.  Renzikowski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997,  S.  154 ff . ;  Maurach/Gössel /Zipf-Ren-
zikowski ,  AT II ,  §  47,  Rn.  130,  134 ;  Ot to ,  JuS 1974,  702 (704 f. ) ;  ders. ,  FS-Spendel ,  271 
(274 ff . ) ;  Hoyer,  FS-Puppe,  515 (527) ;  ders. ,  SK-StGB, §  25,  Rn.  151 ff .  
819 Spendel ,  JuS 1974,  749  (753 f. ) ,  (756) .  
820 Spendel ,  JuS 1974,  749  (756) .  
821 Spendel ,  JuS 1974,  749  (756) .  
822  Ot to ,  JuS 1974,  702  (704 f. ) ;  ders. ,  FS-Spendel ,  271 (274) :  „uner trägliche  Auswei-
tung“ be i  fahr lässiger  Bete i l igung an einer  fahr lässigen Tat .  
823 Ot to ,  JuS 1990,  47 (48 f. ) ;  ders. ,  FS-Spendel ,  271 (272 f . ) :  Es gebe auch d ie  Formen der  
fahr lässigen nicht - tä ter schaft l ichen Bete i l igung („Teilnahme im Sinne sorgfal t sp fl ichtwid-
r iger  Mi twirkung“) .  
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scheidung zwischen Täterschaft und Teilnahme bei Vorsatzdelikten beruhe auf „unterschied-
licher Gewichtung der Verantwortung für einen Erfolg“, was von dem sozialen Phänomen aus-
geht. 824  Bei Anstiftung ist neben einer objektiven Beeinflussung des Täters eine entspre-
chende Willensrichtung erforderlich, die jedoch bei Fahrlässigkeitsdelikten fehlt. Ihre An-
nahme durch die bloß objektive Verursachung führe zur Ausdehnung der Anstiftung ohne 
sachliche Notwendigkeit.825 
Otto stellt auf die Steuerbarkeit für Täterschaft im Fahrlässigkeitsbereich ab, genauer ge-
sagt, auf die „Rückführbarkeit eines Geschehens auf eine Person als Subjekt des Gesche-
hens“. 826  Der Täter wird nur für das Geschehen bestraft, das unter seiner Steuerbarkeit 
steht.827 Durch die Gefahrschaffung oder -erhöhung, die sich im Erfolg realisiert, werde die 
Zurechnung einer Rechtsgutsverletzung festgestellt.828 Die Steuerbarkeit als Zurechnungskri-
terium führe daher zur Straflosigkeit fahrlässiger Mitwirkung an einer Vorsatztat.829 Während 
in Bezug auf das Steuerungssubjekt der vorsätzliche Täter „in der sozialen Beurteilung [...] hin-
sichtlich des deliktischen Geschehens erscheint“, sollte der fahrlässige Täter trotz der Steue-
rung ohne Vorstellung bezüglich „des tatbestandlich erfassten sozialen Sinngehaltes“ erschei-
nen, da dieser unmittelbar für den Erfolgseintritt verantwortlich sein muss.830 Die Bestim-
mung des Steuerungssubjekts hänge davon ab, wer aufgrund seiner sozialen Position die Ver-
antwortung trägt.831 Der soziale Sinn dürfe nicht durch die isolierte Prüfung jedes tatbestand-
lichen Elements (Vorhersehbarkeit, Sorgfaltspflichtverletzung und Kausalität) erfasst wer-
den,832 sondern durch ihre wechselseitige Abhängigkeit.833 Selbst derjenige, der den Erfolgs-
eintritt vorhersieht, könne nicht jedes vorhersehbare Ereignis steuern. Aus diesen Gründen 
                                                          
824 Ot to ,  JuS 1974,  702 (704 f. ) .  
825 Ot to ,  JuS 1974,  702 (705);  Eschenbach weis t  jedoch darauf  hin,  dass d iese  Auffassung in  
die  I r re  führ t  wurde,  wei l  e ine  so lche  Handlung durch §  15 StGB nicht  bestra ft  wird.  
(Eschenbach,  Jura 1992,  637 (643))  
826 Ot to ,  JuS 1974 ,  702  (705 f. ) ;  ders. ,  FS-Spendel ,  271 (277) :  „Steuerbarkeit  i s t  s te t s  mehr  
als  Vorhersehbarke it  und Mögl ichkeit ,  e inen Er folg  herbe izuführen oder  zu vermeiden.“  
827 Ot to ,  FS-Maurach,  71 (92 f. ) ;  ders . ,  FS-Spendel ,  271 (277) .  
828 Ot to ,  FS-Maurach,  71  (101);  ders. ,  FS-Spendel ,  271 (277  f. ) ;  auch St ratenwer th,  FS-Gal-
las,  227 (238) .  
829 Dies führ t  daher  zum Regressverbot ,  das von der  h.M. nicht  anerkannt  wird ,  da d ies nicht  
durch die  Bedingungstheorie  und  die  Gle ichwert igke it  a l ler  Ursachen erklär t  wird .  Dies 
sol l te  al s  Zurechnungsunterbrechung er fasst  werden.  (Vgl .  Roxin,  FS-Tröndle,  177 (179 ff . ) ;  
ders. ,  LK-StGB,  §  25,  Rn.  218 :  „eine  Frage der  Zurechnung zur  fahr lässigen Täterschaf t ,  
ke in Teilnahmeprob lem“. ;  Maurach/Gösse l /Zipf-Renziko wski,  AT II ,  §  47,  Rn.  127 ;  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  6  I I  2 ,  Rn.  246)  
830 Ot to ,  JuS 1974,  702,  (705) .  
831 Ot to ,  JuS 1974,  702,  (705) .  
832 Bei  iso l ier ter  Überprüfung zeigen sich die  Mängel  hins ichtl ich der  Steuerbarke it .  (Otto ,  
JuS 1974,  702 (706))  
833 Ot to ,  JuS 1974,  702 (705 f. ) .  
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sollte die Unterscheidung zwischen Täterschaft und Teilnahme nach der Tatherrschaft nicht 
auf das Fahrlässigkeitsdelikt übertragen werden. Auf die Unklarheit des Begriffs der Steuer-
barkeit als allgemeines Zurechnungskriterium sollte hier jedoch hingewiesen werden.834 
 
c) Die Anwendung des Einheitstäterbegriffs bei Fahrlässigkeitsdelikten 
 
Im Gegensatz dazu sollten die fahrlässigen Straftaten nicht durch die Tatherrschaftslehre 
erfasst werden, sondern im Rahmen einer anderen Struktur.835 Die Auffassung836, dass die 
Unterscheidung zwischen Täterschaft und Teilnahme bei bewusster Fahrlässigkeit aufgrund 
der Beherrschung des Geschehens denkbar ist, scheitert an unbewusster Fahrlässigkeit, der 
die Vorstellung eines tatbestandlichen Erfolgseintritts fehlt. Diese wird im StGB einheitlich bei 
bewusster Fahrlässigkeit behandelt. Da es auch bei bewusster Fahrlässigkeit keine Unterschei-
dung zwischen Täterschaft und Teilnahme gibt und der Gesetzgeber bei Fahrlässigkeit das du-
alistische Beteiligungssystem nicht in die Teilnahmeregelungen einführt, ist klar, dass die Er-
scheiningsform von Fahrlässigkeitsdelikten nicht auf der gleichen Struktur wie die vorsätzli-
chen Straftaten begründet werden kann. Die andere Struktur für Fahrlässigkeit stützt sich auf 
den extensiven Täterbegriff bzw. den Einheitstäterbegriff.  
Nach dem extensiven Täterbegriff wird fahrlässige Anstiftung oder Unterstützung für den 
tatbestandlichen Erfolg als Täterschaft erfasst. Das auf diesem extensiven Täterbegriff aufge-
baute Einheitstätersystem umfasst alle kausalen Tatbeiträge ohne Unterscheidung zwischen 
Täterschaft und Teilnahme und fasst somit alle Erscheinungsformen zu einer einzigen täter-
schaftlichen Begehungsart zusammen. D.h., die Strafbarkeit fahrlässiger Straftaten aller Er-
scheinungsformen – eine fahrlässige mittelbare, mittäterschaftliche und teilnehmende Bege-
hung – wird nicht durch die Tatherrschaftslehre, sondern dadurch bestimmt, dass die Sorg-
faltspflichtverletzung bei Vorhersehbarkeit durch einen Täter ursächlich zur Verwirklichung 
                                                          
834 Roxin,  FS-Tröndle,  177  (181 f. ) ,  (186 f. ) :  Nach der  al lgemeinen Zurechnungslehre unter  
dem Gesichtspunkt  des er laub ten Risikos,  insb.  des Vertrauensgrundsatzes ,  er fass t  er  das  
Regressverbot .  
835 Roxin,  LK-StGB, §  25,  Rn.  156,  217 f. :  Die Tather rschaft  kann wegen unbewusster  Fahr-
läss igke it  n icht  auf das Fahr läss igke it sde l ikt  über tragen werden. ;  Samson,  SK-StGB, §  25,  
Rn.  41 ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  61 VI,  S.  654 f. ;  Über  die  Anwendung des Einhe it s täter-
sys tems noch bas ierend auf  der  Tatherr schafts lehre ,  vgl .  Hoyer,  FS-Puppe,  515 (526 f. ) .  
836 Herzberg,  TuT,  1977,  S.  72 ff . ;  Gallas,  ZStW 69 Beihef t  Athen (1957) ,  3  (18 ff . ) :  Er  
nimmt e inen menschl ichen Täterakt  mi t  bes t immter  Fina l i tä t  an und unterscheide t  ihn von 
der  Handlung e ines b loßen Tei lnehmers.  Daher  sei  weder  d ie  unbewusst  fahr lässige Tei l -
nahme noch d ie  unterschiedslose Er fassung al ler  kausa len Tatbe iträge mögl ich. ;  Roxin,  LK-
StGB, §  25,  Rn.  217;  Jakobs,  AT,  21 /111;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  61 VI,  S.  654 f . ;  
Maurach/Gösse l /Zipf-Renzikowski ,  AT II ,  §  47,  Rn.  102 ;  Welze l ,  S tra frecht ,  S.  99 ;  vgl .  
auch Teil  4  B VI 2 .  
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des Tatbestands beiträgt.837 Jede Form kausaler Mitwirkung begründet die Täterschaft. Der 
Kausalzusammenhang wird hier nach der Bedingungs- oder Äquivalenztheorie und einer ge-
setzmäßigen Verknüpfung zwischen Verhalten und Erfolg bestimmt (Formel von der gesetz-
mäßigen Bedingung). 
Bei dieser Anwendung wird darauf hingewiesen, dass die Strafbarkeit für fahrlässiges Ver-
halten ausgedehnt wird,838 da die über § 27 Abs. 2 StGB gemilderte Strafe für den Gehilfen bei 
Fahrlässigkeitsdelikten zur Täterschaft aufrückt. Auf der Ebene der Bestimmung des Täters 
wird „das sachliche Gewicht seines Tatbeitrags“ nicht berücksichtigt. Seine Bedeutung wird 
erst auf der Strafzumessungsebene berücksichtigt,839 so dass das Problem der Ausdehnung 
der Strafbarkeit gelöst werden kann. 
 
C. Die mit dem Schuldprinzip vereinbare Lösung: Vorverlagerung des 
höchstpersönlichen Fahrlässigkeitsschuldvorwurfs bei fahrlässigem 
Zusammenwirken; Täterschaft durch sorgfaltspflichtwidriges psychisches 
Kausieren 
I. Zur zeitlichen Struktur bei Fahrlässigkeitsdelikten 
 
In Bezug auf die zeitliche Struktur bei Fahrlässigkeitsdelikten gibt Hirsch ein Beispiel an:840 
Ein Architekt hat ein Gebäude so sorgfaltswidrig entworfen, dass die Bewohner des Oberge-
schosses keine Möglichkeit haben, in einem Brandfall zu entkommen. Der einige Jahre später 
entstandene Brand tötet sie. In diesem Fall hat der Architekt eine fahrlässige Straftat began-
gen. 
Hirsch weist auf einen deutlichen Unterschied zwischen bedingtem Vorsatz und bewusster 
Fahrlässigkeit hin. Während die Fahrlässigkeitsdelikte aufgrund der früheren sorgfaltswidri-
gen Handlungen festgestellt werden können, kann diese Struktur nicht auf die Vorsatzdelikte 
angewendet werden, weil deren Versuch, der ein unmittelbares Ansetzen „nach seiner Vor-
stellung von der Tat zur Verwirklichung des Tatbestandes“ (§ 22 StGB)841 erfordert, noch nicht 
                                                          
837 Els,  NJW 1972,  1476 (1477) ;  Günther,  JuS 1988,  386 (386 f . ) ;  Roxin,  LK-StGB, §  25,  
Rn.  156,  159 ;  Jakobs ,  AT,  21/111 f. ;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  61 II  2 ,  S.  646,  §  61 VI,  
S.  654 f. ;  Wessels/Beulke/Satzger,  AT,  §  16 I  1 ,  Rn.  796,  §  18 II  4 ,  Rn.  1140 f. ;  ab lehnend:  
Eschenbach,  Jura 1992,  637 (643 f. ) .  
838 Ot to ,  JuS 1974,  702 (705) ;  Roxin,  FS-Tröndle,  177 (183) ;  ders. ,  LK-StGB, §  25,  Rn.  157 ;  
Eschenbach,  Jura 1992,  637 (643) .  
839 Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 I  1 ,  Rn.  795.  
840 Hir sch,  FS-Lenckner,  119 (139) ;  ders. ,  FS-Lampe,  515 (518 f. ) .  
841 Die h.M. ko mbinier t  subjekt ive  (Vors te l lung des Täters von der  Tat)  und objektive Ele-
mente (unmit te lbares  Anse tzen zur  Verwirkl ichung des Tatbes tands) ,  d .h . ,  „d ie  ind ividuel l -
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begonnen hat. Vorsatz muss auch „auf ein konkretisiertes Geschehen“ gerichtet sein, wäh-
rend es bei Fahrlässigkeitsdelikten auf die Risikohandlung ankommt, die sich auf die Rechts-
gutsverletzung auswirkt. Dies weist darauf hin, dass die Struktur des Unrechtstatbestands von 
Vorsatz- und Fahrlässigkeitsdelikt grundlegend unterschiedlich ist 842 und dass es kein be-
stimmtes Kriterium für die Bestimmung des zeitlichen Rahmens gibt, innerhalb dessen die 
Sorgfaltspflichtverletzung zu geschehen hat; insb. bei kumulativer Kausalität bei fahrlässigem 
Zusammenwirken wird sie weit im Vorfeld geschehen. Dieses gilt auch für die Bestimmung des 
Kreises der Mitwirkenden, wenn von ihnen mehrere Handlungen jeweils an verschiedenen 
Orten oder mit unterschiedlichen Qualitäten eingebracht werden. Wenn fahrlässige Mittäter-
schaft anerkannt würde, wird auf die Kausalitätsfeststellung jeder Handlung für den Erfolg 
verzichtet, so dass sich der Kreis der bei jedem Unfall zu bestrafenden Mitwirkenden nach 
Bedarf erweitern würde, insb. bei einer technischen Katastrophe mit zahlreichen Personen-
schäden. Die Befürworter müssen daher die zeitliche, örtliche und qualitative Gemeinsamkeit 
der Sorgfaltspflichtverletzung für fahrlässige Mittäterschaft voraussetzen.843 Es bleibt jedoch 
im Hinblick auf die unterschiedlichen Zeitpunkte und Sorgfaltswidrigkeiten der einzelnen 
Handlungen der Beteiligten unklar, inwieweit die Gemeinsamkeit der Handlungen über § 25 
Abs. 2 StGB für fahrlässige Mittäterschaft erforderlich ist.844 D.h., es sollte darauf hingewiesen 
werden, dass es kein Element gibt, um die Liste der fahrlässigen Mittäter nach Umfang, Zeit 
und Qualität festzulegen. 
Diese zeitliche Struktur ergibt sich daraus, dass die Vorstellung des Täters bei vorsätzlichen 
Straftaten bereits auf den tatbestandlichen Erfolg gerichtet ist, während der auf die be-
stimmte Rechtsgutsverletzung gerichtete Wille bei fahrlässigen Straftaten fehlt.845 Der Schuld-
vorwurf bei fahrlässigen Straftaten muss daher im Gegensatz zu den vorsätzlichen Straftaten 
nicht auf einen einzigen Zeitpunkt beschränkt sein, und das Handlungsunrecht der Fahrlässig-
keitsdelikte kann auch an einem vorherigen Zeitpunkt liegen.846 Demnach könnten die am 
                                                          
objekt ive Versuchsdefini t ion“. ;  vgl .  Jescheck/Weigend,  AT,  §  11 IV 2 c) ,  S.  103,  §  49 IV 1,  
S.  518 ;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  17 I  1 ,  Rn.  931 .  
842 Hir sch,  FS-Lampe,  515 (519) .  
843 Knauer,  Kol legialentsche idung,  2001,  S .  199;  Puppe,  ZIS 2007,  234  (241);  dagegen 
Kamm, Die fahr lässige Mit tä ter schaft ,  1999 ,  S .  189 f. ;  Ot to ,  AT,  §  21,  Rn.  120  f.  
844 Siehe Teil  3  B II  2 .  
845 Hir sch,  FS-Lenckner,  119 (139 f . ) ;  ders . ,  GS-Meurer,  3  (16  ff . ) ;  ders . ,  FS-Lampe,  515  
(518 f . ) .  
846 Schlüchter,  JuS 1976,  378 (379);  Hett inger,  GA 1989,  1  (14) ;  auch BGHSt 42,  235  (236  
f. ) :  Es se i  zweifel los der  „Fahr lässigke it svorwurf an das ze i t l ich frühere [sorgfal t swidr ige]  
Verha lten anzuknüpfen“,  –  in diesem Fal l  „das Sich-Betr inken trotz  erkennbarer  Gefahr  e i -
ner  anschl ießenden Trunkenhei ts fahr t  e inersei t s  und d iese Fahr t  se lbs t  anderersei t s“.  
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fahrlässigen Zusammenwirken Beteiligten wegen der zeitlich vorgelagerten Verabredung ei-
ner „sorgfaltswidrigen“ Handlung als Alleintäter bzw. Nebentäter bestraft werden.847 Die Ver-
abredung im „Rolling-Stones“-Fall könnte entweder aufgrund des eigenhändigen Herabrollen 
des Steins oder aufgrund der Verabredung zum Herabrollen zur Bestrafung beider Beteiligten 
führen. 
Im Folgenden wird diese Lösung848 durch Vorverlagerung des Fahrlässigkeitsschuldvorwurfs 
bei fahrlässigem Zusammenwirken eingehend untersucht, wobei der Schwerpunkt darauf 
liegt, ob diese Lösung dem Schuldprinzip entspricht und unter welchen Voraussetzungen die 
zeitlich vorgelagerte Verabredung als sorgfaltswidriges Verhalten angenommen werden 
könnte. Diese Lösung geht davon aus, dass die einzelne fahrlässige Handlung bereits alle Straf-
barkeitsvoraussetzungen erfüllt, weshalb eine zusätzlich zu konstruierende fahrlässige Mittä-
terschaft nicht mehr erforderlich ist. 
 
II. Die Anwendung des Einheitstäterbegriffs bei fahrlässigem Zusammenwirken 
 
Um den Verzicht auf individuelle Kausalität für den Erfolg und die gegenseitige Zurechnung 
zu rechtfertigen, muss die mittäterschaftliche Struktur v.a. auf der Grundlage des höchstper-
sönlichen Schuldprinzips849 gebildet werden. Bisher wurde ausführlich diskutiert, dass diese 
mittäterschaftliche Struktur bei Fahrlässigkeitsdelikten nicht gerechtfertigt werden kann. Das 
Konzept der gemeinsam beschlossenen und vorgenommenen Gesamthandlung ist schwer zu 
akzeptieren. 
Auch bei fahrlässigem Zusammenwirken sollte die Struktur so gebildet werden, dass jeder 
Beteiligte wegen seiner eigenen Fahrlässigkeit, die für den Erfolg ursächlich ist, bestraft wird. 
Fahrlässigkeit kann durch die gemeinsame Verabredung einer sorgfaltswidrigen Handlung be-
gründet werden. Hierzu müsste darauf zurückgegriffen werden, dass die Teilnahme am ge-
meinsamen Handlungsprojekt schon an sich selbst ein eigenes Handlungsunrecht für den Er-
folg darstellen könnte. Die Argumentation des schweizerischen Bundesgerichts im „Feuer-
werke“-Fall (u. V) könnte hier in Betracht gezogen werden, bei der der gemeinsame Beschluss 
                                                          
847 Günther,  JuS 88,  386  (386);  Kühl,  AT,  §  20,  Rn.  116b;  Roxin,  AT II ,  §  25,  Rn.  240;  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 II I  2 ,  Rn.  836.  
848 Ablehnung der  Lösung durch das unechte Unter lassungsde likt ,  berei t s  s .  Teil  2  A III  3 ,  
Ablehnung der  Lösung durch die  Gefahrerhöhungslehre,  s .  Tei l  4  B VI  1  f)  bb) .  
849 Bei  (vorsä tzl icher)  Mit täter schaft  wird d iese Struktur  ohne Zurechnung des Fremdverha l -
tens mi t  e iner  Herrschaf t  im eigentl ichen Sinne nur  über  den e igenen Antei l  dargestel l t .  Auf  
dieser  Struktur  könnte mi t  dem funkt ionsgerechten Verhal ten nach dem gemeinsamen Tat -
plan das ganze Unternehmen s tehen oder  fal len.  (s .  Teil  4  B V 2 a))  
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einer konkreten sorgfaltswidrigen Handlung in subjektiver Hinsicht nachgewiesen werden 
sollte. 
Die Gegenmeinung zum Einheitstäterbegriff, die eine Konstruierbarkeit fahrlässiger Teil-
nahme bejaht, erfasst die Verhaltensweise bei fahrlässigem Zusammenwirken in zwei Formen 
– entweder als die Erfolgsverursachung (unmittelbare Täterschaft) oder als die Unterstützung 
für den Erfolgsverursacher (fahrlässige Teilnahme) – auf der Grundlage des dualistischen Be-
teiligungssystems.850 Wird die Form einer fahrlässigen psychischen Beihilfe trotz ausdrückli-
cher Regelung des § 27 StGB bestraft, verstoße dies gegen den Bestimmtheitsgrundsatz.851 
Diese Auffassung führt zu einer Lösung durch mittäterschaftliche Zurechnung über § 25 Abs. 
2 StGB,852 indem sie das fahrlässige Zusammenwirken als das Eingreifen Dritter, d.h. als Zu-
rechnungsproblem erfasst. Die Mitverursachung eines Erfolgs könne unter dem Gesichtspunkt 
der Risikoerhöhungslehre danach bestimmt werden, ob alle Beteiligten beim fahrlässigen Zu-
sammenwirken ein geschaffenes Risiko mitsetzen. 
Bei der Verwendung des Einheitstäterbegriffs hingegen werden alle Bedingungen eines Er-
folgs rechtlich gleichwertig behandelt, und somit wird der einzelne Handelnde bei fahrlässi-
gem Zusammenwirken jeweils als Alleintäter oder Nebentäter bestraft, weil er entweder 
selbst einen Erfolg verursacht oder diese Verursachung unterstützt. Hier sollte klar gezeigt 
werden, wie und inwieweit dieser Strafgrund wegen einer kausalen Mitwirkung durch den 
psychischen Einfluss festgestellt wird. 
 
III. Der „Wettfahrt“-Fall 
 
Der „Wettfahrt“-Fall wird häufig als Paradebeispiel für diese Lösungsanwendung angege-
ben. Günther gibt einen Fall an, in dem die beiden an der Wettfahrt Beteiligten eine fahrlässige 
Tötung (§ 222 StGB) eines Jungen verursachen; es ist jedoch nicht bekannt, wer das Opfer mit 
dem Motorrad überfahren hat.853 
Die Vertreter fahrlässiger Mittäterschaft erfassen und lösen diesen Fall durch Mittäter-
schaft. Einer von ihnen, Bindokat, sagt, dass es nur eine Frage der Terminologie sei, ob dies als 
Mittäterschaft bezeichnet wird.854 Die Verabredung zwischen den Beteiligten sei genau „die 
                                                          
850 Vgl.  Knauer,  Kol legialentscheidung,  2001,  S.  186 f. :  Wahlfests tel lung zwischen beiden.  
851 Knauer,  Kol legia lentsche idung,  2001,  S.  186 f.  
852 Knauer,  Kol legialentsche idung,  2001,  S.  187;  Otto ,  Jura 1987,  246 (257);  Renzikowski,  
FS-Ot to ,  423 (428 f. ) ;  Hoyer,  FS-Puppe,  515 (527) .  
853 Günther,  JuS 1988,  386  (386) .  
854 Bindokat ,  JZ 1979,  434  (436 f. ) .  
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für den Erfolg kausale Willensverbindung“, welche die Voraussetzung für fahrlässige Mittäter-
schaft erfüllt. Hier weist er darauf hin, dass „die stillschweigende Mittäterschaft“ unter dem 
Namen der Nebentäterschaft anerkannt wird, indem einzelne Handlungen im Zusammenhang 
mit den Handlungen anderer berücksichtigt werden.855 Durch das auf diesem gemeinsamen 
Entschluss basierende Zusammenwirken zwischen den Beteiligten könne auf die individuelle 
Kausalität verzichtet werden.856 Ein bewusstes übereinstimmendes Handeln reiche nicht für 
die solidarische Haftung aus, die die Willeneinheit benötigt.857 Ohne diese Verabredung sollte 
nur der Täter bestraft werden, dessen Kausalität für den Erfolg bekannt ist. 
Hingegen bejaht Günther die Bestrafung beider Täter als Nebentäter „nur“ wegen der Be-
teiligung an der Wettfahrt.858 Er bezeichnet dies als die „eigene pflichtwidrige, zum[...]Erfolg 
eskalierende Beteiligung“.859 Jede fahrlässige Handlung jedes Beteiligten habe eine kausale 
Auswirkung auf den Tod des Opfers. Die Durchführung der Wettfahrt, bei der die beiden ne-
beneinander auf einer engen unübersichtlichen Kurve mit weit überhöhter Geschwindigkeit 
fahren, begründe die Sorgfaltspflichtwidrigkeit. D.h., sie stelle die unmittelbare Verursachung 
des Todes bzw. die Beteiligung an der Wettfahrt dar.860 
Die Lösung kann aber die Strafbarkeit nicht aus der bloßen Mitwirkung schlussfolgern. Bin-
dokat verweist mit dem „Knallerbsen“-Fall (RGZ 58, 357 (359)) überzeugend auf dieses Argu-
ment, in dem „sich mehrere Personen mit dem Werfen von Knallerbsen[...] vergnügen, 
wodurch jemand am Auge verletzt wird“.861 Dies bezeichnet er als zufällige Mittäterschaft 
bzw. bloße Willensübereinstimmung, bei der nur der Täter bestraft werden sollte, dessen Kau-
salität für den Erfolg bekannt ist. Denn wenn jemand anfängt, etwas zu tun, und andere es 
ihm gleich tun, gibt es keine Anstiftung und Beihilfe des zuletzt Hinzutretenden. Wenn die 
Reihenfolge der Handlungseingabe unklar ist, sei jeder als der letzte anzusehen.862 
Hier sollte darauf abgestellt werden, ob jeder Beteiligte seine eigene im Verkehr erforderli-
che Sorgfalt vernachlässigt, weil er entweder selbst einen Erfolg verursacht oder diese Verur-
sachung unterstützt. Diese Unterstützung bezieht sich sowohl auf physische als auch auf psy-
                                                          
855 Bindokat ,  JZ 1979,  434  (435 f. ) .  
856 Bindokat ,  JZ 1979,  434  (436 f. ) .  
857 Bindokat ,  JZ 1979 ,  434 (436 f. ) :  Aufgrund der  fehlenden Kausa li tä t  der  Willensübere in-
st immung bes teht  im Radfahrer fa l l (RGSt 63,  392)  keine  Mittäterschaf t .  
858 Günther,  JuS 1988,  386  (387);  auch BGHSt 7 ,  112 (114) .  
859 Günther,  JuS 1988,  386  (387) .  
860 Günther,  JuS 1988,  386 (387):  Hier  beziehe  es sich auf  e ine  unechte  (gle ichar t ige)  Wahl-
fes ts te l lung,  nicht  auf  die  Anwendung des Grundsa tzes »in  dubio  pro reo«.  
861 Bindokat ,  JZ 1979,  434  (436) .  
862 Bindokat ,  JZ 1979,  434  (436) .  
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chische Formen. Es sollte klar nachgewiesen werden, ob auch der Beitrag der psychischen Ein-
wirkung kausal für den Erfolg ist. In Bezug auf die Bestimmung der Kausalität meint Günther, 
dass die bloße Beteiligung nach der Äquivalenztheorie für den Erfolgseintritt kausal ist, weil 
alleine keine Wettfahrt hätte durchgeführt werden können und der Erfolg dann nicht hätte 
resultieren können.863 Hier wird darauf hingewiesen, dass dieser Anhaltspunkt bei mehr als 
zwei Beteiligten nicht überzeugend ist.864 Der kausale Beitrag, der hier festgestellt werden 
sollte, bezieht sich jedoch nicht auf das tatsächliche Auftreten der Ergebnisse. Der Zusammen-
hang zwischen dem von jedem Beteiligten selbst dargestellten Handlungsunrecht und dem 
daraus resultierenden Erfolgsunrecht ist wichtig. 
 
IV. Die Kausalfragen bei fahrlässigem Zusammenwirken 
1. Anerkennung psychischer Kausalität 
 
Psychische Kausalität sollte als vorläufiges Problem für die Anwendung der Lösung durch 
Vorverlagerung des Fahrlässigkeitsschuldvorwurfs anerkannt werden. Die Ablehnung865 psy-
chischer Kausalität wird dadurch geltend gemacht, dass der Täter nach eigener Willensfreiheit 
begeht und die interne Einflussnahme des Beteiligten auf den Täter nicht eindeutig erfasst 
und bestimmt wird. Die auf dem Nachahmungseffekt beruhende Verantwortlichkeit könne 
auch aufgrund des Eigenverantwortlichkeitsprinzips nicht begründet werden.866 „Eine wech-
selseitige Bestärkung“ einer sorgfaltswidrigen Handlung bei fahrlässigem Zusammenwirken 
könne daher keine Kausalität begründen und somit könne der Täter nicht als Alleintäter be-
straft werden. Die fehlende Kausalität könne nur durch Mittäterschaft – nicht durch die Mit-
verursachung bei fahrlässigem Zusammenwirken – ersetzt werden.867 
Die psychischen Faktoren der geistigen Beeinflussung und der psychischen Unterstützung868 
könnten jedoch nach der Äquivalenztheorie in den Bedingungszusammenhang einbezogen 
                                                          
863 Günther,  JuS 1988,  386  (387) .  
864 Vgl.  Kamm,  Die fahr lässige Mit täter schaf t ,  1999,  S.  96 ;  Kühl,  AT,  §  20,  Rn.  116  b.  
865 Renziko wski,  FS-Ot to ,  423 (427) :  zweifelhaf t ,  ob d ie  Voraussetzungen für  psychische  
Beihi l fe  vor l iegen. ;  ders . ,  FS-Puppe,  201 (214 f. ) :  Psychische Kausal i tä t  könne begr i ffl ich 
nicht  er fass t  werden.  Der  Wortlaut  des „verursachen“ im StGB (§§ 222,  229 StGB) decke  
ke ine psychische Interakt ion ab . ;  Puppe ,  NK-StGB, Vor §§ 13  ff . ,  Rn.  125 f.  
866 Vgl.  Schumann,  Das  Pr inz ip  der  Selbstverantwortung,  1986,  S.  95.  
867 Renziko wski,  FS-Otto ,  423 (428 f. ) .  
868 Jescheck/Weigend,  AT,  §  64  II I ,  S.  694:  Psychische Unterstützung se i  ursächl ich „ im 
Sinne der  Erle ichterung und Förderung“. ;  §  64 I I  2 ,  S .  687:  Die Ansti f tung im Bereich der  
Vorsatzde likte  bez ieht  sich auf  „Mit te l ,  d ie  über  die  Psyche  des Haupttäters  Einf luss  auf  die  
Tatausführung gewinnen“,  e inschließl ich der  Form der  Mitans t i f tung,  der  Nebenanst i ftung 
und der  mi t telbaren Ansti f tung.  
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werden.869 Denn auch unter dem Gesichtspunkt des Indeterminismus trifft der Täter die Ent-
scheidung, die „durch den Rat eines anderen oder durch äußere Umstände“ motiviert ist, aus 
eigener Willensfreiheit. Ohne diese Motivation hätte er eine andere Entscheidung treffen kön-
nen.870 
Durch die Verwendung der Formel der gesetzmäßigen Bedingung871 ist es möglich, die psy-
chische Kausalität der geistigen Beeinflussung zu begründen, wobei ein bestimmtes Verhalten 
zur Beeinflussung der Willensbildung des Handelnden beiträgt.872 Die Formel der gesetzmäßi-
gen Bedingung erfordert Anleihen von der Motivationspsychologie und kann sich daher mit 
einer derzeit wissenschaftlich unlösbaren Fragestellung befassen.873 Physische Ursachen und 
Zwecke, Motive oder andere Gründe für menschliches Verhalten sollten unterschieden wer-
den.874 Der Grund bezieht sich nicht unbedingt auf einen zeitlichen Zusammenhang, sondern 
auf „eine logische Beziehung“875 zwischen Prämisse und Folge.876 Physikalische Ereignisse tre-
ten ohne Grund auf. Ein bestimmter Grund (d.h., psychisch vermittelter Handlungszusammen-
hang) kann nicht empirisch erkannt werden.877 Die Gesetze, die physikalische Ereignisse re-
geln, können nur begriffen werden. Durch diese Gesetze wird der Zusammenhang zwischen 
Ursachen und Wirkungen festgelegt. Die menschliche Psychologie könnte daher zwar letztlich 
wie die physikalischen Ereignisse von Gesetzen oder Ursachen festgelegt werden, es sollte 
jedoch darauf hingewiesen werden, dass das Problem die Schwierigkeit bei der Bestimmung 
der Gesetze ist.878 
                                                          
869 Engisch,  FS-Weber,  247  (269):  Gesetzmäßigkei t  bei  psychischer  Kausa li tä t ;  Bindokat ,  JZ 
1979,  434 (436);  Puppe ,  JZ 1994,  1147 (1151):  Der  Ursachenzusammenhang könne durch 
ein Kausa lgese tz  begründet  werden,  das  e inen „von einem repräsentat iven Tei l  der  Vertre ter  
[der  empir i schen]  Wissenschaft  anerkannten a l lgemeinen Sa tz“ darstel l t . ;  d ies. ,  NK-StGB,  
Vor §§ 13 ff . ,  Rn.  116:  Nur  wenn der  Handelnde  im Einze l fa l l  in se iner  Entsche idung beein-
f luss t  wurde,  wird  psychische Kausa li tä t  anerkannt . ;  Roxin/Greco ,  AT I ,  §  11,  Rn.  31.  
870 Roxin/Greco ,  AT I ,  §  11 ,  Rn.  31.  
871 V.a.  vgl .  Osnabrügge ,  Beihi l fe ,  2002,  S.  43  ff . ,  261 f . :  für  die  Annahme physischer  Bei -
hi l fe  nach der  Lehre von der  hinreichenden Mindestbedingung von Puppe .  
872 Jescheck/Weigend,  AT,  §  55 II  2 ,  S.  583 f. ;  Roxin/Greco,  AT I ,  §  11,  Rn.  31  ff . ;  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  6  I I  1 ,  Rn.  230 .  
873 Bernsmann,  ARSP 1982 ,  536 (545 f. ) :  Dies  dient  dazu,  d ie  Gesetzmäßigkeit  der  Aufei -
nander folge psychischer  Ereignisse konkre t  darzutun.  
874  Ebenso Kor ia th,  Kausa li tä t ,  Bedingungstheorie  und psychische Kausa li tä t ,  1988,  
S.  224 ff . ;  Bernsmann,  ARSP 1982,  536 (538 ff . ) ;  Über  die  angloamer ikanische „reason-
cause-Debat te“,  vgl .  S .  541.  
875 Bernsmann,  ARSP 1982,  536 (541 f. ) .  
876 Bernsmann,  ARSP 1982,  536 (538) :  Kausal i tä t  von Ursache und Wirkung,  die  besondere  
Logik von Grund und Fo lgen.  
877 Im Gegensatz  zu physikal i sch wirkenden Handlungen könne es nicht  durch „e in empir i sch 
hinreichend gesicher tes  Erfahrungswissen“ er fasst  werden.  (Bernsmann ,  ARSP 1982,  536 
(546))  
878 Bernsmann,  ARSP 1982,  536 (543) .  
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D.h., bei der psychischen Kausalität in Formen der Teilnahme kommt es darauf an, dass der 
Teilnehmer dem Täter einen der Gründe für die Haupttat durch psychische interne Einfluss-
nahme anbietet, wodurch dem Täter die letzte Chance, die Haupttat aufzugeben, weggenom-
men wird.879 
 
2. Die Kausalität bei psychischer Unterstützung 
 
Insb. die Notwendigkeit der Kausalität des Gehilfenbeitrags zum Erfolg der Haupttat ist um-
stritten. Es wird von vielen anerkannt, dass die Kausalität psychischer Unterstützung für den 
Haupttäter nicht nach der conditio-Formel bestimmt werden kann, d.h. nicht nach der hypo-
thetischen Frage, „ob die Tat ohne die Gehilfenhandlung unterblieben wäre“.880 
 
a) Ablehnende Meinung 
 
Die Ansicht, die Notwendigkeit der Kausalität abzulehnen, beruht darauf, dass § 27 StGB 
den Teilnehmer nur wegen eines Teilnehmerbeitrags bestraft, der dazu dient, dem Täter „ein 
Motiv oder ein Mittel“ für die Haupttat zu liefern, nicht wegen der Mitursächlichkeit für 
fremde Vorsatztaten,881 und dass der vom Täter verursachte Erfolg nicht dem Gehilfen als sein 
Werk zugerechnet werden sollte. Für die Bestrafung der Beihilfe reiche es aus, dass der Gehil-
fenbeitrag die Haupttat verstärkt oder fördert (Förderungstheorie), so dass die Beihilfe nicht 
für sich genommen für den Erfolg durch die Haupttat kausal sein müsse.882 Die (Nicht-kausale) 
                                                          
879 Vgl.  Scheur l ,  Rücktr i t t  vom Versuch und Tatbe tei l igung mehrerer,  1972 ,  S.  105.  
880 Samson, Hypothet i sche Kausalver läufe im St rafrecht ,  1972,  S .  61 ff . ;  ders. ,  FS-Peters ,  
121 (124);  Bloy,  Bete i l igungsform, 1985,  S.  277  ff . ;  Claß,  FS-Stock,  115  (121 ff . ) ;  Spendel ,  
FS-Dreher,  167  (186) ;  Kudl ich,  JA 2007,  308 (309) ;  Schünemann,  LK-StGB, §  27,  Rn.  3;  
Jescheck/Weigend,  AT,  §  64 II I  2 ,  S .  694 f. ;  Wessels/Beulke /Satzger,  AT,  §  16 IV 3,  Rn.  902.  
881 Renziko wski,  Restr ikt iver  Täterbegri ff ,  1997 ,  S.  125  f. :  Dies  erhöht  die  Gefahr  e iner  
Rechtsgutsver le tzung.  Das Verha lten des Teilnehmers i st  wegen der  objekt iven Prognose  
verbo ten,  dass „der  Täter[ . . . ]  d ie  Si tua t ion zu einer  Stra ftat  ausnutzen“ würde.  Um dieses  
Verbot  zu erklären,  i s t  der  Begri ff  der  Kausal i tä t  nicht  er fo rder l ich.  (auch ders. ,  FS-Puppe,  
201 (214 f. ) ;  Haas ,  Theorie  der  Tatherr schaf t ,  2008,  S.  134  ff . )  
882 Hohmann,  JuS 1995,  135 (138);  Kudlich,  JZ 2000,  1178 (1178) ;  Ebert ,  AT,  S.  194 ;  Wes-
se ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16 IV 3,  Rn.  902 .  
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Risikoerhöhungstheorie883 geht davon aus, dass dieses Kriterium der Förderung durch die Ri-
sikoerhöhung für das durch die Haupttat verletzte Rechtsgut konkret bestätigt werden 
könne.884 
 
b) Bejahende Meinung 
 
Es ist jedoch fraglich, ob die Förderungs- und Gefährdungshandlungen, die keinen Einfluss 
auf die Verwirklichung der Tatbestände haben, als vollendete Beihilfe bestraft werden. Ohne 
die Kausalität des Gehilfenbeitrags für den Erfolg ist es unmöglich, zwischen der strafbaren 
vollendeten Beihilfe und der straflosen versuchten Beihilfe zu unterscheiden. Nicht alle För-
derungshandlungen können zur Strafbarkeit wegen Beihilfe nicht erfüllt werden, und die nicht 
zu bestrafenden bloßen Förderungshandlungen könnten von der Beihilfe unterschieden wer-
den. Darüber hinaus geht der Grund für die Teilnahmestrafe durch einen akzessorischen 
Rechtsgutsangriff885 verloren, wenn ein Beitrag nicht für die Tatbestandsverwirklichung des 
Täters ursächlich ist. 
Diese Ansicht886, dass die Kausalität der Handlung des Gehilfen für die Verwirklichung der 
Haupttat erforderlich ist, könnte nach dem konkreten Inhalt der Kausalität in die Erfolgsver-
ursachungstheorie 887  und die kausale Risikoerhöhungstheorie (Chancenerhöhungstheorie, 
h.M.)888 unterteilt werden. Nach letzterer sei es für die Zurechnung des Erfolgs notwendig, 
gemäß der allgemeinen Zurechnungslehre, dass nur die Handlung zugerechnet wird, die das 
Risiko eines rechtlich missbilligten Erfolgs schafft oder erhöht, „die Gelingens-Chance eines 
                                                          
883 Sa lamon,  Vollendete und versuchte  Beihi l fe ,  1968,  S .  143  ff . ;  Schaffste in,  FS-Honig,  169  
(176) ,  (180);  Ot to ,  JuS 1982,  557 (562);  ders. ,  AT,  §  22,  Rn.  53 ;  Lüderssen,  FS-Grünwald,  
329 (337);  Murmann,  JuS 1999,  548 (552);  Kretschmer,  Jura 2008,  265 (269);  Straten-
werth/Kuhlen,  AT I ,  §  12,  Rn.  158.  
884 Auch d ie  Gefährdungsdelikt stheor ie  „durch die  Herbe i führung e iner  Gefahrenlage für  das  
im Tatbes tand vorausgesetz te  Schutzobjekt“. ;  Beihi l fe  sei  e in abstraktes Gefährdungsdelikt .  
(Herzberg,  GA 1971,  4  (6  f . ) ) ;  e in  abst raktes-konkre tes Gefährdungsdel ikt  (Vogler,  FS-Hei-
ni tz ,  309 (309 ff . ) ) ;  e in  „konkre tes Gefährl ichkeit sde l ikt“  (Zieschang, FS-Küper,  733 
(745)) .  
885 Vgl.  Schünemann,  LK-StGB, Vor §  26,  Rn.  7 ,  17 ;  Wesse ls /Beulke/Sa tzger,  AT,  §  16  IV 1,  
Rn.  869.  
886 Jakobs,  AT,  22/34;  Kühl ,  AT,  §  20,  Rn.  214 ff .  
887 Vgl.  Samson,  Hypothet i sche  Kausalver läufe im Stra frecht ,  1972 ,  S.  153 ff . ,  160  ff . ;  ders . ,  
FS-Peters,  121 (132 f. ) ;  Claß ,  FS-Stock,  115 (121 f. ) ,  (126);  Joecks,  MüKo-StGB, §  27,  
Rn.  38 ;  Schünemann,  LK-StGB,  §  27,  Rn.  5 .  
888 Roxin,  FS-Miyazawa,  501 (501 ff . ) ;  Schünemann,  LK-StGB, §  27,  Rn.  6  ff . ;  Gropp ,  AT,  
§  10,  Rn.  305 ff . :  Die r i s ikoverr ingernde  Beihi l fe  sei  aufgrund  der  Recht fer t igung straffrei . ;  
Haft ,  AT,  S.  213;  Jescheck/Weigend,  AT,  §  64 II I  2 ,  S.  694 f.  
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Deliktes“ zu erhöhen. Im Gegensatz zur Erfolgsverursachungstheorie wird die verursachte 
Haupttat nicht dem Gehilfen bei der Risikoverringerung zugerechnet.889 
 
c) Das Erfordernis der Nachweisbarkeit psychischer Einwirkungen 
 
Während die Kausalität physischer Beihilfe, die sich auf das äußere Tatgeschehen bezieht, 
ohne Schwierigkeiten bestimmt werden kann, ist die Kausalitätsbestimmung psychischer Bei-
hilfe zwischen psychischen Einwirkungen und Erfolg nicht einfach. Unter Berücksichtigung der 
konkreten Umstände sollte nachweisbar sein, ob ein interner psychologischer Einfluss auf den 
Hauptakt besteht.890 Wenn sich die Ratschläge fördernd auf die konkrete Durchführung aus-
wirken, d.h. die sog. „technischen Rathilfe“ vorliegt, könnte die Kausalität ohne weiteres be-
stimmt werden.891 Bei einer „Bestärkung des Tatentschlusses“ ist die psychische Kausalität bei 
Beihilfen insoweit anzuerkennen, als „der Gehilfe dem Täter etwa Bedenken ausredet oder 
durch Lieferung weiterer Tatmotive seinen Entschluss unumstößlich macht“.892 Die bloße Be-
kundung der Zustimmung oder Solidarisierung, die keinen Einfluss auf die Intensität eines be-
reits gefassten Tatentschlusses hat, ist jedoch nicht in der strafbaren psychischen Beihilfe ent-
halten.893 Das Bewusstsein des Haupttäters für die Hilfeleistung ist ebenfalls erforderlich.894 
Es sollte auch berücksichtigt werden, welchen Wert der Täter dem verletzten Rechtsgut bei-
misst, welchen Wert der Gehilfe dem von ihm angegebenen Grund beimisst895 und in wel-
chem Verhältnis die Beteiligten stehen. Dies sollte auf die hier behandelten Fälle angewendet 
werden, in denen die am fahrlässigen Zusammenwirken Beteiligten psychische Einflüsse auf-
einander ausüben. 
Nach dem Einheitstäterbegriff ist die Bestimmung jedes Kausalbeitrags eines jeden fahrläs-
sigen Beteiligten entscheidend für Bestrafung als Alleintäter. Die Verursachungsfrage sollte 
                                                          
889 Schünemann,  LK-StGB,  §  27,  Rn.  6 .  
890 Joecks ,  MüKo-StGB, §  27,  Rn.  42 ;  Kühl,  AT,  §  20,  Rn.  227;  Stratenwerth/Kuhlen, AT 
I,  §  12,  Rn.  159.  
891 Vgl.  Schünemann,  LK-StGB, §  27,  Rn.  12;  auch Hoyer,  SK-StGB, §  27 ,  Rn.  11;  Freund,  
AT,  §  10,  Rn.  140 ;  Wessels/Beulke /Satzger,  §  16  IV 3,  Rn.  903.  
892 Schünemann,  LK-StGB,  §  27,  Rn.  14;  auch Hoyer,  SK-StGB,  §  27,  Rn.  14 ;  Joecks,  MüKo-
StGB, §  27,  Rn.  42.  
893 Cramer /Heine,  Sch/Sch-StGB,  §  27,  Rn.  12;  Joecks,  MüKo-StGB, §  27,  Rn.  33 ff . ;  Schü-
nemann,  LK-StGB,  §  27,  Rn.  14 :  sonst  sei  es rechtss taa t l ich bedenklich. ;  Freund,  AT,  §  10,  
Rn.  140 ;  Wessels /Beulke/Satzger,  §  16 IV 3,  Rn.  903.  
894 Hecker,  JuS 2016,  944 (944 ff . ) ;  Schünemann,  LK-StGB, §  27,  Rn.  10 :  „Mindestvoraus-
se tzung für  eine stra fbare Beihi l fe“. ;  Rengier,  AT,  §  45,  Rn.  83 ;  Wesse ls/Beulke /Satzger,  AT,  
§  16 IV 3,  Rn.  903 :  ke ine heiml iche psychische Beihi l fe .  
895 Roxin,  FS-Miyazawa,  501 (506 ff . ) .  
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hierbei streng und klar geprüft werden.896 Wenn bei fahrlässigem Zusammenwirken zwischen 
den Beteiligten eine gemeinsame Handlung vereinbart wird, ist die psychische Beeinflussung 
ohne Schwierigkeiten nachweisbar.897 Bei der Stabilisierung eines bereits gefassten Tatent-
schlusses sollte die psychische Einwirkung in nachweisbarer Form erfolgen. In Bezug auf den 
Inhalt der Verabredung sollte es sich darüber hinaus um eine nachweisbare sorgfaltswidrige 
Handlung handeln. Es sollte hier darauf abgestellt werden, dass der Erfolgsunwert bei Fahr-
lässigkeitsdelikten nicht auf einem bloßen Erfolgseintritt beruhen sollte und dass sich die Risi-
ken der sorgfaltswidrigen Handlung sich auf den Erfolg auswirken müssen. 
 
V. Das Erfordernis der Sorgfaltspflichtverletzung aus dem Inhalt der gemeinsamen 
Handlungsverabredung 
1. Die Bedeutung der gemeinsamen Handlungsverabredung bei fahrlässigem 
Zusammenwirken 
 
Wie bereits analysiert, kommt es bei der Bestrafung bei fahrlässigem Zusammenwirken auf 
jedes Handlungsunrecht eines jeden Beteiligten an, nicht auf das Bewusstsein konkreter Ge-
fahren für das Rechtsgut. Denn das Handlungsunrecht bei Fahrlässigkeitsdelikten wird „nach-
träglich“ nach dem Erfolgseintritt bestimmt, aber seine Anerkennung durch die objektive Sorg-
faltspflichtverletzung bei objektiver Vorhersehbarkeit könnte von Verhalten zu Verhalten un-
terschiedlich sein. Die Sorgfaltspflicht wird jedem Einzelnen jeweils auferlegt und die objektive 
Vorhersehbarkeit wird nach den Umständen jedes Fahrlässigen zum Zeitpunkt jeder fahrlässi-
gen Handlung festgestellt. Dies beruht darauf, dass die am fahrlässigen Zusammenwirken Be-
teiligten nur am gemeinsam zu erreichenden sachlichen Ziel verankert sind, während Vorsatz 
bei (vorsätzlicher) Mittäterschaft bereits auf den bestimmten Gesamtserfolg nach dem ge-
meinsamen Tatentschluss gerichtet ist. Das Wissenselement könnte auch bei bewusster Fahr-
lässigkeit nicht immer die objektive Vorhersehbarkeit begründen.898 Da bei fahrlässigem Zu-
sammenwirken keine subjektive Anknüpfung zwischen den am Handlungsprojekt Beteiligten 
besteht,899 kann dieses die Mittäterschaft nicht begründen und begrenzen. Aufgrund dieses 
                                                          
896 Bindokat ,  JZ 1979,  434  (437) .  
897 Schünemann,  LK-StGB,  §  27,  Rn.  10.  
898 Dagegen Häring,  sui -generis  2018,  1  (17):  Er  weis t  darauf hin,  dass Vorhersehbarke it  
dazu dient ,  d ie  Verantwort l ichke it  zu begrenzen,  und dass der  gemeinsame Handlungsent -
schluss dazu d ient ,  d ie  Gemeinsamkeit  zu begründen.  
899 Aufgrund des  Mangels e ines auf den s tra frechtl ichen Er fo lg ger ichteten Willens bei  Fahr-
läss igke iten weist  das schweizer ische Bundesgericht  darauf hin,  dass nicht  geprüf t  werden 
sol l te ,  „ob  und inwiefern s ich [d ie  Bete i l igten]  auch ‚gemeinsam’ sorgfal t swidr ig verhal ten 
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Unrechtssystems der Fahrlässigkeit könnte die mittäterschaftliche Zurechnung bei fahrlässi-
gem Zusammenwirken nicht gerechtfertigt werden, es sei denn, die in dieser Arbeit bereits 
abgelehnte Idee der Kollektivperson wird verwendet. 
Das Handlungsprojekt könnte jedoch für sich jedes Handlungsunrecht jedes Beteiligten be-
gründen. Handelt es sich bei dem Inhalt einer gemeinsamen Verabredung um eine sorgfalts-
widrige Handlung, die eine bestimmte Handlung auf eine bestimmte Art und Weise darstellt 
und zum Erfolg führt, wird die Verabredung nachträglich als Sorgfaltspflichtverletzung jedes 
Beteilgten festgestellt. Der Zusammenhang zwischen dem Handlungsunrecht und dem Er-
folgsunrecht wird durch die psychische Kausalität hergestellt. Wenn sich eine gemeinsame 
Verabredung jedoch nur auf eine Handlung bezieht, die innerhalb des erlaubten Risikobe-
reichs liegt, kann die Verabredung an sich kein eigenes Handlungsunrecht darstellen. Hierbei 
könnte die Verabredung dazu dienen, die Beteiligten in Bezug auf Zeit und Ort zu identifizie-
ren. Wenn keine individuelle Kausalität festgestellt wird, könnte diese Verabredung die zu 
überprüfenden Handlungen auf die der Beteiligten beschränken.900 
 
2. Der „Feuerwerke“-Fall 
 
Der Sachverhalt dieses Falls war wie folgt: „Am 1. Januar 2013 ging um 00.05 Uhr [...] die 
Meldung ein, dass ein Balkon eines Mehrfamilienhauses in Flammen stand. A und B wurden 
über ein Ausschlussverfahren als Täter ermittelt. Er und sein Cousin B [...] sind kurz vor Mit-
ternacht zusammen mit weiteren Gästen auf dem Sitzplatz der Parterrewohnung und haben 
gemeinsam den Entschluss gefasst, Raketen [...] abzufeuern. [...] Die beiden hatten gemein-
sam beschlossen, nach draußen zu gehen, um Feuerwerkskörper zu zünden, und wie die Er-
mittlungen ergeben haben, war eine der Raketen [...] ursächlich für den Brand. Somit hat der 
Beschuldigte pflichtwidrig unvorsichtig gehandelt, indem es zum Feuer kam und er die Rake-
ten zusätzlich nicht ordnungsgemäß abgefeuert hat, da grundsätzlich keine Raketen inmitten 
von Liegenschaften gezündet werden dürfen und weiter für das Abfeuern notwendig ist, dass 
die Rakete aus einer gut fixierten Flasche oder einem Rohr gezündet wird. Es entstand Sach-
schaden [...], Personen wurden keine verletzt.“901 
In der Erstinstanz wurde nicht festgestellt, wessen gezündete Rakete den Brand verursacht 
hat. Es kommt daher darauf an, ob „jegliche Hinweise auf einen gemeinsamen Tatentschluss“ 
                                                          
könnten“.  Das gemeinsame Handlungsprojekt  e iner  sorgfa l t swidr igen Handlung müsse je -
doch nachträglich in sub jekt iver  Hins icht  nachgewiesen werden.  (BGE 143 IV 361 (372))  
900 Vgl.  Teil  4  C VI.  
901 BGE 143 IV 361  (362) .  
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vorgelegen haben und ob dieser auf eine sorgfaltswidrige Handlung hätte gerichtet sein müs-
sen. Die letztere Frage ist, ob die beiden beschlossen haben, vier Raketen nur arbeitsteilig 
oder sogar auch auf konkrete Art und Weise –  „In-den-Boden-Stecken der Raketen“ – abzu-
feuern. Es wurde ebensowenig festgestellt, ob sie eine Vereinbarung über die konkrete Weise 
des Abfeuerns getroffen haben. 
Die Vorinstanz erkennt an, dass die Weise des Abfeuerns zwar gefährlich, aber nicht unüb-
lich war902 und dass die Beteiligten „ohne vorgängige Absprache“ beschlossen haben, die Ra-
kete auf diese Weise abzufeuern. Insb. stellt die Vorinstanz ausdrücklich die Lösung durch die 
Idee der kollektiven Person dar903: Gegenstand der Kausalität seien die gemeinsam vorgenom-
mene Gesamthandlung und der Erfolgseintritt, dieser sich aus dem gemeinsamen Beschluss 
einer sorgfaltswidrigen Handlung ergibt.904 Diese Funktion des gemeinsamen Beschlusses, auf 
die Feststellung der individuellen Kausalität für den Erfolg zu verzichten, könne ohne fahrläs-
sige Mittäterschaft rechtlich anerkannt werden.905 Dies könnte nicht unterstützt werden, weil 
die Vorinstanz den Verzicht durch die gemeinsam vorgenommene Gesamthandlung ohne de-
taillierte Argumentation rechtfertigt. Dieser Verzicht darf ohne die mittäterschaftliche Struk-
tur nicht erreicht werden. 
Hingegen meint Häring, dass bereits das gemeinsame Handlungsprojekt zum Abfeuern der 
Raketen – entweder sorgfältig oder unsorgfältig – für fahrlässige Mittäterschaft ausreicht. 
Wenn die Beteiligten „tatsächlich“ die Rakete unsorgfältig (konkreter gesagt: durch In-den-
Boden-Stecken) abfeuern, werde die Sorgfaltswidrigkeit nachträglich zum Beschluss hinzutre-
ten bzw. vom Beschluss umfasst. Der rechtmäßige Beschluss sei durch konkludentes sorgfalts-
widriges Handeln zu einem gemeinsamen Beschluss einer Unsorgfalt geworden. 906  Diese 
Schlussfolgerung ergibt sich aus Härings Auffassung, dass fahrlässige Mittäterschaft „ein[en] 
subjektiv verbindende[n] Beschluss“ erfordert, der sich auf „die Ausführung der objektiv zum 
                                                          
902 Die Vor ins tanz verweis t  auf die  Empfehlungen der  Beratungsste l le  für  Brandverhütung 
und den für  e in Feuerwerk ungeeigne ten Gartenplatz .  Beim Abfeuern der  Raketen se i  „immer  
mi t  I r r läufern zu rechnen“,  so  dass es  vom Zufal l  abhänge,  wer  den Ir r läufer  gezündet  habe.  
(BGE 143 IV 361  (365))  
903 Die gemeinsam beschlossene und vorgeno mmene Gesamthandlung,  d ie  a ls  sorgfa l t swidr ig  
bezeichnet  wird,  sol l  den Brand d irekt  verursacht  haben.  (BGE 143 IV 361,  in Erwägungen 
3.2)  
904 BGE 143 IV 361  (364) .  
905 BGE 143 IV 361 (365) :  Dazu sei  auch eine gemeinsame Durchführung in einem nahen 
ör t l ichen und  ze i t l ichen Zusammenhang er forder l ich.  
906 Här ing,  sui -gener is  2018,  1  (18) .  
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Erfolg führenden Handlung“ bezieht907 und von der bewussten Ausführung der Gesamthand-
lung abhängt, nicht von den strafrechtlich relevanten Umständen.908 In der von Häring ange-
gebenen Konstellation ist es möglich, die Beteiligten als Alleintäter oder Nebentäter zu be-
strafen. Es sollte auch darauf hingewiesen werden, dass je nach den Umständen nach der Ver-
abredung einer Handlung, die innerhalb des erlaubten Risikobereichs liegt, kein Handlungsun-
recht eines Beteiligten dargestellt werden könnte.909 
Im Gegensatz dazu ist das schweizerische Bundesgericht der Ansicht, dass der gemeinsame 
Beschluss einer sorgfaltswidrigen Handlung in subjektiver Hinsicht nicht nachgewiesen 
wurde.910 Erst wenn dieser nachgewiesen wird, könne die Mittäterschaft begründet und somit 
auf individuelle Kausalität verzichtet werden. Die beiden Handelnde haben jedoch nur be-
schlossen, jeweils zwei Feuerwerkskörper abzufeuern, jedoch hat jeder die Art und Weise für 
sich selbst gewählt.911 Es sollte daher festgestellt werden, wer durch Risikoerhöhung vermit-
tels der falschen Weise des Abfeuerns den Erfolg herbeigeführt hat.912 Aus diesen Gründen 
hat das schweizerische Bundesgericht die Urteile des Obergerichts aufgehoben und die Sache 
zur Freisprechung an die Vorinstanz zurückverwiesen. 
 
VI. Ergebnis; Konkrete Anwendung dieser Lösung auf weitere Fälle sowie auf 
überbedingte Erfolge (Gremienentscheidung) 
 
Die Kritiker des Einheitstäterbegriffs weisen darauf hin, dass das Kriterium einer strafbaren 
Mitverursachung nicht klar ist.913 Dies könne zum Verstoß gegen das Schuldprinzip führen.914 
Es gebe auch keine überzeugende Erklärung dafür, warum eine Handlung, die als Teilnahme 
bei vorsätzlichen Straftaten erfasst wird, bei fahrlässigen Straftaten als Täterschaft bewertet 
werden sollte. Die Gegenmeinung erfasst diese Lösung tatsächlich mit bloß einem Kriterium, 
nämlich dass eine Handlung „durch Mittun(Zusammenwirken)“ andere bestärkt oder unter-
stützt.915 Wenn jedoch nur dieses Kriterium verwendet wird, könnte die Bestrafung einfacher 
                                                          
907 Här ing,  sui -gener is  2018,  1  (19) .  
908 Här ing,  sui -gener is  2018,  1  (17) .  
909 Vgl.  u.  Tei l  4  C VI.  
910 BGE 143 IV 361 (371) :  Im Gegensa tz  zur  Verabredung des Hinunterro l lens des Steines  
im „Roll ing-Stones“-Fal l .  
911 BGE 143 IV 361  (366) ,  (370):  „ke ine Risikoabschätzung“.  
912 BGE 143 IV 361  (370) .  
913 Här ing,  Die Mittäte rschaf t  beim Fahr lässigke it sdel ikt ,  2005,  S.  25 ff . ;  ders. ,  sui -gener is  
2018,  1  (5) ;  auch Weißer,  JZ 1998,  230 (235) .  
914 Här ing,  Die Mit täter schaf t  be im Fahrlässigkei t sde l ikt ,  2005,  S.  26 f . ;  ders. ,  sui -gener is  
2018,  1  (5) .  
915 Vgl.  Häring,  sui -generis  2018,  1  (4  f . ) .  
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sein als bei fahrlässiger Mittäterschaft. Ohne Vorlage klarer Kriterien und ohne Berücksichti-
gung der konkreten Umstände wird das Problem der Ausweitung der Bestrafung durch die 
Einheitstäterlösung nicht beseitigt. Angesichts des Wesens der Fahrlässigkeitsdelikte wird das 
Handlungsunrecht eines Beteiligten nicht nur dadurch dargestellt, dass seine Handlung durch 
Zusammenwirken andere bestärkt oder unterstützt. Dies wurde jedoch nicht eingehend un-
tersucht. 
Bei der Einheitstäterlösung sollte die Kausalität jedes Einzelnen wesentlich und grundsätz-
lich erklärt werden.916 Wie bereits analysiert: Keiner ist für fremdes Verhalten verantwortlich. 
Fahrlässige Mittäterschaft kann nicht angenommen werden, da sich der „Bezugspunkt des Ta-
tentschlusses [...] gemäß § 25 Abs. 2 StGB“ auf „die Straftat“ beziehen müsse.917 Die Sorgfalts-
pflicht wird jedem Handelnden individuell auferlegt, und seine eigene Sorgfaltspflicht kann 
nicht mit anderen geteilt werden. Deswegen hängt die Bestimmung der Täterschaft bei fahr-
lässigen Erfolgsdelikten davon ab, ob die jeweils eigene Sorgfaltswidrigkeit eines Beteiligten 
für den Erfolg kausal ist. D.h. der Zusammenhang zwischen jedem Handlungsunrecht jedes 
Beteiligten und dem Erfolgseintritt sollte festgestellt werden. 
Das Handlungsunrecht beruht auf einer objektiven Sorgfaltspflichtverletzung bei objektiver 
Vorhersehbarkeit. Die psychische Kausalität für den Erfolg wird anerkannt. Die Verabredung 
der sorgfaltswidrigen Handlungen (ggf. die Bestärkung der sorgfaltswidrigen Handlungen 
durch psychische Einwirkungen) könnte für sich genommen das Handlungsunrecht begrün-
den.918 Der Inhalt dieser Vereinbarung sollte daher die Sorgfaltspflichtverletzung umfassen. 
Im Gegensatz dazu sollten bei solchen Fällen, in denen sich die Beteiligten nur eine Handlung 
innerhalb des erlaubten Risikobereichs – die sorgfaltsgemäße Handlungsweise – verabreden 
und bei der Ausführung ein an der Verabredung Beteiligter tatsächlich die ihm auferlegte ei-
gene Sorgfaltspflicht verletzt, die individuelle Kausalität für den Erfolg jedoch nicht festgestellt 
wird, alle Beteiligten freigesprochen werden. Denn die Verabredung einer sorgfaltsgemäßen 
Handlung, die innerhalb des erlaubten Risikobereichs liegt, hat keine strafrechtlich relevante 
Bedeutung. Sie könnte nur dazu dienen, die Beteiligten in Bezug auf Zeit und Ort zu identifi-
zieren. 
Wenn spezifische Fälle konstruiert werden, die aus dem obigen „Feuerwerke“-Fall abgelei-
tet sind, wären sie wie folgt zu lösen: 
                                                          
916 Bindokat ,  JZ 1979,  434  (437) .  
917 BGHSt 63 ,  88 (Rn.  27) .  
918 Vgl.  Greco,  JRE Bd.  27  (2019)=GS-Hruschka,  361 (379) :  Die  Annahme einer  Sorgfal t s -
norm:  „Du sol ls t  Deinen Nächsten nicht  zum gefähr l ichen Verhal ten anspornen.“  
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Fall 1: A, B, C verabreden sich (einschließlich konkludenter Verabredung), die Raketen auf 
eine konkrete, riskante Art und Weise abzufeuern. 
Fall 1, Variante 1: Nach der Verabredung feuern A und B die Raketen auf sorgfaltswidrige 
Weise ab, aber C feuert sie nicht auf diese Weise ab oder C feuert sie gar nicht ab. 
Fall 2: A, B, C verabreden sich, Raketen sorgfaltsgemäß abzufeuern.  
Fall 2, Variante 1: Bei der Ausführung feuert A seine Rakete auf sorgfaltswidrige Weise ab, 
B folgt der Handlung des A, dann folgt C auch der Handlung. Es ist nicht festgestellt, wessen 
Rakete den Erfolg verursacht hat. 
Fall 2, Variante 2: Die Reihenfolge der sorgfaltswidrigen Handlungen unter den drei  Betei-
ligten ist unbekannt. 
Fall 2, Variante 3:  Bei der Ausführung feuern A und B die Rakete auf sorgfaltswidrige Weise 
ab, aber C feuert sie nicht auf diese Weise ab. Es kann nicht festgestellt werden, wessen Ra-
kete den Erfolg verursacht hat. 
 
Zu Fall 1: Diese Verabredung begründet jedes Handlungsunrecht von A, B, C für sich genom-
men. Wenn der Erfolg aus vereinbarten Handlungen resultiert, werden sie jeweils als Allein-
täter bzw. Nebentäter bestraft. Hierbei müssen nicht alle drei die Raketen abfeuern. Aufgrund 
der psychischen Einwirkungen durch die Verabredung besteht nach Abschluss der Verabre-
dung die Verpflichtung, zu verhindern, dass die an der Verabredung Beteiligten die sorgfalts-
widrigen Handlungen ausführen; deshalb macht sich C auch in der Variante 1 strafbar. 
Zu Fall 2: Diese Verabredung der sorgfaltsgemäßen Handlungsweise, d.h. der Handlung in-
nerhalb des erlaubten Risikobereichs, stellt an sich kein Handlungsunrecht dar. 
In der Variante 1 wirkt sich die sorgfaltswidrige Handlung des A psychisch auf die sorgfalts-
widrige Handlung des B aus, d.h. sie verstärkt die Motivationslage919 des B, und die sorgfalts-
widrige Handlung des B wirkt sich in gleicher Weise auch auf die Motivationslage des C aus. 
Hier sollte unter umfassender Berücksichtigung aller Umstände konkret festgestellt werden, 
ob die Motivation des anderen verstärkt wurde oder nicht. Bei diesen sequenziellen psychi-
schen Einwirkungen werden alle Beteiligten freigesprochen, wenn die individuelle Kausalität 
für den Erfolg nicht festgestellt wird. Weil C keinen psychischen Einfluss auf die sorgfaltswid-
rige Handlung eines anderen hatte, könnte sich je nachdem, wer den Erfolg tatsächlich unmit-
telbar verursacht hat, der Täter ändern, der entweder aufgrund der Erfolgsverursachung oder 
aufgrund der psychischen Einwirkung bestraft wird. Dies gilt auch dann, wenn die Reihenfolge 
                                                          
919 Greco ,  JRE Bd.  27 (2019)=GS-Hruschka,  361 (378) .  
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der sorgfaltswidrigen Handlungen unter den drei Beteiligten unbekannt ist, da jeder als der 
letzte betrachtet werden sollte (Fall 2, Variante 2). 
In der Variante 3 dient die Verabredung des Abfeuerns der Raketen dazu, die Beteiligten in 
Bezug auf Zeit und Ort zu identifizieren, so dass die zu überprüfenden Handlungen auf die der 
Beteiligten (A, B, C) beschränkt werden könnten. Hier stellt die Handlung des C kein Hand-
lungsunrecht dar und somit werden alle Beteiligten freigesprochen, da die Möglichkeit be-
steht, dass die Handlung des C den Erfolg hätte verursachen können. 
Das hier vorgeschlagene Konzept vermag auch die Fälle überbedingter Erfolge (o. Teil 2 B) 
angemessen zu lösen. Diese Fälle treten v.a. in Zusammenhängen von Kollegialentscheidun-
gen auf. Weil die bloße Beteiligung an der Abstimmung schwerlich eine Sorgfaltswidrigkeit 
darstellt, kann sie nicht als Anknüpfungspunkt eines strafrechtlichen Vorwurfs dienen. Die ei-
gene Ja-Stimme ist aber sorgfaltswidrig; sowohl weil sie einen Beschluss, der für Rechtsgüter 
schädlich sein wird, herbeiführend  als auch – und davon unabhängig – weil sie in Bezug auf 
die weiteren Gremienmitglieder bestärkend, motivierend wirkt. Auch „überflüssige“ Stimmen 
weisen diese zweite, psychische Wirkweise auf. Insofern ist jede Ja-Stimme auch eine psychi-
sche Unterstützung aller weiteren Ja-Stimmen; womöglich nicht für das „rechtliche Zustande-
kommen“ des Beschlusses kausale Stimmen sind immerhin für dessen „faktisches Zustande-
kommen“ kausal.  
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Teil 5: Gesamtergebnis 
 
In dieser Studie wurde zunächst, bereits bei der Sichtung des vorhandenen Fallmaterials 
(Teil 2), dargelegt, dass die Fälle fahrlässigen Zusammenwirkens sich nicht durch eine Heran-
ziehung der Unterlassungsdogmatik lösen lassen (Teil 2 A III 3). Die verschiedenen Konzepte 
einer fahrlässigen Mittäterschaft wurden dargestellt und als nicht überzeugend befunden (Teil 
3). Im Hauptteil der Arbeit wurde, nach der kursorischen Feststellung, dass das Analogieverbot 
der Figur nicht entgegensteht (Teil 4 A), konkret analysiert, dass fahrlässige Mittäterschaft 
nicht auf der Grundlage des höchstpersönlichen Schuldprinzips begründet werden kann, das 
als verfassungsrechtlicher Grundsatz die Grundlage des gesamten Strafrechtssystems bildet 
(Teil 4 B). 
Dem Schuldprinzip, das Verfassungsrang hat, kommt eine strafbarkeitseinschränkende 
Funktion zu (Teil 4 B I, III). Die bejahende Meinung zur fahrlässigen Mittäterschaft basiert vor 
allem auf dem Argument, dass die Kausalitäts- und Zurechnungsprobleme bei fahrlässigem 
Zusammenwirken zu einer Bestrafungslücke führen. Die Ausfüllung von Strafbarkeitslücken 
kann in einem auf Rechtsstaatlichkeit (Art. 28 Abs. 1 GG) und Grundrechten (Art. 1 ff. GG) 
beruhenden Strafrecht nur innerhalb gewisser Schranken erfolgen. Das Strafrecht ist „ultima 
ratio“. Die Bestrafung muss immer nach den rechtsstaatlichen Bedingungen, d.h. nach dem 
Schuldprinzip, kontrolliert werden. 
Das Strafrecht kennt im Gegensatz zum Zivilrecht keine Stellvertretung, bei der das Rechts-
geschäft des Vertreters „unmittelbar für und gegen den Vertretenen“ wirkt (§ 164 Abs. 1 BGB). 
Dies liegt womöglich daran, dass die im Strafrecht vorgesehene Rechtsfolge sich gegen Rechte 
richtet, die sich aus der angeborenen höchstpersönlichen Natur des Menschen ergeben. Das 
Schuldprinzip lässt sich auf den Eingriff in diese höchstpersönlichen Rechte durch die im Straf-
recht vorgesehene Sanktion zurückführen. Da der Eingriff durch Strafe diese angeborenen 
Rechte antastet, kann er nur dann gerechtfertigt werden, wenn die Straftat höchstpersönlich 
ist, d.h. ein eigenes, freies Verhalten. „Niemand kann sich entscheiden, einen anderen strafbar 
zu machen.“920 Aufgrund dieser Wesensverschiedenheit von Straf- und Zivilrecht können auch 
die zivilrechtsinspirierten Lösungen, die die Mittäterschaft als Stellvertretung deuten, nicht 
überzeugen (Teil 3 B IV, Teil 4 B III). 
Aus dem gleichen Grund können kollektive Ansätze (Teil 3 C I, Teil 4 B III) als „Zurechnungs-
einheit“,„Haftungsgemeinschaft der Kollektivperson“ oder „kollektive Sinneinheit“ nicht ver-
folgt werden. Diese Ansätze versuchen, die mittäterschaftliche Zurechnungsstruktur und den 
                                                          
920 Greco ,  S tra fprozesstheorie  und mater ie l le  Rechtskraf t ,  2015,  S.  658 .  
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Verzicht auf individuelle Kausalität ohne Schwierigkeiten zu rechtfertigen, indem sie anneh-
men, dass dies auf die Funktion des § 25 Abs. 2 StGB zurückzuführen ist. Es könnte jedoch 
nicht erklärt werden, warum und wie die Straftat durch das Kollektiv vollständig den einzelnen 
Beteiligten zuzurechnen ist. 
Das Handlungsunrecht für Fahrlässigkeitsdelikte beruht auf der objektiven Sorgfaltspflicht-
verletzung, die ein selbstständiges objektives Tatbestandsmerkmal ist (Teil 4 B VI 1). Da der 
auf die bestimmte Rechtsgutsverletzung gerichtete Wille bei fahrlässigen Straftaten fehlt und 
das Erfolgsunrecht nur außerhalb des Handlungsunrechts besteht, sind das Handlungsunrecht 
und die Zurechnungsform für fahrlässige Straftaten schwächer als bei vorsätzlichen Straftaten. 
Bei Fahrlässigkeitsdelikten kommt es insb. darauf an, die zahlreichen zufälligen Faktoren zwi-
schen dem Handlungsunrecht und dem Erfolgsunrecht zu beseitigen. Bei der Bestimmung des 
Handlungsunrechts muss die objektive Vorhersehbarkeit des Erfolgs (einschließlich des Kau-
salverlaufs) in engem Zusammenhang mit der objektiven Sorgfaltspflichtverletzung stehen. 
Dies entspricht dem Grund für den Fahrlässigkeitsvorwurf und trägt zur Beseitigung der Er-
folgshaftung bei. Die objektive Sorgfaltspflichtverletzung bei objektiver Vorhersehbarkeit wird 
danach bestimmt, was der besonnene bzw. gewissenhafte Mensch des betreffenden Ver-
kehrskreises aufgrund seiner allgemeinen Lebenserfahrung in Rechnung stellen würde. Hier-
bei werden die konkreten Umstände und die soziale Rolle (einschließlich etwaigen Sonderwis-
sens) des Handelnden berücksichtigt. Das Strafrecht behandelt darüber hinaus die sorgfalts-
widrigen Handlungen nur dann, wenn die Handlungen zur Rechtsgutsverletzung führen. Erst 
nach Erfolgseintritt könnte die Sorgfaltswidrigkeit als die „Straftat“ (§ 25 Abs. 2 StGB) auftau-
chen. Dies bedeutet, dass die Risikohandlungen, die sich auf die Rechtsgutsverletzung auswir-
ken, erst dann, also nachträglich bestimmt werden, wenn diese eingetreten ist, und dass das 
Handlungsunrecht eines jeden Täters – sowohl bei unbewusster Fahrlässigkeit als auch bei 
bewusster Fahrlässigkeit (Teil 4 B VI 2) – davon abhängt, ob er seine eigene Sorgfaltspflicht 
verletzt, die jedem zum Zeitpunkt der fahrlässigen Handlung separat auferlegt wird. Auf Basis 
dieser Struktur der Fahrlässigkeitsdelikte könnte es Beteiligte geben, die kein eigenes Hand-
lungsunrecht darstellen. Sofern die kollektiven Ansätze zu Recht abgelehnt werden, ist auf den 
Verstoß gegen das Schuldprinzip bzw. gegen den Gleichheitsgrundsatz bei fahrlässigem Zu-
sammenwirken hinzuweisen. 
Eine andere Gemeinsamkeit, die von der bejahenden Meinung vertreten wird, nämlich ein 
Kollektiv als Surrogat für den gemeinsamen Tatplan bei (vorsätzlicher) Mittäterschaft zu bil-
den – „die gemeinsame Sorgfaltspflicht oder die Verwirklichung einer gemeinsamen geschaf-
fenen Gefahr“ –, kann aufgrund jener Struktur der Fahrlässigkeitsdelikte nicht angewendet 
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werden. Um die objektive Zurechnung auch bei Fahrlässigkeitsdelikten zu bestimmen, wird 
die Gefahrerhöhungslehre verwendet. Hierbei handelt es sich jedoch um den normativen Zu-
sammenhang zwischen dem Handlungsunrecht und dem daraus resultierenden Erfolgsun-
recht (Teil 4 B VI 1 f.). Eine Gemeinsamkeit durch das Handlungsprojekt kann auch nicht vor 
dem Geschehen konstruiert werden. 
Die funktionelle Tatherrschaft bei (vorsätzlicher) Mittäterschaft kann am überzeugendsten 
verwendet werden, um die mittäterschaftliche Zurechnungsstruktur für die gegenseitige Zu-
rechnung auf der Grundlage des Schuldprinzips zu rechtfertigen. Die mittäterschaftliche Struk-
tur kann ohne Zurechnung des Fremdverhaltens im eigentlichen Sinne durch die Herrschaft 
nur über den jeweils eigenen Anteil eines Beteiligten erklärt werden. Jeder einzelne Mittäter 
hat seine Mitherrschaft, die sich notwendig aus seiner Funktion im Rahmen des Gesamtplans 
ergibt. Dies rechtfertigt eine kausalitätsersetzende Funktion des § 25 Abs. 2 StGB bei (vorsätz-
licher) Mittäterschaft (Teil 3 C II). Bei dieser Struktur kommt es darauf an, dass der gemein-
same Tatentschluss in Bezug auf die subjektive Anknüpfung zwischen den Beteiligten dazu 
dient, die „Umfang und Reichweite“ der mittäterschaftlichen Zurechnung zu begründen und 
gleichzeitig zu begrenzen (Teil 4 B V 2 b), c)). Diese Struktur kann jedoch nicht auf Fahrlässig-
keitsdelikte übertragen werden. Bei fahrlässigem Zusammenwirken trägt das gemeinsame 
Handlungsprojekt nur dazu bei, mehrere Beteiligten in Bezug auf Zeit, Ort und Qualität zu 
identifizieren. Auch auf die Vieldeutigkeit des Handlungsprojektsbegriffs sollte hingewiesen 
werden (Teil 3 B V). Denn dies könnte zu einer willkürlichen Ausweitung des Kreises der zu 
bestrafenden Mitwirkenden führen. Insb. bei einer technischen Katastrophe mit zahlreichen 
Personenschäden könnte dieser Kreis nach Bedarf oder durch Appell an das Rechtsgefühl er-
weitert werden. Dies wird ebenfalls dadurch unterstützt, dass das Handlungsunrecht bei Fahr-
lässigkeitsdelikten nachträglich nach dem Erfolgseintritt bestimmt wird. 
Die richtige Lösung besteht darin, bei fahrlässigem Zusammenwirken eine Vorverlagerung 
des Fahrlässigkeitsschuldvorwurfs vorzunehmen, was dem Wesen der Fahrlässigkeitsdelikte 
und dem Schuldprinzip entspricht (Teil 4 B VI). Die Fahrlässigkeitsdelikte basieren auf dem 
Einheitstäterbegriff (Teil 4 B VI 3, Teil 4 C II); auch ein psychischer Beitrag zum Erfolgseintritt 
kann also Täterschaft begründen (Teil 4 C IV). Der Fahrlässigkeitsschuldvorwurf ist nicht auf 
einen einzigen Zeitpunkt beschränkt, so dass das Handlungsunrecht der Fahrlässigkeitsdelikte 
zu einem vorherigen Zeitpunkt erfolgen kann (Teil 4 C I). Auf dieser Grundlage kann, wenn es 
beim gemeinsamen Handlungsprojekt darum geht, die sorgfaltswidrige Handlung, die zum Er-
folg führt, auf bestimmte Art und Weise zu vereinbaren (ggf. die sorgfaltswidrige Handlung 
durch psychische Einwirkungen in nachweisbarer Form zu bestärken), das Handlungsprojekt 
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für sich genommen jedes Handlungsunrecht jedes Beteiligten darstellen. Diese Lösung kann 
nur verwendet werden, wenn jeder Kausalbeitrag jedes Beteiligten zum Erfolg – entweder 
durch die direkte Erfolgsverursachung oder durch psychische Einwirkung – unter Berücksich-
tigung der konkreten Umstände geleistet wird, sollte jedoch nicht verwendet werden, wenn 
die innerhalb des erlaubten Risikobereichs liegenden Handlungen zusammen durchgeführt o-
der deren Ausführungen vereinbart wurden. Die Beteiligten werden jeweils als Alleintäter 
bzw. Nebentäter für das Ganze bestraft (Teil 4 C VI). Sogar im Fall überbedingter Erfolge (Kol-
legialentscheidung) bedeutet jede Ja-Stimme eine psychische Mitwirkung am Abstimmungs-
verhalten der anderen, was deshalb für sich genommen für täterschaftliche Fahrlässigkeit aus-
reicht. 
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